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Erſte Sitzung

verhandlungen
Die Landesſynode hat ihre Verhandlungen durch die von ihr beſtellten Schriftführer und durch Stenographenaufzeichnen laſſen . Hiernach erfolgte die nachſtehende Bearbeitung der Verhandlungen .

Die Landesſynode tagte im Bibelheim Bethanien in Langenſteinbach.

Erſte öffentliche Sitzung

Langenſteinbach , Dienstag , den 1. November 1949 , vormittags 8. 30 Uhr

Tagesordnung

E
Begrüßung der Synode durch den Präſidenten .

II .

Mitteilung von Anderungen über die Zuſammenſetzung
der Synode .

III .
Bekanntgabe von Vorlagen und Eingängen .

IV.

Anſprache des Herrn Landesbiſchofs .
*

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung . Abgeord⸗
neter Joeſt ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident Dr . Umhauer : Ich begrüße Sie herzlich zu der
heute beginnenden Tagung unſerer Synode . Wir ſind lange
Zeit nicht zuſammengekommen , und ich weiß , daß viele unter
Ihnen damit nicht zufrieden ſind . Ich weiß , daß viele unter
Ihnen auch den Zeitpunkt für nicht günſtig gewählt halten ,
da einerſeits die kirchliche Winterarbeit im Beginnen iſt ,
andererſeits beſonders die Herren Profeſſoren unter uns es
ungern ſehen , daß Sie gerade bei Beginn des Semeſters
einige Tage ihrer Berufsarbeit entzogen ſind . Es ſind auch
an mich ſchriftliche Klagen darüber gekommen , und ich habe
den Oberkirchenrat verſtändigt davon . Es iſt mir vom Ober⸗
kirchenrat als Grund für die Verzögerung folgendes ange⸗
geben worden :

„ Urſprünglich war beabſichtigt , die Landesſynode in der
erſten Oktoberhälfte zuſammentreten zu laſſen . Auf dieſer
Sitzungsperiode ſollte der Synode neben dem Landes⸗
kirchenſteuervoranſchlag eine Beſchlußfaſſung über die neu
einzuführende Bibliſche Geſchichte und , wenn möglich , auch
über eine Anderung der Gottesdienſtordnung vorgelegt
werden .

Leider konnte der Verlag die für die Verhandlungen der
Bezirksſynoden notwendigen Exemplare der Bibliſchen Ge⸗
ſchichte „Schild des Glaubens “ erſt im Juni ds. Is . liefern ;
auch die Vorſchläge der liturgiſchen Kommiſſion wurden
erſt in dieſer Zeit fertig , ſodaß die Vorlagen an die Bezirks⸗
ſynoden leider nicht früher erfolgen konnten .

Wenn auch die Landesſynode den Beſchluß über die
Bibliſche Geſchichte unbedingt faſſen ſollte , weil wir ſeit
Jahren keine Bibliſche Geſchichte für den Religionsunter⸗
richt mehr haben , ſo kann die Beſchlußfaſſung über die neue
Gottesdienſtordnung ohne Schaden auf der Synode vertagt
werden , wenn es auch wünſchenswert iſt , daß ſie in die
Beratung eintritt . “

Ich nehme an , daß damit die Aufklärung , die gewünſcht
wird , gegeben iſt .

Ich habe Ihnen nun einige Veränderungen in der Zu⸗
ſammenſetzung der Synode bekannt zu geben , die ſeit unſerer
letzten Tagung eingetreten ſind .

Es iſt dies vor allem der ſehr bedauernswerte Verluſt
unſeres Herrn Karl Frei in Aglaſterhauſen . Herr Mühlen⸗
beſitzer Karl Frei gehörte bereits der vorläufigen Landes⸗
ſynode vom Jahre 1945 an . Er war ein ſtiller , feſt im evan⸗
geliſchen Glauben gegründeter Mann , der gerade in der Zeit
des Kirchenkampfes ſich tapfer für die Kirche eingeſetzt hat
und treu zur Bekennenden Kirche ſtand . So wurde er durch
das Vertrauen ſeines Kirchenbezirks zum Mitglied unſerer
Synode gewählt und hat an den entſcheidenden Sitzungen
der letzten Jahre regen Anteil genommen .

Wenige Wochen nach der letzten Tagung iſt er am 14. No⸗
vember vorigen Jahres nach kurzer ſchwerer Krankheit in
die Ewigkeit abgerufen worden . Die Landesſynode verliert
mit dem heimgegangenen Abgeordneten Karl Frei einen
Mann , der allezeit treu zur evangeliſchen Kirche ſtand und
dem der Aufbau des kirchlichen Gemeindelebens ein ernſtes
Anliegen war . Sein Gedächtnis ſoll unter uns in Ehren
bleiben .

Ich darf Sie bitten , ſich zu Ehren des verſtorbenen Kon⸗
ſynodalen Karl Frei zu erheben .

Anſtelle des Herrn Frei iſt gewählt worden vom Kirchen⸗
bezirk Neckargemünd Herr Dr. med . Kurt Schlapper , Leiter
des Sanatoriums Rockenau über Eberbach .

Herr Pfarrer Dr . Heidland iſt am 1. Mai 1949 zum Ober⸗
kirchenrat gewählt worden . Wir begrüßen ihn in ſeiner
neuen Würde in unſerer Mitte und wünſchen ihm für ſeine
berufliche Arbeit alles Gute und Gottes reichen Segen . An
ſeiner Stelle iſt vom Kirchenbezirk Heidelberg Ladenburg —
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Weinheim Herr Pfarrer Dr . Barner , Heidelberg - Neuenheim ,
gewählt worden .

Herr Hauptlehrer Edwin Baumann in Gutach / Schwarz⸗

wald , der vom Kirchenbezirk Hornberg gewählt war , hat ſein

Amt am 12. Juli 1949 niedergelegt , weil er verſetzt wurde .

An ſeiner Stelle iſt gewählt worden Herr Dr . ⸗Ing . Fritz

Schmidt , Königsfeld .

Herr Univerſitätsprofeſſor D. Dr . Erik Wolf in Freiburg

hat ſein Amt am 4. Juli 1949 niedergelegt . An ſeiner Stelle

wurde vom Kirchenbezirk Freiburg der praktiſche Arzt Dr .

Lüdemann⸗Ravit gewählt .

Präſident Dr . Umhauer verlieſt hierauf den Briefwechſel

zwiſchen ihm und Prof . D. Dr. Wolf und fährt fort :

Ich habe von verſchiedenen Seiten gehört , daß Herr Pro⸗

feſſor Wolf von ſeinem Entſchluß und ſeiner Durchführung

auch anderen Herren der Synode Kenntnis gegeben hat , und

daß durch Rundſchreiben eine größere Zahl von Mitgliedern

der Synode in den Beſitz eines weiteren Rundſchreibens des

Herrn Profeſſor Wolf nebſt Anlage gekommen ſind , einer

Anlage , in der Herr Profeſſor Wolf im einzelnen die Gründe ,

die ihn zum Rücktritt veranlaßt haben , niedergelegt hat . Es

iſt auch an mich der Wunſch herangetragen worden , daß dieſe

beiden anderen Schreiben hier gleichfalls verleſen werden , und

daß ſich eine Diskuſſion daran anſchließe . Ich möchte aber

bitten , es für die heutige Plenarſitzung dabei bewenden zu

laſſen , daß ich die Korreſpondenz , die ich ſelbſt mit Herrn

Profeſſor Wolf geführt habe , verleſe und ich möchte , daß die

anderen Mitteilungen des Herrn Profeſſors und das , was

daran anknüpfend zu ſagen iſt , im Zuſammenhang mit der

Vorlage des Oberkirchenrates über die Gottesdienſtordnung

und die Liturgie im Ausſchuß behandelt wird . Es wird dann

der Berichterſtatter des Ausſchuſſes Gelegenheit haben , im

Plenum darüber zu berichten . Ich hoffe , daß Sie mit dieſem ,

meinem Vorſchlag einverſtanden ſind .

Die Synode ſtimmt dieſem Vorſchlag zu.

Es wird hierauf die Anweſenheit der Mitglieder der Lan⸗

desſynode feſtgeſtellt . Infolge Krankheit oder anderweitiger

dienſtlicher Verpflichtungen haben ſich entſchuldigt die Syno⸗

dalen Birk , Ilzhöfer , Mondon , Lie . Mülhaupt , Dr . Ritter ,

Dr . Schmechel , Siegel , Specht .

Es erfolgt die Verpflichtung der neu gewählten Synodalen

Dr . Barner , Dr . Lüdemann⸗Ravit , Dr . Schlapper und Dr .

Schmidt und des Synodalen Frh . von Gemmingen , der an

den früheren Tagungen der Landesſynode krankheitshalber

nicht teilnehmen konnte .

Präſident Dr . Umhauer : Wir haben drei Ausſchüſſe und

einige kleinere Ausſchüſſe . Wir müſſen angeſichts der Ver⸗

änderungen in der Zuſammenſetzung der Synode ſehen , ob

wir nicht einzelne Erſatzwahlen vornehmen müſſen . Es

kommt noch hinzu , daß einige Herren ſowohl im Verfaſſungs⸗

ausſchuß als auch im Hauptausſchuß oder im Finanzausſchuß

ſind . Bisher haben die Ausſchüſſe darauf Rückſicht genommen
mit ihren einzelnen Sitzungen . Ich glaube nicht , daß das

heute bei dieſer Tagung möglich iſt . Wir werden gleichzeitig

tagen müſſen , damit wir in der kurzen zur Verfügung ſtehen⸗

den Zeit mit der Fülle von Material durchkommen . Es wird

alſo zweckmäßig ſein , wenn die Herren , die Doppelmitglieder

ſind , ſich ſchlüſſig werden , an welchem Ausſchuß ſie ſich nun

während dieſer Tagung beteiligen wollen .

Nach den ſich anſchließenden Vorſchlägen und Wahlen , die

durch das Ausſcheiden früherer Mitglieder und durch die Zu⸗

wahl neuer Mitglieder der Synode notwendig waren , ſetzen

ſich die Ausſchüſſe aus folgenden Synodalen zuſammen :

Hauptausſchuß :

Eifinger , Frank , Hauß , D. Hupfeld , Joeſt , Mondon , Lie.

Mülhaupt , Müller , Specht , D. Dr . Ritter , Dr . Schmechel ,

Töpfer , Uhl , Dr . Uhrig , Weber .
Verfaſſungsausſchuß :

Pr . Barner , D. Dr . von Dietze , Kley , Kühlewein , Dr . K uhn ,

Rücklin , D. Dr . Schlink , Schneider , Schweikhart , Zitt .

Finanzausſchuß :

Bernlehr , Dr . Bier , Hauß , Lindenbach , Dr . Lüdemann⸗

Ravit , Odenwald , Ritz , Ruſer , Dr . Schmechel , Schneider ,

Willauer .
Kleiner Verfaſſungsausſchuß :

D. Dr . von Dietze , Hof , D. Dr . Schlink .

Kleiner Finanzausſchuß :

Hauß , Odenwald , Dr . Schmechel , Schneider .

Ausſchuß für kirchliche Lebensordnung :

D. Hupfeld , Joeſt , Dr . Kuhn , D. Maas , Pfarrer Wagner⸗

Elſenz .
Geſangbuchausſchuß :

Lic . Mülhaupt , Pfarrer Dr . Scheuerpflug⸗Bruchſal , Pfar⸗

rer Zöbeley - Baiertal .

Liturgiſche Kommiſſion :

Hauß , Weber , Pfarrer Dreher - Freiburg , Kirchenarchivar

Erbacher , Landesjugendpfarrer Herrmann , Dozent Tramnitz⸗

Heidelberg .

Präſident Dr . Umhauer : Ich komme nun zu Ziffer Ill der

Tagesordnung : Bekanntgabe der Eingänge und der Vorlagen

des Oberkirchenrats . Die Eingaben und Vorlagen werden an

die einzelnen Ausſchüſſe weitergeleitet .

Landesbiſchof D. Bender : Bevor ich ihnen ein kurzes Wort

ſage , möchte ich daran erinnern , daß es die erſte Sitzung der

Synode ſeit 15 Jahren iſt , auf der Oberkirchenrat Roſt nicht

mehr unter uns iſt . Ich halte es für meine Pflicht , daß ich

unſerem Mitarbeiter für ſeinen langen 15jährigen Dienſt ,

ſowohl im Oberkirchenrat , wie auf den Synoden , herzlich

danke . Perſönlich bin ich ihm zu beſonderem Dank verpflichtet ,

daß er damals 1946 ſeine Mitarbeit , ſeine große Erfahrung

und ſeinen guten Rat und Anteilnahme in der Kirchenleitung

nicht verſagt hat und bis zur Erreichung der Grenze zuletzt

infolge eines überanſtrengten Herzens nicht ohne Mühe aus —

gehalten hat .
Wir , meine Brüder vom Oberkirchenrat und ich, haben

uns auf dieſe Synode herzlich gefreut , und wir hoffen zuver⸗

ſichtlich , daß die Arbeit , die wir vorbereitend getan haben ,

und die Arbeit , die die Synode zu tun hat , ſich zu dem

Reſultat addieren möchte , das für unſere Kirche gut iſt . In

dieſe Vorfreude iſt allerdings für mich ein ſchmerzlicher Schat⸗

ten gefallen . Das iſt das freiwillige Ausſcheiden von Herrn

Profeſſor Wolf aus ſeinen kirchlichen Amtern und auch aus

denen unſerer Synode . Es hat mich geſchmerzt , daß die Ge—

meinſchaft , deren wir uns mit ihm erfreuen durften , nach

ſeiner Anſicht die Belaſtung verſchiedener theologiſcher und

kirchlicher Überzeugungen nicht ſollte aushalten können . Es

hat mich aber getröſtet , daß ich bei einem längeren Beſuch

vor 4 Wochen feſtſtellen konnte , daß ſein Schritt das brüder —

liche Verhältnis nicht zerſtört hat .
Was ich nun zum Eingang der Synode ſagen möchte , iſt

nicht ein Rückblick über das kirchliche Geſchehen , denn wir

werden ja anhand der Vorlagen wirklich die ganze Breite



unſerer kirchlichen Arbeit miteinander durchgehen , ſondern

eine Frage möchte ich mit Ihnen behandeln , die mir als

beſonders dringend und drängend erſcheint ; das iſt die Frage

des Verhältniſſes der Kirche zum Politiſchen . Zu den drän⸗

genden Aufgaben der Kirche heute gehört die innere Aus⸗

einanderſetzung mit dem Problem der Stellung der Kirche

innerhalb der Welt des Politiſchen . Es iſt eine nüchterne Feſt —

ſtellung , daß Kirche und Politik ſich heute in einer beſonderen

Weiſe aufeinander zubewegen . Der Kampf , den die Beken

nende Kirche in den Jahren der nationalſozialiſtiſchen Herr —

ſchaft geführt hat , war in erſter Linie ein Kampf des chriſt —

lichen Glaubens um den Glauben , aber je länger deſto mehr

hat er unbewußt und bewußt zum Mindeſten politiſch ge—
wirkt , wenn nicht gar politiſche Elemente in ſich aufgenom —
men : Zwangsläufig fiel der Kampf gegen die Gottloſigkeit
des Nationalſozialismus zuſammen mit dem politiſchen

Kampf gegen die Führerſtellung dieſer Bewegung . Geblieben

iſt als Frucht dieſer Entwicklung das ſtarke Bewußtſein um
die politiſche Verantwortung des Chriſten ſeinem Volk und
Staat gegenüber . Der „Sffentlichkeitswille “ der Kirche iſt
heute ein oft gebrauchtes Wort , wenn auch eine Klarheit
darüber nicht beſteht , was es mit dieſem „Offentlichkeits⸗
willen “ auf ſich hat und wie er bibliſch - ⸗legitim ſeiner Aufgabe
gerecht wird . Auf jeden Fall ſcheint vielen deutlich geworden
zu ſein , daß die evangeliſche Kirche heute einen Rückzug aus
der Welt , in der ſie nach Gottes Willen lebt und leben muß ,
auf einen inneren , geiſtlichen Bezirk nicht antreten könne .
Die Kirche iſt nach der Seite des Politiſchen hin in einer
Weiſe offen , wie wohl ſeit den Tagen der Reformation nicht
mehr . Zugleich mit dieſer Bewegung der Kirche zum Bereich
des Politiſchen hin iſt umgekehrt eine Bewegung des Poli⸗
tiſchen auf die Kirche hin feſtzuſtellen . Das äußert ſich nicht
nur in Tatſachen wie der einer ſich chriſtlich nennenden
Partei oder in dem Ringen beſtimmter Kreiſe der SPD um
das Verſtändnis der Chriſten . Der tiefſte Grund für die

Begegnung von Kirche und Politik liegt tiefer , nämlich in

derfür die Weltentwicklung nach dem erſten Weltkrieg charak⸗

teriſtiſchen Politiſierung des geſamten Lebens . In dem
Ringen um den Primat im Staat iſt die Wirtſchaft der
Politik unterlegen , ſeitdem die Politik es verſtanden hat , die

Weltanſchauung zu ihrem Bundesgenoſſen zu machen . Die

Politik iſt dem naiven Stadium der Selbſtbeſchränkung auf

die Bewältigung konkreter umgrenzter Aufgaben entwachſen ,

ſte iſt durch ihre Verbindung mit einer Weltanſchauung , ja
mit einem religiöſen oder religiös gefärbten Glauben radikal
und totalitär geworden . Je tiefer der Anſatzpunkt für das

Selbſtverſtändnis des Politiſchen gelegt wurde , deſto um⸗

faſſender und durchdringender mußte die Tendenz des Poli⸗

tiſchen werden . Die Politiſierung hat jedes Lebensgebiet ,

jeden Kulturbereich erfaßt , ſie kann und wird auch vor der

Kirche nicht halt machen . Weder hat der Nationalſozialismus
dieſen Prozeß erſt eingeleitet , noch hat die Entmächtigung des

Nationalſozialismus dieſem Prozeß Einhalt geboten ; man

braucht nur an das bolſchewiſtiſche Rußland zu denken . Es

wäre aber ein Zeichen von innerer Erblindung , wollte man

dieſe unheimliche Erſcheinung der Politiſierung des geſamten

Lebens nur auf die ausgeſprochen totalitären Staaten des

Oſtens beſchränkt ſehen . Sie iſt , wenn auch in verborgener
Geſtalt , ebenſo in der weſtlichen Welt vorhanden . Sie iſt
m. E. das tiefſte Motiv für die Abſicht auch der EKD für die

Errichtung einer Art evangeliſchen Nuntiatur in Bonn , wenn

die Preſſenachrichten richtig ſind .
Im Blick auf dieſe fortſchreitende Allpolitiſierung des
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öffentlichen und privaten Lebens iſt es eine unabweisbare
Pflicht der evangeliſchen Kirche , ſich über ihr Verhältnis zur
Politik Rechenſchaft zu geben . Es darf nicht ſo ſein , daß die
Kirche ſich das Geſetz des Handelns von außen her etwa von
dem Vorbild der katholiſchen Kirche vorſchreiben läßt . Das
Letztere iſt uns durch die Verſchiedenheit der Glaubensan⸗
ſchauungen verwehrt , die , wenn ſie echt und lebendig ſind ,
ſich auch in der verſchiedenen Stellung zu den Fragen des

irdiſchen Lebens bekunden .
Bei dem Suchen nach dem Richtpunkt für die Beſtimmung

des Verhältniſſes von Kirche und Politik dürfen nicht poli⸗
tiſche oder kirchenpolitiſche Erwägungen ſelber beſtimmend
ſein . Typiſch für dieſe Denkweiſe iſt ein Aufſatz des nieder⸗

ſächſiſchen Staatsminiſters , Paſtor Albertz , überſchrieben :
„ Gegenreformation ! “ ; hier wird unter Hinweis auf die

politiſche Vormachtſtellung der, katholiſchen Kirche in dem
neuen Bundesſtaat mit Ernſt die evangeliſche Kirche gefragt ,
ob ſie nicht mit den Sozialiſten zuſammen ſich gegen „die
heilige Allianz von Bonn , die klerikal , romantiſch und reak⸗
tionär “ ſei , zur Wehr ſetzen müſſe. Die Frage iſt aber zuerſt
gar nicht die , mit welcher Partei die Kirche ein Bündnis

eingehen dürfe oder müſſe , ſondern ob die Kirche überhaupt
ein Bündnis eingehen kann . So wie die Dinge heute liegen ,
ſcheint die Kirche im Raum der Politik poſto faſſen zu müſſen ,
wenn ſie ſich nicht überſpielen laſſen will . Aber alle dieſe

Formulierungen ſollten die Kirche zur Vorſicht mahnen .
Wer iſt das Subjekt der Kirche , von der wir ſprechen ? Bei

der katholiſchen Kirche iſt es ſehr real greifbar , die Hierarchie
mit ihrer Spitze im Papſt . Das Subjekt jeder recht ſich ver⸗

ſtehenden evangeliſchen Kirche aber iſt in erſter Linie der

Dreieinige Gott ſelbſt . Darum ſpricht das Augsburgiſche

Glaubensbekenntnis , das Grundbekenntnis auch unſerer

Kirche , in ſeinem 7. Artikel nicht davon , wer die Kirche iſt ,

ſondern wo ſie iſt , nämlich dort , wo das Evangelium recht

gepredigt und die Sakramente nach Chriſti Einſetzung ver⸗

waltet werden . Es kann alſo unter uns nie von der Kirche

gedacht und geredet werden , ohne daß der Blick auf den

Herrn der Kirche , auf den Hirten der Herde geht . Die Ge⸗

ſchloſſenheit der evangeliſchen Kirche beruht deshalb nicht

auf der äußeren , auch politiſch einſetzbaren Korporation und

Organiſation , ſondern auf der Glaubensverbundenheit ihrer

Glieder mit ihrem gegenwärtigen , aber zugleich unſichtbaren

Herrn . In der demütigen Anerkennung Jeſu Chriſti als ihres

alleinigen Herrn verliert die evangeliſche Kirche nicht das

Wiſſen darum , daß Chriſtus ſein Volk in allerlei Kirchen hat ,

ſofern Er in wunderbarer Weiſe auch dort inmitten falſcher

Lehren es macht , daß Menſchen in Ihm ihren Heiland glau⸗

ben . Gerade die Gewißheit des an Chriſtus und an Chriſtus

allein hangenden Glaubens verbietet ihr die falſche Gewißheit

der allein ſeligmachenden römiſchen Kirche , in der der totale

Herrſchaftsanſpruch des Herrn Chriſtus unverſehens auf die

Kirche , als der Magd Chriſti , übergegangen iſt .

Dieſe Glaubensanſchauung der evangeliſchen Kirche hat

beſtimmenden Einfluß auf ihre Anſchauungen vom politi⸗

ſchen Leben und ihr praktiſches Verhalten zu dieſem politi⸗

ſchen Leben . So ſehr die römiſche Kirche ſich als ausſchließliche

Glaubenseinheit vor Gott und darum auch ebenſo gegenüber

dieſer Welt empfindet und alſo die Glaubensſtellung ihrer

Glieder in abſolute Deckung mit der von ihr für richtig ge⸗

haltenen politiſchen Meinung und Organiſation bringt , ſo

wenig vermag dies die evangeliſche Kirche . Sie könnte nur

dann in der eindeutigen Weiſe wie die römiſche Kirche ſich

politiſch betätigen , wenn ſie für ihre konkreten politiſchen
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Entſcheidungen ein Wort vom Herrn hätte . Dieſes Wort vom

Herrn iſt ihr nicht gegeben . Darum muß und kann ſie es hin⸗

nehmen , daß ihre Glieder politiſch verſchieden denken und

handeln . Die evangeliſche Kirche wird , ſoviel ſie auch zum

bolſchewiſtiſchen Kommunismus zu ſagen hat , nicht die Kom⸗

muniſten von der kirchlichen Gemeinſchaft ausſchließen kön⸗

nen und wollen . Menſchen , die ſich zum Evangelium und

zum Sakrament faktiſch halten , gehören zur Kirche , deren

Herr Chriſtus allein iſt .
Die Kirche hat eine politiſche Verantwortung für Volk und

Staat , ja ſie hat die tiefſte Verantwortung , nämlich die Ver⸗

antwortung für die Seelen aller Volksgenoſſen ; ſie hat die

Verantwortung , daß Gottes Namen nicht unter den tauſend
irdiſchen Namen , daß Gottes Geſetz nicht unter der Menge

irdiſcher Geſetze und daß Gottes Gnade nicht unter dem

menſchlichen Wohlfahrtswillen begraben werde . Die Kirche
kann ſich darum nur ſo ihrer eigenen , unübertragbaren Auf⸗
gabe gebenüber der Welt , dem Staat , den politiſchen Par⸗
teien entledigen , daß ſie darum ringt , Kirche des dreieinigen
Gottes zu ſein und zu bleiben und dieſe ihre Berufung feſt⸗
zuhalten . Die Kirche verfälſcht ihre Aufgabe , wenn ſie ſich
auf direktem Weg in die Arena der Politik begibt und Partei
unter Parteien wird , wie es die römiſche Kirche von ihren
Vorausſetzungen her mit gutem Gewiſſen tut .

Es iſt freilich ſchwer , die Argumente richtig zu erfaſſen und

zu werten , die heute auch unſerer Kirche vorgehalten werden ,
um ſie politiſch zu aktivieren . Muß die Kirche nicht um des

Notſtandes willen , in dem ſich der Staat befindet , die poli⸗
tiſche Aufgabe gleichſam ſtellvertretend , zur linken Hand über⸗

nehmen , wie es nach dem Zuſammenbruch und dem Einmarſch
der Alliierten vorübergehend deutlich der Fall war ? Es gab
ohne Zweifel in den vergangenen Jahren Aufgaben , die echte
Aufgaben des Staates waren , die aber die Kirche einfach
übernommen hat , weil der Staat nicht da war , z. B. das
Eintreten für gerechte Handhabung der Rechtſprechung in
den ſogenannten Kriegsverbrecherprozeſſen , in Denaziftzie⸗
rungsverfahren und in der Sorge um die Kriegsgefangenen ,
ja weithin um die Bekämpfung der materiellen Not der Zeit⸗
opfer . Mit der Wiederherſtellung der ſtaatlichen Ordnung
und der ſtaatlichen Funktionen wird die Kirche von vielen ihr
aufgenötigten Aufgaben entlaſtet , und es iſt nötig , daß ſie ihre
Aufgabe gegenüber dem politiſchen Bereich aufs neue grund⸗
ſätzlich überprüft .

Was die Kirche vor einer falſchen politiſchen Verantwor⸗

tung und Betätigung bewahren muß , iſt das aus dem Neuen
Teſtament geſchöpfte und durch die Erfahrung immer wieder
beſtätigte Wiſſen darum , daß ein Element der Politik die
Macht iſt . Darüber darf uns die heute beliebte Diffamierung
der Macht nicht hinwegtäuſchen , denn die Macht ſchließt das
Recht nicht in jedem Falle aus , vielmehr ſchließt Recht immer
rechtverſtandene Macht ein . Es zeugt von einer törichten
Oberflächlichkeit , wenn die Geſchichte nur als das Feld un⸗
aufhörlicher Machtkämpfe angeſehen und damit negativ ge⸗
wertet wird . Jeder echte Staat hat Macht , und es iſt nicht
die Frage , ob er darauf verzichten will , ſondern wie er ſie
gebraucht : Ob zur Förderung der Guten und zur Zähmung
der Böſen und umgekehrt . Der Staat darf ſeine Macht nicht
verleugnen oder ſie aus falſcher Scham verbergen — das
würde nur zur Heuchelei führen — im Gegenteil : er muß
ſie zur Anwendung bringen und wehe ihm , wenn er dies
aus innerer Vollmachtloſigkeit verſäumt .

Aber eben , weil die Macht zum Weſen des Staates gehört ,
die Macht bis in den phyſiſchen Bereich ſeiner Gemeinſchaft

hinein , darum kann die Kirche ſich nicht auf ſeine Ebene

begeben . „ Ihr wiſſet “, — ſagt Jeſus ſeinen Füngern — „ daß
die weltlichen Fürſten herrſchen und die Oberherren haben
Gewalt . So ſoll es nicht unter euch ſein , ſondern , ſo jemand
unter euch will gewaltig ſein , der ſei euer Diener . “ Mit

dieſem Wort wertet Jeſus nicht die irdiſche Herrſchaft ab,

ſondern er zeigt nur den qualitativen Unterſchied zwiſchen
dem Bereich des Staatlich - politiſchen und dem Bereich der

Kirche .
Man kaänn nicht einfach einen Katalog von politiſchen

Aufgaben aufſtellen , die die Kirche übernehmen könnte und

müßte . Jeſus hat aber ſeiner Kirche ein untrügliches Krite⸗

rium gegeben , an dem ſie innewerden kann , ob ſie im Begriff

ſteht , ſich in ein fremdes Amt zu miſchen : nämlich , wenn ſie

zum Mittel des Machteinſatzes getrieben werden ſoll .
Die Kirche als Kirche hat nur ein einziges Amt : Daß ſie

unter dem Beiſtand des Heiligen Geiſtes unabläſſig ſich ſelbſt
und die Welt von ihren Sünden überführen läßt , ſich und

der Welt die auf die Rechtfertigung hinzielende Gerechtigkeit
Gottes und die Wiederkunft ihres Herrn bezeugt , der Gericht
und Gnade Gottes zur Vollendung bringt . Indem ſie dieſes

tut , und dieſes mit aller gebotenen Eindeutigkeit und Ein⸗

ſeitigkeit , gibt ſie ihren Gliedern die Ausrüſtung , deren ſie

für ihre politiſche Betätigung — politiſch im weiteſten Sinn

des Wortes —bedürfen . Es ergibt ſich in einer Kirche , die

ſo ihr Amt verſteht , dies doppelte :
1. daß ihre Glieder von der Funktion des einen Amtes leben

und unter dieſem einen Amt ſich vereinigt finden , und
2. daß dieſe Glieder der Kirche , unter der Verkündigung des

Evangeliums geeint , auf der politiſchen Ebene in verſchie⸗
denen Lagern ſtehen .
Die Kirche hat für ihre Glieder wohl ein einziges Wort

vom Herrn über ihren Herrn , aber ſie hat kein ebenſo ver⸗

bindliches , eindeutiges Wort in den politiſchen Fragen ; ſie hat
es nicht und darf es nicht haben wollen .

In dieſer Tatſache gründet die immer wieder beklagte Not

politiſcher Bedeutungsloſigkeit der evangeliſchen Kirche und
die immer neue Verſuchung , dieſer Not abzuhelfen . Das ein⸗
drucksvolle Bild der römiſchen Kirche bedeutet wirklich für
uns alle eine Anfechtung ; ſie wirkt geſtaltend auf den Gang
der Weltpolitik im Kleinen und im Großen und ſcheint ganz
anders als die evangeliſche Kirche ein Salz der Erde zu ſein .
Sie überläßt uns gern die politiſche Unſcheinbarkeit , in der

ſie nur die wohlverdiente Strafe für den Abfall von der

wahren Kirche erblickt und greift wie zum Wanderſtab der

Apoſtel ſo auch zum Szepter des Weltkönigs . Sie nimmt ,
ihrer Sendung bewußt und gewiß , die Herausforderung
Stalins an , der geſagt haben ſoll , daß der Endkampf der Ge⸗

ſchichte zwiſchen Moskau und Rom ausgefochten werden wird .
Die evangeliſche Kirche aber muß immer aufs neue den

Auftrag des Herrn erfaſſen , der nicht zum Erbſchlichter , ſon⸗
dern zum Heiland der verlorenen Welt und auch der verlo⸗
renen Politiker geſetzt war . Sie muß mit vollem Bewußtſein
und innerer Bejahung die Verlegenheit tragen , ja den Schein
der Unbrauchbarkeit auf ſich nehmen , in der ſie ſich der Welt
darbietet . Sie iſt aus der Schrift und aus der Erfahrung
gelehrt , daß die Preisgabe ihres einzigen Amtes ihr vielleicht
manchen Einfluß in der Welt und über die Welt des Poli⸗
tiſchen verſchaffen könnte , aber ihr ebenſo gewiß die Voll⸗

macht nimmt , die bindet , ohne ſich binden zu laſſen . Das be⸗
deutet nicht Weltflucht . So wahr es iſt , daß die Kirche über
den Parteien ſteht , und ſtehen muß , ſo wahr iſt es, daß ihre
Glieder in den Parteien , in den politiſchen Amtern ſtehen



dürfen und ſollen . Politiſche Enthaltſamkeit im weiten Sinn
des Wortes politiſch kann und darf es für den evangeliſchen
Chriſten nicht geben , denn er hat der Stadt Beſtes zu ſuchen ,
in der er wohnt ; politiſche Enthaltſamkeit im engeren Sinn ,
3. B. das Nichtübernehmen eines beſtimmten Amtes oder
Nichtausübung des Wahlrechtes kann im Einzelfall geboten
ſein, z. B. dem geiſtlichen Amte die parteipolitiſche Betäti —
gung. In ſeiner politiſchen Betätigung repräſentiert der
Chriſt nicht die Kirche , ſondern da tut er ein Stück ſeines
irdiſchen Tageswerkes nach der ihm gebotenen Erkenntnis
unter der Mahnung und dem Troſt des Wortes Gottes , das
ihm Gott durch das Amt der Kirche darreicht .

Ich weiß , daß , was hier gedanklich , aber auch ſachlich aus⸗
einandergehalten wird und werden muß , in der konkreten
Situation untrennbar ineinandergeſchoben zu ſein ſcheint .
So ſtellt ſich die Aufgabe der Kirche vor allem in der Blick —
richtung der Kirchenleitung dar . Wie ſchwer iſt im Einzelfall
zu entſcheiden , ob die Kirchenleitung ein Wort an die Offent⸗
lichkeit, um Staat , zu den Parteien , zu ganz beſtimmten
politiſchen Fragen zu ſagen hat und wenn ja , was und wie
ſie zu reden hat . Sie wird dabei die Erfahrung machen , daß
ſie bald nach der Seite falſcher Zurückhaltung , bald nach der
Seite unerlaubter Einmiſchung vom geraden Weg und den
Fußſtapfen Chriſti abirren wird ; aber Chriſti Amt in Aktion
und Paſſion iſt der Kompaß , um deſſen Richtungweiſung ſie
bittet und gewiß nicht vergeblich bittet .

Daß der Weg der evangeliſchen Kirche mitten durch den
Bereich des Politiſchen hindurch , ihn nicht verachtend , aber
ſich nicht an ihn hingebend , von der katholiſchen Kirche miß⸗
deutet werden kann , iſt nicht gefährlich , aber gefährlich wäre ,
wenn die Glieder unſerer evangeliſchen Kirche ſelbſt von ihrer
Kirche einen Weg in die politiſche Aktion verlangten , der ihr
vom Worte Gottes verwehrt iſt .

Es iſt eine gute Sache , daß nahmhafte evangeliſche Chriſten ,
an ihrer Spitze der Bundesinnenminiſter Heinemann , poli⸗
tiſche Verantwortung auf ſich genommen haben , aber es
würde zu einer Auflöſung der Kirche vom Politiſchen her
führen , wenn die Kirche als Ganzes dasſelbe verſuchte , denn
ſie müßte ſich dann ebenſo , wie es ihre Glieder tun müſſen ,
mit einer ganz beſtimmten politiſchen Konzeption , mit ganz
beſtimmten politiſchen Löſungsverſuchen und Entſcheidungen
identifizieren ; damit aber hörte ſie auf , die Mutter aller
Gläubigen zu ſein , die durch den politiſchen Raum hin zer⸗
ſtreut wohnen . Damit hätte ſie ſich an die Welt verloren und
ihres Amtes für die ganze Welt vergeſſen . Davor aber be—
wahre Gott unſere Kirche . „ Lieber ſoll ſie einäugig und ein⸗
ſeitig ins Reich Gottes gehen , als mit beiden Augen und als
eine Allerweltskirche in die Hölle . “

Unſere Zeit ſteht in der grauenhaften Gefahr , der radikalen

Politiſierung zu verfallen . Von der Politik erwartet die ver⸗
ſchmachtende Welt diesmal das Heil , von einer ganz beſtimm⸗
ten Politik , die , weil ſie nicht mehr mit Gott rechnet , ſelbſt
die Welt in Ordnung bringen zu müſſen und zu können
meint . Ihr Charakteriſtikum iſt die Verwechſlung von Ein⸗
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heit und Friede . Wenn ſie erſt alles unter ein Geſetz , unter
eine Direktion gebracht hat , alles , dann wird der bedrohende
Streit zu Ende ſein . Es iſt eine Art religiöſer Monismus ,
der das politiſche Denken in Oſt und Weſt beherrſcht ; dieſes
Denken aber entſpringt der Verachtung aller von Gott ge—
ſetzten Grenzen , Unterſcheidungen und Ordnungen und macht
dieſe durchgehende Grenzverwiſchung zum Prinzip ſeiner
Theorie und ſeiner Praxis . Innerhalb dieſes ſich vollziehen⸗
den Verwiſchungsprozeſſes iſt der Kirche die Gabe der Nüch⸗
ternheit und der Unterſcheidungsfähigkeit im Wort ihres
Herrn gegeben , und ſie dient der dahintaumelnden Welt da⸗
durch , daß ſie ſich ihr nicht einordnen und unterordnen läßt ,
daß ſie ihres alleinigen , von allen anderen Amtern unter
ſchiedenen und unterſcheidenden Amtes ſich erinnert und
dieſes ihres Amtes : des Zeugniſſes des Evangeliums für alle
waltet , unbekümmert darum , ob ſie verſtanden wird oder
nicht , ob man ſie darum lobt oder ſchilt . Bleibt ſie in dieſem
ihrem Amte , dann folgt ſie den Spuren Jeſu Chriſti , der ſich
ſelbſt für die Seinen geheiligt hat , und d. h. der immer gegen⸗
über ihren menſchlichen Gedanken und Anſinnungen auf
Gottes Seite trat und alſo , indem er ſich von der Welt ſchied ,
ihr den entſcheidenden Dienſt getan hat . Bleibt ſie in dieſem
Amte treu , dann bleibt ſie bei all ihrer Gebundenheit etwa
gegenüber der frei ausſchreitenden römiſchen Kirche doch vor
Gott die Freie , die unſer aller Mutter iſt ; dann wird ſie um
ihres Herrn und ihres Amtes willen als eine „Verſchnittene “
auf alles verzichten , was allein weltändernde Kraft verheißt :
eine eigene Partei , eine eigene Gewerkſchaft , eine eigene
Wiſſenſchaft , eine eigene Kunſt . Sie wird die Schmach poli⸗
tiſcher Unfruchtbarkeit tragen , und doch glauben , daß ſich
gerade darin über ihr die wunderbare Verheißung erfüllt ,
die ſchon den Völkerapoſtel getröſtet hat : „ Sei fröhlich , du

Unfruchtbare , die du nicht gebierſt , und brich hervor und rufe ,
die du nicht ſchwanger biſt , denn die Einſame hat viel mehr
Kinder , denn die den Mann hat . “

Gott verleihe unſerer evangeliſchen Kirche die Einfalt des

Glaubens , die nicht auf ihre politiſche Wirkung und Bedeu⸗

tung reflektiert und es verſchmäht , mit den politiſchen Mäch⸗
ten in Konkurrenz zu treten , ſondern die unabläſſig auf ihren
Herrn ſieht , ſeines Wohlgefallens ſich tröſtet und ſeine ſelig⸗
machenden Tugenden allein verkündigt . So allein hilft ſie
ihren Gliedern , daß ſie im Schweiße ihres Angeſichts ihr
Stücklein Erde bebauen und dabei nicht verſchmachten , ſon⸗
dern geſtärkt und erquickt werden ; ſo allein hilft ſie , daß die

Politiker glauben lernen und im Glauben bleiben , ohne
welchen kein Tun Gottes Wohlgefallen findet , durch welchen
aber alle Werke einen rechten Gang gehen .

Auf Vorſchlag des Abgeordneten D. Hupfeld wird der

Donnerstagabend für die Ausſprache über das Referat , das

inzwiſchen hektographiert und allen Synodalen zugeſtellt wird ,
in Ausſicht genommen .

Die Sitzung wird ſodann mit Gebet , das Kreisdekan

D. Maas ſpricht , geſchloſſen .
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Zweite öffentliche Sitzung

den 3. November 1949 , 15. 30 Uhr .

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung . Abgeordneter

Kühlewein ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident Dr . Umhauer : Ich habe noch einige geſchäftliche

Mitteilungen zu machen . Seit unſerer erſten Sitzung ſind

angekommen : Abgeordneter Mondon und Abgeordneter

Siegel , die ſich für die erſte Sitzung entſchuldigt hatten . Für

heute beurlaubt iſt Abgeordneter Hammann , weil er an der

Beerdigung des Herrn Pfarrers Scheel in Mannheim teil —

nehmen muß .

Wegen der Präſens möchte ich folgendes ſagen : In der

erſten Sitzung haben wir alle namentlich aufgerufen und feſt⸗

geſtellt , wer da iſt bzw. nicht da iſt . Für die Zukunft möchte

ich mich an §S 29 Abſ .2 der Geſchäftsordnung halten , worin

es heißt :
„ Die Anweſenheit der Abgeordneten wird jeden Tag

durch eigenhändige Eintragung in eine während der Ta —

gung an einem beſtimmten Ort aufliegende Liſte beur⸗

kundet . “

Von früheren Tagungen ſind noch einige Dinge im Rück⸗

ſtand , wie inzwiſchen feſtgeſtellt wurde . Es iſt da ein Beſchluß

gefaßt :
1. über die Einführung eines kirchlichen Gedenktages für

die Gefallenen . Durch Beſchluß der Synode wurde folgender
dem OK ſüberwieſen :

„ Auf Anregung des Pfarrkonvents des Kirchenbezirks
Lörrach wird die Synode gebeten , die alsbaldige Einfüh⸗

rung eines kirchlichen Gedenktages für die Gefallenen an⸗

regen zu wollen . “
Wir haben vor 1%/ Jahren über die Sache ſchon geſprochen .

Wenn meine Erinnerung noch friſch genug iſt , ſo haben wir
damals vom Oberkirchenrat — das war damals m. E. OKR

Roſt —gehört , daß nicht beabſichtigt ſei , einen beſonderen
Gedenktag für die Gefallenen einzuführen , ſondern an dem

allgemeinen Totengedenktag auch der Gefallenen zu gedenken .
Ich frage , ob ſich hieran etwas geändert hat ?

Ich nehme an , da kein Widerſpruch aus der Synode ſich
erhebt , daß damit der Antrag erledigt iſt .

2. Betr . das Erntedankfeſt : Der folgende Antrag , einge —
reicht von Eiſinger , Ruſer , Kley , wurde dem OK zur ent⸗

ſprechenden Verwertung bei ſeinen Beratungen überwieſen :
„ Der neue Termin des Ernte - und Dankfeſtes wird von

mehreren Gemeinden des Oberlandes als zu früh bezeich —
net . Die Synode wird daher gebeten , zu prüfen , ob eine

Verſchiebung des Termins möglich oder erwünſcht er⸗
ſcheint , oder ob es angängig iſt , daß einzelne Gemeinden
oder Kirchenbezirke von ſich aus das Ernte - und Danffeſt
auf einen ſpäteren Sonntag verlegen . “
Ich habe über das Schickſal dieſes Antrags inzwiſchen nichts

gehört . Wird von ſeiten des Oberkirchenrats dazu Stellung
genommen ?

Landesbiſchof D. Bender : Wir haben die Frage erwogen
und werden ſie im Erweit . OK noch einmal zur Entſcheidung
bringen können . Ich glaube , daß der Anregung Rechnung
getragen werden ſollte .

Präſident Dr . Umhauer : Dann darf ich auch dieſen Antrag
für die heutige Sitzung als erledigt anſehen .



3. Die Abſchnitte X und XI des Hauptberichts des Ober
kirchenrats ſind zurückgeſtellt worden . Ich habe von dem
Herrn Vorſitzenden des Finanzausſchuſſes , Bürgermeiſter
Schneider , gehört , daß ſie jetzt im Zuſammenhang mit der
Beratung des vorliegenden Kirchenvoranſchlags behandelt
werden . Es wird das alſo auf die morgige Tagesordnung
der Steuerſynode geſetzt werden .

4. Betr . Verwendung der Vikarinnen : Der Antrag des
Hauptausſchuſſes über das Amt der Vikarinnen in der Lan —
deskirche wurde in folgender Faſſung angenommen :

„ Die Frage nach den Möglichkeiten der Verwendung von
Vikarinnen in unſerer Landeskirche unter die Vorlagen
der Kirchenleitung für eine der nächſten Tagungen der
Landesſynoden aufzunehmen . “
Wenn ich das heute zur Sprache bringe , ſo ſoll es keine

Erinnerung ſein , ſondern nur eine Feſtſtellung Dieſer An —
trag harrt noch der Erledigung . Drängen wollen wir nicht .

5. Als letzter Punkt : Die Altersverſorgung der Gemeinde⸗
helferinnen . Ich verweiſe auf S. 31 des gedruckten Berichts
über die Verhandlungen der Landesſynode vom März 1948 .
Es wurde damals folgender Beſchluß gefaßt :

„Die Synode bittet die Kirchenleitung ,
I . die Altersverſorgung der Gemeindehelferinnen zu er⸗

wägen ;
2. Sorge zu tragen , daß die Pfarrer und die Gemeinde⸗

helferinnen wieder mehr zu ihrer eigentlichen Seelſorge —⸗
aufgabe kommen , undes ſich angelegen ſein laſſen , ge—
eignete Gemeindeglieder auf dieſen Beruf aufmerkſam zu
machen . “

Ziff. 1 dieſes Beſchluſſes harrt noch der Erledigung . Ich
ſehe unter den heutigen Eingängen , die ich nachher zur Ver —
leſung bringe , eine Wiederholung dieſes Antrags . Ich darf
alſo auf die ſpätere Beſprechung dieſes Antrags verweiſen .

Weiterhin habe ich Eingänge bekannt zu geben . Wir haben
10 Telegramme bekommen , die ſich ſamt und ſonders mit der
Feſtlegung des Buß⸗ und Bettags auf Mittwoch , den 16. No⸗
vember , befaſſen und mit der Sicherung der Heilighaltung
dieſes Tages .

Abgeordneter Schweikhart verlieſt eins dieſer Telegramme :
„ Der evang . Kirchengemeinderat Unterſchüpf , Oberſchüpf

und Lengenrieden tritt unter allen Umſtänden für die Ein⸗
haltung des Mittwoch , den 16. November , als Buß - und
Bettag und Feiertag ein . Wir bitten hohe Synode , die

evang . Gemeinden zur Feier dieſes Tages deutlich aufzu⸗
rufen . Gegebenenfalls Verhandlungen mit Landesregierung
oder Bundesregierung aufzunehmen und gegen einſeitige
Benachteiligung unſerer evang . Konfeſſion zu proteſtieren .

Evang . Kirchengemeinderat Unterſchüpf . “

Telegramme ähnlichen Inhalts haben der Bezirkskirchen —
rat des Kirchenbezirks Boxberg , die Kirchengemeinderäte

Borberg⸗Wölchingen, Eubigheim , Schillingſtadt - Schwabhau —
ſen, Hirſchlanden , Buch a. Ah. , Bobſtadt , Schweigern - Epp⸗
lingen und das Dekanat Wertheim überſandt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich frage die Synode , ob ſie
wünſcht , daß dieſe Telegramme dem Hauptausſchuß über⸗

wieſen oder unmittelbar im Plenum behandelt werden ?

Abgeordneter Schneider : Ich beantrage unmittelbare Er —

ledigung.
Oberkirchenrat V. Dr . Friedrich : Das in den Eingaben

verlangte Wort an die Gemeinden iſt unterdeſſen ſchon her⸗
ausgegangen , und zwar am 31. 10. dieſes Jahres . Hierin iſt
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ganz klar die Lage , wie ſie ſich im Augenblick ergibt , feſt⸗
gelegt . Wegen des Buß - und Bettages verhandeln wir ſchon
ſeit dem letzten Buß⸗ und Bettag , mit dem Ergebnis aller⸗
dings , daß weder in Nordbaden , noch in Südbaden ein Feſt⸗
tagsſchutz zu erreichen iſt . In Nordbaden haben wir ein Geſetz
über die Feſttage aus dem Jahre 1947 . In dieſem Geſetz iſt
im 8 1 auch der evangeliſche Landesbußtag als Feſttag auf⸗
geführt . Es iſt aber nichts geſagt , an welchem Tag , ins⸗
beſondere nichts darüber , ob er an einem Sonntag oder an
einem Werktag gefeiert wird . Sie werden ſich erinnern , daß
im Vorjahre , bis am Dienstag vor dem entſprechenden
Mittwoch , die Sache unklar war , und daß wir in Nordbaden
es dann ſchließlich dem Eingreifen des Präſidenten des
Landesbezirks Nordbaden , Dr . Köhler , verdankt haben , der
einfach anordnete , daß der Mittwoch gefeiert wird . Im
letzten Augenblick hat ſich noch die Stadt Mannheim mit
allen Mitteln dagegen gewehrt . Aber der Feſttagsſchutz iſt
ſchließlich gewährt worden . Unterdeſſen ſind von ſeiten der
Induſtrie wiederum erneut ſtarke Bedenken und Einſprüche
erfolgt , auch von ſeiten EDu⸗Abgeordneter ſind ſolche Ein⸗
ſprüche erfolgt . Das Staatsminiſterium in Stuttgart hat die
Lage erneut geprüft . Wir hatten im Juli dort eine Beſpre⸗
chung , bei der auch Vertreter des Juſtizminiſteriums und
des Kultminiſteriums zugegen waren . Ebenſo war auch
ein Vertreter des Arbeitsminiſteriums zugegen . Bei dieſer
Beſprechung wurde dargelegt , daß der Geſetzgeber des
Feiertagsgeſetzes davon ausgegangen iſt , daß der Landesbuß⸗
tag ein Sonntag iſt . Man kann dieſe Behauptung ſchlecht
widerlegen . Wir haben geltend gemacht , wir halten unter
allen Umſtänden an dem letzten Mittwoch vor dem letzten
Trinitatisſonntag feſt . Das Staatsminiſterium hat darauf⸗
hin erklärt : wenn das verlangt wird , ſo wollen wir gerne
einen Entwurf zu einem Nachtragsgeſetz beim Landtag ein⸗
reichen , in dem ausdrücklich feſtgelegt wird , daß es dieſer
Mittwoch ſein ſoll . Dazu iſt das Staatsminiſterium ver⸗
pflichtet — ſo wurde es dargelegt — damit dann , wenn dieſer
Mittwoch Feſttagsſchutz bekommt , auch die Lohnzahlung —
und das iſt das Entſcheidende und nicht die konfeſſionellen
Gegenſätze oder konfeſſionelle Benachteiligung — für dieſen
Tag angeſetzt wird , d. h. , daß der Arbeiter auch an dieſem
Tag ſeinen Lohn bekommt , wie er ihn an einer Reihe anderer
in der Woche liegenden Feſttage , wie z. B. am 1. und 2.

Weihnachtsfeiertag , dem Oſtermontag , dem Pfingſtmontag
uſw . bekommt . Hier liegt der Schwerpunkt der Frage . Das

Staatsminiſterium hat erklärt , wenn es auch im vorigen
Jahre noch einmal gut abgegangen ſei , es in dieſem Jahre
nicht mehr ſo gut abgehen werde , wenn durch eine Anord

nung des Staatsminiſteriums oder durch eine Ausführungs⸗
verordnung zu dieſem Geſetz der Feſttagsſchutz angeordnet
wird . Dann wird prompt eine Klage von ſeiten der Induſtrie

gegen den Staat auf Schadenerſatz erfolgen . Die Mittel , die

notwendig ſind , um die Lohnzahlungen zu bewirken , betragen

für Nordwürttemberg und Nordbaden 5,3 Millionen . Dieſer

Gefahr kann ſich das Staatsminiſterium nicht ausſetzen .
Wir haben unterdeſſen wiederholt unſere Forderung er⸗
hoben und immer wieder gebeten und kategoriſch erklärt:
wir verlangen das . In der vorigen Woche hat wieder
eine Beſprechung des Kultminiſteriums in Stuttgart ſtatt⸗

gefunden , bei der der Kultminiſter ſelbſt im Auftrage des
Kabinetts uns mitteilte , das Kabinett hätte ſich erneut mit

der Sache befaßt und ſei bei dieſer Rechtslage , auf die beſon —

ders der Juſtizminiſter hingewieſen hat , nicht in der Lage ,



für dieſes Jahr Feſttagsſchutz zu gewähren . Es ſollen weitere

Verhandlungen ſtattfinden . Man wird unter Umſtänden ver⸗

ſuchen , ein Geſetz einzubringen . Ob das Geſetz vom Landtag

angenommen wird , iſt eine ganz andere Frage . Dagegen wird

ſich die Induſtrie ſtellen . Die Gewerkſchaft und die Sozial⸗
demokratie werden vielleicht Gewehr bei Fuß ſtehen , wenn
die Lohnzahlung verfügt wird . Wie das ausgeht , iſt nicht zu
ſagen . Der Kultminiſter hat uns in Ausſicht geſtellt , daß durch
den Entwurf unter Umſtänden eine Religions - oder Kirchen —
debatte entfeſſelt wird . Nachdem Feſttagsſchutz nicht gewährt
wird , wurde für dieſes Jahr eine Weiſung an die Pfarr⸗
ämter herausgegeben , es bei einem Abendgottesdienſt an

dieſem Mittwoch bewenden zu laſſen . Soviel für Nordbaden .

Für Südbaden hat der Landtag in Freiburg ſeinerzeit ein

Geſetz beſchloſſen , in welchem in anerkennenswerter Weiſe
der Buß⸗ und Bettag , ganz gleichgültig ob die evangeliſche
Konfeſſion Pfarrechte hat oder nicht , Feiertagsſchutz be—
kommt . Dieſes Geſetz vom 26. 2. 48 iſt aber , da die franzö⸗
ſiſche Militärregierung Einſpruch erhob , bis jetzt noch nicht
verkündet . Vorige Woche noch hat das Miniſterium des
Innern in zwei Schreiben uns mitgeteilt , daß es leider nicht
in der Lage iſt , dem Tage Schutz angedeihen zu laſſen , da
das Geſetz noch nicht verkündet , alſo infolgedeſſen noch nicht
in Kraft iſt . Herr Bürgermeiſter Schneider hat am Montag
noch mitgeteilt , daß der Herr Staatspräſident Wohleb ſich
bemühen will , die Bedenken der Militärregierung zu zer⸗
ſtreuen und das Geſetz dann vielleicht noch veröffentlichen zu
laſſen . Wenn das geſchehen ſollte , dann würde der Tag ja im
letzten Augenblick noch Feiertagsſchutz bekommen . So iſt die
Rechtslage in Nordbaden und Südbaden . Der Evangeliſche
Oberkirchenrat hat ſich trotz dieſer Rechtslage entſchloſſen , und
das im Punkt 3 des Runderlaſſes ausgeführt , den Tag doch
am 16. November dieſes Jahres , am Mittwoch vor dem letz⸗
ten Trinitatisſonntag , zu feiern . Er empfiehlt , in Gemein⸗
den , wo das irgend möglich iſt , einen Hauptgottesdienſt vor⸗
mittags abzuhalten , wo ſich aber eine arbeitende Bevölkerung
befindet , die leider durch die Arbeit in Anſpruch genommen
iſt , unter Umſtänden den Hauptgottesdienſt am Abend zu
feiern . Das iſt das , was ich zu der Sache zu ſagen habe .

Präſident Dr . Umhauer : Ich glaube , daß die verſchiedenen
Telegramme und die darin enthaltenen Anregungen und
Wünſche durch dieſe Erklärungen des Herrn Oberkirchenrates
als erledigt betrachtet werden können .

Abgeordneter Schneider : Ich bin der Auffaſſung , daß die
Synode ihrerſeits durchaus verpflichtet iſt , von hier aus noch⸗
einmal an die beiden Staatsregierungen auch durch Tele —
gramme heranzutreten . Wir können auch ſo viel Geld auf⸗
bringen , wie die Gemeinde Hirſchlanden oder wie die anderen
heißen . Wir ſollten durch Telegramme unſer Erſtaunen dar⸗
über zum Ausdruck bringen , daß dem evangeliſchen Volksteil
nicht dieſer Feiertagsſchutz an einem der höchſten Feiertage
gewährt wird . Wir müſſen noch einmal direkt fordern , daß
die Staatsregierungen ſich bemühen , das doch zu erreichen .
Ich möchte das beſonders für Südbaden nocheinmal in den
Vordergrund ſtellen , denn wir ſind an ſich der Auffaſſung , daß
das Veto der Militärregierung , jetzt nachdem das Beſatzungs⸗
ſtatut in Kraft iſt , eigentlich nicht mehr zu Recht beſteht . Ich
habe noch am Montagmorgen dem Herrn Staatspräſident
Wohleb dies ausdrücklich erklärt und ihm geſagt , er habe die
Verpflichtung , daß er bei den Vertretern der Hohen Kom⸗
miſſare in Freiburg dies zum Ausdruck bringen und unter
allen Umſtänden es verſuchen ſolle , daß er wenigſtens für

Zweite Sitzung

dieſen Tag — wenn ſie nicht grundſätzlich das Veto aufheben
wollen — die Genehmigung zu erwirken verſucht . Ich kann
mir denken , daß ein ſehr klares und präziſes ernſtes Wort
den Herrn Staatspräſidenten unterſtützen könnte . Ich würde

vorſchlagen , ihm durch ein Telegramm nach Freiburg Hilfe⸗
ſtellung zu geben .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich möchte vorſchlagen ,
daß Synodale Schneider den Wortlaut eines ſolchen Tele —

gramms aufſetzt , um es dann vielleicht heute abend abſchicken
zu können . Die Univerſität Freiburg iſt gemäß der Verkündi⸗

gung im Vorleſungsverzeichnis am 16. November vorleſungs⸗
frei .

Landesbiſchof D. Bender : Wir haben verſucht , dieſen Tag
wenigſtens als einen ſchulfreien Tag erklären zu laſſen , damit
unſere Kinder an dem Vormittagsgottesdienſt teilnehmen
können und , ſich auf dieſe Weiſe die Bedeutung des Tages
im Bewußtſein der Familie erhält .

Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor . Ich frage die Synode , ob ſie mit dem Vor⸗
ſchlag , ein Telegramm an die beiden Landesregierungen in
Freiburg und Stuttgart zu richten , einverſtanden iſt . — Der
Antrag wird einſtimmig angenommen .

Der Präſident gibt weitere Eingänge bekannt und erteilt
hierauf dem Herrn Landesbiſchof das Wort zu einer An⸗
ſprache .

Landesbiſchof D. Bender : Es drängt mich , Sie , liebe
Synodale , wiſſen zu laſſen , daß Oberkirchenrat D. Dr . Fried⸗
rich im Laufe dieſes Monats noch ſein 25jähriges Dienſt⸗
jubiläum feiern darf . Ich nehme an , daß Sie mit uns von
der Kirchenleitung wohl ermeſſen , was dieſe Zeitſpanne an
Arbeitslaſt und auch Kampf für ihn umſchloſſen hat . Ich
möchte hier meinem Mitarbeiter , Oberkirchenrat D. Dr .
Friedrich für die Treue und Hingebung danken , mit der er
das verantwortungsvolle Amt des Juſtitiars unſerer Kirche
geführt hat . Wenn auch wir von der „geiſtlichen Bank “ nicht
imſtande ſind , nach ſeinem Urteil die volle Bedeutung des
Rechts in der Kirche und für die Kirche zu ermeſſen , ſo ſind
wir doch auf dem Wege , das zu lernen ; denn das Recht iſt in
der Tat eine der Klammern , die die Seele und den Leib der
Kirche zuſammenhalten .

Vor allem für 2 Fakten iſt unſere Kirche ihrem Juſtitiar zu
Dank verpflichtet : für die Vorbereitung und Durchführung
des Staatsvertrags 1932 kurz vor Machtübernahme durch den
Nationalſozialismus und dann für den ſchweren und zähen
Kampf um das Eigenleben der Kirche gegenüber der Finanz⸗
abteilung . Das war , wie es mir auf Schritt und Tritt aus
den Akten begegnet , ein nervenbelaſtender täglicher Klein⸗
krieg , von Großkampftagen unterbrochen wie etwa jener Tag ,
als Herr Jäger mit ſeinen Helfern im Evang . Oberkirchenrat
auftrat .

Bei dieſer Gelegenheit ſoll auch einmal ausgeſprochen wer⸗
den , daß gerade dieſes Amt , das Dr . Fried rich nun durch
25 Jahre hindurch bekleidet hat , ein nicht immer dankbares
Amt iſt und manche , vor allem Pfarrer , mit dem Amt des
Juſtitiars die heimliche Vorſtellung des Richters , wenn nicht
des Scharfrichters verbinden . Gerade deshalb ſchulden wir
OK Dr . Friedrich beſonderen Dank , daß er die ſchwere Ver⸗
antwortung als Referent der Beamten und Angeſtellten der
kirchlichen Verwaltung mit den oft von ihm geforderten
harten Maßnahmen , z. B. notwendige Kündigungen , willig
auf ſich nahm , unbekümmert um Tadel und Anfechtung , bis
hin zu Preſſeangriffen . Wir danken ihm für ſeinen treuen und



hervorragenden Dienſt und wünſchen ihm noch manch
in rüſtiger Arbeit .

Eine andere frohe Tatſache darf ich Ihnen mitteilen : daß
unſer verehrter Prof . v. Dietze einen ehrenvollen Ruf nach
Göttingen endgültig abgelehnt hat und alſo nicht nur der
Freiburger Univerſität , ſondern vor allem unſerer badiſchen
Landeskirche erhalten bleibt . Ich bin froh , daß die Gefahr ,
die lange über ſeinem und unſerem Haupte ſchwebte , end⸗
gültig abgewendet iſt und wir ſeine Mitarbeit in der Synode,im Erweiterten Oberkirchenrat und nun künftig auch im
kleinen Verf . ⸗Ausſchuß weiterhin haben dürfen .

Wir wünſchen Ihnen , lieber , verehrter Herr Profeſſor , daß
Ihnen die Landeskirche den Gegendienſt tun darf , zu dem ſie
berufen iſt und Sie das volle Heimatgefühl allezeit finden
und haben mögen .

Und dann noch eine weitere erfreuliche Nachricht : Es waren
über die Mittagseſſenszeit 2 Mitglieder der neu gebildeten
Geſellſchaft der Freunde der Ev . Akademie in Herrenalb
hier , um mir von der Gründung dieſer Geſellſchaft Kenntnis
zu geben und mitzuteilen , daß bereits über 100 ehemalige
Teilnehmer ſich gemeldet haben , und daß dieſe Teilnehmer
für das Jahr 1950 eine Summe von 1000 DM garantiert
haben . „ Im Auftrage der ehemaligen Teilnehmer bitten wir “ ,
heißt es in dem Schreiben , „der Synode unſeren aufrichtigenDank dafür auszuſprechen , daß die Arbeit in Herrenalb trotzder großen finanziellen Schwierigkeiten bisher aufrecht er⸗
halten worden iſt . Wir bitten ferner , heißt es weiter in dem
Schreiben , der Synode dieſes erfreuliche Ergebnis der Um⸗
frage rechtzeitig vor Beſchlußfaſſung über den Weiterbeſtandder Akademie in Herrenalb bekannt zu geben und hoffen , daßes die Synodalen mitveranlaßt , den Weiterbeſtand der Evang.Akademie in Herrenalb , die für viele Glieder unſerer Landes⸗
kirche eine geiſtliche Heimat geworden iſt , zu ſichern . “

Und zuletzt muß ich mich noch eines Auftrags entledigenvon der alten Synode her : Es iſt bei dieſer Synode ein An⸗
trag , unterzeichnet Dr . Schmechel , Heidland , Mülhaupt , Joeſt ,
Kühlewein, Zitt eingegangen über die Frage der Ent⸗
mythologiſierung der neuteſtamentlichen Verkündi⸗
gung, eine Frage , die ſeit vielen Jahren unſere Theologie be⸗
ſchäftigt. Es wurde dann in der Schlußſitzung ein Antrag
einſtimmig angenommen dahingehend , daß dieſer Antragdem Landesbiſchof zur weiteren Behandlung und Bearbei⸗
tung zu überweiſen wäre . In dieſem Auftrag der Synode
habe ich eine Anfrage an den Rat der ERD gerichtet , ob ein
ſolches Wort von der geſamten EK D geſagt werden könne .

Dieſe Anfrage wurde dahin beantwortet , daß ein ſolches die
Lehre betreffendes Wort in die Zuſtändigkeit der einzelnen
Landeskirchenfalle .

Es kann nicht Aufgabe unſerer Synode ſein , in die Aus⸗
einanderſetzung mit dem Ganzen der Bultmannſchen Theo⸗logie einzutreten . Das erfordert eine gründliche , des Ernſtesder von Bultmann geſtellten Fragen würdige Arbeit , denn
Bultmann faßt noch einmal das Ergebnis der hiſtoriſch —

kritiſchen Forſchung des letzten Jahrhunderts wie in einem
Brennſpiegel zuſammen und zwingt die kirchliche Theologiezur Verantwortung.

Es muß aber zugleich mit aller Einfalt und Deutlichkeit
ausgeſprochen werden , daß Bultmann die aller theologiſchenArbeit gezogenen Grenzen dort überſchreitet , wo er zu Er⸗
gebniſſen kommt, die die heilsgeſchichtlichen Tatſachen auf —
loſen. Wenn das Ereignis der Auferſtehung Chriſti in die
Region des Myſtiſchen gerückt wird , ſo kann die Gemeinde

es Jahr
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Jeſu Chriſti dazu nur ein klares Nein ſagen und ihre Pfarrerund Theologieſtudenten ermahnen , bei dem apoſtoliſchenZeugnis von der wahrhaften Auferſtehung Jeſu Chriſti zubeharren .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf namens der Landes⸗
ſynode uns dem Glückwunſch und dem Dank anſchließen , den
der Herr Landesbiſchof dem Herrn Oberkirchenrat D. Dr .

Friedrich zu ſeinem bevorſtehenden 25jährigen Dienſtjubiläumals Oberkirchenrat gezollt hat . Auch wir hatten reichlich
Gelegenheit , die äußerſt wertvolle und ſtets fruchtbare Arbeit
des Herrn Oberkirchenrat Dr . Friedrich feſtzuſtellen , und wir
freuen uns , daß Gott ihm Geſundheit und Kraft ſchenkt ,
dieſen Tag zu erleben . Unſere herzlichen Glückwünſche!

Ebenſo gebe ich namens der Landesſynode der Freude dar⸗
über Ausdruck , daß Herr Profeſſor von Dietze uns erhalten
geblieben iſt . Einen doppelten Verluſt aus Freiburg hättenwir nicht ertragen können .

Wird zu den Ausführungen des Herrn Landesbiſchofs das
Wort gewünſcht ? — Das ſcheint nicht der Fall zu ſein . Dann
darf ich in die Tagesordnung eintreten . Tagesordnung,Punkt 1, den Entwurf eines kirchlichen Geſetzes „ Die Be⸗
ſetzung von Pfarrſtellen “ betr . ( Anlage II der Vorlage des
Evang. Oberkirchenrats ) .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Darf ich
bitten , daß Dr. Kuhn zunächſt einen Überblick gibt über das ,was der Ausſchuß bearbeitet hat .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Dem Verfaſſungsausſchuß ſind
folgende Vorlagen zur Behandlung überwieſen worden :

1. Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Die Beſetzung von
Pfarrſtellen betr . “.

2. Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Die Ergänzung
der Wahlordnung betr . “.

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Die Errichtung
einer evangel . Kirchengemeinde Langenbrücken betr . “.
Letztere Vorlage wurde dem Verfaſſungsausſchuß zu⸗
ſammen mit dem Finanzausſchuß zugewieſen .

4. Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Die Bildung des
Erweiterten Evang . Oberkirchenrates betr . “.

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Die Hinterblie⸗
benenverſorgung der Geiſtlichen betr . “.
Auch dieſe Vorlage erfolgte an den Verfaſſungsausſchuß
zuſammen mit dem Finanzausſchuß .

Der Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , „ Vorläufige
kirchliche Geſetze betr . “.

Ein Antrag der Pfarrkonferenz Villingen über die Be⸗
ſetzung der Dekanate .

8. Zwei Eingänge betr . die Durchführung des Geſetzes zur
Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrer⸗
ſtandes .

Ein Antrag des Synodalen Dr. Schmidt betr . die An⸗
erkennung von Semeſtern an deutſchſprachigen Univer⸗
ſitäten im Ausland .

10. Eine Eingabe der Gewerkſchaft Sffentliche Dienſte ,
Transport und Verkehr , Ortsverwaltung Karlsruhe ,

zuſammen mit dem Finanzausſchuß , und ſchließlich
11. eine Eingabe der Kirchenälteſten der Gemeinde Eggen⸗

ſtein , die Wahl der Pfarrer betr .

Es wird zunächſt Herr Profeſſor Dr . von Dietze zum Pfarr⸗
ſtellengeſetz und zu dem Antrag der Pfarrkonferenz über die
Beſetzung der Dekanate berichten . Zu den weiteren Poſitionen
werde ich berichten , abgeſehen von der Poſition 10, Eingabe

S
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der Gewerkſchaft Sffentliche Dienſte , Transport und Verkehr ,
über die in der nächſten Sitzung berichtet werden wird .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Hohe

Synode ! In den Händen der Synodalen ſind die gedruckte

Anlage II , die die Vorlage des Erweiterten Evang . Ober —

kirchenrates für ein Geſetz , die Beſetzung von Pfarrſtellen
betr . und noch einen Eventual⸗ - Entwurf in dieſer Anlage auf

Seite 6 enthält , ferner ſeit geſtern abend der mit Matrize ab⸗

gezogene Entwurf unſeres Verfaſſungsausſchuſſes , Entwurf
des Verfaſſungsausſchuſſes für das kirchliche Geſetz die Be —

ſetzung von Pfarrſtellen betr . Den Entwürfen ſind Begrün⸗

dungen beigegeben , in dem eben genannten Entwurf ganz

kurz auf Seite 5, die ich als bekannt vorausſetzen darf . Ich

nehme an , daß ſich die Synodalen mit dieſen Begründungen

ſchon vertraut gemacht haben .

Die Vorlage des Erweiterten Oberkirchenrates in der ge⸗
druckten Anlage II iſt hervorgegangen aus den Arbeiten des

ſtändigen Verfaſſungsausſchuſſes . Ich darf den Unterſchied

nocheinmal erläutern . Der Verfaſſungsausſchuß , in deſſen
Namen ich augenblicklich berichte , iſt ein Ausſchuß unſerer

Landesſynode , der während der Tagung der Synode getagt

hat und noch tagen wird . Der ſtändige kleine Verfaſſungs⸗

ausſchuß iſt von der Landesſynode im März 1948 zuſammen⸗

geſetzt worden , um die Vorarbeiten für eine erneute Grund⸗

ordnung unſerer Landeskirche zu leiſten . Aus der Arbeit

dieſes ſtändigen kleinen Verfaſſungsausſchuſſes iſt nun der

Inhalt des Primärentwurfes hervorgegangen . Dieſer kleine

ſtändige Verfaſſungsausſchuß kam zu der Überzeugung , daß
die Regelung der Beſetzung von Pfarrſtellen nicht bis zum

Zuſtandekommen einer etwaigen neuen Grundordnung un⸗
ſerer Landeskirche aufgeſchoben werden dürfe . Das geltende
Geſetz von 1940 hat die Gemeindewahl abgeſchafft . Es hat
einige wertvolle Dienſte geleiſtet , aber für die Zukunft wird
in unſerer Landeskirche allgemein eine neue Regelung ge⸗
wünſcht . Es wird überwiegend gewünſcht , daß eine Gemeinde —

wahl wieder eingeführt werden ſoll . Für⸗dieſe Wiederein⸗

führung der Gemeindewahl hat ſich auch die große Mehrheit
der Bezirksſynoden ausgeſprochen , ohne allerdings zu der

Frage Stellung nehmen zu können , wie ſich dann der Wahl⸗
körper zuſammenſetzt , ob insbeſondere die Gemeindevertre —

tung die Wahl vollziehen ſoll , oder ob ſämtliche in die Wähler⸗
liſte eingetragenen Gemeindeglieder wahlberechtigt ſein ſollen ,
oder ſonſt irgend eine Anderung ins Auge gefaßt werden ſoll .
Der ſtändige kleine Verfaſſungsausſchuß hat die Wahl durch
alle in die Wählerliſte eingetragenen Gemeindeglieder vor—⸗

geſchlagen , ſo wie ſie in den Primärentwurf übergegangen
iſt . Er hat die Gemeindewahl allerdings nicht ſo aufgefaßt ,
als ob damit die einzelne Gemeinde ihren Pfarrer in ſeine
Stelle berufe , ſondern die Berufung durch den Landesbiſchof
als unſerer Auffaſſung vom Pfarramte entſprechend ange —
ſehen . Die Gemeindewahl ſoll nur eine Form für das Zu⸗
ſammenwirken von Landeskirche und Gemeinde bei der Be⸗

ſetzung von Pfarrſtellen ſein . Der Erweiterte Oberkirchenrat
hat nun alſo dieſen Entwurf des ſtändigen kleinen Ver⸗

faſſungsausſchuſſes mit geringen Anderungen der Synode

vorgelegt . Auf Anregung eines ſynodalen Mitgliedes hat er
noch einen Eventual⸗Entwurf hinzugefügt , der auf Seite 6
der gedruckten Anlage II uns bekanntgegeben worden iſt .
Dieſer Eventual⸗Entwurf ſieht nicht die Gemeindewahl vor ,
vielmehr will er die Mitwirkung der Gemeinde gegenüber
dem jetzigen Zuſtand durch vorherige Fühlungnahme des
Oberkirchenrates mit der Gemeinde und durch eine erweiterte
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Möglichkeit des Einſpruches herbeiführen . Der Verfaſſungs⸗

ausſchuß der Landesſynode , für den ich augenblicklich berichte ,

hat ſich einſtimmig für die Gemeindewahl entſchieden , er hat
aber mit Mehrheit auch die vom ſtändigen kleinen Verfaſ⸗

ſungsausſchuß ausgearbeitete , in den Primärentwurf überge⸗

gangene Wahl durch alle in die Wählerliſte eingetragenen Ge—

meindeglieder abgelehnt . Sein Entwurf , der mit Matrize ab⸗

gezogen und geſtern abend verteilt worden iſt , enthält infolge⸗

deſſen die Gemeindewahl ; aber nicht durch alle in die Wähler⸗

liſte eingetragenen Gemeindeglieder , ſondern durch die Ge—

meindevertretung . Daher weichen die Beſtimmungen des Ab⸗

ſchnittes U1 von denen des Primärentwurfes weſentlich ab.

Sie ſehen , der Entwurf iſt gegliedert in I. Allgemeine Be⸗

ſtimmungen , II . Beſetzung durch Gemeindewahl , III . Be⸗

ſetzung durch die Kirchenleitung , IV. Beſetzung von Patro⸗

natspfarrſtellen , V. Übergangs - und Durchführungsbeſtim⸗

mungen . Im Abſchnitt II „ Beſetzung durch Gemeindewahl “

liegen die entſcheidenden Abweichungen gegenüber dem Pri⸗

mär⸗Entwurf der gedruckten Anlage II . In den Abſchnitten
IIIV iſt der Primär⸗Entwurf faſt wörtlich übernommen

worden . Im Abſchnitt 1 iſt er durch den jetzigen § 3 er⸗

gänzt worden , der die vorherige Beſprechung des OKRats

mit der Gemeindevertretung vorſieht . Dieſe Beſtimmung iſt
dem Eventual⸗Entwurf entnommen worden .

Bei unſeren Arbeiten und Ausſprachen ſuchten wir zu be⸗

herzigen und zu nutzen , was der Herr Landesbiſchof ſchon im

Erweiterten Oberkirchenrat und auch hier in unſerem Ver⸗

faſſungsausſchuß ausgeſprochen hat :

1. Die Entſcheidung für oder gegen die Gemeindewahl , für

dieſe oder jene Form der Gemeindewahl , iſt keine Sache
des Bekenntniſſes . Wir haben es bei all dieſen Einzel⸗

heiten der Entwürfe mit nichts zu tun , was unſer Ge⸗

wiſſen im Sinne alſo einer Bekenntnisfrage zu be⸗

ſchweren braucht .

Es kommt darauf an , ein vertrauenvolles Zuſammen⸗
wirken zwiſchen allen Beteiligten , allen Inſtanzen —

wenn ich ſo ſagen darf — zu ermöglichen und zu fördern .
Die Abgrenzung der Befugniſſe zwiſchen Kirchenleitunggrenzung 9 5
und Gemeinden , ſowie innerhalb der Gemeinden , etwa

zwiſchen Gemeindevertretung und der Geſamtheit aller

in der Wählerliſte eingetragenen Gemeindeglieder darf

alſo nicht auf Mißtrauen gegründet ſein , ſondern muß
ein ſolches Vertrauen ſchon vorausſetzen , um es weiter

entwickeln und fördern zu können .

Zu den wichtigſten Beſtimmungen des Entwurfes möchte

ich jetzt noch einige Bemerkungen machen und dann vor⸗

ſchlagen , daß wir die Gelegenheit zu einer Ausſprache wahr⸗

nehmen .

Zum Abſchnitt 1:

§ 1 beſagt : Die Landeskirche beruft den Pfarrer durch den

Landesbiſchof ,

§ 2 enthält die Vorſchriften über die Ausſchreibung der

Pfarrſtellen und die Abgrenzung der zugelaſſenen Bewerber ,

§3 ſchreibt vor , daß ſchon während der Bewerbungsfriſt ,
ehe die Bewerbungen eingegangen ſind , eine Beſprechung
zwiſchen dem Oberkirchenrat und den Gemeindevertretern
unter Hinzuziehung des Dekans ſtattfindet . Die Allgemeinen
Beſtimmungen gelten alſo auch für die Fälle , in denen nicht
die Beſetzung durch Gemeindewahl nach Abſchnitt II1 vor⸗
geſehen iſt .



Zum Abſchnitt II :

Normalerweiſe wählt , wenn dieſer Abſchnitt ſo Geſetz wird ,
der OK aus der Zahl der Bewerber 3 geeignete Bewerber
aus und ſchlägt ſie der Gemeinde vor . Die Gemeinde hat ſich
über die vorgeſchlagenen Bewerber gewiſſenhaft zu unter
richten . Sie kann dazu entweder ein ſog . „ Abhörverfahren “
oder die Einladung zu einem Hauptgottesdienſt benutzen oder
irgend etwas anderes . Die Gemeindevertretung kann dann
noch auf die Wahl verzichten . Tut ſie das nicht , ſo iſt für eine
gültige Wahl die Mehrheit aller Gemeindeälteſten in der
Regel alſo erforderlich . Auf die Einzelfälle gehe ich jetzt noch
nicht ein. Der gültig Gewählte wird , wenn die Wahl nicht
angefochten wird , dann vom Landesbiſchof berufen .

Zum Abſchnitt III :
Die Beſtimmungen über die landeskirchlichen Pfarrſtellen

ind über die Patronatspfarrſtellen , d. i. alſo §S 14 für Patro⸗
natspfarrſtellen und § 11 Ziff 2d ) für lande rchliche Pfarr —
ſtellen , ſind durch die Sache oder durch vorliegende Verpflich —
tungen geboten .

Nach § 11, 1a ſollen bis zu 15 Stellen jährlich durch den
Landesbiſchof ohne Gemeindewahl beſetzt werden können . Das
iſt erheblich weniger als bei einem alternierenden Verfahren ,
d. h. alſo Beſetzung durch Landesbiſchof und Gemeindew
wie es in der Altpreuß . Union üblich war . Eine nicht ger
Anzahl , die unmittelbar durch den Landesbiſchof beſetzt wer⸗
den können , iſt heutzutage geradezu unentbehrlich . Es gilt
manchmal auch, das Pfarrhaus nicht leerſtehen zu laſſen , da⸗
mit es nicht vom Wohnungsamt beſchlagnahmt wird . Wegender Eilbedürftigkeit in dieſen Fällen iſt dann auch nicht die
Anhörung des Erweiterten OK vorgeſehen , ſor i

aus § 11 erſehen können , bei Ziff . 1 h g des
OK und bei Ziff . 2 die Anhörung des Erweit . OK. Alſo
zu 15 Stellen iſt wegen Eilbedürftigkeit nicht die Anhörung
des Erweit . OK vorgeſehen , der im übrigen bei den vom

Landesbiſchof zu beſetzenden Pfarrſtellen vorher gehört wird .
Zu den vom Landesbiſchof zu beſetzenden Pfarrſtellen ge⸗

hören nach § 11 Ziff . 2b auch diejenigen , deren Inhaber mit
dem Amt des Dekans betraut werden ſollen . Im Zuſam⸗
menhange mit dieſer Beſtimmung haben wir die Eingabe
beraten , die von Pfarrern des Kirchenbezirks Hornberg

ſondern , wie Sie
e Anhör des

z
unterm 24. Oktober der Landesſynode zugeſtellt worden iſt
mit dem Antrag , die Synode wolle die Mitwirkung der Bez . ⸗
Synoden bei der Beſtellung der Dekane beſchließen , und die
nachher ausdrücklich davon ſpricht , daß auch die Ernennung
des Dekans nach brüderlick Anhörung der Kirchengemein⸗
den geſchehen möge . Der Verf . ⸗Ausſchuß konnte in der jetzigen
Tagung hierzu noch nicht Stellung nehmen . Er iſt der Über⸗
zeugung , daß ſie eine gründliche Prüfung erfordert , auch in
der Richtung, ob entſprechend der in Bayern gültigen Rege
lung etwa der Dekan durch den Landesbiſchof zu ernennen ,
aber ſein Stellvertreter von der Bezirksſynode zu wählen ſei .
Wir beantragen die Überweiſung dieſer Eingabe von Pfar⸗
rern des Kirchenbezirks Hornberg an den ſtändigen Ver⸗

faſſungsausſchuß , weil dieſer ja früher wieder zuſammen⸗
treten wird als der Verfaſſungsausſchuß , der erſt bei der
nächſten Tagung der Synode wieder zuſammenkommen kann .

Ehe nun die einzelnen §s des Entwurfs durchgeſprochen
werden , möchte ich anregen , jetzt eine Ausſprache über die im
gegebenen Bericht vorgetragenen Grundlinien des Entwurfs
zu ermöglichen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich danke Herrn Prof . v. Dietzefür ſeine allgemeinen Ausführungen und eröffne die Dis⸗
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kuſſion und zwar in Form einer Generaldebatte über die
Grundgedanken des Entwurfs . Ich bitte davon abzuſehen ,
die einzelnen Paragraphen zu kritiſieren . Daran werden wir
noch beſonders kommen , wenn ich die einzelnen Paragraphen
nach der Geſchäftsordnung aufrufe .

Liegt Wortmeldung vor zur allgemeinen Diskuſſion ?
Es ſcheint niemand den Wunſch zu haben , ſich im allge⸗meinen zu äußern . Ich darf daraus ſchließen , daß die allge⸗meinen Gedanken des Entwurfs von Ihnen gebilligt werden .
Nun kommen wir zur Spezialberatung . Ich habe nach der

Geſchäftsordnung nicht die gedruckte Vorlage des OK, ſondern
den Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes zur Grundlage der
Arbeitsordnung zu nehmen .

ächſ
rift : „Kirchliches Geſetz die Beſetzung

Wird hierzu etwas geäußert ?

ig, dieſen Nebenſatz in dieſen Zuſam⸗
tellen , einmal , weil damit eine Vorentſcheidung
das , was vielleicht in der Grundordnung über

t
zu ſagen iſt , und zum zweiten , weil mit dieſem
Recht der Mitwirkung der Landeskirche und

h in beſonderer Weiſe akzentuiert iſt , während
das bei dem Recht der Gemeinde in dem ganzen Geſetz nichtder Fall iſt .

88—0

Leitung

kirchenrat D. Dr . Friedrich : Hier iſt zu der Frage
ng genommen : Iſt der Pfarrer ein Bedienſteter der
ide, in der er ſteht , der er zu dienen hat , oder iſt

ſo, daß er ein Diener der Geſamtkirche , hier
kirche , iſt mit dem beſonderen Auftrag , in der

„ in der er und von der er gewählt iſt , zu wirken .
n auf dem letzteren Standpunkt . Und ich möchte

5 dies nicht nur ein irgendwie lutheriſch⸗konfeſſio⸗
Standpunkt iſt , ſondern daß dies weithin die Auf⸗

ing iſt . Es ſcheint hier auch angeregt zu ſein das jetzt doch
id tretende Problem : Gemeinde

an davon aus , daß die Gemeinde
Leibes Chriſti die Kirche iſt und

r eigentlich Kirche in dieſem Sinn
rein Bedienſteter der Gemeinde , und

t man aber davon aus , daß zwar
inde auch eine Erſcheinungsform des Leibes Chriſti

Summe der Gemeinden ,
K1

das 4
in einer Landeskirche ebenſo der Leib Chriſti iſt , dann iſt

auch der Pfarrer nicht nur ein Diener dieſer Gemeinde , ſon⸗

t indem er dieſer Gemeinde dient , dient er zugleich der

mten Kirche , und er dient auch hinaus über die Landes⸗

he der geſamten Kirche , die über die ganze Welt geht .

Das ſcheint mir die Frage 3u ſein , die durch den Herrn

Synodalen Zitt hier angeregt iſt .

rdneter D. Dr . v. Dietze : Ich habe die Frage in einem

tund engeren Sinn verſtanden , nämlich in folgendem :

notwendig , in einem Geſetzentwurf , der ja nun noch

Grundordnung der Landeskirche feſtlegen
oll, ſondern nur dieſe eine Materie regeln ſoll , einen ſolchen1
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tung einen Akzent verleiht . Und mir ſcheint , —ich ſage offen ,
ich habe das bisher nicht genügend bedacht und durchdacht —

daß wir in dieſem Geſetz dieſen Nebenſatz entbehren könnten
und ſogar entbehren ſollten . Meine Frage wäre , ob ſich an
dem weiteren Inhalt dieſes Geſetzes irgendetwas ändert ,
wenn wir dieſen Nebenſatz ſtreichen ?

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich nehme Anſtoß an dem Wort

„ in deren Auftrag er ſteht “. Denn der Pfarrer ſteht nicht im

Auftrag der Landeskirche , er iſt auch nicht Bedienſteter der

Gemeinde , ſondern der Pfarrer ſteht im Auftrag des Herrn
der Kirche an der Gemeinde innerhalb der Landeskirche . Man

muß dieſen Satz einfach ſtreichen , weil er theologiſch nicht zu
rechtfertigen iſt .

Landesbiſchof D. Bender : Ohne auf dies Kapitel der Theo⸗
logie einzugehen , will ich nur daran erinnern , daß wir unter⸗
ſcheiden zwiſchen der vocatio mediata und der vocatio imme -
diata , d. h. der mittelbaren und unmittelbaren Berufung , als

zweier unerläßlicher Arten von Berufung . Ich hätte dieſem
Satz nicht dieſes Gewicht gegeben , das ihm eben gegeben wor⸗
den iſt . Ich denke einfach , daß es dem Pfarrer einen gewiſſen
inneren und äußeren Schutz verleiht , wenn er in ſeiner Ge⸗
meinde ſteht und weiß : ich habe meinen Auftrag nicht von
der Gemeinde , ſondern von der Kirche . Das wird aktuell in

ſolchen Momenten , wo der Pfarrer über dem Worte Gottes
in einen Widerſpruch mit der Gemeinde tritt . Dann muß er
wiſſen , warum er dieſen Widerſpruch aushalten darf . Es mag
ihm dann eine gute tröſtliche Erinnerung ſein , daß er von
dem Ganzen der Kirche berufen iſt .

Abgeordneter Zitt : Ich kann dem, was der Herr Landes⸗

biſchof eben ſagte , vollkommen zuſtimmen . Ich würde auch
in ſolchen Augenblicken dieſes Troſtes bedürfen . Aber der

Skopus meiner Ausführungen war der , daß wir in dieſem
Zuſammenhange hier auf dieſen Satz verzichten , wie es auch
Herr Profeſſor von Dietze aufgefaßt hat . Ich glaube , er iſt
nicht notwendig und hat bereits gezeigt , daß er in ſeiner
Formulierung problematiſch iſt . Ich halte es nicht für not⸗
wendig , daß dieſer problematiſche Nebenſatz das Geſetz belaſtet .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle feſt , daß Abgeordneter
Zitt beantragt , daß im 8 1, letzter Abſatz , „ in deren Auftrag
er ſteht “ geſtrichen werden ſoll .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich kann dieſem Antrag nicht
zuſtimmen . Mit allem Nachdruck erinnere ich daran , wie
wichtig es iſt , daß der Pfarrer den Auftrag nicht von der
Gemeinde erhält , ſondern den äußeren Auftrag , die äußere
Berufung , durch die Landeskirche .

Abgeordneter Kühlewein : Dieſem Anliegen iſt durch den
erſten Satz im § 1 doch bereits entſprochen !

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſtelle nocheinmal feſt : der
Antrag Zitt lautet , „ in deren Auftrag er ſteht “ im Satz 2
zu ſtreichen . Dem iſt entgegenzuhalten , daß dasſelbe ſchon im
Satz 1 des § 1 ausgedrückt iſt , und man kann aus dieſen Aus⸗
führungen ſchließen , man könne um ſo eher es im letzten
Satz entbehren .

Abgeordneter D. Hupfeld : Das iſt etwas , an das wir bei
der Ausarbeitung nicht gedacht haben , und ich bitte , den
Nebenſatz zu ſtreichen .

Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor . Ich bringe den Abänderungsantrag Zitt zur
Abſtimmung . Er wird mit 29 gegen 11 Stimmen bei 1 Ent⸗
haltung angenommen .

Der ganze § 1 wird einſtimmig angenommen .

Wir kommen zu 82 .

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich möchte eine Frage ſtellen .
Es könnte ſein , daß unter Umſtänden eine Pfarrſtelle eine

beſondere Bedeutung hat . Iſt damit im Grunde doch aus⸗
geſchloſſen , daß ſich z. B. eine bedeutende Pfarrerperſönlich⸗
keit aus einer anderen Landeskirche auf eine ſolche Stelle
melden darf ? Das würde ich grundſätzlich bedauern .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Wir haben dieſe Frage
auch im Ausſchuß erörtert . Ich glaube , wir können dieſe
Bedenken beruhigen , Es iſt nämlich dann möglich — nach
dem, was wir vom Oberkirchenrat gehört haben — daß dieſer
Pfarrer dann ſeine Bewerbung nicht eher einreicht , bis er
unter die Pfarrkandidaten der badiſchen Landeskirche auf⸗
genommen iſt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich weiß nicht , ob Herr Profeſſor
Hupfeld mit dieſer Erläuterung zufrieden iſt . Das würde zur
Folge haben , daß derjenige , der ſich bewerben will , eine Ein⸗
gabe um Aufnahme unter die Pfarrkandidaten machen muß .
Ich ſtelle anheim , Gegenantrag zu ſtellen .

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich bin nicht ganz befriedigt .
Wennes ſich um eine ganz bedeutende Perſönlichkeit handelt ,
wird dieſe einige Hemmungen haben , ſich unter die Pfarr⸗
kandidaten rechnen zu laſſen . Die Situation iſt denkbar , daß
für eine beſtimmte Stelle nicht der geeignete Mann vorhan⸗
den iſt und man ſich einen Pfarrer aus einer anderen Kirche
holen muß . Könnte man nicht durch Erſetzung des Wortes
„ nur “ durch das Wort „ in der Regel “ die Sache etwas auf⸗
lockern , damit wir nicht auf einmal vor einer Lage ſtehen ,
die durch dieſen Paragraphen nicht zu löſen iſt ?

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Auf der einen Seite iſt
die Möglichkeit , wenn dieſes „ nur “ wegfällt , daß ſich jeder
Pfarrer einer auswärtigen Kirche hier melden könnte und

daß die Bewerbungen ins Unüberſehbare anſchwellen wür⸗
den . Auf der anderen Seite die Gefahr , daß ſich durch die

Beſtimmung , wie ſie hier gefaßt iſt , und den nicht ganz er⸗
munternden Ausdruck „ unter die Pfarrkandidaten “ jemand ,
den man gerne haben möchte , abſchrecken laſſen könnte . Viel⸗

leicht könnte man die Beſtimmung dahingehend ergänzen :
„ Bewerben kann ſich nur , wer unter die Pfarrkandidaten
und Pfarrer aufgenommen oder vom Landesbiſchof und Ev.
Oberkirchenrat zur Bewerbung aufgefordert wird . “

Abgeordneter D. Hupfeld : Dagegen habe ich nichts . Dann
haben wir auf jeden Fall das offene Tor . Wenn dies nämlich
nicht da ſteht , kann man doch beiſpielsweiſe einem Asmuſſen
nicht zumuten , melde dich unter die Pfarrkandidaten . Es
würde durch dieſe Formulierung erreicht werden , daß ein
ſolcher Mann , den wir haben möchten , ſich bewirbt .

Abgeordneter Dr . Barner : Vielleicht darf ich noch darauf
hinweiſen , daß die Landeskirche die Möglichkeit haben muß ,
den Bewerber auf ſeine Stellung zum Bekenntnisſtand der
Kirche prüfen zu können . Nach § 5 der Verfaſſung der Ver⸗
einigten evangeliſch - proteſtantiſchen Landeskirche Badens iſt
von der Landeskirche aus dieſe Beſtimmung gegeben . Die
Landeskirche fordert von ihren Geiſtlichen , daß ſie die Lehren
der Heilsgeſchichte nach dem Bekenntnis der Landeskirche
verkünden .

Landesbiſchof D. Bender : Ich muß ſagen , daß wir das ge⸗
übt haben bei unſeren Pfarrern , die wir aus den Oſtkirchen
bei uns aufgenommen haben . Sie wurden ſchriftlich gefragt ,
und ſie mußten ſchriftlich auf dieſe Frage Antwort geben .



Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Dann darf ich jetzt den
formalen Antrag ſtellen , bei §S 2 Abſ . 3 die Worte hinzu⸗
zufügen : „oder vom Landesbiſchof zur Bewerbung aufgefor⸗
dert iſt “.

Präſident Dr. Umhauer : Ich möchte Sie fragen , ob es
nicht zweckmäßig wäre , wenn nicht die Aufforderung vom
Herrn Landesbiſchof , ſondern vom Evang . Oberkirchenrat
vorgeſehen wird , weil der Herr Landesbiſchof die Berufung
hat nach § 1 Abſ. 1, und mir ſcheint es zu viel zu ſein , wenn
der Landesbiſchof zur Bewerbung auffordert und dann noch
folgt : aber nun iſt noch fraglich , obdu berufen wirſt . Es iſt
wohl beſſer , der OK fordert zur Bewerbung auf , und der
Landesbiſchof hat dann freie Hand zur Berufung .

Landesbiſchof D. Bender : In dem Arbeitsverhältnis , in
dem wir als Kollegium ſtehen , iſt es unmöglich , daß der OK
einen Pfarrer beruft , den ich ablehnen müßte ; denn wir
faſſen alle Beſchlüſſe gemeinſam .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Alſo ſagen wir : „ vom
Evang . Oberkirchenrat “ .

Präſident Dr. Umhauer : Der Antrag von Dietze geht alſo
dahin , daß Abſ. 3 folgenden Zuſatz erhält : „oder vom Evang .
Oberkirchenrat zur Bewerbung aufgefordert iſt “. Es würde
dann Ziffer 3 heißen :

„ Bewerben kann ſich nur , wer unter die Pfarrkandidaten
oder die Pfarrer der Landeskirche aufgenommen oder vom
Evang . Oberkirchenrat zur Bewerbung aufgefordert iſt . “

Abgeordneter Frank : Eine formale Sache : Die Bewerbung
iſt nur beim Oberkirchenrat anzuzeigen und nicht auch dem
Dekanat . Sollte das nicht noch eingefügt werden ? Früher
ſtand das auch im Geſetz : Die Bewerbung iſt beim OK ein⸗
zureichen und dem Dekanat anzuzeigen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Es iſt beabſichtigt , dieſe
Dinge in die Durchführungsverordnung hereinzunehmen , da⸗
mit das Geſetz nicht zu ſehr belaſtet iſt . Es werden noch mehr
Dinge in die Durchführungsverordnung hereinkommen .

§ 2 wird einſtimmig angenommen.
Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zu § 3:

„ Während der Bewerbungsfriſt beſpricht der Evang .
Oberkirchenrat mit dem Kirchengemeinderat , bei den Ge⸗
meinden mit mehreren Pfarreien ( geteilte Kirchengemein⸗
den) mit dem Alteſtenkreis ( Sprengelrat ) der zu beſetzenden
Pfarrſtelle unter Zuziehung des Dekans den Zuſtand der
Gemeinde, ihre Bedürfniſſe und ihre Wünſche über den zu
berufenden Pfarrer . “

Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich bitte abzuſtimmen .
J wird einſtimmig angenommen .
Der § 4 lautet :

„J. Nach Ablauf der Meldefriſt entſcheidet der Ev. Ober⸗
lirchenrat , welche Bewerber für die zu beſetzende Pfarr —
ſtelle geeignet ſind , und ſchlägt drei geeignete Bewerber der
Gemeinde vor . Haben ſich nur zwei geeignete Bewerber
gemeldet , ſo werden ſie der Gemeinde vorgeſchlagen . 2. Hat
ſich niemand oder nur ein Bewerber gemeldet , oder iſt nach
derAuffaſſung des Erweit . Ev. Oberkirchenrats keiner oder
nur ein Bewerber für das Pfarramt geeignet , ſo erfolgt
die Beſetzung nach Abſchnitt III des Geſetzes . Die Ge —
meinde iſt darüber zu verſtändigen . Bittet ſie um eine noch⸗
malige Ausſchreibung , ſo entſpricht der Ev. Oberkirchenrat
dieſer Bitte , wenn er begründete Ausſicht auf Erfolg ſieht . “
§ 4 wird einſtimmig angenommen .
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Es folgt § 5:

„I . Über die Perſonen und über die Amtstätigkeit der
der vorgeſchlagenen Bewerber hat ſich der Kirchengemeinde⸗
rat ( bzw. der Alteſtenkreis ) in geeigneter Weiſe zu unter⸗
richten . Er kann hierfür die Bewerber zur Abhaltung eines
Gottesdienſtes einladen oder Vertreter in die Gemeinden
der Bewerber entſenden . 2. Der Kirchengemeinderat ( bzw.
der Alteſtenkreis ) kann auf die Wahl verzichten . Hierfür
iſt die Mehrheit aller Mitglieder erforderlich.“
8 5 löſt eine längere Diskuſſion in freier Rede aus , wäh⸗

rend der Präſident Dr . Umhauer auf größere Konzentration
auf das Weſentliche drängt .

Die Abgeordneten Dr . Lüdemann und Zitt beanſtanden den
2. Satz in Abſ . 1 mit der Begründung , daß das Abhören
eines Pfarrers in ſeiner eigenen Gemeinde zu Mißbräuchen
führen und eine Probepredigt u. U. eine große Belaſtung für
einen Pfarrer ſein kann .

Die Abgeordneten Uhrig und Dr . Kuhn betrachten dieſen
Satz nur als zwei Möglichkeiten unter anderen für eine ge⸗
eignete Unterrichtung über die Perſon des Bewerbers .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich ſpricht ſich für die Bei⸗
behaltung dieſes Satzes aus , weil er klar die Rechte und
Pflichten des Pfarrers umreißt .

Zu Abſatz 2 erbittet Abgeordneter Zitt eine Klärung des
Begriffes „ Mehrheit “ . Er hält Mehrheit aller Mitglieder
des Kirchengemeinderates für nötig , während die Abgeord —
neten D. Dr . von Dietze und Dr . Kuhn für die einfache Mehr⸗
heit aller Mitglieder des Kirchengemeinderates eintreten .

Abgeordneter Zitt ſtellt Antrag auf ) Mehrheit — der
Antrag wird abgelehnt .

Die Abſtimmung über § 5 in der Faſſung der Vorlage des
Ausſchuſſes ergibt bei einer Enthaltung Annahme von 8 5.

Im Verlauf der Debatte wendet ſich Abgeordneter Schnei⸗
der dagegen , daß Wortmeldungen übergangen werden . Zu den

§§ 17 und 18 der Geſchäftsordnung wird in dieſem Zuſam⸗
menhang vorgeſchlagen , daß ſich der Alteſtenrat gelegentlich
mit deren Handhabung befaſſen ſoll .

Präſident Dr . Umhauer hält es für angebracht , bis dahin
noch bei Antrag auf Schluß der Debatte zu fragen , ob Wort⸗

meldungen vorliegen .

Es folgt § 6:

„ Die Wahl wird vorgenommen von dem Kirchen⸗

gemeinderat , in den Gemeinden mit mehreren Pfarreien
von dem Alteſtenkreis der zu beſetzenden Pfarrei und dem

Vorſitzenden des Kirchengemeinderats .

Vor der Vornahme der Wahl hat der Alteſtenkreis den

Kirchengemeinderat anzuhören . “

Abgeordneter Lindenbach : Mit dieſer Faſſung bin ich nicht

ganz einverſtanden . Es wäre mir perſönlich und auch vielen
Freunden viel lieber geweſen , die Gemeinde hätte gewählt ,

genau wie es in dem vorgelegten Entwurf vorgeſehen war :

Wahl durch die wahlberechtigten Gemeindeglieder . Ich ſtelle
deshalb den Antrag : dieſen § 6 dahin abzuändern , daß die
Wahl des Pfarrers vorgenommen wird von ſämtlichen in die

Wählerliſte eingetragenen Gemeindegliedern .

Es folgen nun in freier Rede Erwägungen für und gegen

dieſen Antrag .

Abgeordneter Frank ſtimmt dem Antrag Lindenbach zu mit
dem Hinweis , daß die Verantwortung für den zahlenmäßig
oft kleinen Kirchengemeinderat zu groß ſei . Es entſtünde die
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Gefahr des Verzichtes auf die Wahl , was einer Flucht vor

der Verantwortung Vorſchub leiſte .

Abgeordneter Kühlewein fügt hinzu , daß nach der Wahl⸗
ordnung den Gemeinden die Verantwortung für das geiſtliche
Leben auferlegt wird ; daß ihnen dann aber auch das wichtigſte
geiſtliche Recht , das der Pfarrwahl gegeben werden müſſe
Wenn die Gemeinden dafür nicht mündig ſeien , ſo müßten
ſie dafür erzogen werden .

Präſident Dr . Umhauer zieht eine —ſich ſeiner Auffaſſung
nach aus dem Antrag Lindenbacher ergebende — Anderung
der Vorlage des Ausſchuſſes in Betracht .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze ſchlägt kurze Ausſchuß⸗
ſitzung vor , die im weſentlichen den Primärentwurf wieder⸗

herſtellen önnte .
Gegen den Antrag Lindenbach ſpricht Abgeordneter Bern⸗

lehr unter Hinweis auf frühere Erfahrungen mit der Gefahr
der Machtkämpfe zwiſchen Einzelnen und Gruppen in den
Gemeinden , die ſogar unter Umſtänden politiſchen Einſchlag
bekommen können .

Abgeordneter Uhrig ſchließt ſich dieſem Hinweis auf mög⸗
liche Mißſtände bei den Gemeinden an , er befürwortet , den
Alteſten die Verantwortung aufzuerlegen .

Abgeordneter Siegel , der ſelbſt Alteſter iſt , iſt für die Wahl
durch die Alteſten , weil die ganze Gemeinde die Verant⸗
wortung nicht auf ſich nehmen kann .

Abgeordneter Rücklin iſt im Grunde für den Eventual⸗
Entwurf des Oberkirchenrates , deſſen Grundzug vertrauens⸗
volles Zuſammenarbeiten von üititees und Gemeinde
iſt und der Abneigung vieler Leute gegen ein Wahlſtatut
entgegenkommt .Doch ſpricht er ſich für Annahme der Faſſung
des Verfaſſungsausſchuſſes aus , da die Alteſten einmal die
Vertraueusleute der Gemeinde ſind und andererſeits die Ver⸗
antwortung mit der Kirchenleitung teilen , die

e⸗ die
er nach reiflicher Uberlegung zur Wahl ſtel lt , die ſie für
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Lindenbach zieht daraufhin ſeinen Antrag

und Abgeordneter Dr . Kuhn berichtet , daß der Be⸗
ynode in Mannheim zunächſt ein Antrag im Sinne des

Primärantrages vorgelegen hätte , und ſie ſich all den Ein⸗
wänden , die auch jetzt die Synodalen vorgebracht hätten , nicht

5 entziehen können und ſich dann für die Wahl durch die
Alteſten ausgeſprochen hätte . Er begrüßt daher die Zurück⸗
nahme des Antrages Lindenbach .

Abgeordneter Schweikhart : Die Argumente , die für die
Vahl der Pfarrer durch die Alteſten ſprechen , ſind in reicher
Fülle vorgetragen worden . Im Gegenſatz dazu möchte ich nur

eine , aber weſentliche Frage ſtellen . Es iſt klar : die Alteſten
ſind die Vertrauensleute der Gemeinde , ſie ſind neben dem
Pfarrer für das geiſtliche Leben in der Gemeinde verant⸗
wortlich . Wenn nun die Alteſten wieder beſtellt werden müſſen ,
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ſo müſſen ſie von der Gemeinde gewählt werden . Die Quelle

des Alteſtenamtes iſt und bleibt die Gemeinde und zwar die

wahlfähige Gemeinde . Warum ſoll dann nicht auch bei der

Pfarrſtellenbeſetzung dieſelbe Quelle außer der Kirchenleitung
entſcheidend ſein ? Warum ſoll nicht die Gemeinde ihren

Pfarrer wählen ? Ich kann nur ſagen : „ Zurück zu den

Quellen ! “

Abgeordneter Schneider :
Gemeinde .

Abgeordneter Uhrig : Ich bin eben darauf aufmerkſam ge⸗
macht worden , daß es hier an der Zeit wäre , die Frage zu

klären , Entwurf der Kommiſſion oder Eventualentwurf des

weiterten Oberkirchenrats . Ich möchte beantragen , feſtzu⸗

ſtellen , ob eine Geſamtabſtimmung erfolgt . Soweit ich unter⸗

richtet bin , muß ſie erfolgen über das Geſetz .

Präſident Dr . Umhauer : Es wird natürlich , nachdem über

jede einzelne Beſtimmung des Geſetzes abgeſtimmt iſt , noch
eine Generalabſtimmung zum Schluß kommen . So iſt die

Geſchäftsordnung ; ſachlich muß ſie vorgenommen werden .

Ich habe nach der Geſchäftsordnung den Antrag der Kom⸗

miſſion zur Grundlage der Beratung und Abſtimmung zu
machen . Wenn dieſer Antrag des Ausſchuſſes abgelehnt wer⸗

den ſollte im Ganzen , ſo iſt ein Vakuum , ſo muß entweder

vom Oberkirchenrat oder von einem der Synodalen der An⸗

trag geſtellt werden , nun den Hauptentwurf oder den Even⸗

tualentwurf zum Gegenſtand der Beratung zu machen .

Abgeordneter Schneider : Zur Geſchäftsordnung ! Herr
ſident , ich bezweifle die Richtigkeit Ihrer Auffaſſung .Di
Geſetzesvorlage an die 1 ode iſt doch die Druckvorlage . und
der beratende Ausſchuß ,der mit der Vorbereitung beauftragte

isſchuß , kann zwar einen Gegenvorſchlag machen , er kann

aber nicht einfach der Synode die Abſtimmung über die ur⸗

liche Geſetzesvorlage der Kirchenleitung wegnehmen .
Das ſcheint mir unmöglich zu ſein , ſondern wir müßten ,

glaube ich, wenn wir auf die Druckvorlage , den Eventual⸗

entwurf , zurückkommen wollten , dieſen hektographierten Ent⸗

wurf ablehnen . Damit wäre die Druckvorlage wiederum in

Kraft geſetzt . Wir könnten dann ſofort darüber die Dis⸗

kuſſion halten und abſtimmen , weil ja der Verfaſſungs - Aus⸗
ſchuß einen anderen Entwurf f chon ausgearbeitet hatte , der
aber der Ablehnung anheimfiel . Oder wir könnten die Sache
noch einmal an den Ausſchuß unter den neuen Geſichtspunk⸗
ten zurückzuweiſen . Aber daß' eine Geſetzesvorlage der

Kirchenleitung , die der Synode vorgelegt iſt , durch einen

Ausſchuß als erledigt betrachtet werden kann , könnte ich nicht
verſtehen .

Präſident Dr . Umhauer verweiſt auf § 22 der Geſchäfts⸗
rdnung , den er vorlieſt :

„( J ) Bei Geſetzesentwürfen wird über die Überſchrift und
die einzelnen Artikel und Paragraphen getrennt abge⸗
ſtimmt . Gleiches gilt von den entſprechenden Abſchnitten
des Kirchenhaushaltes . Außerdem findet eine Schlußab⸗
ſtimmung über den ganzen Entwurf ſtatt .

(2) Abänderungsanträge kommen vor dem Hauptantrag
zur Abſtimmung . Unter mehreren Abänderungsanträgen
kommt derjenige zuerſt zur Abſtimmung , der ſich am weite⸗
ſten vom Hauptantrag entfernt . Als Hauptantrag gilt ,
falls eine Beratung in einem Ausſchuß erfolgte , der Antrag
des Ausſchuſſes ; dieſer tritt , ſoweit er eine Anderung
an der urſprünglichen Vorlage oder dem urſprünglichen
Antrag vorſchlägt , an deren Stelle . “

Abgeordneter Schneider : Soweit iſt es richtig . Wird aber

Didie Alteſten kennen die eigene
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dieſer Anderungsantrag abgelehnt , dann tritt das Geſetz auto
matiſch wieder in ſeine Rechte . Wird er angenommen , dann
iſt das Geſetz mit dieſen Abänderungen in Wirklichkeit auch
zur Annahme gelangt . Aber einfach das Geſetz von vorn
herein als erledigt zu betrachten , weil wir uns über dieſen
Antrag ausſprechen , iſt nicht vorgeſehen .

gegeben, daß nach dem Bericht über die Grundlinien noch eine
Ausſprache ſtattfinden möchte vor der Einzelberatung . Ich
hatte gehofft , daß in dieſem Stadium , worum es jetzt geht , zur
Entſcheidung kommen wolle : entweder Eventualentwurf ohne
Gemeindewahl oder Gemeindewahl in Form durch die Ge—
meindevertretung , wie es der Ausſchußentwurf vorſieht , oder
Gemeindewahl in Form durch alle in die Wählerliſte einge
tragenen Gemeindeglieder , wie es der Primärentwurf des
Erw . OK vorſieht .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich hatte die Anregung

Ich möchte anregen , daß wir jetzt eine möglichſt baldige
Klärung hierüber herbeiführen . Ich glaube , wir ſind ſoweit ,
daß wir darüber abſtimmen können , ob der Eventualentwurf
ohne Gemeindewahl unſerer weiteren Arbeit zugrundegelegt
werden ſoll , oder alſo die ganze Vorlage dem Ausſchuß zu⸗
rückgegeben werden ſoll mit dem Auftrag , dieſen Eventual
entwurf zugrundezulegen . So iſt es praktiſch wohl am beſten ,
daß über einen ſolchen Antrag jetzt ſchon abgeſtimmt werden
könnte. Dann gewinnen wir viel : entweder Eventualentwurf
ohne Gemeindewahl oder mit Gemeindewahl . Dann ſtehen
wir , wie ich vermute , nach dem bisher Geſagten , wenn Even
tualentwurf abgelehnt wird , alſo für Gemeindewahl das
Votum , vor der Frage : Wahl durch Gemeindevertretung oder
durch alle einzelnen Gemeindeglieder . Und darüber würde
wahrſcheinlich zweckmäßigerweiſe eine Ausſprach e, die noch
nicht zu Ende zu ſein ſcheint , noch zu vollziehen ſein . Aber
dann würde ich auch bitten , darü noch eine Ausſprache
ſtattfinden zu laſſen . Ich würde bedauern , wenn der Antrag
von vornherein nicht nochmals aufgenommen würde . In

dieſem entſcheidenden Punkt des Geſetzes müßten wir eine
Klärung haben . Und ich bin gerne bereit , auch jetzt , ehe über
denEventualentwurf abgeſtimmt wird , — und ich glaube ,
der Zuſtimmung aller Mitarbeiter gewiß zu ſein — auch was
uns im Ausſchuß intern beſchäftigt hat , auch die Auffaſſung
jedes Einzelnen auszubreiten , damit die Mitglieder der Sy⸗
node ſich ein vollſtändiges Urteil darüber bilden können , ehe
wir abſtimmen . Aber ich glaube , daß wir über dieſen wich—⸗
tigſten Teil des Geſetzes ein klares Urteil ſchaffen müſſen .

bkäſtdetDr . Umhauer: Ich ſtimme dem, was Prof . von
Dietze geſagt hat , völlig bei . Das iſt der einzige Weg , den wir
beſchreiten können . Entweder Vorlage des Verf . ⸗Ausſchuſſes
annehmen, oder die Sache an der Verf . ⸗Ausſchuß zurückver⸗

weiſen zur nochmaligen Prüfung mit einer beſtimmten
Direktive zur Umänderung ſeines Vorſchlages im Sinne des
Eventualentwurfs oder 1. Entwurf des OK. Und ich wäre
dankbar, wenn ein entſprechender Antrag formuliert würde .

Abgeordneter D. Hupfeld ſchlägt 2 Abſtimmungen vor :
1. ob Eventual⸗Entwurf oder Gemeindewahl allgemein , 2. ob

Gemeindewahl durch Alteſte oder Gemeindeglieder .
Abgeordneter D. Dr . von Dietze formuliert : zurück an den

Verfaſſungsausſchuß mit der Auflage , die Vorlage entſpre —

115
dem Eventual⸗Entwurf umzuarbeiten und wieder vor —

zulegen.

Abgeordneter Schneider iſt nicht für Zurückweiſung an den
Ausſchuß, ſondern für Durcharbeitung und Klärung der
grundſätzlichen Frage , ob Gemeinde - oder Alteſtenwahl
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Abgeordneter D. Dr . von Dietze bittet , zuvor den Antragzu ſtellen , ob der Eventual⸗Entwurf wieder aufgenommen
werden ſoll oder nicht , und

Abgeordneter D. Hupfeld erklärt ſich bereit , den Antrag zuſtellen , obwohl er ſelbſt dagegen iſt — nur , um einen Schritt
weiterzukommen .

Präſident Dr . Umhauer : Profeſſor Hupfeld ſtellt den An⸗
trag , die Vorlage zurückzuweiſen an den Ausſchuß mit dem
Auftrag , ihn im Sinne der Eventual - Vorlage des Ober⸗
kirchenrates zu ändern . Ich bitte abzuſtimmen . Bei einer
Stimme für den Antrag und einer Enthaltung wird der
Antrag abgelehnt .

Der 2. Antrag würde auf Zurückweiſung an den Ausſchuß
und Abänderung im Sinne des Primärentwurfs lauten .

Ich möchte keinen Hehl daraus machen , daß ich für dieſen
Antrag eintrete , entſprechend der Auffaſſung , die ich auch im
Ausſchuß vertreten habe . Wer für die Gemeindewahl durch
die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde iſt , der muß
für den Antrag ſein . Wer für die Wahl durch die Kirchen⸗
älteſten iſt , muß gegen den Antrag ſein .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Es geht mir darum , daß
zu dem entſcheidenden Punkt alles geſagt iſt , was mir wichtig
erſcheint . Es ſind von hüben wie drüben , wie mir ſcheint ,

mit etwas Überſpitzung die Argumente vorgetragen worden .
Es iſt ja nicht ſo, daß die Gemeindevertretung die volle Ver⸗
antwortung für die Auswahl eines geeigneten Pfarrers zu⸗
gemutet bekommt , ſondern der Oberkirchenrat hat ſchon drei
geeignete Bewerber ausgeſucht . Es handelt ſich darum , einen
dieſer drei Bewerber zu wählen . Es iſt bei der Abmeſſung
der Verantwortung zwiſchen Vertretung und Geſamtheit der
eingetragenen Gemeindeglieder eines , wie mir ſcheint , noch
nicht ausgeſprochen worden , — das iſt ein Argument , das
gegen meine eigene Stellungnahme ausgeſprochen werden
kann —es iſt den Gemeindevertretern , den Alteſten unbe⸗
nommen , wenn ſie die Verantwortung zu ſchwer empfinden ,
dies ſoll vielleicht als Regel angeſehen werden —daß ſie eine

Verſammlung der eingetragenen Gemeindemitglieder veran⸗
ſtalten und die Sache mit ihnen durchſprechen . Wir haben
uns darüber im Ausſchuß unterhalten , ob wir das als Mög⸗
lichkeit oder als Empfehlung in das Geſetz aufnehmen ſollen
oder nicht . Wir haben davon abgeſehen , das Geſetz damit zu
belaſten . In den Durchführungsbeſtimmungen könnte dies

aufgenommen werden . Es iſt daran gedacht , daß in kleineren
Gemeinden die Sache in einer Verſammlung aller vorher er⸗
örtert wird . Das nimmt auch der Entſcheidung etwas von der

Schärfe . Wie geſagt , ich würde trotzdem für die Wiederher —

ſtellung des Primär⸗Entwurfes ſein .

Präſident Dr . Umhauer . Ich danke Ihnen , Herr von Dietze .
Wir kennen die Einwendungen , die von ſeiten des Ober⸗

kirchenrates bezüglich des modus procedendi gemacht worden

ſind . Gewiß , es handelt ſich um den §S 6. Wir wollen und

können doch im 8 6 dieſe Frage abſtimmend klären . Der

Paragraph kann auch aus anderen Gründen abgelehnt wer⸗
den . Wir müſſen den Antrag zur Abſtimmung bringen auf

Zurückweiſung und Wiederherſtellung der Primärvorlage.
Wenn dieſer Antrag abgelehnt iſt , ſtimmen wir ab über den

§ 6 der Ausſchußvorlage . 5Wer für den Antrag iſt : Rückverweiſung an den Ausſchuß

zur Wiederherſtellung der Primär - Vorlage , Wahl durch die
Gemeindeglieder , bitte ich, die Hand zu erheben . — Der An⸗

trag wird abgelehnt . 5
§ 6 wird mit einer Gegenſtimme bei 5 Enthaltungen an⸗

genommen .
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Präſident Dr . Umhauer : Herr Abgeordneter Schneider hat
das Wort zur Verleſung der Telegramme nach Freiburg und

Stuttgart .

Abgeordneter Schneider : Ich möchte zunächſt den Antrag
an die Staatskanzlei nach Freiburg noch erweitern . Es iſt
mir bei der Abfaſſung der Gedanke gekommen , daß es in

Freiburg zweckmäßig ſein würde , direkt an das Hohe Kom⸗
miſſariat zu telegraphieren und dort in eindeutiger Sprache
unſer Anliegen vorzubringen , weil ich weiß , daß dort der
Chef der badiſchen Regierung etwas zu leiſe dieſe Forderung
erheben würde .

Zweitens glaube ich, daß wir für Nordbaden das Tele⸗
gramm nicht nur nach Stuttgart als Sitz der Regierung ,
ſondern beſonders auch an den Präſidenten des Landes⸗
bezirks Baden in Karlsruhe richten ſollten .

Das Plenum ſtimmt zu.
Es ſind folgende Telegramme vorgeſchlagen :
a) An das Hohe Kommiſſariat Herrn Dͤlégus Pene , Frei⸗

burg i. Br . :

„ Die Landesſynode der Evang . Kirche Badens bittet
dringend , der Bad . Regierung die Verkündigung des Buß⸗
tages als ſtaatlich anerkannter Feiertag gemäß dem vom
bad . Landtag beſchloſſenen Feiertagesgeſetz freizugeben . Der
ganze evangeliſche Volksteil würde eine Verhinderung der
Feier des Bußtages am Mittwoch , den 16. November , nicht
verſtehen , und als Benachteiligung empfinden . “
b) Dann an Staatspräſident Wohleb , Freiburg i. Br . :

„ Die Landesſynode der Evang . Kirche Badens iſt ent⸗
täuſcht , daß die durch Landtagsbeſchluß feſtgelegte ſtaatliche
Anerkennung des Bußtages als Feiertag dieſes Jahr
nicht gewährt wird . Wir bitten mit aller Entſchiedenheit ,
das Recht des evang . Volksteils auf den Bußtag zu wahren
und einen von uns an das Hohe Kommiſſariat Freiburg
gerichteten diesbezüglichen Antrag nachdrücklichſt zu unter⸗
ſtützen . “

o) und d) nach Karlsruhe und Stuttgart :
„ Die Landesſynode der Bad . Evang . Kirche bittet drin⸗

gend um Feiertagsſchutz für den Bußtag am 16. November .
Der evang . Volksteil müßte es als eine Zurückſetzung emp⸗
finden , wenn dieſer Schutz für einen ſeiner höchſten Feier⸗
tage verſagt bliebe . “

Als Unterſchrift würde ich vorſchlagen , daß nicht nur die
Synode unterzeichnet , ſondern auch der Herr Landesbiſchof ,
damit dieſe Gemeinſamkeit der Kirchenleitung und der Ver⸗
tretung des Kirchenvolks gewahrt wird . Ich weiß nicht , wie
der Herr Landesbiſchof darüber denkt . Aber ich würde es
empfehlen .

Landesbiſchof D. Bender erklärt ſich bereit dazu .
Präſident Dr . Umhauer : Ich bin der Meinung , daß der

Vorſchlag des Abgeordneten Schneider effektuiert wird durch
Unterzeichnung Landesbiſchof und Landesſynode .

Ich habe dann noch bekannt zu geben : Es iſt ein dicker
Antrag eingegangen mit Akten betr . die perſönlichen Ver⸗
hältniſſe des Oberrechnungsrats Otto Vierlin g. Ich
ſchlage vor , die Sache entweder an den Oberkirchenrat zu ver⸗
weiſen oder zur Tagesordnung überzugehen , oder bei Über⸗
weiſung an den Oͤ zu vermerken : zur Kenntnisnahme oder
empfehlend .

Nun wollen wir fortfahren in der Beratung des Pfarr⸗
wahlgeſetzes . Wir ſind bei §6 ſtehengeblieben , der angenom⸗
men wurde .

§87 lautet :

„ Der zuſtändige Dekan hat die Abhaltung der Wahl an⸗

zuſetzen , ſobald der Kirchengemeinderat ( bzw. der Alteſten⸗
kreis ) ihm mitteilt , daß er zur Wahl bereit iſt . Er leitet die

Wahl und läßt eine Niederſchrift anfertigen . Er hat kein

Stimmrecht . “

Ich bitte um Abſtimmung . — Einſtimmig angenommen .
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„ Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel . Gewählt iſt , wer
die abſolute Mehrheit der Stimmberechtigten erhält .

Iſt keine gültige Wahl zuſtandegekommen , ſo ſetzt der
Dekan alsbald eine zweite Wahlhandlung an , die ſpäteſtens
nach zwei Wochen ſtattzufinden hat . Iſt auch die zweite
Wahlhandlung ergebnislos , ſo teilt der Dekan dies dem

Evang . Oberkirchenrat mit . Die Beſetzung der Pfarrſtelle
erfolgt dann nach Abſchnitt III . “

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich ſtelle den Antrag , die Sätze
„ſo ſetzt der Dekan alsbald eine neue Wahlhandlung an,

die ſpäteſtens nach zwei Wochen ſtattzufinden hat . Iſt auch
die zweite Wahlhandlung ergbnislos “

zu ſtreichen .

Präſident Dr . Umhauer : Wie ſoll dann der Abſatz 2 heißen ?
Abgeordneter Dr . Uhrig : Abſatz 2 lautet dann :

„ Iſt keine gültige Wahl zuſtandegekommen , ſo teilt der
Dekan dies dem Evang . Oberkirchenrat mit . Die Beſetzung
der Pfarrſtelle erfolgt dann nach Abſchnitt III . “
Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich bitte , dieſem Antrag

nicht ſtattzugeben . Es kann ſehr wohl ſein , daß die vor⸗
geſchriebene Mehrheit einmal durch einen Zufall nicht zu⸗
ſtandekommt , weil mehrere plötzlich verhindert ſind oder einen
Unfall haben oder dergleichen . Dann ſoll der Gemeinde doch
nicht die Möglichkeit der zweiten Wahl genommen ſein . Die
Möglichkeit der zweiten Wahl ſoll ſolchen Zufälligkeiten vor⸗
beugen .

Abgeordneter Schneider : Ich trete für das Recht der Ge⸗
meinde ein , mindeſtens zwei Möglichkeiten zur Wahlhandlung
zu haben .

Präſident Dr . Umhauer : Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor . Ich bitte , abzuſtimmen über den Antrag Uhrig .
Der Antrag iſt abgelehnt .

Werden noch Abänderungsanträge geſtellt zu dieſem Para⸗
graphen ? Dies iſt nicht der Fall . § 8 wird einſtimmig an⸗
genommen .

8 95

„ Nach Abſchluß der Wahlhandlung wird das Wahlergeb⸗
nis . . . am Sitze des Pfarramts maßgebend . “
§ 9 wird einſtimmig angenommen .

810

„ Der Dekan legt das Wahlprotokoll . . zur Beſetzung
durch Wahl auszuſchreiben . “
Abgeordneter Siegel : Könnte man nicht überlegen , irgend⸗

wie vielleicht in einem Paragraphen einen Paſſus feſtzulegen ,
ob die Wahl öffentlich ſein kann , damit auch die Gemeinde
mit Intereſſe dabei ſein kann , was geſprochen wird und wie
die Sache vor ſich geht . Das wäre vielleicht wertvoll .

Abgeordneter D. Dr . Schlink : Wir haben im Verfaſſungs⸗
ausſchuß darüber geſprochen , daß der Kirchenvorſtand ja doch,
bevor er zur Wahl ſchreitet , ſich mit der Gemeinde in einer
freien Form in Verbindung ſetzt , ſei es, daß er ſich mit den
einzelnen Gemeindekreiſen , die in beſonderer Weiſe die Ge⸗
meindearbeit mittragen , beſpricht . Ich glaube , das wäre eines
Ihrer Anliegen ? Ich glaube ferner , es wäre eine gefährliche



Sache , die Wahl öffentlich zu machen , denn der Vorzug des

Wahlvollzugs durch den Alteſtenkreis iſt ja der , daß auch ver —
trauliche Dinge , die dabei eine große Rolle ſpielen , wirklich
in aller Offenheit ausgeſprochen werden können . Das geht
aber nicht, wenn der Kreis öffentlich iſt . Es müſſen Familien —
verhälntiſſe , die geſundheitlichen Verhältniſſe , unter Umſtän
den auch Angelegenheiten aus der Vergangenheit oder ſee —
liſche Belaſtungen , die auch vorkommen können , in einem
Alteſtenkreis mitbeſprochen werden können .

Abgeordneter Siegel : Ich ziehe meinen Antrag zurück .
Dieſe Erwägung hat mir gezeigt , wie gut es iſt , daß die

Wahl durch die Alteſten vorgenommen wird . Dieſe Argumente
kann man nicht vor der Gemeinde ausbreiten .

Präſident Dr. Umhauer : Ich laſſe nun über 8 10 ab —

ſtimmen . — § 10 wird einſtimmig angenommen .
Wir kommen jetzt zu Abſchnitt III , S 11.

Abgeordneter Ruſer : In dieſem Paragraphen iſt ein Wort

laut , der unter Umſtänden ſehr gefährlich werden könnte . Ich
meine den Wortlaut : „ Wird nach Ablauf der Dekanatsamts

zeit der Pfarrer nicht wieder zum Dekan beſtellt , ſo kann er
durch den Erweiterten Evang . Oberkirchenrat ohne ſeine Zu —
ſtimmung verſetzt werden . “ In dieſem Falle , z. B. , wenn wir
eine andere Regierung bekommen , eine andere Kirchenregie —
rung , eine Aufſicht vom Oſten , könnten mit einem ein⸗

zigen Federſtrich ſämtliche Dekanate abgeſchafft werden . Da
möchte ich doch bitten , daß ein Satz eingeflickt wird , wonach
bei Abſchaffung von Dekanaten der Betroffene noch Pfarrer
der Gemeinde bleibt . Man müßte vielleicht noch hinzufügen :
vaber nicht ohne Zuſtimmung der Gemeinde “ . Die Gemeinde
ſoll auch ein Recht haben . Wir möchten zuerſt gefragt werden ,
ob ein Pfarrer weggenommen werden kann .

Präſident Dr. Umhauer : Wenn ich Sie recht verſtanden
habe, ſo ſtellen Sie den Antrag , vielleicht durch Hinzufügung
eines Kommas , „jedoch nur mit Zuſtimmung der Gemeinde “ .

Es muß dann heißen : „ „ ohne ſeine Zuſtimmung verſetzt
werden, jedoch nur mit Zuſtimmung der Gemeinde . “

Landesbiſchof D. Bender : Wenn dieſer Vorſchlag ange⸗
nommen wird , ſo kommt der ganze Modus der Beſtellung der
Dekane, ins Rutſchen . Dann iſt die geordnete Beſetzung des
ſtändigen Dekanatsamtes nicht mehr gewährleiſtet . Das
würde bedeuten , daß man einen anderen Dekanatsort ſuchen
müßte. Ich meine , man ſoll bei einer Kirchenordnung nicht
von möglichen Gefahren ſich beſtimmen laſſen . Wenn nämlich
die Gefahr eintritt , an die Sie denken , dann tritt noch ſehr
viel anderes ein ; dann wird die ganze Kirchenordnung mit
einem Federſtrich außer Kraft geſetzt werden . Trauen Sie
einer halbwegs vernünftigen Kirchenleitung zu, daß ſie einen
Mann als Dekan abruft , der ſich in der Gemeinde treu be—
währt hat ? Das iſt ein ziemlich konſtruierter Fall . Wir ſollten
uns nicht ſo ſehr voreinander ſichern .

Abgeordneter Dr . Bier : Es ſind hier nur wenige Dekane .
Deshalb fühle ich mich verpflichtet , zu dieſer Sache etwas
zu ſagen . Die Behörde will ſcheinbar die Dekane kontrollieren .
Nun, das ſchadet nichts . Auch wir bedürfen der Kontrolle . Die

Worte des Herrn Landesbiſchofs verſtehe ich. In jedem
Kirchenbezirk ſoll ein Ort ſtändiger Sitz des Dekans ſein .

Wenn dieſer nun aus irgend einem Grunde ſein Amt nicht
mehr ordnungsgemäß verwalten kann , ſoll er verſetzt werden .

Ich kaun dieſem Geſetz nur zuſtimmen , wenn man es auch

19 die Pfarrer anwendet . Wir brauchen Ordnung in unſerer
Landeskirche. Da ſitzt z. B. ein Pfarrer jahrelang in einer
Gemeinde . Die Behörde legt ihm aus gutem Grunde nahe ,
zu gehen ; aber er rührt ſich nicht . Hier muß die Kirchen —
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leitung das Recht haben , jeden Geiſtlichen zu verſetzen , ob
er Dekan oder Pfarrer iſt . ( Ich gehe ſchon morgen auf eine
andere Stelle , wenn die Behörde die Hälfte meiner Bau⸗
ſchulden bezahlt ! . . . ) Ebenſo muß die Kirchenleitung in der
Lage ſein , penſionierte Pfarrer , die da und dort ihren Nach⸗
folgern das Leben ſchwer machen , aus dieſer Gemeinde zu
entfernen .

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich habe noch eine andere Frage :
Ich könnte mir vorſtellen , daß ein Dekan deshalb nicht mehr
Dekan ſein kann , weil er der Arbeitslaſt ſeines Dekanats
nicht mehr gewachſen iſt , aber als Pfarrer in der Gemeinde
bleiben kann und von der Gemeinde ſelber gewünſcht wird .
Ich empfinde es als Härte , wenn man einen Mann , der mit
ſeiner Gemeinde zuſammengewachſen iſt , verſetzt , weil er
nicht mehr Dekan bleiben kann . Ich ſage offen : unter ſo ge⸗
fährlichen Umſtänden würde ich mich einer Berufung zu
einem Dekanat in der Badiſchen Landeskirche entziehen . Auf
der anderen Seite gebe ich zu, daß es an ſich ein geſunder
Gedanke iſt , beſtimmte Stellen zu Dekanatsſtellen zu machen .
Der im Geſetzesvorſchlag gewählte Ausdruck iſt reichlich hart
und für jemanden , der dieſen Weg gehen ſoll , abſchreckend .
Könnte nicht ein anderer Ausdruck dafür gefunden werden ?
Denn es handelt ſich ja nicht um eine Verſetzung im Inter⸗
eſſe des Dienſtes , wenn jemand nicht aus Unfähigkeitsgrün⸗
den , ſondern nur aus Belaſtungsgründen nicht mehr Dekan
bleiben kann .

Abgeordneter Dr . Barner : Zu dieſer Sache möchte ich auch
noch einen Grund anführen : Die Gemeinde am Dekanatsſitz
käme dann nie zur Gemeindewahl , würde alſo ihren Pfarrer
nie wählen können , ſondern nur geſetzt bekommen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich gebe zu, daß das ſo iſt . Der

Ausgleich beſteht aber darin , daß ein Dekan ein beſonders
qualifizierter Mann und Pfarrer iſt , ſo daß ſie nicht das Ge⸗

fühl haben kann , ſie werde mit ihrem Dekan etwa beſtraft .
Auf der anderen Seite weiß ich auch von Gemeinden , die

ſtolz darauf ſind , daß ihr Pfarrer Dekan iſt .

Abgeordneter Schneider : Ich kenne einen Dekan , der außer⸗

ordentlich geeignet iſt für dieſen Poſten . Er ſagt von ſich, daß
er eine Freude habe an einer kirchenregimentlichen Funktion ,

daß es ihm aber leid tut , daß er etwa für die Seelſorge , für
den Dienſt an den Einzelnen der Gemeinde ſich nicht ſo präde⸗

ſtiniert fühlt . Ich kann mir nun umgekehrt denken , daß auch
ein Pfarrer , der vielleicht , weil er am Sitz der Kreisſtadt iſt ,

Dekan wird , ſich nun in den kirchenregimentlichen Funktionen

eines Dekans nicht wohl fühlt , aber ein ausgezeichneter Seel⸗

ſorger iſt , und ich würde es für durchaus möglich halten , daß

vielleicht ſo ein Mann ſelbſt den Herrn Landesbiſchof bittet ,

daß er nach 6 Jahren von ſeiner Funktion als Dekan ent⸗

bunden wird . Oder daß die Kirchenleitung ſagt , lieber Mann ,

ich würde gern in den Bezirk aus den und jenen Gründen

nun einen anderen Dekan ſetzen . Soll dann der gute Seel⸗

ſorger und Gemeindepfarrer , der auf dieſer EbeneſeineBe⸗
gabung hat , was beſtimmt ſehr zu ſchätzen iſt , nun zwangs⸗

weiſe auf Grund dieſes Paragraphen , wenn er malſteht , ver⸗

ſetzt werden müſſen ? Ich meine , wir könnten esvielleicht ſo

ſagen , damit es nicht ſo hart iſt und alle Möglichkeiten offen
läßt , wenn der Wortlaut wie folgt formuliert würde:

„ Wird nach Ablauf der Dekanatsamtszeit der Pfarrer
nicht wieder zum Dekan beſtellt , ſo kann er durch den Er⸗

weiterten Evang . Oberkirchenrat ohne ſeine Zuſtimmung

im Benehmen mit der Gemeinde verſetzt werden . “
Es wird auf § 12 aufmerkſam gemacht . Gut, der erſetzt das .

Wenn das als Vorſchrift gilt , kann er das erſetzen .
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Abgeordneter Zitt : Ich ſtelle an Herrn Oberkirchenrat
Dr . Friedrich als Sachkenner die Frage , ob dieſe Beſtimmung
in anderen Landeskirchen einen Vorgang hat und in welchen ;
außerdem muß geſagt werden , daß durch dieſe Beſtimmung
von dem Grundſatz der Unverſetzbarkeit des Pfarrers ent⸗
ſchieden abgewichen wird . Das iſt meiner Auffaſſung nach
ein bedenklicher Rechtsvorgang .

Ich verſtehe manche Beweggründe , die zu dieſer Formu —
lierung geführt haben . Aber wenn gerade der Dekan , wie
vorhin ausgeſprochen worden iſt , eine geiſtlich beſonders quali⸗
fizierte Perſönlichkeit ſein ſoll und ſein wird , dann müßte
doch auch ihm gegenüber von vornherein das Zutrauen be⸗
ſtehen , daß er , wenn ein derartiger Fall eintritt , der Bitte
der Kirchenleitung entſpricht , ſich auf eine andere Stelle ver —
ſetzen zu laſſen . Ich meine , das müßte dem Dekan ins Ge—
wiſſen geſchoben werden , und wenn der Dekan wirklich eine
entſprechende Perſönlichkeit iſt , dann wird er ſich dieſem Zu⸗
ſpruch ſeiner Kirchenleitung nicht entziehen . Wir ſchaffen ein
Geſetz ; und ein Geſetz iſt immer dazu da, daß Rechte gegen
Rechte abgewogen werden , und nicht , um uns zu ſichern gegen
Gefahren , auch nicht um Vertrauen gegen Vertrauen und
Mißtrauen gegen Mißtrauen auszuſpielen . Sondern es geht
einfach darum , Recht und Recht abzuwägen . Ich möchte das
einmal ausdrücklich und grundſätzlich feſtgeſtellt haben .

Ich könnte mir z. B. Entwicklungen vorſtellen , wo ein
Dekan in einen ſachlichen Gegenſatz zur Kirchenleitung gerät
über irgendeiner ſehr wichtigen , die Zukunft der Kirche ent —
ſcheidend beeinfluſſenden Sache . Dieſer Dekan wird der Kir —
chenleitung unbequem , er wird persona ingrata , und er ſoll
dann von ſeinem Dekanatspoſten weggenommen werden . Die
Folge davon iſt , daß der Dekan nicht wieder beſtellt wird und
dann dazu es noch zu tragen hat , daß er ohne ſeine Zuſtim⸗
mung von ſeiner Pfarrſtelle verſetzt werden kann . Ich möchte
doch betonen , daß das für den betreffenden Mann ein Odium
bedeutet , unter dem er unter Umſtänden zerbrechen kann .

Landesbiſchof D. Bender : Bruder Zitt , das , was Sie eben
geſagt haben , iſt abſolut möglich . Nur gebe ich eines zu be⸗
denken : wie oft , glauben Sie , daß ſich eine Kirchenleitung
eine ſolche Maßnahme praktiſch erlauben darf ? Einmal , zwei⸗
mal , dann iſt Schluß , und zwar für die Kirchenleitung.
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich habe mich ſehr ge⸗
freut , daß Sie mich als Sachkenner bezeichnen . Ich muß aber
leider zugeben , daß mir die Kenntniſſe hier doch fehlen . Es
iſt ſchlechterdings faſt für einen menſchlichen Geiſt unmöglich ,
alle 26 Wahlordnungen auch noch genau nach Landeskirchen
geordnet im Kopf zu haben . Denn alle 26 ſind verſchieden
voneinander . Aber dieſer Fall , ſo wie er hier geregelt iſt ,
findet ſich in 2 oder 3 ſogar neueren Wahlordnungen ; ich
möchte es nicht mit Sicherheit ſagen , aber es iſt vorhanden
in Heſſen , Schleswig⸗ - Holſtein , und vielleicht auch noch in
einer anderen Kirche .

Dann noch zur Sache ſelbſt : Es iſt richtig , daß hier in die
Unverſetzbarkeit des Pfarrers eingegriffen wird . Es frägt ſich
nur , ob hier nicht gegenteilige Intereſſen abgewogen werden
und unter Umſtänden die Unverſetzbarkeit zugunſten eines
andern Bedürfniſſes geopfert werden muß . Das iſt eine
Frage des Ermeſſens , und das ſollen Sie ja nun ermeſſen .
Es iſt gut , daß wir an beſtimmten Orten den Dekanatsſitz
haben . Zuſtände , wie wir ſie hatten , daß etwa der Dekan von
Karlsruhe in Bruchſal wohnt , ſind ja etwas ſonderbar , und
für jeden Außenſtehenden eigentlich faſt unverſtändlich . Und
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gut iſt es, — und das iſt ja auch ſchon anerkannt — daß der
Dekan in der Amtsſtadt wohnt .

Nun wollen Sie auch noch folgendes beachten : In einer

ganzen Reihe von Fällen wird ja an dieſem Amtsſitz nicht
nur 1 Pfarrſtelle , ſondern mehrere Pfarrſtellen ſein (3. B. in
Lörrach ſind jetzt 3 Pfarrſtellenh . Wenn nun der Dekan von
Lörrach etwa nicht mehr wieder neu ernannt oder abgerufen
werden ſollte , ſo hat die Kirchenleitung zu prüfen , ob ein
anderer Pfarrer in Lörrach in Frage kommt . Und tritt
der Fall ein , dann wird ſelbſtverſtändlich von dieſem Para⸗
graphen kein Gebrauch gemacht . Würde dann davon Gebrauch
gemacht , ſo würde ich das als Mißbrauch bezeichnen ; denn es
wäre nicht nötig , dieſen Pfarrer zu verſetzen , weil man ſehr
wohl einen anderen Pfarrer in Lörrach zum Dekan ernennen
kann . So wird es bei einer ganzen Reihe von Dekanaten
ſein . In Adelsheim , wo Dekan Bier ſitzt , wird es nicht ſo ſein
( aber er hat ſchon geſagt , daß er gern geht ) . Es gibt acht
Kirchenbezirke , wird mir eben geſagt , wo nur 1 Pfarrſtelle
iſt . In den 18 anderen ſind andere Pfarrſtellen . Und nur
wenn dann wirklich der Inhaber oder die Inhaber der an —
deren Pfarrſtellen nicht geeignet ſind , dann würde man aller⸗

dings zu dieſer Maßnahme ſchreiten .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich bin Alteſter in einer Pfarrei ,
deren Pfarrer gleichzeitig Dekan iſt . Alle Bedenken , die gegen
den Wortlaut des Geſetzes vorgebracht ſind , habe ich erwogen ,
und ſie haben mich perſönlich auch berührt , etwa die des
Konſynodalen Hupfeld . Aber ich glaube , daß der Wortlaut
des Geſetzentwurfs , wie er vom Verf . ⸗Ausſchuß vorgelegt iſt ,
durchaus die Möglichkeit bietet zu einer befriedigenden Löſung
in allen Fällen , die wir annehmen können , und darum möchte
ich hinweiſen 1. auf §s 3 und 5 des Dienſtgeſetzes und auf
§ 68 KV, 2. auf § 12 des Entwurfs und 3. darauf , daß im
§ 11 Ziff . 2b die Vorſchrift eine Kann vorſchrift iſt und
weiter an die Zuſtimmung des Erweiterten Evang . Ober⸗
kirchenrats gebunden iſt . Darin ſehe ich genügend Sicherun —
gen für alle Beteiligten .

Ich bitte daher , den Ausſchußantrag anzunehmen und alle
anderen Anträge abzulehnen .

Abgeordneter Dr . Fiſcher : Ich könnte mir vorſtellen , daß
in den Gemeinden , die nur eine Pfarrſtelle beſitzen , nach dem
vorgeſchlagenen Verfahren der Pfarrer weichen müßte , wenn
er nicht zum Dekan ernannt würde . Zudem wird der Dekan
in einer Kreisſtadt mit der Verwaltung und der Lauferei
zu den Amtern ſo viel zu tun haben , daß er ſeine Seelſorge
nicht mehr richtig ausführen kann .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich wollte entſprechend
das ſagen , was Herr Fiſcher geſagt hat . Mir ſcheint es nicht
genügend erfaßt worden zu ſein , daß die Verſetzung nur durch
den Erweiterten Oberkirchenrat ausgeſprochen wird . Es iſt
noch nicht ſicher , daß der Oberkirchenrat beim Erweiterten
Oberkirchenrat damit durchkommt . Es ſcheint mir erwägens —⸗
wert zu ſein , ob wir nicht in geeigneter Weiſe den Wortlaut
ändern , ohne an der Sache etwas zu ändern . Der Wortlaut
hat Befürchtungen hervorgerufen , die wir , ſo glaube ich,
ſämtliche nicht zu teilen brauchen . Sollen wir dem nicht vor⸗
beugen , daß draußen im Lande noch ſtärkere Befürchtungen
hervorgerufen werden ? Ich gebe dies nur zu erwägen und
will noch keine endgültige Formulierung anbringen . Ich gebe
zu erwägen , etwa einzuſchieben „ſollte “ oder „ſo kann er aus
wichtigen Gründen “ . Aber ich glaube , es wird milder , als
wenn wir es nicht einſchieben . Warum ſollen wir dies nicht
tun , wenn wir die Wirkung verbeſſern können ?



Abgeordneter Dr. Bier : Ich möchte nur einmal die Frage
ſtellen , wäre es nicht möglich , die Dekane einfach auf 6 Jahre
auf dieſe Stellen zu ſetzen und zu ſagen , du bekommſt das
Dekanat für 6 Jahre .

Abgeordneter Schneider : Das löſt die Probleme der Ge
meinde.

Landesbiſchof D. Bender : Das kann ich nicht ſagen ; wenn
er ſich eingearbeitet hat , iſt er nach 6 Jahren mitten drin .

Abgeordneter Müller : Ich möchte eine Frage ſtellen : Iſt
das Geſetz ſo gemeint , daß in unſerem Land alle Dekanats —
ſtellen an ganz beſtimmte Orte gebunden ſind , oder kann es
da noch unter Umſtänden einen Wechſel geben ? Intereſſant
wäre auch die Beantwortung der Frage , wie das in größeren
Städten iſt , alſo z. B. in Heidelberg , wenn hier einer Dekan
iſt und aus irgendwelchen Gründen weggeht oder etwa krank
wird. Muß dann die gleiche Stelle wieder mit einem Dekan
beſetzt werden , oder gilt hier der ganze Bezirk ? Eine Antwort
wäre mir ſehr wertvoll .

Landesbiſchof D. Bender : Es wäre möglich , daß dann ein
Dekan aus einer anderen Pfarrei beſtellt wird , wenn einer
da iſt. Es darf aber nicht überſehen werden , daß dann die
Akten, die zum Dekanat gehören , von einer Stelle zur an⸗
deren gebracht werden müſſen . Das kann man auf ſich neh⸗
men. Gerade in den Städten wird daher mit dem Dekanats⸗
amt eine beſondere Einteilung der Pfarrei verbunden ſein
müſſen , weil der Dekan in einer großen Stadt nur eine
kleinere Pfarrei bekommen kann , damit eben Verſäumniſſe
in der Seelſorge nicht eintreten . Deswegen iſt auch in einer
Stadt eigentlich das Dekanatsamt an eine ſolch extra klein
gehaltene Gemeinde gebunden .

Abgeordneter Mondon : Vielleicht wäre es für die Synode
wichtig, zu wiſſen , was die Kirchenleitung bewogen hat , dieſen
neuen Modus einzuführen . Früher war es ſo, daß innerhalb
eines Dekanats auch der Sitz wechſeln konnte . In Lahr war
es ſo. Vorher war der Sitz in Offenburg . Oder z. B. Lörrach
hatte ſeinen Sitz in Rötteln . Was hat hier den Oberkirchen⸗
rat bewogen, von dieſem Modus abzugehen ? Mir will
ſcheinen, als ob der Preis etwas hoch ſei , den dieſe Anderung

fordert , nämlich, die Antaſtung des Rechts der Pfarrer , gegen
ihren Willen nicht verſetzt zu werden . Das ſcheint mir ein
tiefer Eingriff zu ſein .

Präſident Dr. Umhauer : Herr Abgeordneter Frank hat ge—
beten, die Eingabe des Kirchenbezirks Hornberg zu dieſer

Frage zu verleſen , in der die Mitwirkung der Bezirksſynoden
bei der Beſtellung der Dekane beantragt wird . Es iſt dieſe
Eingabe auf der Tagesordnung unter II , 2 erwähnt . Ich

ſchlage vor, daß Herr von Dietze im Anſchluß hieran den
Bericht erſtattet .

Abgeordneter D. Dr. von Dietze : Den Bericht habe ich be—

keits erſtattet . Er enthält den Antrag , dieſe Eingabe dem
lleinen Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen , zumal wir ihn
im Ausſchuß durchgeſprochen haben und zu dieſem Ergebnis
gekommen ſind . Es ſind darin ſo viele Fragen , daß wir damit
während dieſer Tage nicht fertig werden . U. a. hat Dr . Schlink
darauf hingewieſen , daß in Bayern ſich eine Regelung gut

bewährt hat , wonach der Dekan vom Biſchof ernannt und der

gewählt wird . Wir machen den Vorſchlag , den

Antrag, den wir ernſt nehmen , dem kleinen Verfaſſungsaus⸗

ſcuß zu geben , weil der bald wieder zuſammentritt .
Abgeordneter D. Hupfeld : Mir kommt vor , daß eigentlich

dieſerParagraph eine Anderung in der ganzen Art der Deka —

natsbeſetzung in der Richtung nötig macht , daß ein Dekan
lebenslänglich ernannt wird , wie es in den Oſtprovinzen
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Preußens üblich geweſen iſt . Die Superintendenten waren an
und für ſich lebenslänglich berufen und räumten bei der Pen⸗
ſionierung ſelbſtverſtändlich auch ihre Pfarrſtelle . Wenn man
aber von vornherein eine befriſtete Dekanatszeit einſetzt , wie
es offenbar hier von je her üblich geweſen iſt und wie es im
Rheinland auch üblich war , wo die Superintendenten durchdie Bezirsſynode gewählt wurden , muß man die Dekanats⸗
beſetzung ſo regeln , daß man den Dekanatsſitz wechſeln läßt .
So iſt es im Rheinland . Will man aber zu dem neuen Uſus
eines feſtliegenden Dekanatsſitzes übergehen , dann muß man
in den ſauren Apfel beißen , von der Befriſtung der Ernen⸗
nung auf 6 Jahre abgehen und den Dekan auf Lebenszeit er⸗
nennen . Wenn dann die Notwendigkeit entſteht , ihn zu ver⸗
ſetzen oder er ſelbſt das Bedürfnis nach einem Wechſel hat ,
dann muß er ſich wegmelden . In Bayern werden die Dekane
auch nicht auf Zeit , ſondern auf Dauer vom Landesbiſchof
ernannt .

Abgeordneter Zitt : Ich ſchlage vor , daß wir über dieſen
Stein des Anſtoßes hinwegkommen dadurch , daß wir hier
einen Verweis in das Geſetz einbringen auf ein Geſetz zur
Beſetzung der Dekanatsſtellen . Dann kommen wir an dieſem
Punkt heute weiter .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Man kann in dieſem Ge⸗
ſetz nicht auf ein künftiges Geſetz verweiſen . Aber man kann
in einem künftigen Geſetz den § 11 dementſprechend abändern .
Das kann man , und das wird dann wahrſcheinlich auch
erfolgen .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Mir ſcheint hier eine ähn⸗
liche Erwägung wie vorhin angebracht . Es iſt ſachlich durch —
aus einleuchtend , was Herr Oberkirchenrat Dr . Friedrich ge—
ſagt hat , aber die Wirkung , wenn es draußen geleſen wird ?
Und deswegen möchte ich doch zu erwägen geben , ob man hier
nicht die ganze Ziffer bis b) einleiten könnte : „bis zum Er⸗

laß des Geſetzes zur Beſetzung der Dekanatsſtellen “ . Dann
kann das Geſetz enthalten , was es will . Vielleicht wird auch

dieſe Ziffer b) hinfällig .
Es wird über die Stelle , an der dies eingefügt werden ſoll ,

geſprochen und verſchiedene Formulierungen erwogen . Präſi⸗
dent Dr . Umhauer faßt das Ergebnis zuſammen :

Wir haben jetzt 4 Anträge :
1. Antrag des Herrn Ruſer : Es ſoll nach 2b) beigefügt wer⸗

den : „jedoch nur mit Zuſtimmung der Gemeinde “ ;
2. Antrag des Herrn von Dietze , der wünſcht , daß geſagt

wird : „ſo kann er durch den Erweiterten Evang . Oberkirchen —
rat aus wichtigen Gründen ohne ſeine Zuſtimmung verſetzt

werden “ ; 5
3. den weiteren Antrag des Herrn von Dietze , anzufügen :

„bis zum Erlaß eines kirchlichen Geſetzes über die Beſetzung
der Dekanatsſtellen “ und ſchließlich

4. den Antrag Kühlewein : unter b) Satz 2 ganz zuſtreichen.
Abgeordneter Dr . Kuhn : Bevor wir zur Abſtimmungdieſer

Frage gehen , wird es noch zweckmäßig ſein , wenn wir eine

Antwort auf die Frage des Herrn Abgeordneten Mondon

hören , aus welchen Gründen er dieſe Beſtimmung aufgenom⸗
men wiſſen will . Die Antwort kann entſcheidend ſein für

unſere Abſtimmung . 5
Landesbiſchof D. Bender : Es iſt darüber im Verfaſſungs⸗

ausſchuß geſprochen worden . Vielleicht kann Herr von Dietze

etwas zu dieſer Frage ſagen .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich glaube , es noch in
Erinnerung zu haben , und bitte , falls ich es nicht vollſtändig

vorbringe , mich zu ergänzen , zu berichtigen.
Der Herr Landesbiſchof und der Oberkirchenrat haben be⸗
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greiflicherweiſe ein lebhaftes Intereſſe daran , daß die Dekane

nicht nach einer Seite feſtgelegt werden . Der Dekan iſt ja

ſowohl , wie es hier alſo ausgedrückt iſt , der verlängerte Arm

der Kirchenleitung , wie aber auch der Seelſorger und Ver⸗

trauensmann ſeines Bezirks . Wenn die Beſtellung des De —

kans nur von der Seite des Bezirks her etwa durch die Wahl

durch die Bezirksſynode erfolgt , ſo iſt zu fürchten , daß die

andere Seite zu kurz kommt , daß insbeſondere , wenn ich es

ganz rückſichtslos ausſprechen darf , dann vielleicht nur die

milderen und vielleicht weniger unbequemen Pfarrer zu De⸗

kanen gewählt werden . Und deswegen würde eine ſolche Rege⸗

lung , die lediglich der Wahl durch die Bezirksſynoden die

Dekanatsbeſtellung überlaſſen würde , den Auffaſſungen und

Abſichten unſerer Kirchenleitung nicht entſprechen . Die ſtän⸗

dige Verbindung des Dekans mit einigen Pfarrſtellen , die

zweckmäßig und notwendig iſt , ergibt ſich aus den Verwal —

tungsdingen , deren Fülle heute viel größer iſt als vor 10 oder

20 Jahren und die die Anweſenheit des Dekans in der Kreis —

ſtadt oder einer anderen größeren Stadt erforderlich macht .

Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte vorſchlagen , daß wir

zur Abſtimmung kommen , und zwar möchte ich eine doppelte
Abſtimmung haben für den Fall , daß die Anträge ganz oder

teilweiſe angenommen werden . Es wird ja zum Schluß eine
Redaktion noch notwendig ſein . Zunächſt will ich deshalb da⸗
von abſehen , ob die Formulierung ſo gefaßt iſt , daß wir ſie
ohne weiteres ins Geſetz aufnehmen können .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Wenn der Antrag Kühle⸗
wein angenommen wird , ſind die anderen Anträge erledigt .

Präſident Dr . Umhauer : Alſo Antrag Kühlewein : Die Be⸗

ſtimmung in § 11 Abſ . 2b Satz 2 ſoll ganz geſtrichen werden .
Der Antrag iſt mit 23 Stimmen gegen 15 Stimmen bei 4

Enthaltungen angenommen .
Damit ſind die anderen Anträge erledigt .

Ich laſſe nun über den ganzen § 11 mit dieſer Anderung
abſtimmen . Wer enthält ſich ? 1 Stimme , ſonſt einſtimmig
angenommen .

§ 12:

„ In den Fällen des § 11 Ziff . 1 und Ziff . 22 ) —c ) ſollen
die Alteſten der Gemeinde vor der Entſcheidung über den zu
berufenden Pfarrer gehört werden . “

Ich laſſe abſtimmen : 1 Stimme enthält ſich ; im übrigen
ohne Gegenſtimme angenommen .

§ 13: 8
„ Die Beſtimmungen über die Verſetzung eines Pfarrers

aus dringenden Rückſichten des Dienſtes (§S 68 KVeund 88
3 und 5 des Dienſtgeſetzes ) werden durch dieſes Geſetz nicht
berührt . “

Abgeordneter Ruſer : Es iſt vorhin eine Frage aufgegriffen
worden von Dekan Bier . Das gilt nicht nur für Dekanate .
Wenn z. B. eine Gemeinde bzw. ein Pfarrer , den die Ge—
meinde tragen muß , zu ſehr belaſtet iſt und das geiſtliche
Leben einfach notleidet , ſollte die Möglichkeit gegeben werden ,
daß , wenn die Kirchenälteſten es wünſchen , ſie dahin Gehör
finden und der Paragraph der Unverſetzbarkeit des Pfarrers
aufgehoben werden kann . Ich meine , daß die Gemeinde das

Recht hat , auch beim OK vorſtellig zu werden und die Bitte

vorzubringen , daß ein Pfarrer in eine andere Gemeinde ver —

ſetzt wird . Die Unverſetzbarkeit ſoll dann hier ausgeſchaltet
ſein . Auch die Berufung eines Pfarrers ſollte möglich ſein ,
wenn es das geiſtliche Leben einer Gemeinde erfordert .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Hier gerade in dieſem
Paragraph , den wir eben haben , iſt das vorgeſehen . Es gibt

zwei Möglichkeiten , wenn ein Pfarrer in einer Gemeinde

nicht mehr zum Segen wirkt : Entweder iſt es ſo, daß er in

dieſer Gemeinde nicht mehr wirken kann , aber in einer an⸗
deren Gemeinde kann er noch gebraucht werden . Dann wird
er aus dienſtlichen Gründen verſetzt werden . Oder , eriſt mit

dieſer Gemeinde ſo zerfallen , daß er in einer anderen Ge⸗
meinde nicht mehr wirken kann . Nach dem Ruheſtandsgeſetz
§3 kann er dort in den Ruheſtand verſetzt werden . Das iſt

vorgeſehen . Da braucht keine neue Beſtimmung gedruckt
werden .

Abgeordneter Ruſer : Mir iſt geſagt worden , daß man dies

nicht machen könne , weil er unverſetzbar ſei . Inſofern müßte
er von ſich aus den Antrag ſtellen , daß er verſetzt werden will .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Er braucht von ſich aus
keinen Antrag ſtellen . Wenn die Gemeinden etwas wendiger
wären und ſagen würden , wie die Zuſtände ſind , dann würde

von der Kirchenleitung eingeſchritten werden . Es ſind von der
Gemeinde meiſtens keine greifbaren Unterlagen zu bekommen .

Landesbiſchof D. Bender : Dieſe Frage rührt allerdings an
einen mißlichen Punkt . Es iſt ſehr ſchwer , in dieſer Frage
durch eine paragraphierte Ordnung eine Löſung zu finden .
Wir machen die merkwürdigſten Erfahrungen . Es kommt vor ,
daß Leute aus einer Gemeinde kommen und ſagen , es ſeien

ganz unmögliche Zuſtände . Wenn nachher die Gemeinde in

ihren ordnungsmäßigen Vertretern die Verantwortung dafür
übernehmen ſoll , daß der Pfarrer wegkommt , befällt auf ein⸗
mal die Leute eine merkwürdige Sorge über die Bereitſchaft
der Kirchenleitung einzuſchreiten . Gemeindevertreter

ſagen dann : Wir waren nicht ſchuld , ſondern die Kirchen —
leitung . Die Schwierigkeit liegt natürlich auch bei den Pfar⸗
rern ; es iſt eine Not , wenn ein Pfarrer ſich den Vorſtellungen
der Kirchenleitung entzieht mit der Berufung darauf : „ Ich
habe keine ſilbernen Löffel geſtohlen “ und : „ Ich habe keinen
Streit mit meiner Gemeinde , und ich berufe mich auf mein

Recht “ . Das iſt eine große geiſtliche Not . Ihr kann aber nur
von innen her begegnet werden , indem die Pfarrer der

Kirchenleitung Gehör ſchenken .
Es iſt die Vorſtellung des Beamtentums mit all ihren Be⸗

gleiterſcheinungsmomenten ſtark bei uns Pfarrern einge⸗

drungen . Wir müſſen wieder einmal lernen , daß es keinen

ungeſicherteren Beruf gibt als den des Pfarrers . Wir müſſen

lernen , daß wir Knechte , Sklaven Jeſu Chriſti ſind , die auch
nicht immer auf ihr Recht pochend bis zum Nachweis ganz
dringlicher Mißſtände auf ihrer Stelle verharren wollen , ſon —
dern auch einmal dem Rat zu einer Veränderung Folge
leiſten . Es muß nicht immer graſſer Notſtand vorliegen . Jeder
von uns belichtet ja gleichſam nur einen gewiſſen Sektor des

Evangeliums . Es iſt bis jetzt kirchenordnungsmäßig keine

Handhabe gegeben , den Pfarrer gegen ſeinen Willen zu ver⸗

ſetzen . Die Löſung läge darin , daß ein Amtsbruder nicht ſagt :
„ mein Renommee geht flöten , wenn ich mich verſetzen laſſe “,
ſondern : „gut , wenn Ihr glaubt , ſo will ich hören “ und dem
Rat Folge leiſtet . Mit Paragraphen , das haben wir hin und

her überlegt , kommt man nicht weit .
Die Abgeordneten Siegel , Schneider und Frank belegen

mit Beiſpielen aus der Praxis ihre Sorgen in dieſer
Richtung .

Abgeordneter D. Dr . Schlink : Ich finde das Geſpräch , was
hier anläßlich des 813 geführt wird , ſehr wichtig , wenngleich
wir es jetzt wahrſcheinlich nicht mehr fortſetzen können . Ich
möchte nur auf eines hinweiſen . Dieſe Verſuche und die noch
ſchärferen Maßnahmen , die gefordert wurden , erfordern ja
eigentlich ſchon viel früher ein Eingreifen . Es erfordert , daß

Die



viel früher eine Ausſcheidung ungeeigneter Elemente einſetzt ,
ſchon im Studium und in der erſten Zeit des Examens . In
dieſem Zuſammenhang weiſe ich darauf hin , wie berechtigt
dieſe Forderungen ſind und wie es unerläßlich iſt , daß die
badiſche Landeskirche die Studenten zu einer Lehr- und Le
bensgemeinſchaft zuſammenzieht , in einem Pr edigerſeminar ,
wo die jungen Leute einer geiſtlichen Zucht unterſtellt wer
den, und die Kirche die Möglichkeit hat , die Leute wirklich
näher kennenzulernen . In Heidelberg iſt dies gar nicht mög
lich, weil ſie noch das Leben als Studenten im Prediger
ſeminar weiter führen . Ich möchte darauf hinweiſen , weil
die Frage des Predigerſeminars einmal erörtert worden iſt .
Sie ſcheint mir hiermit engſtens zuſammenzuhängen .

Präſident Dr. Umhauer : Wortmeldungen liegen nicht vor .
Ein Antrag iſt nicht geſtellt . Ich betrachte dieſe Ausführungen
lediglich als Anregung zur Durchführung dieſer im §S 13
vorbehaltenen weiteren geſetzlichen Beſtimmungen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich mache den Vorſchlag , daß wir
vielleicht einmal eine kleine Freizeit mit der Synode haben
und ſolche grundſätzliche Fragen ohne Belaſtung mit anderen
Fragen beſprechen . Denn das iſt eine Kernfrage . Dieſe Not
ſehen wir . Aber nun kommt die Frage : Wie geht man hier
vor ? So leicht , wie ſich das unſere Gemeinden vorſtellen , iſt
das nicht. Es muß das alles im Rahmen von Recht und
Geſetzmäßigkeit gehen . Dazu braucht eine Kirchenleitung
große Vollmachten . Gibt aber die Synode der Kirchenleitung
die Vollmacht , muß ſie auf der anderen Seite fürchten , daß
dieſe Vollmachten zu einer Willkür werden könnten , die
wieder einen falſchen Eindruck auf die Pfarrer machen könnte .
Die Löſung iſt nicht einſeitig von der Kirchenleitung her zu
finden ; es muß auf der anderen Seite auch die Kirchen⸗
gemeinde mitwirken , die die Verantwortung ihrem Pfarrer
gegenüber übernimmt und trägt .

Präſident Dr. Umhauer : Ich laſſe über §S 13 abſtimmen .

Einſtimmig angenommen .
Wir kommen zu IV. „ Beſetzung von Patronatspfarrſtellen “ .

Abgeordneter Zitt : Ich weiß nicht , ob man das Wort „durch
die Gemeindevertretung“ nicht erſetzen kann durch das Wort

„Kirchengemeinderat oder Alteſtenkreis “ . Wir wollen doch
Vertretung uſw . aus unſerem Sprachgebrauch möglichſt aus —

ſchalten .

Präſident Dr. Umhauer : Richtig . Iſt jemand gegen dieſen
Antrag ?

Ich darf den Antrag als angenommen anſehen , einſchließ —

lic der nachträglichen Anderung von 8§ 11, 2c) , wo auch an
die Stelle von „ Gemeindevertretung “ die Worte geſetzt wer
den „ Gemeinderat ( Alteſtenkreis ) “.

Ich darf damit den § 14 als einſtimmig angenommen an⸗
ſehen.

Wir kommen zu V. „ übergangs - und Durchführungs
beſtimmungen “. § 15.

Ich bitte um Wortmeldung hierzu . — Die Beſtimmung iſt

einſtimmig angenommen .

Nun kommen wir zur Generalabſtimmung . Ich frage nun
die Synode , ob ſie das geſamte Geſetz mit dieſen Anderungen

annehmen will oder nicht . Eine Bindung an die früheren Ab

ſtimmungen zu einzelnen Paragraphen beſteht nicht . Es hat
jeder völlig freie Hand .

Es folgt die Abſtimmung . — Das Geſetz iſt einſtimmig an⸗

genommen .

3 käme die Eingabe des Kirchenbezirks Hornberg über

Dekane , die gleichzeitig mitbehandelt wurde . Der Verfaſſungs⸗
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ausſchuß beantragt überweiſung dieſer Eingabe an den ſtän⸗
digen Verf . ⸗Ausſchuß , den ſogenannten kleinen Verf . Aus⸗
ſchuß .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Nun kommen wir zu Punkt II , 3 der Tagesordnung : „ Ent⸗

wurf eines kirchlichen Geſetzes über die Ergänzung der Wahl⸗
ordnung “ ( Anl . III ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Pr . Kuhn : Es erwies ſich
die Notwendigkeit der Ergänzung der bisherigen Wahlord —
nung . Da im Laufe der Zeit in einer Gemeinde neue Ge⸗
meindeglieder zuziehen , andere in das wahlfähige Alter

hineinwachſen und im Intereſſe der Lebendigkeit des kirch⸗
lichen Lebens eine möglichſt auf dem Laufenden befindliche

Zuſammenſtellung der kirchlich geſinnten Gemeindeglieder
geboten iſt , iſt es erforderlich , die Wahlordnung wie folgt zu
ergänzen :

Auf die Beſtimmung des § 13 der WO ſoll ein neuer 8 13a )
folgen . Der Verf . ⸗Ausſchuß ſah ſich aber zu einer Anderung
des Ihnen vorliegenden Entwurfs inſoweit veranlaßt , als es
in Art . 2 Abſ . 2 Satz 2 des vorgelegten Entwurfs anſtelle
„die Beſtimmungen der 88 6 —14 “ nur „die Beſtimmungen
der §§ 6 - 13 “ heißen darf .

Im Zuſammenhang mit dieſem neuen § 13a ) iſt hinter 8 4

der WO eine neue Beſtimmung notwendig . Aber auch die

bisherigen Beſtimmungen des §S 26 WO ſind zu ergänzen .
Dabei ſchlägt der Verf . - Ausſchuß ergänzend zu dem Entwurfe

in Ziff . 1 auch die Aufnahme des § 19 vor . Wegen der Not⸗

wendigkeit der Erweiterung des bisherigen §S 26 WO darf

ich auf die Ihnen vorliegende Begründung des Entwurfs des

Erweitert . Oberkirchenrats Bezug nehmen .

Es überſah nun die bisherige WO die Notwendigkeit , für

die Bezirksſynodalen auch zugleich Erſatzſynodale zu wählen .

Dieſes Säumnis ſoll nun durch Neufaſſung des § 28 Abſ . 1

behoben werden .

Der Verf . ⸗Ausſchuß hat dieſem Antrag entſprochen und

empfiehlt die Vorlage unter Berückſichtigung ſeiner Ande⸗

rungs⸗ bzw. Ergänzungsvorſchläge .

Abgeordneter Zitt : Ich möchte folgende Anregung zur Er⸗

örterung ſtellen : Könnte man den Artikel 2 nicht ſo ändern ,

daß die Gemeindeglieder , die in dem betr . Jahr das wahl⸗

fähige Alter erreichen , bereits zur Anmeldung zugelaſſen

werden ? Das Zweite , ob Gemeindeglieder , die anderwärts

in die Wählerliſte eingetragen ſind und nun in eine neue

Gemeinde umziehen , auch jederzeit auf ihren Antrag hin in

die Wählerliſte der neuen Gemeinde aufgenommen werden

können . Ich könnte mir denken , daß ein ſehr tätiges Mitglied

ſogar eines Alteſtenrats in eine neue Gemeinde umzieht und

nun in dieſer Gemeinde noch nicht einmal das Wahlrecht

beſitzt . Wenn er im Februar dieſes Jahres in die Gemeinde

zugezogen iſt , dann würde er für ein ganzes Jahr nach der

Seite hin — bitte , entſchuldigen Sie dieſen Ausdruck —

„trocken gelegt “ ſein . Ich glaube , daß durch entſprechende

Anderung des Geſetzes Mißſtände und Mißverhältniſſe aus

dem Weg geräumt werden können .

Präſident Dr . Umhauer : Sie wünſchen beſonders in die
Wählerliſte eingetragen , nicht nur wer das Alter erreicht

hat , ſondern wer es in dem laufenden Jahr erreichen wir
und wenn einer von auswärts zuzieht und an ſeinem frühe⸗

ren Wohnort in die Wählerliſte eingetragen war, daß er auf

ſeinen Antrag hin aufgenommen wird . Was hat die Ver⸗

ſammlung dazu zu ſagen ?



Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich fürchte , wir kommen

in praktiſche Schwierigkeiten , die dem Werte deſſen , was an⸗

geſtrebt iſt und was mir billigenswert erſcheint , nicht ganz
entſprechen , wenn wir die Wählerliſte permanent offenhalten .
Damit jeder , der von woanders zuzieht , ſich eintragen laſſen

kann , müſſen wir permanent die Kontroll - und Anfechtungs⸗

möglichkeit haben . Es muß der Gemeinde die Möglichkeit

gegeben ſein , eine ſolche Eintragung anzufechten , wie auch
aus der Gemeinde heraus . Wenn ich es recht ſehe , kämen wir

ſtark ins Rutſchen . Der Vorteil , der dadurch erreicht wird , iſt
nicht ſo beträchtlich , er kann überhaupt zweifelhaft ſein . Die

Alteſtenwahl , das wäre wohl das einzige , wo der Mann nun
trocken gelegt wäre , wenn er nach dem Beiſpiel von Herrn
Zitt im Februar zuzieht und im Oktober die Alteſtenwahl
ſtattfindet . Was iſt ſchon ein halbes Jahr . Wiſſen Sie , ob
es ihm lieb iſt , daß er hier eine Auswahl mit treffen ſoll ?
Iſt dies denn ein ſo ſchwerer Verluſt , wenn er ſagt , ich ſtehe
noch ein Jahr zurück , bis ich die Gemeinde beſſer kenne und

eingelebt bin ? Er kann ja jeden Tag zum Pfarrer gehen und

ſagen , ich möchte herangezogen werden , wo etwas iſt . Wir

machen uns nur verwaltungsmäßig große Schwierigkeiten
und was wir für unſeren Bruder erreichen , iſt wohl das Ge⸗

ringſte . Und die zweite Frage betraf die , die nun erſt im Laufe
des Jahres 21 Jahre alt werden . Hierfür gilt dasſelbe und

kompliziert die Sache noch etwas mehr .
Abgeordneter Frank : Könnten nicht einziehende aktive

Gemeindeglieder , die ſich darum bemühen , von ihrer bis —

herigen Gemeinde eine Beſcheinigung zu erhalten , auf Grund
deren ſie ſich in der neuen Gemeinde eintragen laſſen ? Aktive

Gemeindeglieder werden ſich ſowieſo beim Pfarrer melden .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Iſt das ſo gemeint , daß
er ſich jederzeit im Jahre anmelden kann ? Dann gelten die —

ſelben Bedenken . Auf der anderen Seite geht es nur um den

Vorteil , daß jemand ein halbes Jahr früher in die Wähler —
liſte kommt . Daß dieſer Fall eintritt , ſcheint ungewöhnlich
zu ſein .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich möchte recht herzlich
bitten , die Bedenken , die Herr Profeſſor von Dietze vorge —
bracht hat , zu beachten . Was geſchieht einem Gemeindeglied ,
das von einer Gemeinde in die andere überſiedelt , an Un⸗

recht , wenn es ſich dort nicht gleich in die Wählerliſte ein⸗

tragen laſſen kann , weil es etwa im Februar oder im März ,
nach der Januar⸗Auflage umſiedelt ? Nachdem jetzt die

Pfarrerwahl durch die Alteſten vorgenommen wird , wird ja
dieſes Gemeindeglied ſelbſt an dieſem Akt überhaupt nicht
mehr beteiligt . Wird eine Neuwahl der Alteſten nach Ablauf
der 6 Jahre kommen , dann wird ganz unabhängig von
dieſem Geſetz der Anlage III eine vielleicht mitten in unſer
Jahr hineinfallende neue Auflegung der Wählerliſten ange —
ordnet . Das Geſetz , das hier vorliegt , iſt nur für die ſoge⸗
nannte Fortſchreibung , und ich denke mir , daß , wenn die

Körperſchaft neu gewählt wird , daß da wie bei der erſten
Wahl die Wählerliſte neu aufgelegt wird . Wenn das etwa im
Juli dieſes Jahres ſein ſollte , wird der Betreffende , der z. B.
im Mai zuzieht und ſich im Januar nicht hat eintragen
können , ſich im Juli eintragen können . Welche Rechte gehen
ihm da verloren ? Wenn Sie irgendwelche neue Beſtimmun⸗
gen hineinnehmen , deren Faſſung nicht ganz einfach ſein
wird , würde jedesmal die Wahl dieſes Betreffenden aufgelegt
werden müſſen und eine Einſpruchsfriſt in Lauf geſetzt wer —
den. Das ganze Jahr würden in einer ſolchen Gemeinde
Verkündigungen ſtattfinden , es hat ſich jemand angemeldet ,
und man kann Einſpruch erheben . Ohne dieſes Einſpruchs —
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recht verſtoßen wir gegen die Wahlordnung . Es iſt damals

von der Landesſynode , von den Vätern der Wahlordnung ,

ausdrücklich geſagt worden , ſolange muß ſchon jemand in der

Gemeinde ſein , wenn er auch noch ſo ein treues Mitglied iſt ,

um die Verhältniſſe kennenzulernen , um bei der Ausübung

des Wahlrechtes nicht daneben zu greifen . Ich möchte bitten ,

es bei dem vorliegenden Text zu belaſſen .

Präſident Dr . Umhauer : Es wird kein Abänderungsantrag

gegenüber dem Antrag des Ausſchuſſes geſtellt . Es iſt , ſoviel

ich ſehen kann , nur eine geringe Anderung gegenüber der

Vorlage vorgeſehen : In Artikel 1 gar nichts . Ich bitte , mich

zu korrigieren , wenn ich es falſch ſage .

In Artikel 2 ſtatt der Beſtimmungen der §8 6- —14,

§88§ 6 —13 .

In Artikel 3 in Ziffer 1 ſtatt 88 15 und 23, § § 15, 19

und 23.

Ich bringe nun das kirchliche Geſetz im einzelnen zur Er —

örterung .
Da niemand das Wort dazu wünſcht , wird abgeſtimmt

über die Einleitung und Artikel 1. Es wird einſtimmige

Annahme feſtgeſtellt .

Es folgt Artikel 2.

Abgeordneter Schneider fragt , wie die praktiſche Durch —

führung dieſer Aufforderung gedacht iſt . Sollen ſämtliche in

die Wählerliſte nicht aufgenommenen Gemeindeglieder an —

geſchrieben werden ?

Abgeordneter Kühlewein : Nach der Wahlordnung iſt zwei⸗

malige Verkündigung im Gottesdienſt vorgeſehen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bringe Artikel 2 zur Ab⸗

ſtimmung . Ich ſtelle einſtimmige Annahme feſt .
Die Artikel 3, 4 und 5 werden ebenfalls ohne Ausſprache

einſtimmig angenommen .

Nun laſſe ich das ganze Geſetz nochmal zur Abſtimmung
kommen . Überſchrift : „ Die Ergänzung der Wahlordnung
betr . “ Ich ſtelle die einſtimmige Annahme feſt .

Wir kommen zu Ziffer 4 der Tagesordnung , dem Entwurf
eines kirchlichen Geſetzes „ Die Errichtung einer evang . Kir⸗

chengemeinde Langenbrücken betr . “ ( Anlage VI der Vorlage
des O )᷑ .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Die in Art . 1 ge⸗
nannten Gemeinden wurden bisher von verſchiedenen Pfarr —
ämtern z. B. dem Pfarramt Wiesloch , teils von dem Pfarr⸗
amt Bruchſal und teils von dem Pfarramt Eichtersheim
kirchlich betreut . Infolge der großen Betreuungen , der ſchlech —
ten Zugverbindungen und des Zuzugs vieler evangeliſcher
Neubürger wurde die Errichtung einer Kirchengemeinde
Langenbrücken zu einem Bedürfnis , das nicht nur verfaſ⸗

ſungsmäßige , ſondern auch ſteuerrechtliche und ſtaatliche Be —

lange rechtfertigen . Der Präſident des Landesbezirks Baden
—Abteilung Kultus und Unterricht — in Karlsruhe hat die

Errichtung einer evang . Kirchengemeinde Langenbrücken
ſtaatlich genehmigt .

Der Verf . - Ausſchuß empfiehlt die Annahme des Geſetz —
entwurfs ; der Finanzausſchuß ſchließt ſich dieſer Empfehlung
an.

Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Diskuſſion über

dieſen Bericht . — Ohne Diskuſſion werden Art . 1 und Artikel
2 und ſodann das ganze Geſetz einſtimmig angenommen .

Ziff . 5 der Tagesordnung : Entwurf eines kirchlichen Ge—
ſetzes „ Die Bildung des Erweiterten Oberkirchenrats betr . “
( Anl . VII ) .



Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Entwurf des
EOsK liegt Ihnen vor . Es ſchlägt der Verf . - Ausſchuß folgen
des Geſetz zur Annahme vor :

„ Der Erweiterte Oberkirchenrat beſteht aus dem Landes

biſchof als dem Vorſitzenden , aus dem Präſidenten der
Landesſynode , den Mitgliedern des Oberkirchenrats , den
Kreisdekanen und 5 von der Landesſynode aus ihrer Mitte

zu wählenden Mitgliedern . Für jedes ſynodale Mitglied
iſt ein weiterer Synodale als Stellvertreter zu wählen .

Der Landesbiſchof kann außerdem ein Mitglied der

theologiſchen Fakultät Heidelberg in den Erweiterten

Evang . Oberkirchenrat berufen . “

Nach §§ 110 und 111 KV waren früher ſechs durch die
Landesſynode aus ihrer Mitte zu wählende Synodale Mit

glied der Kirchenregierung , die ſeit 1933 den Namen „ Er
weiterter Evangeliſcher Oberkirchenrat “ führt . Durch Geſetz
vom 5. Oktober 1932 wurde die Zahl der Synodalmitglieder
auf 4 herabgeſetzt .

Die Landesſynode hat bei ihrer letzten Tagung angeregt ,
einen Geſetzentwurf in Vorlage zu bringen , welcher inſoweit
den alten Zuſtand wiederherſtellt , als die Synodalmitglieder
des Erweiterten Evang . OK nicht von dem Herrn Landes

biſchof ernannt , ſondern künftig von der Landesſynode ge
wählt werden ſollen . Der Herr Landesbiſchof hat ſich dieſer
Anregung der Landesſynode angeſchloſſen .

Der Verf . ⸗Ausſchuß erachtet es für geboten , daß wieder
wie früher 6von der Synode zu wählende Synodale Mitglied
der Kirchenleitung ſind . Er ſchlägt vor , daß die beiden wei
teren ſynodalen Mitglieder zu einem aus dem Präſidenten
der Synode und zum andern aus einem von der Landes
ſynode aus ihrer Mitte zu wählenden Mitglied beſtehen .

Tritt das Geſetz in Kraft , ſo wird damit die Berufung der
jetzt im Amt befindlichen Mitglieder des Erweiterten Evang .
Oß und ihrer Stellvertreter nicht berührt . Erſt wenn eine

Stelle wieder frei wird , oder wenn die Amtszeit der Landes
ſynode abgelaufen iſt , wird dieſe ſie durch Wahl erſetzen .

Der Verf . ⸗Ausſchuß hält es auch für notwendig , daß auch

ein Mitglied der theologiſchen Fakultät Heidelberg in den

Erweit. Evang . Oberkirchenrat berufen werden kann . Nach —

dem die Synode ein Mitglied der theologiſchen Fakultät

Heidelberg aus ihren eigenen Reihen nicht wählen kann , ſoll
die Berufung desſelben dem Herrn Landesbiſchof überlaſſen
werden .

Der Verf . ⸗Ausſchuß empfiehlt die Annahme der Vorlage
unter Berückſichtigung der vorgelegten Anderung . Die Ande —

rung beſteht erſtens darin , daß , während früher von dem
Herrn Landesbiſchof vier Mitglieder der Synode in den

Erweit. Oberkirchenrat berufen wurden , nunmehr ſechs durch

die Landesſynode berufen werden ſollen und zwar zu den

dier bisherigen zuſätzlich der Herr Präſident der Synode und

3 weiteres Mitglied der Synode . Und die zweite Anderung ,
daß in den Erweit . Oberkirchenrat auch ein Mitglied der

theologiſchen Fakultät Heidelberg durch den Herrn Landes —
biſchof ſoll berufen werden können .

Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte um Erläuterung
bitten, daß nicht nur die zu wählenden Mitglieder der Synode
als durch einen Stellvertreter ergänzbar anzuſehen ſind , ſon —

dern auch der Präſident der Synode , daß alſo , wenn der

Präſident verhindert iſt , ſein Stellvertreter eintreten kann .

Abgeordneter Dr . Kuhn : Exofficio tritt der Stellvertreter
ein, er würde nicht durch die Synode gewählt werden .

Präſident Dr . Umhauer : Da ſich niemand zum Wort mel

Z3weite Sitzung
23

det, kommen wir zur Abſtimmung . — Das Geſetz wird
einſtimmig angenommen .

Da es ſich nur um einen Artikel handelt , entfällt die zweite
Abſtimmung .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Es wird nunmehr und
zwar wohl noch auf dieſer Tagung der Synode noch ein
Mitglied und ein Stellvertreter in den Erweit . Oberkirchen —
rat zu wählen ſein . Wir haben im Verf . ⸗Ausſchuß und auch
im Alteſtenrat darüber geſprochen . Es ſcheint vielen von uns

ratſam , daß ein Pfarrer gewählt wird . Unter den ſynodalen
Mitgliedern des Erweit . Oberkirchenrats iſt z. Zt . nur Pfar⸗
rer Specht , vertreten durch Pfarrer Hammann . Da jetzt der

Präſident eintritt und ein weiteres Mitglied zu wählen iſt,
ſcheint es zweckmäßig , daß dann ein Pfarrer gewählt wird .
Wir waren übereingekommen , daß die Wahl nicht heute
vorgenommen werden ſoll , ſondern am Schluß der Tagung ,
damit die Synodalen ſich klar werden können darüber und
noch darüber ſprechen können .

Präſident Dr . Umhauer : Wir gehen über zu Ziff . 6 der
Tagesordnung : Entwurf eines kirchlichen Geſetzes „ Die
Hinterbliebenenverſorgung der Geiſtlichen betr . “ ( Anlage VIII
der Vorlage des Evang . Oberkirchenrats ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Verf . ⸗Aus⸗
ſchuß iſt der Meinung , daß die Landeskirche gerade die Wai⸗
ſengelder nicht kärglicher bemeſſen ſollte als der Staat . Der

Finanzausſchuß hat ſich dieſer Meinung angeſchloſſen . Es
wird deswegen die Annahme des Entwurfs empfohlen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bitte abzuſtimmen . — Das
Geſetz wird einſtimmig angenommen .

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung : Entwurf
eines kirchlichen Geſetzes „ Vorläufige kirchliche Geſetze betr . “

( Anlage IX der Vorlage des Evang . Oberkirchenrats ) .
Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Ebenſo wie das

eben angenommene Geſetz „ Die Hinterbliebenenverſorgung
der Geiſtlichen “ betr . eine Anpaſſung an die ſtaatliche Rege⸗

lung enthält , enthält auch der hier vorliegende Entwurf eine

Anpaſſung an die ſtaatliche Regelung . Er bringt keine Mehr⸗
belaſtung . Ohne die Begrenzung der vollen Gehaltszahlungen
auf den 1. Februar 1949 würde die Landeskirche höhere Aus —

gaben haben , und , wenn ein früherer Tod bekannt wird ,
würden den Witwen und Waiſen unerſchwingliche Rückzah⸗

lungsverpflichtungen erwachſen . Der Verf . - Ausſchuß hält

daher den vorgelegten Entwurf für eine angemeſſene Rege

lung .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir wollten empfehlen , in

§ 1 des Geſetzes über die Bezüge der vermißten Pfarrer ,
Vikare und Beamten den Wortlaut etwas zu ändern ,
und dieſen Wortlaut folgendermaßen zu faſſen : „ Die Ehe

frauen derjenigen Pfarrer , Vikare und Beamten , die im

zweiten Weltkrieg vermißt ſind . . “ . Der Grund dafür iſt ,

daß jemand vermißt ſein und nicht in Kriegsgefangenſchaft

geraten ſein kann . Das ändert ſachlich nichts . Es iſt nur eine

Klärung . Darf ich vielleicht bitten , deswegen dieſen 8 1 zur

Verleſung zu bringen .

Abgeordneter Dr . Kuhn :
8

Die Ehefrauen derjenigen Pfarrer , Vikare und Beam —

ten , die im zweiten Weltkrieg vermißt ſind und von denen
ſeit 2 Jahren eine Nachricht nicht vorliegt , werden beſol
dungsrechtlich mit Wirkung vom 1. Februar 1949 an wie

die Witwen behandelt .

Dementſprechend erhalten die Kinder vom gleichen Zeit

punkt an Waiſengeld . Bei der Berechnung des ruhegehalts



fähigen Dienſteinkommens werden die Zeit bis 1. Februar

1949 als aktive Dienſtzeit eingerechnet und die bis dahin

angefallenen Dienſtalterszulagen in Anſatz gebracht .

Berichterſtatter Abgeordneter Odenwald : Ich möchte die

Stellungnahme des Finanzausſchuſſes zu dieſem vorläufigen
Geſetz bekanntgeben . Der Finanzausſchuß hat wie folgt
Stellung genommen :

Zu dieſem Geſetz iſt zu bemerken , daß nach der Regelung ,

die vor dem 1. Februar 1949 galt , die Frau des vermißten

Pfarrers , Vikars oder Beamten die vollen aktiven Bezüge
einſchl . Kinderzuſchläge bezog . Der Staat und die Gemeinden

hatten auf Weiſung der Beſatzungsmacht den Beamten

keinerlei Bezüge bezahlt und die davon Betroffenen ihrem

ſorgenvollen Schickſal überlaſſen . Die Kirche kann in dieſer
rückſichtsloſen Weiſe nicht verfahren . Sie konnte ihre Bedien⸗

ſteten dieſem dadurch herbeigeführten Elend nicht überlaſſen .

Sie konnte z. B. einer Pfarrfrau nicht zumuten , etwa als

Putzfrau oder Fabrikarbeiterin den Lebensunterhalt zu ver⸗

dienen . Sie hat daher den Betroffenen die vollen Bezüge

weiterbezahlt . Für die Dauer ließ ſich natürlich dieſe Fort⸗

zahlung der Bezüge nicht verantworten , insbeſondere im

Hinblick auf die ſchwere Finanzlage .

Die durch das Geſetz vorgeſehene Regelung ſieht nun vor ,

daß die Betroffenen ab 1. Februar 1949 die geſetzlichen
Witwen⸗ und Waiſenbezüge erhalten ſollen einſchl . der Kin⸗

derzuſchläge .

Der Staat iſt nun ſeit wenigen Monaten auch dazu über —

gegangen , bei Vermißtſein der Ehemänner die Hinterblie⸗

benenbezüge zu bezahlen . Sobald die Witwe nachweiſt , daß
der Ehemann noch lebt , erhält ſie wieder die vollen aktiven

Bezüge .
Der Finanzausſchuß empfiehlt Ihnen , dem vorläufigen

kirchlichen Geſetz zuzuſtimmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bitte , über den Artikel 1

und 2 zuſammengefaßt abzuſtimmen , weil Artikel 2 dies

vorſieht . — Das Geſetz wird in erſter und zweiter Leſung

einſtimmig angenommen .

Ziffer 8 der Tagesordnung : Die Durchführung des Ge⸗

ſetzes zur Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen

Pfarrerſtandes und dazu die Eingaben einiger Pfarrer .
Da die Eingaben nicht bekannt ſind , verlieſt ſie Abgeord⸗

neter Schweikhart :

„Bitte um Aufhebung der Beſtimmung vom 4. Septem⸗
ber 1947 Die Wiederherſtellung eines bekenntnisgebun⸗
denen Pfarrſtandes betr . é:

Pfarrer , die auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtel —
lung eines bekenntnisgebundenen Pfarrſtandes zurruhe⸗
geſetzt ſind , dürfen nicht zu aushilfsweiſen landeskirchlichen

Dienſtleiſtungen herangezogen werden .

Zur Begründung unſerer Bitte geſtatten wir unter⸗

zeichneten Pfarrer uns folgendes anzuführen :

I.

Die jüngeren gleich uns ſuspendierten Amtsbrüder , ſo —
weit wir unterrichtet , ſind bis auf einen ( Goos⸗Nußbaum )
alle wieder im Dienſt .

Wohl ſagt man der nationalkirchlichen Einung Deutſche

Chriſten e. V. nach : Wenn ſie zum Zug gekommen wäre ,
hätte ſie die Kirche zerſtört . Abgeſehen davon , daß dies

ebenſowenig eine Beweisführung für die Schuld des Ein —

zelnen iſt , wie die andere Behauptung : „ Es konnte den
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D. C. nicht verborgen bleiben , daß die D. C. beſonders in

der Spielart der nationalkirchlichen Einung Deutſche

Chriſten durch ihre Bemühungen , das Chriſtentum und

insbeſondere den evangeliſchen Glauben in Einklang zu

bringen mit den weltanſchaulichen Forderungen des Nazis⸗

mus , die Grundlagen der evangeliſchen Verkündigung und

die Kirche zerſtört hätten , wenn ſie zum Ziel gekommen

wären “ , ſo trifft dies doch auch auf diejenigen zu, die heute

wieder ins Amt eingeſetzt ſind .

II .

Unſere nicht gerade auf unſere freiwillige Entſchließung

ſich gründende Penſionierung erfolgte nicht deswegen , weil

wir uns im Gegenſatz zu den wiederverwendeten Amts⸗

brüdern irgendwelcher Verfehlungen ſchuldig gemacht ha⸗

ben , oder weil wir aktipiſtiſcher als jene tätig geweſen ſind ,

ſondern nach einer Außerung des Herrn Landesbiſchofs

D. Bender auf Grund eines Beſchluſſes des Erweit . Ober⸗

kirchenrats , demzufolge alle über 60 Jahre alten ſuspen⸗

dierten Pfarrer penſioniert werden ſollten , wobei uns

gegenüber nicht das Geringſte von einer unſerer Penſionie⸗

rung nachfolgenden zeitlich unbegrenzten Strafverſchärfung ,

wie ſie die Verfolgung L. B. 4. 9. 1947 darſtellt , ange⸗
deutet wurde , und von welcher wir nur indirekt , falls

einer das betr . kirchl . Geſetz - und Verordnungsblatt zu

Geſicht bekam , Kenntnis erhielten .

Nebenbei ſei bemerkt , daß durch unſere Penſionierung

nicht nur wir penſionierte Pfarrer betroffen , ſondern auch ,

ſoweit wir noch Kinder in Berufsausbildung haben , dieſe

Kinder und von uns noch abhängige Verwandte in dau⸗

ernde Mitleidenſchaft geraten ſind . Fällt ſowohl bei den

vom Staat wieder verwendeten Beamten wie bei unſern

Amtsbrüdern durch ihre Wiederverwendung und Endienſt⸗

ſtellung nachträglich ein verſöhnender Schein auf die hinter

ihnen liegenden ſchweren ſeeliſchen Leiden , ſo entbehren

wir und die Unſrigen dieſes Abſchluſſes für immer .

III .

Ein leitender Geſichtspunkt für die Entſchließung Evang .

Oberkirchenrats uns gegenüber war es, in Übereinſtim⸗

mung mit der Militärregierung und dem mit der politiſchen

Säuberung beauftragten Staatskommiſſariat zu bleiben .

„ Wollten wir gegenüber der Militärregierung und gegen⸗
über der mit der Entnazifizierung beauftragten Behörde

Sie wieder in den Dienſt ſtellen , ſo würde nach den Er —

fahrungen , die wir in anderen Fällen gemacht haben , die

entſcheidende politiſche Stelle Ihre Entlaſſung oder Zur⸗

ruheſetzung verlangen . . . Es wird alſo ſowohl vom poli⸗

tiſchen wie auch vom kirchlichen her geſehen Ihre Zurruhe⸗

ſetzung nicht zu umgehen ſein . “

Wie die Kirchenbehörde auch vom Politiſchen her zu

ſehen und ſich zu entſcheiden verpflichtet ſich fühlte , ſo hat

auch die Militärregierung die kirchliche Entſcheidung gelten
und mitſprechen laſſen . So erkannte z. B. am 28. Septem⸗
ber 1948 die Abt . lder Spruchkammer Freiburg und die

Militärregierung auf Einreihung in die Gruppe der Mit⸗

läufer ohne Sühnemaßnahmen , wobei es in der Begrün⸗

dung heißt : „ . . Auf Grund der vorhergegangenen zu
harten Sühne der Suspendierung ' hat die Spruchkammer
von der Auferlegung weiterer Sühnemaßnahmen abge⸗
ſehen , da der Betroffene in finanzieller Hinſicht bereits

genügende Sühne geleiſtet hat . “ Evang . Oberkirchenrat
hätte nach Abwarten des Urteils der Militärregierung



weder Zurruheſetzung oder Dienſtentlaſſung in Betracht
zu ziehen , noch auch die nachträgliche Strafverſchärfung ,
wie ſie unter „L. B. 4. 9. 1947 “ im kirchlichen Geſetz⸗ und
Verordnungsblatt Nr .7 S. 50 ausgeſprochen wurde , zu
erkennen brauchen .

In Anbetracht der Tatſache , daß
1) der Staat alle Mitläufer oder „Nicht vom Geſetz Be

troffenen “ Beamten wieder verwendet ,
Meine allgemeine Amneſtie der Pg . in Ausſicht ſteht und
3) die jüngeren Amtsbrüder wieder Dienſt tun ,
bitten wir um Aufhebung wenigſtens der Beſtimmung
vom 4. 9. 1947, und falls ſtaatlicherſeits eine Amneſtie ver —
kündigt wird , auch eine ſolche von Seiten einer Hohen
Landesſynode zu erwägen .

Den 10. Oktober 1949 . “

unterzeichnet : Barck , Ferdinand , Malterdingen
Alfred Dürr , Stockach
Wilhelm Schleiß , Raſtatt
Friedr . Fath , Möckmühl
Walter Goos , Nußbaum

Da die zweite Eingabe von Pöritz und Barck ſehr groß iſt ,
lieſt

Abgeordneter Schweikhart den Inhalt vor . Die unte zeich⸗
neten Pfarrer richten am Schluß der Eingabe an die Landes⸗
ſynode folgenden Antrag :

„Die Landesſynode wolle einen Ausſchuß einſetzen , der
auf Antrag der Betroffenen die Durchführung des Geſetzes
zur Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarr⸗
ſtandes vom 29. November 1945 unter Anhörung der Be⸗
troffenen einer Prüfung unterzieht .

Der Ausſchuß iſt befugt , in den ihm vorgelegten Einzel⸗
fällen Empfehlungen auszuſprechen . Die Empfehlungen
werden rechtswirkſam , falls der Oberkirchenrat nicht bin —
nen 4 Wochen gegen die Empfehlung an das Verwaltungs⸗
gericht der evang . Kirche appelliert .
Die Unterſuchungen des Ausſchuſſes , die ſich auch auf

Maßnahmen erſtrecken können , die aufgrund ſtaatlicher
Entnazifizierungsentſchließungen erfolgen , wolle prüfen ,

J. ob das Geſetz zur Wiederherſtellung eines bekenntnis⸗
gebundenen Pfarrſtandes loyal durchgeführt wurde .

2. Er möge ferner prüfen , wie ſich die politiſche Ent —
nazifizierung auf die in obigem Geſetz erſtrebte Wieder —

herſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrſtandes
auswirkte .

3 . Er möge auch die finanziellen Belaſtungen prüfen , die
durch dieſe Maßnahmen entſtanden ſind . “

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf zur Erläuterung bei⸗
fügen : Pfarrer Barck hat ſchon vorher am 21. Oktober ſichan mich perſönlich gewandt und hat mir einen hektographier⸗
ten Entwurf dieſer Bitte um Einſetzung eines Ausſchuſſes

überſandt. Er hat die Anregung daran geknüpft , daß ich dieſe
Eingabe als Eingang der Synode behandle , auch ohne daßſie unterzeichnet ſei , weil er die Befürchtung hatte , daß er
doch benachteiligt würde , wenn der OK erfahre , von wem
dieſe Bitte ausgehe .

Ich habe ihm darauf in einem umfangreichen Schreibenvom 25. Oktober geantwortet . Ich habe darauf Bezug ge⸗
nommen, daß wohl eine Verwechflung der politiſchen , ſtaat —

lichenDenazifizierung und der kirchlichen Maßnahmen zur
Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrſtandes
vorliege, ich habe darauf hingewieſen , daß keineswegs die

Eutſcheidung der Spruchkammern für die Entſchließung desOlk und der kirchl . Spruchkammer präjudiziell ſei . Ich habe
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hingewieſen darin , daß nach4 dem Hauptbericht , der derSynode vorlag , dien1 betroffenen Pfarrer bis auf 3 ſich ingütlicher Einigung mit den Maßnahmen des OK einverſtan⸗den erklärt haben , daß nur drei die Spruchkammer angerufenhaben , kein einziger den Spruchſenat . Die Antragſtellerwünſchten Reviſion der Entſcheidungen — Herr Pöritz hattegemeint , die ſei im Geſetz vorgeſehen — Ich teilte mit , daßdieſe nicht in Frage komme , weil durch Nichteinhaltung der
Berufungsfriſt der Spruch der Spruchkammer rechtskräftiggeworden ſei und bei Einigung des Betroffenen mit demOK eine Reviſion ſowieſo nicht in Frage komme und die in
Ausſicht genommene Amneſtie m. E. mit dem Weſen des
Geſetzes zur Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen
Pfarrſtandes und mit den Verpflichtungen , die damit ver⸗
bunden ſeien , in Widerſpruch ſtehe und m. E. nicht in Be⸗
tracht zu ziehen ſei . Im übrigen habe ich am Schluß beige⸗
fügt : Die Herren , die ſich dafür intereſſierten , möchten ent⸗
weder mit ihrem Antrag hervortreten oder einen Synodalen
dafür intereſſieren , einen Antrag zu ſtellen . Anonyme Ein⸗
gaben würden in den Papierkorb wandern .

Das iſt die Vorgeſchichte .

Daraufhin haben Herr Pöritz und Barck denſelben Antrag ,den ſie mir zunächſt vorgelegt hatten , nun offiziell einge⸗
reicht .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Verfaſſungs⸗
ausſchuß hat ſich über die beiden Eingaben ſehr eingehend
unterhalten . Er hat hierzu ſogar von unſerer knappen Zeitviel Zeit aufgewendet . Es handelt ſich um 2 Eingaben : Die
eine vom 10. Oktober 1949 , die von Pfarrer Barck , Dürr ,
Schleiß , Fath und Goos unterzeichnet iſt . Zu dieſer Eingabe
vertritt der Verf . - Ausſchuß folgende Anſicht :

Die Landesſynode überweiſt die vom 10. Oktober 1949 da⸗
tierte Eingabe der genannten 5 Pfarrer dem Evang . Ober⸗
kirchenrat . Sie bemerkt dazu , daß die Bekanntmachung des
Landesbiſchofs vom 4. September 1947 lediglich beſagt , daßdie Dekane oder Gemeinden , die auf Grund des Geſetzes zur
Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrſtandes
entlaſſenen Pfarrer nicht ohne Genehmigung des Landes⸗
biſchofs zu aushilfsweiſen landeskirchlichenDienſtleiſtungen
heranziehen dürfen . Die Landesſynode iſt überzeugt , daß der
Herr Landesbiſchof wie bisher prüfen wird , wer unter den
betroffenen Pfarrern durch ſein Verhalten die Genehmigung
rechtfertigt , ihn zur aushilfsweiſen landeskirchlichen Dienſt⸗
leiſtung wieder heranzuziehen .

Ich darf hierzu bemerken : Es wird offenbar von den ge⸗
nannten Pfarrern überſehen , daß durch dieſe Bekannt⸗
machung des Herrn Landesbiſchofs vom 4. September 1947
nicht ſchlechthin die aushilfsweiſe Heranziehung zu Dienſt⸗
leiſtungen unterſagt wird , ſondern lediglich daß dies dem
Dekan und der Gemeinde nicht geſtattet wird ; daß aber
andererſeits der Herr Landesbiſchof es tun kann , wenn er
nach Prüfung zu der Anſicht kommt , daß dieſer oder jener
Pfarrer durch ſein Verhalten es rechtfertigt , ihn zur aus⸗
hilfsweiſen Dienſtleiſtung heranzuziehen .

Zu der 2. Eingabe der Pfarrer Pöritz und Barck vertritt
der Verf . ⸗Ausſchuß folgende Anſicht :

Die beantragte Einſetzung eines Ausſchuſſes , der die

Durchführung des Geſetzes zur Wiederherſtellung eines be⸗

kenntnisgebundenen Pfarrſtandes einer Prüfung unter⸗
ziehen ſoll , iſt abzulehnen , da ſie eine Mißtrauenserklärung
gegen den Evang . OK bedeuten würde , das umſomehr , weil

Pfarrer Pöritz in ſeinem Brief vom 27 . 10. 1949 an den
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Präſidenten der Synode ſchwere , ungerechtfertigte Verdäch⸗

tigungen gegen den Oberkirchenrat geäußert hat .

Die Landesſynode iſt überzeugt , daß der Evang . OK ſauch

in Zukunft bei der gewiſſenhaften Durchführung des Geſetzes

zur Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrer⸗

ſtandes ſtändig zur Nachprüfung vorgebrachter Beſchwerden

und zur Erwägung bereit iſt , welche Fälle eine Milderung

der urſprünglichen Maßnahmen rechtfertigen .

Die Landesſynode betont in Übereinſtimmung mit dem

Evang . OK, daß Entſcheidungen der ſtaatlichen Spruch⸗

kammern nicht dafür maßgebend ſein können , ob die Landes⸗

kirche einem Betroffenen die Ausübung des Predigtamtes

oder anderer kirchlichen Dienſte wieder anvertrauen darf .

Abgeordneter Kley : Aus Gewiſſensgründen ſehe ich mich

gezwungen , den Antrag zu ſtellen , daß auch der urſprüngliche
Antrag Barck , Dürr und andere , der die Aufhebung der Ent⸗

ſchließung vom 4. September 1947 ſchlechthin erſtrebt , zum

Gegenſtand einer Abſtimmung gemacht wird .

Zur Begründung führe ich folgendes an :

1. Die Vertretung der deutſch⸗chriſtlichen Irrlehre auf der

Kanzel iſt heute nicht mehr möglich , da die Vorausſetzungen

hierzu mit dem Zuſammenbruch des Dritten Reiches weg⸗

gefallen ſind .
2. Unter die Vergangenheit iſt aus der Kraft zur Ver⸗

gebung und Liebe , aus der die Kirche Jeſu Chriſti lebt , ein

Schlußſtrich zu ziehen . Was will die Kirche machen , wenn

heute die geplante Generalamneſtie im Bunde kommt ?

3. Nachdem jüngere Deutſch⸗Chriſten⸗Pfarrer heute wieder

volle Pfarrechte haben , u. a. der frühere Landesgruppenleiter

Kiefer in der württembergiſchen Landeskirche , erſcheint die

Aufhebung der obigen Entſchließung für die zurruhegeſetzten

älteren DC- Pfarrer ebenfalls recht und billig .
Die übrigen Ausführungen habe ich im Verfaſſungsaus⸗

ſchuß gemacht . Ich wäre dankbar , wenn mein Antrag nur

eine kurze brüderliche Ausſprache über dieſe 3 Punkte , nicht

über das ganze Problem auslöſen würde . Obwohl ich weiß ,

daß die Betroffenen ſeeliſch ſchwer unter der Aufrechterhal⸗

tung dieſer Beſtimmung leiden und ihre Aufhebung herbei⸗

ſehnen , bin ich damit einverſtanden , daß die Entſcheidung

über meinen Antrag erſt auf der nächſten Tagung der Lan⸗

desſynode erfolgt , um die Synode nicht zu überfordern . Ich

nehme dabei an , daß dem Vorſchlag des Verf . Ausſchuſſes

zugeſtimmt werden wird .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich bedaure das , was wir

eben gehört haben . Im Verf . ⸗Ausſchuß hatte der Herr Juſtiz⸗
rat Kley gebeten , daß wir zum Ausdruck brächten , daß er

ſich der Stimme enthalten habe . Es iſt mir als Vorſitzendem
des Verf . ⸗Ausſchuſſes keine Kenntnis gegeben worden , daß

die Sache noch einmal aufgerührt werden würde . Das be⸗

daure ich. Wir haben eingehend , wie der Herr Berichterſtatter

ſchon erwähnt hat , die Dinge erörtert . Wir haben ſie ernſt

genommen . Auch die Argumente , die jetzt vorgebracht worden

ſind . Wir glaubten ſie widerlegt zu haben . Schon das erſte
was geſagt wird : „ Es iſt keine Gefahr mehr vorhanden , weil

das Dritte Reich nun einmal vorbei iſt , das das Fundament
war . “ Ich habe dagegen ausgeführt : es handelt ſich ja nicht

um das einmalige 12jährige Dritte Reich , ſondern es handelt

ſich um die Zugänglichkeit und Anfälligkeit für weltliche

Ideologien , und man kann dann nicht einfach ſagen : weil

das Dritte Reich weg iſt , ſind die Leute für andere weltliche
und kirchenfeindliche Ideologien nicht mehr anfällig . Ich

glaubte , das wäre eingeſehen . Es wird getan , als ob ich nicht

geredet hätte . Das finde ich ſehr bedauerlich .

Sitzung

Abgeordneter Kley : Darf ich noch einmal meine Bitte

wiederholen , die Entſchließung darüber auf die nächſte Ta

gung zu verſchieben . 2
Landesbiſchof D. Bender : Ich bitte , daß die Entſchließung

nicht verſchoben wird , denn die Verſchiebung bedeutet , daß

ich in der Ausübung meiner Funktion geradezu in dieſem

Fall im Blick auf die Synode mich in einer Unſicherheit

befände . Wenn ich auch zu all dem , was ich da im einzelnen

tun zu müſſen geglaubt habe , ein gutes Gewiſſen vor Gott

habe , — manchmal dabei ein beſchwertes Herz — ſo wäre

es mir doch auch wichtig zu wiſſen , ob die Synode für die

ſehr ſchwere Durchführung dieſes Geſetzes zur Wiederher⸗

ſtellung des bekenntnisgebundenen Pfarrerſtandes wenigſtens

ihr Vertrauen ausſpricht dahingehend , daß ſie glaubt oder

annehmen kann , daß dieſe Dinge mit der Gewiſſenhaftigkeit
bearbeitet worden ſind und fortlaufend bearbeitet werden ,
die dieſen Gegenſtänden angemeſſen iſt .

Abgeordneter Dr . Bier : Ich habe den Eindruck , daß der

Herr Landesbiſchof immer in großer Brüderlichkeit und ſehr

vornehm alle Deutſchen Chriſten behandelt hat . Manchmal

nach meinem Empfinden zu vornehm . Aber ich kann nur

eines ſagen , daß die Deutſchen Chriſten in ſeinen § en

gut aufgehoben ſind . Ich meine , daß wir das Vertrauen

haben , daß der Herr Landesbiſchof das recht machen wird .

Auf der anderen Seite wollen wir uns davor in Acht nehmen ,

daß die Dinge in irgend einer Form wiederkehren , und wir

möchten auch die Herren des Oberkirchenrates bitten , darüber

zu wachen , daß nicht wieder Leute in die Kirche hinein⸗
kommen können , die ihr nur ſchaden .

Abgeordneter Trautmann : Die Gefahr der Deutſchen
Chriſten — wenn ich ſo ſagen darf — die von rechts kam, die

kann über Nacht von links kommen . Da dürfen wir doch

wohl ein Zeichen aufrichten , daß wir die Tätigkeit der Deut⸗

ſchen Chriſten nicht vergeſſen haben . Ich bitte deshalb die

Synode , den Antrag von Herrn Juſtizrat Kley abzulehnen .
Wir haben gehört , daß die Deutſchen Chriſten ſeitens des

Herrn Landesbiſchofs außerordentlich milde beurteilt und

behandelt worden ſind . Wir bedauern , daß deren Familien
darunter leiden müſſen , aber in dieſer Frage , meine Herren ,
wollen wir doch auch nicht die Leiden vergeſſen , die die Kirche

durchgemacht hat durch die Tätigkeit der Deutſchen Chriſten .

Abgeordneter Schneider : Ich meine , die Ausführungen
des Herrn Juſtizrat Kley , daß wir vergeben ſollen , keine

Rache üben ſollen , ſind ſelbſtverſtändlich im Prinzip durchaus
in Ordnung . Aber ich glaube , es handelt ſich um etwas ganz
anderes , wenn wir gegenüber dem Begehren dieſer Herren
ein Nein ſagen müſſen. Es iſt nicht dasſelbe , ob ein Poſt⸗
beamter wieder Briefmarken verkauft , oder ein Bahnbeamter
wieder ſeinen Dienſt tun kann , oder aber , ob ein Geiſtlicher ,
der in einer entſcheidenden Zeit das verraten hat — das

müſſen wir ſo ausſprechen — waser einſt in ſeiner Ordina⸗
tion gelobt hat , und der durch ſeine Haltung zumindeſten
Verwirrung , wenn nicht Irrleitungen in ſeine Gemeinde

getragen hat . Wenn wir dieſen Herren gegenüber nicht auch

heute noch eine ganz klare Abgrenzung vornehmen , und die

Abgrenzung iſt meines Erachtens dadurch gegeben , daß ſie
nicht in den Kirchendienſt in irgendeiner Weiſe mehr über⸗

nommen werden , ſo begehen wir einen Fehler . Das iſt durch⸗
aus gerecht , und wir haben nach außen hin auch zu zeigen
und zu beweiſen , wie ſehr wir jene Haltung als eine Gefahr
für die Kirche anſehen mußten und ſie auch heute noch an⸗

ſehen müſſen , eben im Blick auf die Zukunft , die auch hier
aufgezeigt wurde . Mir ſcheint alſo nicht die Tatſache , daß



der einzelne im Dienſt oder nicht im Dienſt iſt , das weſent

liche zu ſein , ſondern durch dieſe Haltung , die wir bisher

hatten und die wir fortſetzen , müſſen wir klar in aller

Offentlichkeit zum Ausdruck bringen , daß wir unter keinen

Umſtänden ſolche Irrungen und Fehlleitungen berufener

Diener am Worte heute als eine Nebenſächlichkeit betrachten
können und ohne weiteres dieſen Leuten den Weg in ihr
Amt oder wenigſtens in eine teilweiſe Amtsführung wieder

freigeben .

Abgeordneter Lindenbach : Mein Herr Vorredner hat be
reits vorweggenommen , was ich eigentlich ausſagen wollte .

Ich möchte nur hinzufügen , daß wir unſere Gemeinden für
die Zukunft , ſoweit es in unſeren Kräften ſteht , vor Irr

lehren bewahren müſſen . Ich habe in dieſem Punkt das
beſte Vertrauen , daß unſer Herr Landesbiſchof hier ſchon das

Richtige treffen wird . Ich habe ſelbſt ſchon den Eindruck ge
habt, daß er vielleicht in einzelnen Fällen zu milde , aber

nirgends zu ſtreng geweſen iſt . Wir müſſen deshalb die

geſtellten Anträge im Intereſſe unſerer Gemeinden ab
lehnen.

Abgeordneter Dr. Barner : Es wird vielleicht von den
ehemaligen Amtsbrüdern , die den Antrag auf Wiederzu
laſſung zu Amtshandlungen geſtellt haben , erwartet werden ,
daß ſich auch ein Pfarrer , der im Verfaſſungsausſchuß lange
Stunden mitberaten hat , dazu jetzt äußert . Die Vergebungs
bereitſchaft iſt bei mir und den anderen Pfarrbrüdern des

ſchuſſes durchaus vorhanden . In ſeelſorgerlichen Ge
ſprächen mit manchen dieſer ehemaligen Amtsbrüder haben
wir das von Menſch zu Menſch bezeugt . Wenn aber die Frage
geſtellt wird, ob ein ſolcher Amtsbruder wieder einmal fähig
wird, das Pfarramt auch nur aushilfsweiſe zu bekleiden ,

dann iſt das eine F§
zu der die Synode einſt in den von

ihr erlaſſenen Geſetzen Stellung genommen hat , für die wir

auch heute eintreten müſſen . Daß man an die Synode das
Anſinnen ſtellt , ſie ſolle einen Ausſchuß bilden , der die Fälle
der ehemaligen Amtsbrüder unterſuchen ſoll , iſt von uns
deshalb abgelehnt worden , weil es ein Mißtrauen gegen den

Oberkirchenrat und den Herrn Landesbiſchof darſtellt , die ja

mit der Durchführung und Handhabung jener von der Synode

beſchloſſenen Geſetze beauftragt ſind und ſie angewendet
haben. Auch eine Synode bzw. ein Synodalausſchuß könnte

nur auf dem Boden der beſtehenden Geſetze entſcheiden und

würde kaum zu einer anderen Entſcheidung als der des

Oberkirchenrats und des Herrn Landesbiſchofs kommen . Es

—3 * Handhabung der Geſetze ein ſtarkes ſeelſorger —

—0 Gerade wenn vom Abgeordneten Kley
uf hingewieſen wird , daß die ehemaligen Amtsbrüder

8
7
E

45 * ihrer augenblicklichen Lage leiden und zu
jammenzubrechen drohen , zeigt , daß ſie der ſeelſorgerlichen
Hilfe bedürfen , die ihnen auch geboten werden muß . Wer

aber gegenüber ehemaligen Amtsbrüdern als Seel —

mehr am Platze ſein als der Herr Landesbiſchof ? !

5 3 Hupfeld: Zunächſt muß betont werden,
mitſolhen 38 ſich die Kirche in einer viel milderen Form

umgegangen iſt, als der Staat. Wenn ich

feſbren h —5
der Staat auf dieſem Gebiet an den Pro⸗

Pfennig . — 5 hat, die bis heute vielfach noch
keinen

einer Penſion oder etwas ähnlichem bekommen ,
dann iſt 5 n
115 il das , was die Kirche getan hat , außerordentlich

Sul
Sie hat die äußerſte Not in dieſen Familien auf ihre

73 810 genommen. Andererſeits , um eine Analogie von

eines
miverſität heranzuziehen : wenn eine Amneſtierung
früheren Theologieprofeſſors , der unſere Jugend lehr⸗
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mäßig irregeführt hat , erfolgen ſollte , ſo käme eine Anſtellung
als Profeſſor der Theologie unter keinen Umſtänden in

85 Amneſtie bedeutet in dieſem Falle nur , daß beſtimmte

Verlocgungsrechte in Kraft treten , aber nicht Anſtellungs⸗

3 dieſer Beziehung muß es volle Klarheit geben .
Man würde ſich ja ſehr irren , wenn man dächte , das Hervor⸗
brechen einer Irrlehre ſei etwa nur ein Zufall . Wir ſehen
es augenblicklich ganz deutlich im Oſten , wie bei Menſchen ,

Ae dekhp für eine ſtaatliche Dämonie anfällig ſind , die

Anfälligkeit auch unter neuen Verhältniſſen beſtehen bleibt ,
weil bei ihnen eine letzte Bindung vom Evangelium her
fehlt . Infolgedeſſen kann eine kirchliche Maßnahme , die ſol⸗
chen Perſönlichkeiten ihre volle frühere Wirkſamkeit wieder⸗
gibt , nicht in Frage kommen . Es beſteht hier ein deutlicher
Unterſchied zwiſchen dem, was im ſtaatlichen Raum durchaus
möglich iſt , und der beſonderen Verantwortung , die die Kirche
für ihre Gemeinden trägt . Sie hat ja doch ein Aufſichtsamt
darüber , daß von ihren Pfarrern die rechte Lehre vertreten
wird . Um dieſes tiefgreifenden Unterſchieds willen darf man
dieſe Dinge nicht auf die leichte Schulter nehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf annehmen , daß der
Wunſch , ſich weiter zu äußern , nicht beſteht . Der Antrag des
Verf . ⸗Ausſchuſſes geht hinſichtlich der Eingabe der fünf
Pfarrer auf „ Überweiſung zur Kenntnisnahme “ . Bezüglich
der Eingabe Pöritz und Barck iſt vorgeſchlagen , es ſoll dieſe
Einſetzung eines Ausſchuſſes zur Nachprüfung abgelehnt
werden , und es ſoll eine Erklärung darüber abgegeben wer⸗
den , daß die Landesſynode von der Ordnungsmäßigkeit des

Verfahrens des OK überzeugt ſei .
In die uns von der Geſchäftsordnung gegebene Weiſung

von allgemeiner Form gekleidet würde das heißen : Die Lan⸗

desſynode geht zur Tagesordnung über und gibt folgende
Erklärung ab . . .

Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Ich beantrage , dieſe Er⸗

klärung , wie ſie der Verf . - Ausſchuß vorgelegt hat , anzu⸗
nehmen und ihr lediglich als Schlußſatz hinzuzufügen : „ Da⸗
mit betrachtet die Landesſynode die Eingabe als erledigt . “

Abgeordneter Schneider : Mein Antrag geht weiter . Mein

Antrag ſieht eine klare Willenskundgebung vor , daß an dem

derzeitigen Zuſtand , wo die betreffenden Herren außer Dienſt

ſind , nichts geändert werden ſoll , und ſie außer Dienſt blei⸗

ben . Ich bitte , die Stimmung über dieſen Antrag erkunden

zu wollen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich möchte nur darum bitten ,

daß geſagt wird , es ſoll an der bisherigen Handhabung des

Geſetzes feſtgehalten werden , d. h. es ſoll uns in der Kirchen⸗

leitung nicht prinzipiell die Möglichkeit einer Reviſion ge⸗

nommen ſein , wofern die Vorausſetzungen dafür da ſind ,

nämlich die erkennbare Einſicht , daß man in der Vergangen —

heit gefehlt hat . Das iſt bei den Amtsbrüdern , die die Ein⸗

gabe gemacht haben , nicht der Fall . Dieſe Einſicht fehlt . Sie

ſind betrübt über die perſönlichen Verhältniſſe und nicht

betrübt darüber , daß ſie in der Vergangenheit ihren Ge⸗

meinden nicht die rechten Hirten geweſen ſind . Solange dieſe

Einſicht nicht da iſt , haben wir keinen Anlaß , das , was wir

aufgrund der Ausführung des Geſetzes angeordnet haben,

zurückzunehmen .
Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wenn ich den Antrag von

Herrn Schneider richtig verſtanden habe , ging er darauf aus ,

daß dieſen 5 auch in Zukunft die aushilfsweiſe Hinzuziehung
verſagt bleiben ſollte und das würde eine Bindung für den

Herrn Landesbiſchof bedeuten ; die wollten wir nicht . Ich
würde ſie auch nicht für richtig halten . Wir glaubten , mit
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unſerer Auffaſſung auch dem zu entſprechen , was der Herr

Landesbiſchof eben ausgeführt hat . Die Landesſynode iſt

überzeugt , daß wie bisher geprüft wird , wer unter den Be⸗

troffenen für die Genehmigung zur Ausübung landeskirch⸗

licher Dienſtleiſtungen herangezogen werden kann .

Abgeordneter Schneider : Ich bin anderer Meinung . Und

zwar , daß man das den Herren heute ſagen kann und ſagen

ſoll . Ich gebe in der Formulierung etwas nach . Ich würde

bitten , der Antrag wird überwieſen zur Kenntnisnahme mit

dem Zuſatz , „die Synode iſt der Meinung , daß die bisherige

Handhabung des Geſetzes beibehalten werden ſoll . “ Das

würde dem entſprechen . Das heißt , daß praktiſch für den

Herrn Landesbiſchof eine innere Bindung nicht eintritt , und

es dabei bleibt . In einem ſolchen Falle bin ich auch gerne
bereit , eine Tür zu öffnen . Das ſollte doch klar ausgeſprochen
werden . Ich würde auch eine Zweiteilung der Abſtimmung

empfehlen . über den erſten Antrag , der ſeinem Geiſt nach
anders iſt als der zweite , wo ein ſcharfes Wort vom Ver⸗

faſſungsausſchuß gegeben iſt .

Abgeordneter Dr . Bier : Ich möchte noch das eine ſagen .
Wir ſollten bei der Antwort an dieſe Herren klar zum Aus⸗

druck bringen , daß die Synode ſich nicht drängen läßt , und

wir hinter der Kirchenleitung ſtehen und dieſen Verſuch klar

ablehnen . Wir wiſſen , daß der Herr Landesbiſchof und die

Kirchenleitung das tut , was ſie verantworten kann vor Gott .

Abgeordneter Kley : Darf ich zum Ausdruck bringen , daß

ich mit vollſtem Vertrauen hinter der Kirchenleitung ſtehe ,
aber aus Gewiſſensgründen mich gezwungen ſah , dieſen

Antrag zu ſtellen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir müſſen erſt über den Antrag
des Herrn Schneider abſtimmen , weil er eine Anderung des

Antrags des Verfaſſungsausſchuſſes enthält .
Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Soll damit Schluß ſein ?

Ich würde das bedauern , weil es mir wichtig ſcheint , daß wir

zum Ausdruck bringen , daß ſie im Irrtum ſind mit ihrer
Eingabe bezügl . der Bekanntmachung vom 4. September 1947 .

Sie haben die Eingabe und die landesbiſchöfliche Verordnung
ſo aufgefaßt und in ihrer Eingabe ſo hingeſtellt , als ob damit
die Tür für immer geſchloſſen ſei. Wir haben es nicht un⸗

überlegt gemacht . Wir haben den Satz aufgenommen : Sie

bemerkt , daß die Bekanntmachung des Herrn Landesbiſchofs
vom 4. September 1947 lediglich beſagt , daß die Dekane oder

Gemeinden , die auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtel⸗

lung eines bekenntnisgebundenen Pfarrerſtandes zur Ruhe

geſetzten Pfarrer nicht ohne Genehmigung des Landesbiſchofs

zu aushilfsweiſen landeskirchlichen Dienſtleiſtungen heran —
ziehen dürfen .

Ich würde es für falſch halten , wenn das nicht hinein käme .

Abgeordneter Schneider : Es gäbe noch eine andere Mög⸗
lichkeit , wenn wir den Satz , den Herr Profeſſor v. Dietze

ſagt , noch dazu nehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Stimmen wir darüber ab, ob der

Vorſchlag Schneider angenommen wird . Wenn ja , eine zweite
Abſtimmung : wollen wir den Satz , den der Verfaſſungsaus
ſchuß — Dietze — vorſchlägt , noch beifügen ?

Abgeordneter Schneider : Darf ich formulieren . Der An⸗

trag des Verfaſſungsausſchuſſes hat drei Sätze . Die erſten
zwei Sätze können wir ſtehen laſſen . Der dritte Satz :

„ Die Landesſynode iſt überzeugt , daß der Landesbiſchof
wie bisher prüfen wird , wer unter den betroffenen Pfar⸗
rern durch ſein Verhalten die Genehmigung rechtfertigt ,
ihn zu aushilfsweiſen landeskirchlichen Dienſtleiſtungen
wieder heranzuziehen “ ,

wird erſetzt durch meinen Satz :

„ Die Landesſynode iſt der Meinung , daß die bisherige

Handhabung des Geſetzes beibehalten werden ſoll . “
Ich bin mit dem Herrn Landesbiſchof in Übereinſtimmung ,

daß man ihm —das iſt mein letztes Wort —die volle Frei⸗

heit zur Entſcheidung überläßt , aber ich will im jetzigen

Augenblick den Herren nicht ſo viel Hoffnung machen . Ich

ſchlage deshalb vor , den dritten Satz von mir zu übernehmen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir wollen zunächſt über den

erſten Satz abſtimmen und dann über den Zuſatz , den Antrag

Schneider . Der Antrag lautet jetzt :

( J Die Landesſynode überweiſt die vom 10. Oktober 1949

datierte Eingabe der genannten 5 Pfarrer dem Evang .

Oberkirchenrat zur Kenntnisnahme .

(2) Sie bemerkt dazu , daß die Bekanntmachung des

Landesbiſchofs vom 4. September 1947 lediglich beſagt ,

daß die Dekane oder Gemeinden die auf Grund des Geſetzes

zur Wiederherſtellung eines bekenntnisgebundenen Pfarrer⸗

ſtandes zurruhegeſetzten Pfarrer nicht ohne Genehmigung
des Landesbiſchofs zu aushilfsweiſen landeskirchlichen

Dienſtleiſtungen heranziehen dürfen .

( 3) Die Synode iſt der Meinung , daß die bisherige

Handhabung des Geſetzes beibehalten werden ſoll .
Das iſt der Antrag Schneider . Zunächſt wollen wir über

die beiden erſten Sätze abſtimmen . Sie werden bei einer

Enthaltung angenommen .

Der letzte Satz des Beſchluſſes des Verfaſſungsausſchuſſes
lautet :

Die Landesſynode iſt überzeugt , daß der Herr Landes⸗

biſchof wie bisher prüfen wird , wer unter den betroffenen

Pfarrern durch ſein Verhalten die Genehmigung recht⸗

fertigt , ihn zu aushilfsweiſen landeskirchlichen Dienſt⸗

leiſtungen wieder heranzuziehen .
Ich bitte abzuſtimmen über dieſen Satz , der den Antrag

Schneider ablehnen würde . Der Antrag wird mit 23 gegen
16 Stimmen angenommen . Damit iſt der Antrag Schneider

ausgeſchieden .

Der von dem Berichterſtatter Abgeordneten Dr . Kuhn vor⸗

getragene Antrag zur Eingabe Pöritz und Barck wird in der

Faſſung des Verfaſſungsausſchuſſes mit dem Zuſatz „ Damit

betrachtet die Landesſynode dieſe Eingabe als erledigt “ mit

allen Stimmen bei einer Enthaltung angenommen .

Abgeordneter Frank : Nach Erledigung dieſer beiden Ge⸗

ſuche habe ich noch eine Anfrage , die manche Pfarrer und

Gemeindeglieder im Land intereſſiert . Wie iſt es möglich ,
daß ein ehemaliges führendes Mitglied der DC , auf das ſich
die ſoeben genannten Geſuchſteller berufen , heute im würt⸗

tembergiſchen Kirchendienſt ſteht ? Gibt es nicht ſo etwas wie
eine Solidarität der Abwehr , auch über die Grenzen der

Landeskirchen hinaus ?

Oberkirchenrat Dürr : Herr Pfarrer Kiefer , der Landes⸗
leiter der DC , um denes ſich dabei handelt , hat lange Zeit
in dem Lager Ludwigsburg ſeelſorgerliche Dienſte getan . Die

württembergiſchen Pfarrer , die mit der Seelſorge im Inter⸗

nierungslager Ludwigsburg beauftragt geweſen ſind , und die
die Tätigkeit von Pfarrer Kiefer in jener Zeit in Ludwigs⸗
burg beobachtet haben , haben ſeine Verwendung , und zwar
aushilfsweiſe Verwendung , im Seelſorgedienſt an einem

Krankenhaus befürwortet . Der württembergiſche OK hat bei
uns angefragt , welche Stellung der badiſche OK dazu ein—⸗

nehme , und wir haben erklärt , daß wir keine Einwendungen
dagegen zu erheben hätten . Daraufhin hat dieſe Beauftra⸗



gung ſtattgefunden . Wir haben mitgeteilt , daß er bei uns

in der bad. Kirche keine Verwendung mehr finden könne .

Präſident Dr. Umhauer : Wir fahren fort .

Tagesordnung : Eingabe des Synodalen Dr.

Anrechnung ausländiſcher Semeſter auf das

Theologie .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es ſind tat

ſächlich ſchon Ausnahmen gemacht worden bis zu 3 Seme

ſtern. Es handelt ſich da hauptſächlich um das Studium in

Baſel, das von Lörrach aus mit Grenzſcheinen , die bisher

für die Markgräfler ausgegeben wurden , billig durchzuführen

war, da keine Gelder erhoben wurden . Es iſt verwieſen

worden auf das Studium in Utrecht , das früher für Stu

dierende aus der Pfälziſchen Landeskirche biszu 4 Semeſtern

möglich war und angerechnet wurde . er Antrag wollte

demzufolge, daß der OK die Frage der Anerkennung der

Schweizer Semeſter bis zu einer Höchſtdauer von 4 Semeſtern
erneut und wohlwollend prüfen möge , alſo nicht eine Feſt

legung auf eine beſtimmte Anrechnung , ſondern die Bitte
um Prüfung . Es ſind Bedenken gegen eine ſolche weitgehende
Anrechnung vorgebracht worden , insbeſondere auch von
Prof, Schlink und von OK Dr. Heidland . Aber es ſteht wohl
nichts im Wege, daß wir mit dem Antrag , wie er uns vor
liegt, der Eingabe entſprechen und zwar mit folgendem Be
ſchluß:

Zur Eingabe des Synodalen Dr. Fritz Otto Schmidt
betr. Anrechnung von im Ausland verbrachten Studien
ſemeſtern beantragt der Verfaſſungsausſchuß :

Die Landesſynode überweiſt die Eingabe dem Evang .
Oberkirchenrat und empfiehlt , die beantragte Prüfung
vorzunehmen .

Ziffer 9 der
Schmitt betr .
Studium der

b
D

Präſident Dr. Umhauer : Ich bitte , da niemand das Wort
wünſcht, abzuſtimmen . Die Abſtimmung ergibt einſtimmige
Annahme.

Es folgt Punkt 10 der Tagesordnung : Eingabe der Kirchen⸗
älteſten von Eggenſtein .

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Kuhn : Der Evang . Kir

chengemeinderat Eggenſtein hat unterm 12. Oktober 1949
die folgende Eingabe an die Synode gemacht :

„Durch das bis jetzt noch geltende Geſetz betr . Beſetzung
von Pfarrſtellen kam die evang . Kirchengemeinde in
Eggenſtein in eine große Notlage , welche uns zwingt , dies
der Synode mitzuteilen :

Als unſer früherer Pfarrer Schilling im September 1947

ſeine Verſetzung nach Sennfeld erhielt , richteten wir ſofort

ein Schreiben an den Obertirchenrat . Wir baten darin ,

bei der Beſetzung unſerer Pfarrei doch die Gemeinde zu
berückichtigen , die den ganzen Krieg über von auswärtigen

Pfarrern vertreten und Jahre vorher von einem D. C.
Pfarrer geführt wurde .

UnſerWunſch war , daß wir einen Pfarrer bekommen ,
der die Gemeinde ſucht und nicht abſtößt . Der mit Freude

das lirchliche Leben der Gemeinde fördert .
Nach langem vergeblichem Warten auf Antwort wurde

I5 vom Oberkirchenrat Herr Pfarrer Pfiſterer aus
ürm vorgeſchlagen . Dabei wurde er uns nach ſeiner

telen Seite geſchildert . Als wir fragten , ob ſich nach

Eggenſtein noch mehr Pfarrer gemeldet hätten , bekamen
wir folgende Antwort :

„Sonſt hat ſich kein Pfarrer nach Eggenſtein gemeldet . “D. gDa 8
Abne waren wir gezwungen , den Vorſchlag anzu —

men. Später erfuhren wir von Oberkirchenrat Roſt ,
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daß ſich ſechs Pfarrer um die Stelle beworben haben . —

r wurden
micht Ahzee —

Weihnachten 1947 trat Pfarrer Pfiſterer ſeinen
Dienſt inEggenſtein an. Es dauerte nicht lange , und ſchon
war durch ſein ſonderbares Verhalten eine Enttäuſchung
und große Unzufriedenheit in unſerer Gemeinde . Es kam
zwiſchen Pfarrer und Kirchenälteſten zu Auseinander⸗
etzungen , und wir wußten ſchon , daß wir das Gegenteil
bekamen von dem, was Not geweſen wäre .

Der Kirchenbeſuch ging ſtark zurück . Der Kirchenchor
durfte nicht mehr in der Kirche ſingen , der Männerkreis

hörte auf zu exiſtieren , und die Bibelkreiſe ſchmolzen
immer mehr zuſammen . Schriftlich und mündlich klagten
wir beim OK Roſt unſre Not . Die Beſchwerde der Kirchen⸗
älteſten beim Oberkirchenrat nützte nichts . Das Verhalten
des Herrn Pfarrer ging ungeſtört weiter . In einer vom
Oberkirchenrat angeordneten Verſammlung der Kirchen⸗
gemeinde in der Kirche zu Eggenſtein , in der die Gemeinde
eindeutig bekundete , daß Herr Pfarrer Pfiſterer „ in Wort
und Wandel “ der Gemeinde nicht dient , wie es zum Wei⸗
terkommen einer chriſtlichen Gemeinde nötig wäre , blieb
ohne Gehör !

Nach nochmaligem Drängen hat ſich Herr Oberkirchenrat
Dürr dieſer Angelegenheit angenommen . Wir betonen

ausdrücklich , ſolange Herr Pfarrer Pfiſterer in Eggenſtein
iſt , wird das kirchliche Leben immer weiter zurückgehen .

Wir richten an die Synode die Bitte :

Daß den Gemeinden ihr Recht nicht weiter gekürzt wird .
Bm. ( Eine Antwort auf ein Schreiben der Kirchenälte —
ſten wäre zum mindeſten Chriſtenpflicht geweſen . )

2. Daß beim kommenden Geſetz betr . Beſetzung von Pfarr⸗
ſtellen den Gemeinden in aller Offenheit die Bewerber

bekannt gegeben werden .

3. Daß den Männern , die mit ihrer Perſon im öffentlichen
Leben für die Kirche eintreten , mehr Achtung und Glau⸗

ben geſchenkt wird , ( als anonymen Gewährsleuten des

Herrn Pfarrers ) . “
Der Verfaſſungsausſchuß hat ſich mit dieſer Eingabe ſehr

eingehend beſchäftigt . Er hat die Mitglieder des Oberkirchen⸗

rats , die mit der Sache beſchäftigt waren , hinzugezogen , und

er kam ſodann zu folgender Entſchließung :

Es möge die Synode die Eingabe nach eingehender Prü —

fung durch ihren Verfaſſungsausſchuß dem Evang . Ober⸗

kirchenrat überweiſen zur Kenntnisnahme , und ſie miß⸗

billigt die Art des Vorgehens der Kirchengemeinde⸗Alteſten
und bedauert beſonders , daß ſie nach den langen Verſuchen

des Evang . Oberkirchenrats um Herbeiführung des Frie⸗
dens und nach der Beſprechung mit Oberkirchenrat Dürr

vom 6. 10. 1949 gründlich erörterte und zum großen Teil

widerlegte Vorwürfe erneut vorbringen .
Die Landesſynode lehnt es ab, in die noch nicht abge⸗

ſchloſſenen Bemühungen der Kirchenleitung einzugreifen .

Die Entſchließung wird einſtimmig angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zum Punkt 11 der

Tagesordnung : Die Entſchließung betr . verſetzte Synodale.
Der Verfaſſungsausſchuß legt hier von ſich aus einen

Antrag vor , ohne daß eine Eingabe in dieſer Richtung oder
ſonſt zugegangen iſt . Es handelt ſich um folgendes: Wir
haben erlebt , daß eines der Mitglieder , ein früheres W
glied des Verfaſſungsausſchuſſes , Herr Baumann , aus der

Synode ausgetreten iſt . Es ſind ſchon öfters Fälle vorge⸗
kommen , wo ſich die ernſte Frage ergeben hat , ob gewählte
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Synodale , die durch Verſetzung aus dem Bezirk , der ſie ge⸗

wählt hat , herauskommen , damit aus der Synode aus⸗

ſcheiden oder mehr oder weniger verpflichtet ſind , aus der

Synode auszutreten . Wir ſind zu der Überzeugung gelangt ,

daß wir hier keine rechtliche Regelung vorſchlagen können ,

die alle vorkommenden Fälle nun zweifelsfrei und ohne eine

gewiſſenhafte Entſcheidung durch den Betroffenen regelt .
Wir ſchlagen der Synode folgende Entſchließung vor :

Synodale , die durch Verſetzung den Bezirk , der ſie ge⸗

wählt hat , verlaſſen , ſind vor die ernſte Frage geſtellt ,

ob ſie dann aus der Landesſynode ausſcheiden oder aus⸗

zutreten haben .
5

Die Verpflichtung der Synodalen erſchöpft ſich nicht in

der Vertretung eines beſtimmten Bezirks . Daher kann

nicht etwa vorgeſchrieben werden , daß ein gewähltes Mit⸗

glied der Synode mit der Verſetzung in einen anderen

Bezirk aus der Synode ausſcheidet .

Andererſeits iſt für jeden gewählten Synodalen das Be⸗

wußtſein wichtig , von einem beſtimmten Bezirk getragen

zu ſein und über die in dieſem Bezirk vorhandenen Zu⸗

ſtände und Wünſche der Synode berichten zu können . Wenn

die Verbindung mit dem bisherigen Bezirk durch eine

Verſetzung unmöglich gemacht wird , kann alſo dem hiervon

Betroffenen Synodalen nicht verwehrt werden , aus der

Synode auszutreten . Die Landesſynode begrüßt es aber ,

wenn Synodale auch in dieſem Fall in ihr verbleiben ,

zumal es für ihre Arbeiten förderlich iſt , wenn nicht zu

häufiger Wechſel in der Zuſammenſetzung der Landes —

ſynode eintritt .

Die Entſchließung wird angenommen .
Es folgt Ziffer 12 der Tagesordnung : Die Wahl eines

weiteren Mitgliedes des Verfaſſungsausſchuſſes .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Der Verfaſſungsausſchuß
hat bereits Herrn Dr. Schmitt , unſeren Konſynodalen , für
ſeine jetzigen Arbeiten herangezogen und iſt ihm für ſeine

Mitwirkung dankbar . Entſprechend der in der erſten Plenar⸗

ſitzung getroffenen Abmachung bitten wir um die nachträg —
liche Beſtätigung , daß Herr Dr . Schmitt formal in den Ver⸗

faſſungsausſchuß gewählt wird .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf annehmen , daß Herr
Dr. Schmitt zum weiteren Mitglied des Verfaſſungsaus⸗

ſchuſſes gewählt iſt .
Wir kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung : Bericht

über die Arbeiten des kleinen Verfaſſungsausſchuſſes .
Berichterſtatter Kreisdekan Hof : Der von der Landesſynode

durch Beſchluß vom 4. März 1948 eingeſetzte Ausſchuß zur
Ausarbeitung des Entwurfs einer neuen Verfaſſung bzw.
Grundordnung unſerer Landeskirche hat mich beauftragt ,
der Landesſynode einen Bericht zu geben über ſeine Tätigkeit
und über die von ihm erörterten Fragenkomplexe .

Der Ausſchuß trat —abgeſehen von einer kurzen geſchäft —
lichen Beſprechung am 29. September 1948 anläßlich der

Tagung der Landesſynode in Herrenalb —zu drei ordent⸗

lichen Sitzungen zuſammen , die am 27. Mai 1948 , am 29.
und 30. Januar 1949 und am 11. und 12. Juni 1949 in

Freiburg i. Br . ſtattfanden . Einige Male mußten weitere
vereinbarte Sitzungen abgeſagt werden , weil es unmöglich
war , die Mitglieder zuſammenzubekommen . Nur bei der

erſten Sitzung waren die drei ordentlichen Mitglieder an —

weſend ; bei den beiden anderen fehlte je eines von ihnen
Die drei ſtellvertretenden Mitglieder wurden zu allen Sitzun —

gen eingeladen , und es waren immer mindeſtens zwei von

ihnen an den Beratungen beteiligt . Zu allen Sitzungen kam

Sitzung

auch der Referent der Kirchenleitung , Herr Oberkirchenrat

D. Dr . Friedrich .

Zu Beginn ſeiner Arbeit ſtand der Ausſchuß zunächſt vor

der Frage nach dem konkreten Ziel und dem modus proce⸗

dendi ſeiner Arbeit . Es war zu entſcheiden , ob ein völliger

Neubau der Verfaſſung oder nur ihr Umbau an etwa be⸗

ſonders der Umgeſtaltung bedürftigen Stellen ins Auge zu

faſſen ſei . In der Erwägung , daß die Schaffung einer neuen

Grundordnung die gründliche Vorklärung einer Reihe von

entſcheidenden Fragen erfordert und daß kein akuter Not⸗

ſtand im Verfaſſungsleben unſerer Kirche gegeben iſt , der

einer unverzüglichen Behebung bedürfte , kamen wir dahin

überein , anhand der geltenden Verfaſſung jene grundſätz⸗

lichen Fragen herauszuſtellen , die wenigſtens in den Grund⸗

zügen zu beſprechen und zu beantworten ſind , ehe die eigent⸗

liche Arbeit an einem neuen Ordnungsentwurf beginnen

kann . Bei der Durchſicht ergaben ſich folgende zwölf Haupt⸗

fragen :
1. Die Bekenntnisgrundlagen .
2. Die Kirchenmitgliedſchaft .

Gemeinde und Amt .

Einzelgemeinde und Landeskirche .
Gemeinden und Kirchenleitung .

Aufbau und Organe der Gemeinde .

Kirchenbezirk und Kirchenkreis .

Organe der Landeskirche im allgemeinen .
9. Synode , Landesbiſchof , Oberkirchenrat .

10. Die Wahlordnung .
11. Kirchenzucht und kirchliche Gerichtsbarkeit .
12. Kirchliche Vermögensverwaltung .

Gleich die erſte Frage nach den Bekenntnisgrundlagen

unſerer Landeskirche führte zu bewegten , immer wieder von

neuem ſich erhebenden Erörterungen . Der Ausſchuß empfand
dabei auf der einen Seite die große Schwierigkeit dieſer

Frage , die geeignet iſt , eine ſpannungsvolle Auseinander⸗

ſetzung innerhalb des Ganzen der Kirche heraufzuführen ;
aber auf der anderen Seite ſah er auch , daß das Problem

des Bekenntnisſtandes der Landeskirche , das ſich in den ver —

ſchiedenen Deutungen des § 2 der Unionsurkunde meldet und

auch durch die Erklärungen der Generalſynode von 1855

nicht endgültig zur Ruhe gebracht werden konnte , einer Be—

antwortung bedarf , wenn zahlreiche Einzelfragen der Ver

faſſung , die eine bekenntnisgemäße Regelung erheiſchen , ent⸗

ſchieden werden ſollen . Wir waren deshalb auch der Mei⸗

nung , daß wir uns ſelber und der ganzen Kirche die Erörte⸗

rung der Bekenntnisfrage nicht erſparen dürften . Im Kreis

der Ausſchußmitglieder wurden verſchiedene Anſichten ver⸗
treten . Von der einen Seite wurde betont , daß es auf jeden
Fall bei der badiſchen Conſenſusunion als einer tatſächlichen
Bekenntnisunion verbleiben müſſe , daß die Entſcheidung für
einen der beiden jetzt geltenden Katechismen die Entſcheidung

für eine Konfeſſionskirche bedeuten würde und daß das

Nebeneinander der beiden Katechismen möglich ſei , da auch
die Schrift in manchen Fragen ein verſchiedenes Verſtändnis
ermögliche . Auf der anderen Seite wurde dagegen bemerkt ,
eine Kirche , in deren Bekenntnisformulierung der Lutherſche
ind der Heidelberger Katechismus mit ihren teilweiſe ſtark

gegenſätzlichen Ausſagen nebeneinander genannt werden ,
könne nicht als geordnete Kirche gelten , weil da die Ein⸗

deutigkeit und Einheit der Lehre gefährdet ſei ; eine Kirche
mit eigenem uniertem Katechismus ſtehe den anderen Lan⸗

deskirchen iſoliert gegenüber und entferne ſich von deren

Bekenntnisgrundlagen , ſtatt ſich ihnen zu nähern ; die einzig

⸗
O
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mögliche Löſung ſei, den Katechismus Luthers allein zu ver

wenden und ihn durch Fragen des Heidelbergers , die ihm

nicht widerſprechen , zu ergänzen ; das keine Aus

ſcheidung des Reformierten und keine Anderung , ſondern

nur eine Klärung des Bekenntnisſtandes unſerer Landes

bedeute

kirche. Weiter wurde geſagt , nach §S 2 UU. gelten in unſerer

Kirche die Confeſſio Auguſtana invariata und —ſoweit ſie

dem Conſenſus , und der
ſoweit er

techismus ; die CA ſtehe über

Heidelberger Katechismus könne ,

Widerſpruch ſtehe, nicht als geltend angeſehen we

nur zu fragen , wie das Verhältnis zwiſchen 2

und § 5 Un. (er enthält die Abendmahl

Katechismus) theologiſch zu beurteilen ſei . Die Erörterungen
der theologiſchen Sachprobleme , die eben ang
ſpitzten ſich in unſerem Ausſchuß zu folgenden Fragen
deren gutachtliche Beantwortung von der Theologiſchen Fa
kultät der Univerſität Heidelberg erbeten werden ſoll :

Mgedentet 1* 571angedeutet wurden

I. a) Iſt es lehrmäßig möglich , daß in derſelben Kirche Con
feſſio Aruguſtana und Heidelberger Katechismus unver
kürzt nebeneinander in Geltung ſtehen ?

b In welchen Stücken ſtimmen der Kleine Katechismus
Luthers und der Heidelberger Katechismus überein ?

2 a) In welchem Verhältnis ſteht die Abendmahlslehre in
EArt . X zu der in §S5 Un ? Iſt es lehrmäßig mög
lich, daß innerhalb einer Kirche beide
nebeneinander in Geltung ſtehen ?
In welchem Verhältnis ſteht die Abendmahlslehre im
Heidelberger Katechismus zu der in §S 5 Un ? Iſt es
lehrmäßig möglich , daß innerhalb einer Kirche beide
Lehrmeinungen nebeneinander in Geltung ſtehen ?

b

An dieſer Stelle meines ſchriftlichen Berichtes halte ich

heute eine Einſchaltung für notwendig . In drei Punkten
würde etwas hinzuzufügen ſein :

1. Ich hebe noch einmal den ſchon in der vorigen Woche
hier im ſchriftlichen Bericht von mir niedergelegten Satz aus —

drütlich hervor : Wir dachten nirgends in unſerem Aus
ſchuß an eine Anderung des Bekenntnisſtandes , wir dachten
alle nur an ſeine Klärung hinſichtlich der Fragen , die eben
angedeutet worden ſind .

2 . Für dieſes Anliegen einer Klärung des Bekenntnis

ſtandes war auch Herr Prof . Wolf offen . Um darauf hinzu

15 aus einem unſerer Sitzungsprotokolle einen
2 vor :

ve auf das Dilemma hin , daß zwar 1. die
5 ugsfragen ſo eng mit dem Bekenntnisſtand zu⸗
lammenhängen , daß eine völlige Neufaſſung ohne Klärung

desBekenntnisſtandes nicht gelingen kann , daß aber 2. dieſe
Klärung zu ſo großen Verſchiedenheiten der Auffaſſung

19
65 würde, daß die Gefahr beſtehe , die conſenſusgebun

en zu verlieren . Auch ihm erſcheine
beſte We 15 151

ung der vordringlichen Einzelfragen der

Denlſhrif
9 eich ihm andererſeits gerade die

bi böer habe, daß
4

zu Fragen wie Biſchofs

1910 karrvahl uſw . im Grunde nur Stellung ge⸗
: ämen werden könne , wenn der Bekenntnisſtand geklärt
iſt . Eine Zurincr 3ſt. Eine Zurückſtellung dieſer Frage würde nur einen Um
weg bedeuten .
Und die

8
3.

Bemerkung:
iſ gefaßt , ſein Vo
heute Nachmitt

Der Beſchluß , jenes Gutachten zu erbitten ,
llzug aber bis jetzt ausgeſetzt worden . Auch

ag hat unſer Ausſchuß noch einmal getagt und
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iſt ſich dahin ſchlüſſig geworden , den Vollzug dieſes Be
ſchluſſes Weiter auszuſetzen, bis etwa die Frage entſchieden

iſt , ob nicht unſer kleiner Verfaſſungsausſchuß irgendwie
erweitert werden ſoll .

Ich verweiſe auf den nächſten Punkt der Tagesordnung
Nach der Erörterung der Frage nach den Bekenntnisgrund

lagen und auch im weiteren Gang der Verhandlungen immer

—385 auf Grundfrage zurückverwieſen, wandte ſich der
Ausſchuß der Beſprechung der vorhin angedeuteten 12 The⸗
men zu. Dabei ſtellte ſich bald heraus , daß es den Ausſchuß —
beratungen förderlich wäre , wenn ihnen eine Denkſchrift zu
Grunde gelegt werden könnte , die jene 12 Grundfragen be
handelt und dabei Einblick gibt in die Entwicklung der Kir
chenverfaſſung in der badiſchen Landeskirche , in die allgemeine
Entwicklung der Kirchenrechts - und Kirchenverfaſſungspro⸗
bleme im 19. Jahrhundert und in die bereits vorliegenden
Verfaſſungsentwürfe anderer Gliedkirchen der EK D. Bei der
erwähnten Herrenalber Beſprechung am 29. September 1948
wurde beſchloſſen , Herrn Oberkirchenrat Friedrich um die
Abfaſſung einer ſolchen Denkſchrift zu bitten . Er entſprach
dieſem Wunſche und legte den Ausſchußmitgliedern Ende
Dezember 1948 eine 100 Seiten umfaſſende Arbeit vor , die
von allen , in deren Hände ſie kam, aufs dankbarſte nicht' nur
als umfaſſend und materialreich , ſondern auch als klärend
und ſehr förderlich anerkannt wurde . Unſere Verhandlungen
vollzogen ſich nun in Geſtalt einer fortlaufenden Beſprechung
der Denkſchrift von Herrn D. Dr. Friedrich .

War es ſchon bei dem Bericht über die Erörterung der

Bekenntnisfrage nur möglich , die verſchiedenen vertretenen

Meinungen anzudeuten , ſo iſt es erſt recht unmöglich , den

Gang und die Ergebniſſe der Beſprechung der Einzelfragen
in extenſo darzuſtellen . Ich muß deswegen bitten , mir zu er⸗

lauben , daß ich einige beſonders wichtige Punkte heraus⸗

greife .

Bezüglich der Kirchenmitgliedſchaft kamen wir zu der Er

kenntnis , es müſſe beſtimmt werden , daß zur Kirche gehört ,
wer getauft , unterwieſen und zum Abendmahl zugelaſſen iſt

und ſich zur Gemeinde hält (die Beſtimmung im einzelnen
wird Aufgabe der Lebensordnung ſein ) , und daß die Mit⸗

gliedſchaft erworben wird durch Taufe in der badiſchen Lan —

deskirche , durch Wohnſitznahme in ihrem Gebiet und durch

Aufnahme in die Landeskirche . Von dem Erfordernis eines

poſitiven Aktes der Anmeldung zur Kirchenmitgliedſchaft ſoll

im Blick auf die volkskirchliche Aufgabe der Kirche abgeſehen

werden . Das ganze Gebiet der Landeskirche ſoll in Kirchen

gemeinden aufgeteilt werden , ſodaß es nicht mehr wie bisher

da und dort in der Diaſpora Glieder der Landeskirche gibt ,

die nicht auch Glieder einer Einzelgemeinde ſind . Bei der

Beſtimmung deſſen , was Gemeinde iſt , ſoll von Art . VII der

EA ausgegangen werden , und es ſoll in der Grundordnung
feſtgeſtellt werden , daß die Landeskirche in den Gemeinden

exiſtiert .
Die Frage der Pfarrſtellenbeſetzung iſt von uns beſonders

eingehend behandelt worden . Doch genügen hier zwei kurze

Hinweiſe . 5
1. Der der gegenwärtigen Tagung der Landesſynode vom

etzesentwurf , der auf
Erweit . Oberkirchenrat vorgelegte Geſ

n f
die Voten der Bezirksſynoden beſondere Rückſicht nimmt 8
die Pfarrwahl der Gemeinde vorſieht, wurde zunächſt

Ausſchuß vorberaten . Das Ergebnis der Ausſprache wurde
von Herrn Oberkirchenrat Friedrich in einem

niedergelegt , der dann von 3Mitgliedern 5
gliedern am 30. Juli und 1. Auguſt 1949 in Freiburg ein⸗
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gehend geprüft wurde und dabei die jetzt vorliegende Faſſung
erhielt . Das iſt der ſog . Primärentwurf , der vorhin be⸗
handelt wurde .

2. Es muß ausdrücklich bemerkt werden , daß von Anfang

an bei den Ausſchußberatungen ſtarke Bedenken gegen die

Einführung der Pfarrwahl ausgeſprochen wurden , die auf

die Gefahr neuer Gruppenbildung und auf die Bedenken

gegen das geiſtliche Urteilsvermögen mancher Gemeinden

hinwieſen . Mit Rückſicht auf dieſe Bedenken wurde die Bei⸗
behaltung der Ernennung der Pfarrer , aber mit ſtärkerer

Beteiligung der Gemeinde durch die Gewährung eines Vo⸗

tum negativum vorgeſchlagen .
Die Frage der Vorbildung für das Pfarramt hat uns

inſofern beſchäftigt , als für ihre Regelung gewiſſe Anſatz⸗

beſtimmungen in die KO aufgenommen werden müſſen . Wir

waren einmütig der Meinung , daß an dem Erfordernis der

Hochſchulbildung feſtzuhalten und daß die Einführung eines

Lehrvikariats und die Errichtung eines Predigerſeminars

der Landeskirche notwendig iſt .
In der Frage der Verwendung der Vikarinnen im Dienſt

der LK wurde eine lebhafte Erörterung gepflogen , in der die

Meinungen gegeneinanderſtanden . Mehrere Stimmen äußer⸗

ten ſich dahingehend , daß der von Frauen ausgeübte Dienſt

auf die Kreiſe von Frauen , Jugendlichen und Kindern zu

beſchränken ſei , daß die Vikarin ( die Bezeichnung wurde all⸗

gemein als unzulänglich empfunden ) um der Würde ihres

Dienſtes willen dem Pfarrer nicht unter⸗ , ſondern nebenzu⸗
ordnen ſei , daß ihr aber das Pfarramt nicht übertragen
werden könne , weil dieſes nicht nur das Amt der Wortver⸗

kündigung , ſondern auch das Hirtenamt umfaſſe , das der

Frau nicht zukomme . Darum wurden Bedenken gegen die

Bezeichnungen „ Sondergemeinde “ , „ Pfarrerin “ und „ Ordi⸗
nation “ erhoben , die wiederum von anderen Stimmen lebhaft

gewünſcht und für nicht mit den apoſtoliſchen Weiſungen im

Widerſpruch ſtehend erklärt wurden .

Bei der Beſprechung der Fragen des Aufbaues der Einzel⸗

gemeinde wurde beſonders über die ſog . Kerngemeinde ge⸗
redet . Es erhoben ſich Bedenken gegen die Bezeichnung und

gegen die in ihr gemeinte Sache , inſofern es ſich darum

handeln würde , eine beſondere Gruppe aus der Gemeinde

herauszuheben . Doch wurde die Möglichkeit erwogen , den in

der Wählerliſte eingetragenen Gemeindegliedern gewiſſe

Funktionen des Dienſtes und der Verantwortung zu über⸗

tragen . Ihrer Zurüſtung ſollen beſonders die regelmäßig

zu haltenden Gemeindeverſammlungen dienen , die aber im

übrigen allen erwachſenen Gemeindegliedern zugänglich ſein

ſollen .
In dieſem Zuſammenhang ſei kurz erwähnt , daß die Aus⸗

ſprache über das Alteſtenamt z. T. ihren Niederſchlag fand
in einigen Beſtimmungen des der gegenwärtigen Synode
vorliegenden Geſetzesentwurfes zur Ergänzung der Wahl⸗
ordnung , ferner daß wir ohne ausgeformtes Ergebnis die

Fragen beſprochen haben , ob ein Kirchengemeinderat von
30 Mitgliedern zu fruchtbarer Arbeit fähig und ob eine

vermögensrechtliche und finanzielle Verſelbſtändigung der

Sprengelgemeinden innerhalb der Großſtadtgemeinden ins

Auge zu faſſen ſei .
Bei der Verhandlung über den Fragenkreis „Kirchen⸗

bezirk und Kirchenkreis “ kamen wir zu folgenden , ſtichwort⸗
artig angedeuteten Ergebniſſen : Die bisherige Struktur des

Kirchenbezirks ſoll nicht geändert werden . In der Bezirks⸗
ſynode ſollen die Pfarrer der LK, die im Dienſt der JM
und des Staates ſtehenden Pfarrer und 5 vom Bezirks⸗

kirchenrat zu berufende Laien , die aktiv in den landeskirch⸗

lichen Werken mitarbeiten , Sitz und Stimme haben . Anſtelle

der Schulſynode ſoll die religionspädagogiſche Arbeitsge⸗

meinſchaft erhalten und in den Aufgabenkreis des Kirchen⸗

bezirks einbezogen werden . Die geiſtliche Aufgabe und Ver⸗

antwortung des Bezirkskirchenrates ſoll ſtärker betont wer⸗

den . Es ſoll bei der Ernennung der Dekane und ihrer Stell⸗

vertreter durch die Kirchenleitung verbleiben . Die wiſſen⸗

ſchaftliche Aufgabe der Pfarrkonferenzen ſoll ſtärker unter⸗

ſtrichen , die Abhaltung von Pfarrkonventen beſonders emp⸗

fohlen und die Veranſtaltung von theologiſchen Pfarrerfrei⸗

zeiten fortgeführt werden . Das Kreisdekanat ſoll trotz er⸗

hobener Bedenken beibehalten werden , weil die mit dieſem

Amt verbundenen Aufgaben von den geiſtlichen Mitgliedern

des Oberkirchenrats nicht mitverſehen werden können .

Bis zu dieſem Punkt ſind wir beim Durchgang der Denk⸗

ſchrift von Herrn Oberkirchenrat Friedrich gelangt . Was ich

hier in knappen Umriſſen vorgetragen habe , ſind gewiſſe

vorläufige Stipulationen , von denen bei der Einzelgeſtaltung
des Verfaſſungsentwurfes auszugehen ſein wird . Verſchiedene

Fragen ſind offen geblieben . Die Fragen , ob, inwieweit und

gegebenenfalls wie die Bekenntnisgrundlagen unſerer Lan⸗

deskirche einer Klärung bedürfen , iſt unter ihnen die dring⸗

lichſte und bedrängendſte , ihre Beantwortung die Voraus⸗

ſetzung fruchtbarer Weiterarbeit .

Zur äußeren Fortſetzung der Arbeit wird notwendig ſein ,

daß die Landesſynode die Lücke ſchließt , die durch das Aus⸗

ſcheiden von Herrn Profeſſor D. Dr . Erik Wolf , deſſen reiche

Sachkenntnis wir bei unſerer Arbeit mit aufrichtigem Dank

empfanden und uns dienen ließen , entſtanden iſt .
Es iſt hier verſucht worden , einen ſachlichen und nüch⸗

ternen Bericht zu geben , der auch in die Schwierigkeiten und

Nöte der Arbeit und in die Verſchiedenheit der Meinungen
im Kreiſe unſeres Ausſchuſſes hineinblicken laſſen wollte .

Im Verlauf ſeiner Verhandlungen iſt es dem Ausſchuß

immer wieder und immer mehr zur Erkenntnis gekommen ,
wie verantwortungsvoll und ſchwierig die ihm übertragene

Aufgabe iſt , und daß er ſorgfältig und ohne Übereilung am

Werk ſein muß , wenn ein Ergebnis erreicht werden ſoll , das

unſerer Kirche zum Segen gereicht , wenn Gott ſeine Gnade

darreicht .
Präſident Dr . Umhauer : Wir danken für den Bericht und

fragen , ob eine Ausſprache gewünſcht wird . — Es meldet ſich
niemand .

Nächſter Punkt 14: Wahl weiterer Mitglieder in den

„ Kleinen Verfaſſungsausſchuß “ .
Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Wir hatten urſprünglich ,

wie aus dem Bericht von Kreisdekan Hof hervorging , die

Abſicht , der Synode vorzutragen , lediglich die Wahl eines
weiteren ſtellvertretenden Mitglieds in den kleinen Verf . ⸗

Ausſchuß oder ſtändigen Verf . - Ausſchuß vorzunehmen . Durch
die geſtrige Beſprechung ſind wir auf einen anderen Weg

verwieſen worden . In den Außerungen von Prof . Erik Wolf ,
die wir gehört haben , findet ſich auch ein Paſſus , der die

Zuſammenſetzung unſeres Ausſchuſſes betrifft . Und wir ver⸗

miſſen es allerdings ſchmerzlich , daß nach dem Ausſcheiden
von Erik Wolf wir nicht nur ihn entbehren , ſondern auch
kein Mitglied oder ſtellvertretendes Mitglied haben , das wir

nun als ausgeſprochen reformierten Bruder bei der Mit⸗
arbeit ſehen können . Der Vorſchlag , den ich im Namen des

ſtändigen Verf . ⸗Ausſchuſſes der Synode heute zu machen habe ,
geht nun dahin , ſie möge dieſen ſtändigen Verf . ⸗Ausſchuß
ermächtigen , ſich durch Zuwahl zu ergänzen . Wir können



nämlich heute keinen konkreten Vorſchlag machen . Ich habe
auch durch mehrere Anfragen an Synodale keine zuſtim⸗
mende Erklärung , daß ſie bereit und in der Lage ſeien , in
unſerem Verfaſſungsausſchuß mitzuwirken , bekommen können .
Wir möchten auch , — ich will das ausdrücklich erwähnen —
die Tür für einen Wiedereintritt von Erik Wolf in unſeren
Ausſchuß nicht verſchließen . Wir wiſſen nicht , ob er es machen
kann, ob er gewillt iſt , ſich uns wieder zur Verfügung zu
ſtellen . Wir würden es herzlich begrüßen . Und wir würden
außerdem bitten , daß aus den Reihen der Synode möglichſt
konkrete Namensnennungen gemacht werden , damit wir ge⸗
rade jetzt reformierte oder reformiert naheſtehende Brüder in
unſeren Ausſchuß aufnehmen können .

Abgeordneter Schweikhart : Ich bitte die Hohe Synode , an
Herrn Profeſſor Wolf mit der Bitte heranzutreten , er möge
vor allem im ſtändigen Verfaſſungsausſchuß , dieſem kleinen ,
aber ſo wichtigen Gremium , wieder mitarbeiten . Dieſe Bitte
müßte ihm als ein ausgeſprochenes Vertrauensvotum der
Synode übermittelt werden .

Präſident Dr. Umhauer : Wird weiter das Wort ge—
wünſcht ? Ich darf den Vorſchlag des Verfaſſungsausſchuſſes
zur Abſtimmung bringen . Er geht dahin , daß der Kleine
Verfaſſungsausſchuß ermächtigt wird , ſich zu kooptieren , ohne
ſich zahlenmäßig zu beſchränken .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .
Ich habe dann noch bekanntzugeben , daß der Verfaſſungs⸗

Dritte und vierte Sitzung 33

ausſchuß zum ſtellvertretenden Vorſitzenden Herrn Dr. Kuhngewählt hat .
Abgeordneter D. Hupfeld : Herr Pfarrer Schweikhart hat

angeregt , daß dem Herrn Profeſſor Wolf die weitere Arbeit
im kleinen Verfaſſungsauſchuß nahegelegt werden ſoll . Sein
Vorſchlag deckt ſich mit dem Wunſch des Herrn Profeſſorsv. Dietze und dem des Herrn Profeſſors Schlink . Ich bin der
Meinung , daß man dieſem Wunſch entſprechen ſollte.

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich möchte bemerken , daß
ich das im Namen aller Mitglieder des Verfaſſungsaus⸗
ſchuſſes geſagt habe , nicht nur in meinem , ſondern auch in
Dr. Schlinks Namen .

Präſident Dr . Umhauer : Es erhebt ſich kein Widerſpruch .
Der Vorſchlag iſt alſo angenommen . Herr Prof . v. Dietzewird ermächtigt , Herrn Profeſſor Wolf entſprechende Vor⸗
ſtellungen zu machen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Es ſind nämlich heute aus
dem Kreiſe der Synode ſchon Namen genannt worden , die
noch für unſeren Ausſchuß zu gewinnen wir verſuchen
ſollten .

Präſident Dr . Umhauer : Wir können dieſe Frage noch
morgen wiederholen . — Damit wären wir am Schluß der
heutigen Tagesordnung .

Das Schlußgebet ſpricht Abgeordneter Mondon .
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3. Plenarſitzung : Steuerſynode
Bericht des Finanzausſchuſſes
J. über den Entwurf eines kirchlichen Geſetzes betr . „All⸗

gemeine kirchliche Ausgaben und Einnahmen für die
Rechnungsjahre 1949 und 1950 “

Berichterſtatter : Bürgermeiſter Schneider
2. über den Antrag der Gewerkſchaften auf Aufhebung der

6%jigen Gehaltskürzung und Zahlung einer Sozial⸗
zulage .

Berichterſtatter : Bürgermeiſter Schneider .
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Beſtelung eines 2. Stellvertreters des Präſidenten der
Landesſynode .

II .
Bericht des Hauptausſchuſſes über
1. Die Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats

betr. „ Die Einführung einer neuen Bibliſchen Geſchichte “
Art . IV der Vorlage des Erweiterten Evang . Ober⸗

kirchenrats )
Berichterſtatter : Pfarrer Hammann ,
lntrag Schmidt betr . „ Schild des Glaubens “

eine Entſchließung über die kirchliche Preſſe
Berichterſtatter: Pfarrer Eiſinger ,

2. a) A

b)

3. die Eingabe von Pfarrern des Kirchenbezirks Schopfheim
über die Konfirmationsordnung

Berichterſtatter : Hauptlehrer Müller ,
4. die Eingabe von Kirchenälteſten der Gemeinde Schopf⸗

heim betr . das Elternrecht
Berichterſtatter : Hauptlehrer Müller ,

5. die Eingabe der Bezirksſynode Weinheim betr . Sport
und Tanz am Sonntag

Berichterſtatter : Pfarrer Eiſinger ,

6. a) Bericht über die Arbeiten im Lebensordnungsaus⸗
ſchuß ; Namensänderung Kreisdekan — Prälat ,

b) die Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats
betr . Gottesdienſtordnung

Berichterſtatter : Pfarrer Frank .

III .

Bericht des Finanzausſchuſſes über

1. den Antrag betr . Bruderhilfe zum Wiederaufbau ſchwer
kriegsbetroffener Gemeinden

Berichterſtatter : Bürgermeiſter Schneider ,

2. den Antrag auf Erhöhung der Entſchädigung für die

Benützung eigener Kraftwagen auf Dienſtreiſen

Berichterſtatter: Bürgermeiſter Schneider ,

3. ein Wort an die Gemeinden zur finanziellen Lage der

Landeskirche
Berichterſtatter : Bürgermeiſter Schneider ,
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Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung . Abgeordneter

Dr . Bier ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident Dr . Umhauer : Wir tagen heute in unſerer Eigen⸗

ſchaft als Steuerſynode , und ich habe die Freude , die Ver⸗

treter der ſüdbadiſchen und der nordbadiſchen Regierung hier

zu begrüßen . Wir danken ihnen für ihr Erſcheinen und er⸗

blicken darin nicht nur die Ausübung eines ihnen zuſtehenden

geſetzlichen Rechtes , ſondern auch die Bekundung eines beſon⸗

deren Intereſſes an der Kirche und an der Erledigung unſerer

ſynodalen Aufträge .

Miniſterialdirektor Dr . Fleig : Herr Präſident der Synode ,

Herr Landesbiſchof , meine Herren ! Es iſt mir eine PFflicht

und eine Ehre , die Grüße unſeres Staatspräſidenten , Mini⸗

ſter des Kultus und Unterrichts , des Herrn Wohleb , Ihnen

zu übermitteln . Er hat mir geſtern noch ausdrücklich geſagt ,

ich ſolle Sie nicht nur einfach grüßen , ſondern Ihnen ſeine

lebhafte innere Anteilnahme an Ihrer großen Arbeit aus⸗

drücken . Wir haben ja eine Verfaſſung auch in unſerem ſüd⸗

badiſchen Landesteil , die uns nicht nur die erwünſchte Mög⸗

lichkeit , ſondern ebenſo die willkommene Pflicht auferlegt , den

Raum zu ſchaffen , in dem ein echt chriſtliches Volk ſich frei

entfalten kann . Drum iſt ja unſer Hauptanliegen die Be⸗

wahrung , die Betreuung dieſes chriſtlichen Volkes , und gerade

von unſerem Miniſterium aus geſehen das erſte Anliegen die

Betreuung der Kinder für die Erziehung zu einer guten

chriſtlichen Jugend .

Dieſe Gelegenheit darf ich darum auch noch benützen , um

dem Herrn Landesbiſchof und ſeinen Oberkirchenräten von

Herzen zu danken für die aufgeſchloſſene , gute und ſo erfolg⸗

reiche Zuſammenarbeit . Und ich darf den Wunſch anſchließen ,

daß es weiterhin in demſelben vertrauensvollen Geiſt weiter⸗

gehen darf zum Segen unſeres ganzen badiſchen Volkes .

Oberregierungsrat Kößler : Hohe Synode , Herr Landes⸗

biſchof , Herr Präſident ! Ich habe die ehrenvolle Aufgabe , die

Grüße der nordbadiſchen Regierung , des Herrn Landespräſi⸗
denten Abt . Kultus und Unterricht , zu überbringen . Herr

Miniſterialrat Thoma , der unſere Abteilung z. Zt . leitet , iſt
leider verhindert , ſelbſt hier zu erſcheinen . Er wünſcht aber der

Synode einen guten Verlauf und eine ſegensreiche Arbeit .

Wir haben viel zu tun , es iſt zu viel zuſammengebrochen ,

wir haben aufzubauen , und wir müſſen das gemeinſam tun ,

gemeinſam der Unterricht , die Verwaltung und die Kirche .

Mein Herr Vorredner hat ja ſchon angedeutet , um was es

geht . Die Arbeit , die hier verrichtet wird , möge eine ſegens⸗

reiche ſein , und ſo hoffen wir , daß Gott uns beiſteht , und daß

wir in den Kirchen und im Volk diejenigen Zuſtände er⸗

langen , die wir erlangen müſſen und erlangen wollen.
Präſident Dr . Umhauer : Herr Miniſterialdirektor Fleig ,

Herr Oberregierungsrat Kößler , ich danke Ihnen für Ihre

freundlichen Worte , die uns bekunden , daß die Regierung

von Südbaden und auch die Regierung von Nordbaden mit

großem Intereſſe und Anteilnahme unſere Arbeit verfolgen .
Ich darf nun in die Tagesordnung eintreten .

1. Punkt Bericht des Finanzausſchuſſes über den Entwurf

eines kirchlichen Geſetzes betr . „ Allgemeine kirchliche Aus⸗

gaben und Einnahmen für die Rechnungsjahre 1949 /50 “ .

Berichterſtatter , Abgeordneter Schneider : Bei der Bera⸗

tung des erſten DMVoranſchlags nach der Währungsum⸗

ſtellung auf der Herbſtſynode 1948 waren wir uns bewußt ,
daß jener Vorſchlag , zeitbedingt , nur ein Proviſorium ſein

könne . Wir hatten aber zugleich der Hoffnung Ausdruck ge⸗

geben , daß der nächſte Voranſchlag , alſo der uns heute vor⸗
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liegende , auf genaueren Unterlagen aufbauend ein klares

und feſtes Gefüge für die wirtſchaftliche Verwaltung unſerer

evangeliſchen Landeskirche Baden ſchaffen werde .

Die Entwicklung der wirtſchaftlichen Geſamtlage iſt leider

eine andere geworden . Unſicherheit , ſchwankender Beſchäfti⸗

gungsgrad , Stockungen der Produktion ſind immer noch

Merkmale unſeres Wirtſchaftslebens und laſſen uns erkennen ,

daß Kriegs - und Beſatzungskoſten zu tiefgehend ſind , als daß

ſie in wenigen Jahren ſchon überwunden werden könnten .

Wir ſtehen noch mitten im Ringen der Wirtſchaft um eine

Neufundamentierung ihrer Ordnung und müſſen auch in un⸗

ſerem kirchlichen Haushalt den Niederſchlag dieſer Entwick⸗

lung hinnehmen . Um Beiſpiele zu ſagen : Über Produktions⸗

ſteigerung , Mehrbeſchäftigung , Einkommensmehrung regu⸗

liert ſich das Steueraufkommen nach oben , ebenſo wie Ar⸗

beitsloſigkeit oder Staatsſteuerſenkung hier weſentliche Ein⸗

bußen bringen müſſen . Oder : unſere im Haushalt in weſent⸗

lichem Umfang vorgeſehenen Wiederaufbauvorhaben an Kir⸗

chen, Pfarrhäuſern und Wohnhausbeſitz und die dafür ein⸗

geſetzten Ausgaben werden entſcheidend von der Entwicklung

des Bauindex nach oben oder nach unten beeinflußt werden .

Oder : Die Entlohnung der Mitarbeiter aller Art in der

Kirche ( aktive Geiſtliche , Religionslehrer , Gemeindehelfe⸗

rinnen , Beamte und Angeſtellte , Ruhegehaltsempfänger ) muß

in einem gewiſſen Verhältnis zu den Lebenshaltungskoſten

bleiben . So dankbar das bisher gebrachte Opfer der Beteilig⸗

ten , unter den ſtaatlichen Richtſätzen zu bleiben , anerkannt
werden muß , ſo kann ſich auf die Dauer auch die Kirche ,

welche gewiß auch für das Arbeits⸗ und Lohnverhältnis ihre

eigene Ordnung haben kann , doch nicht den Lebensnotwendig⸗
keiten der Beteiligten verſchließen . Bei der Tatſache , daß der

größte Teil unſerer Ausgaben eben Gehalts - und Lohn⸗

beträge ſind , bedingen hier ſelbſt geringfügige Anderungen

entſcheidende Verſchiebungen im Haushalt .

Zuſammengefaßt muß alſo geſagt werden :

Auch der jetzt vorliegende Haushalt muß noch als ein Uber⸗

gangshaushalt angeſehen werden , der ſehr gewiſſenhaft und

gründlich zwar ein wirtſchaftliches Ordnungsgerippe für un⸗

ſere Landeskirche aufſtellt , deſſen Durchführung aber von ver⸗

ſchiedenen heute in ihrer Entwicklung noch nicht voll zu über⸗

ſehenden Faktoren abhängig iſt , die im Laufe des Haushalts⸗

abſchnittes noch entſcheidende Veränderungen bringen können .

Nur angeſichts dieſer Merkmale einer Übergangslöſung

konnte ſich der Finanzausſchuß entſchließen , den Haushalts⸗

voranſchlag faſt unverändert und mit einem Fehlbetrag von

DM 1566 700 . — zur Annahme zu empfehlen . Er tat dies

nach ausdrücklicher Zuſicherung des Herrn Finanzreferenten ,

OK Dr . Bürgy , daß , wenn die ſorgſam bedachte und be—

obachtete wirtſchaftliche Entwicklung ſchwerwiegende Ande⸗

rungen bedingen würde , der zu anderen Maßnahmen er⸗

mächtigte Erweitert . OK ſofort unterrichtet , und daß der

Frühjahrsſynode 1950 ein Bericht über die Entwicklung vor⸗

gelegt werde .

Der Finanzausſchuß iſt der Auffaſſung , daß eine recht ge⸗
ordnete Haushaltsplanung auf der Grundlage des jetzigen

Steuerfußes mit 8 v. H. nicht möglich iſt . Man muß ſich mit

dem Gedanken der Erhöhung des Hebeſatzes vertraut machen .

Wenn wir es auch für zweckmäßig halten , zunächſt noch die

Auswirkungen der vom Bund beabſichtigten Senkung der

Einkommenſteuer abzuwarten , ſo muß doch grundſätzlich heute

ſchon die abſolute Notwendigkeit einer Steuerfußerhöhung

feſtgeſtellt werden , wenn die Kirche ihre ſtets wachſenden Auf⸗



gaben nicht vernachläſſigen ſoll . Wir verkennen die Trag
weite eines ſolchen Schrittes nicht , wenn auch darauf hin —

gewieſen werden muß , daß früher auch höhere Steuerſätze
beſtanden . Wir bitten beſonders die Herren Staatsvertreter ,
die heute unter uns weilen , dafür Verſtändnis aufzubringen ,
daß gerade die Kirche in heutiger Zeit mehr denn je ihre Ar —
beit tun muß, nicht nur in Freiheit , ſondern auch in beſchei —
den geſicherter wirtſchaftlicher Exiſtenz .

Und wenn die chriſtliche Botſchaft dem Volke verkündigt :
Dem Kaiſer zu geben , was des Kaiſers iſt , dann iſt die Bitte
an den Staat wohl nicht unbeſcheiden , die Fortſetzung des
Wortes nämlich : Gott zu geben , was Gottes iſt , dadurch zu
praktizieren , daß der Staat wenigſtens die Genehmigung
gibt, daß die Glieder der Kirche dieſe wirtſchaftlich tragen
können.

Schließlich muß in dieſem einleitenden allgemeinen Teil
noch über die Tätigkeit der bei der letzten Tagung eingeſetzten
Sparkommiſſion berichtet werden . Die inzwiſchen durchge
führten Beſprechungen und Überprüfungen haben keine ent⸗
ſcheidenden Erſparnismöglichkeiten ergeben . In einer Rich
tung könnte aber die Sparkommiſſion einen weſentlichen Vor⸗
ſchlag machen , nämlich in der Aufſtellung eines neuen Stel⸗
lenplans , welcher der Synode heute zur Annahme empfohlen
wird. Dieſer Stellenptan wurde im Benehmen mit dem
Perſonalreferenten , Herrn OK Dr . Friedrich , aufgeſtellt . Er
geht von der z. Zt . abſolut benötigten Stellenzahl aus und
ſieht eine den Merkmalen der Beſchäftigung entſprechende
Einſtufung vor . Gegenüber dem bisherigen in der Druckvor⸗
lage des Haushalts enthaltenen Stellenplan liegt eine Strei —
chung aller z. Zt . nicht beſetzten , alſo wohl auch nicht not⸗
wendigen Stellen vor . Die Neueinſtufung der Stellen be⸗
zweckt, eine große Zahl unberechtigter Höherſtufungen aus
der Zeit der Finanzabteilung wieder in die gerechtfertigte

Beſoldungsgruppe zurückzuführen . Um keine Härte aufkom⸗
men zu laſſen , ſollen die derzeitigen Inhaber der betreffenden
Stellen in ihren Bezügen nicht gekürzt werden .

In der allgemeinen Ausſprache der Finanzkommiſſion
wurde die Frage geſtellt , inwieweit das frühere Kameral —
Verwaltungsſyſtem durch eine modernere Verwaltungs⸗
methode abgelöſt worden ſei . Der Herr Finanzreferent des

OR konnte von weſentlichen Umſtellungen berichten , die ſich
ſehr bewährt haben . Erfreulich iſt , daß der Voranſchlag trotz
der Notzeit , in welcher wir ſtehen , für die verſchiedenen ſozia⸗
len Werke und Einzeldienſte im Raum der Kirche weſentliche
Erhöhungen vorſieht . So ſind für Unterſtützung von Theo —
logieſtudenten, für Jugenddienſt , Männerwerk und Frauen⸗

arbeit , Wohlfahrtsdienſt u. a. größere Beträge vorgeſehen
als in den früheren Jahren . Es iſt dies ein Zeichen der

ſozialen Verantwortung und eines chriſtlichen Wagemutes zu
Gunſten des inneren Dienſtes der Kirche . Nur muß darauf
hingewieſen werden , daß gerade die Einzeldienſte — Jugend⸗ ,
Männer⸗ und Frauenarbeit —nicht völlig verbeamtet werden

dürfen, ſondern im weſentlichen von freien und ehrenamt⸗
lichen Kräften getragen bleiben müſſen .
Der Finanzausſchuß verdankte dem Finanzreferenten die

äußerſt gewiſſenhafte Aufſtellung des Voranſchlags unter

den derzeitig ſo ſchweren Bedingungen und verſicherte ihn
ſeines vollen Vertrauens .
Müöge das , was mit dem Voranſchlag als Ordnung der

finanziellen Baſis unſerer Kirche für 1949/50 vorgeſehen iſt ,
trotz der Schwere der Zeit unſerer Landeskirche die Aus⸗

übung ihres inneren Dienſtes voll und ganz ermöglichen .
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Der Finanzausſchuß hat als Ergebnis ſeiner Beratungen ,
vielleicht darf ich das der Einzelberatung vorausſtellen , für
die Synode folgende A nträge vorgeſehen :

Der Finanzausſchuß empfiehlt der Landesſynode nur
ſchweren Herzens die Annahme des vorgelegten Voran⸗
ſchlages 1949/51 durch das kirchliche Geſetz über die allge⸗
meinen kirchlichen Ausgaben und Einnahmen für die
Rechnungsjahre 1949/50 . Der Voranſchlag kann nach den
noch gegebenen allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen
auch unter Anerkennung der ſorgſamſten Vorbereitung und
Aufſtellung ſeitens des Oberkirchenrates nur als eine ſehr
unſichere Finanzgrundlage für 1949/51 angeſehen werden .

Die Ergebniſſe des Steueraufkommens , die Entwicklung
der Ausgabenſeite in Bezug auf Streichung der 6igen
Kürzung bei Gehaltsvergütung , den Bauindex , der Dar⸗
lehenskoſten uſw . ſind auf die geſamte Laufzeit des Haus⸗
haltes heute noch nicht zu überblicken . Nur unter dieſer
gegebenen Tatſache einer immer noch andauernden Über⸗
gangszeit kann es verantwortet werden , einen Voranſchlag
mit einem jährlichen Fehlbetrag von 1566 700 DM zur
Annahme zu empfehlen .

Der Finanzausſchuß beantragt : die Synode wolle be⸗
ſchließen :

1. Seite 4 der Druckvorlage Ziff . 8 Überſchüſſe kirchlicher
Fonds iſt einzuſetzen DM 100 000 . —

als Gegenpoſten in Teil II S. 6

Ziff . 29 iſt einzuſetzen Beiträge
an andere kirchliche Fonds und

Kaſſen DM 100 000 . —
( über Zentralpfarrkaſſe )

Dieſe Anderung bedingt , daß ſich im Entwurf eines kirch⸗
lichen Geſetzes über die allgemeinen kirchlichen Ausgaben
und Einnahmen für die Rechnungsjahre 1949 und 1950 ,
die Einnahmen erhöhen .

Nach dieſen Anderungen ſchließt der Haushalt ab :

In Teil J mit DM 10 780 000 . — Ausgaben
9 213 300 . — Einnahmen
1 566 700 . — Fehlbetrag

In Teil II1 mit DM 2117 284 . — Ausgaben
1 461085 . — Einnahmen

656 199 . — Fehlbetrag

Das iſt der erſte Antrag auf Anderung innerhalb dieſes

Voranſchlages .

Anforderungen von Mitteln für Nenbauten , Wieder⸗

inſtandſetzungsaufgaben , Kriegsſchädenbeſeitigung ſind

künftig in einem außerordentlichen Haushalt zuſammen⸗

gefaßt zur Vorlage zu bringen . Die Aufbringung der

dafür erforderlichen Mittel ſoll im Darlehenswege er⸗

folgen , deren Tilgung in größeren Zeitabſchnitten durch⸗
geführt werden müßte . Dieſe Anregung gilt auch für

Teil II des Haushaltsvoranſchlages der kirchlichen Fonds .

Es ſoll beim Evang . Oberkirchenrat ein katechetiſches
Amt der Landeskirche geſchaffen werden , welches mit

einem Referenten mit EingangsgehaltsgruppeA 2b be⸗

ſetzt werden ſoll . Die erforderlichen Mittel ſollen aus

Erſparniſſen an anderen Poſitionen bereitgeſtelltwerden .
Dieſem Antrag liegt zugrunde ein Erſuchen des Herrn

Oberkirchenrates Katz , der wohl bei den Einzelberatun⸗
gen des Antrages nachher die Begründung für dieſes

Amt geben wird .

⁰

＋



— Der vom Finanzausſchuß für Beamte und Angeſtellte
neu aufgeſtellte , den tatſächlichen Bedürfniſſen und in den

Einſtufungen den Beſchäftigungsmerkmalen entſprechende

Stellenplan wird genehmigt . Die derzeitigen Inhaber
von Stellen , welche im neuen Stellenplan umgeſtuft ſind ,

behalten für ihre Perſon die bisherigen Bezüge . Bei

Perſonaländerungen iſt die Angleichung an den neuen

Stellenplan zwingend .
Die noch beſtehende 67ige Kürzung der Gehälter aller

kirchlichen Mitarbeiter — Pfarrer , Gemeindehelferinnen ,

Beamten , Angeſtellten und Empfänger von Verſor⸗

gungsbezügen —ſoll , wenn die finanzielle Entwicklung
es erlaubt , möglichſt auf 1. 4. 1950 aufgehoben werden .

Die Synode bevollmächtigt den Erweiterten Oberkirchen —

rat , die Aufhebung der 6“ /igen Kürzung ab 1. 4. 1950
in Kraft zu ſetzen .

6. Sollte die allgemeine Entwicklung der finanziellen Ver⸗

hältniſſe , beſonders eine ſtaatliche Steuerſenkung , eine
weitere Minderung der Einnahmen bringen , ſo wolle der

Oberkirchenrat mit allen Mitteln die ſtaatliche Geneh —
migung zu einer Erhöhung des Steuerfußes betreiben .
Der Erweiterte Oberkirchenrat wird ermächtigt , in die —

ſem Falle die Steuerfußerhöhung zu beſchließen .
Der Evang . Oberkirchenrat wolle zur Frühjahrs - Seſſion

1950 der Synode einen Bericht über die weitere Ent —

wicklung der kirchlichen Finanzen vorlegen .

Ich darf als 8. Antrag , der hiermit zuſammenhängt , noch
einen weiteren hinzufügen , nämlich , einen Antrag betr .

Wiederinkraftſetzung des Art . 13 des Ortskirchenſteuergeſetzes
vom 30. 6. 1922 .

Der Finanzausſchuß beantragt , die hohe Synode wolle
beſchließen :

Die Landesſynode nahm mit Genugtuung Kenntnis von
dem Antrag des Oberkirchenrates vom 26. 10. 1949 an die
zuſtändigen ſtaatlichen Stellen von Nord - und Südbaden ,
den Artikel 13 des Ortskirchenſteuergeſetzes vom 30. 6 . 4922
über Erhebung der Bauſteuer von ſog. Ausmärkern , ju⸗
riſtiſchen Perſonen uſw . wieder in Kraft zu ſetzen .

Es handelt ſich dabei um eine eindeutige Wiedergut⸗
machungsforderung , da die ſeinerzeitige Aufhebung dieſes
Steuerartikels eine einſeitige , gegen die Kirche gerichtete
Maßnahme des nationalſozialiſtiſchen Staates war und
dieſe Aufhebung ſeinerzeit auch offen damit begründet
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wurde , daß er mit den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen
nicht in Einklang ſtehe .

Die Synode weiß um die wirtſchaftliche Not der Gemein⸗
den gerade zufolge ihrer notwendigſten Bauaufgaben . Sie
erſucht die ſtaatlichen Stellen dringend um beſchleunigte
Wiederherſtellung des alten Rechtes und hat das Ver —
trauen , daß der heutige Staat dieſe berechtigte Wiedergut⸗
machungsforderung umgehend erfüllt .

Die Synode erſucht den Oberkirchenrat , den zuſtändigen
Staatsſtellen von dieſer ihrer entſchiedenen Forderung
Kenntnis zu geben .

Das ſind die Anträge , die in engerem mit dem Voran⸗
ſchlag zuſammenhängen . Wen ich nun kurz auf einige weſent⸗
liche Punkte , die bei unſeren Etatberatungen ſichtbar wurden ,
noch hinweiſen darf , bitte ich Sie dazu die Vorlage zur Hand
zu nehmen , zunächſt die Anlage J den I. Teil . Hier liegt ein
kirchliches Geſetz vor , durch welches die finanziellen Dinge
der Landeskirche für die nächſten Kirchenjahre geregelt wer —
den . Ich habe Ihnen vorhin den Artikel für eine Anderung
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der Zahlen ſchon bekanntgegeben . In Artikel 7 ſchlägt der

Finanzausſchuß noch eine Anderung vor , und zwar im 2. Ab⸗

ſatz , der bisher lautet :

„ Die Geſamtſumme der nach Abſ . 1 übernommenen und

noch gültigen Bürgſchaftsverpflichtungen darf den Betrag
von 1,5 Millionen Deutſche Mark nicht überſteigen . “

Bei dieſer Formulierung bezieht ſich die Begrenzung nach
oben bei zu übernehmenden Bürgſchaftsverpflichtungen nur

auf Abſ . 1 des Art . 7.

Wir haben aber bereits in der letzten Synode dem Ober⸗

kirchenrat eine Ermächtigung gegeben , Bürgſchaftsverpflich⸗
tungen einzugehen , und zwar im Rahmen des damaligen
Haushaltgeſetzes für den Jahresabſchnitt , nach der Wäh⸗
rungsumſtellung bis zum 1. 3. 1949 . Es beſtehen auch Bürg⸗
ſchaftsverpflichtungen aus jener Zeit . Beziehen wir , wie es
in der Druckvorlage ſteht , nur auf den Art . 7 Abſ . 1, ſo könnte

dieſe Summe auch für neue , jetzt auf Grund dieſes Geſetzes
übernommene Bürgſchaftsverpflichtungen zu beziehen ſein .
Es iſt Wille der Synode , daß die Geſamtſumme — wann auch
die Verpflichtungen eingegangen worden ſind —nicht über⸗

ſchritten werden darf . Darum ſchlage ich vor , daß hier der
Wortlaut wie folgt abgeändert wird ( nach Abſ . 1 iſt zu ſtrei⸗
chen und ſtatt deſſen zu ſetzen ) :

„ auf Grund geſetzlicher Ermächtigung übernommenen
und weiter zu übernehmenden Bürgſchaftsverpflichtungen “ ,

ſo daß der Abſatz lautet :

„ Die Geſamtſumme der auf Grund geſetzlicher Ermäch⸗
tigungen übernommenen und weiter zu übernehmenden
und noch gültigen Bürgſchaftsverpflichtungen darf den Be⸗

trag von 1,5 Millionen Deutſche Mark nicht überſteigen . “
Wenn Sie dieſe erſte Seite der Druckvorlage durchgeſehen

haben , haben Sie erkannt , daß Art . 1 zunächſt die rechne⸗
riſchen Ziffern bringt , mit welchen der Haushalt abſchließt ,
Artikel 2 den Steuerfuß feſtſetzt mit 8 vom Hundert .

Ich mache dann darauf aufmerkſam , eben auf dieſen Art . 5
und 6, welche den Oberkirchenrat ermächtigen , Darlehen auf⸗

zunehmen , im Rahmen der Erforderniſſe . des Haushalts⸗
planes .

Auch hier iſt die Begrenzung der Höchſtſumme auf 1,5 Mil⸗
lionen DM evorgeſehen . Wir wiſſen , daß der Oberkirchenrat
von ſolchen Ermächtigungen nur in ſparſamer Weiſe Ge⸗
brauch macht . Wir haben das im 1. DM⸗Haushalt feſtſtellen
können .

Der Art . 7 ermächtigt den Oberkirchenrat , Bürgſchaftsver⸗
pflichtungen einzugehen , wie wir es eben durchgenommen
haben .

Der Art . 8 ſieht eine weitere Ermächtigung vor , falls der

ſich daran anſchließende Voranſchlag , der ab 1. 4. 1951 gelten
müßte , bis dahin nicht fertig geſtellt ſein ſollte , daß die

Kirchenregierung auf Grund des jetzigen Voranſchlages zu—⸗
nächſt weiter arbeiten kann .

Ich bin überzeugt , daß die Kirchenleitung dafür ſorgen
wird , daß der nachfolgende Voranſchlag 1951 rechtzeitig zur
Vorlage kommt und möglichſt von dem Recht , nach dem
älteren Voranſchlag weiter zu arbeiten , keinen Gebrauch
machen wird .

Wenn ich auf Seite 2 einige Bemerkungen machen darf :
Unter den Laſten ſteht an erſter Stelle „Anteile der Kirchen⸗

gemeinden an der Kirchenſteuer vom Einkommen “ .
Hier handelt es ſich um eine Rücküberweiſung an die Ge⸗

meinden eines Teiles der Geſamteinkommenſteuern , die von
den Finanzämtern , die ſie einziehen , im Geſamten zunächſt
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an die Landeskirchenkaſſe gehen . Alſo eine Art Laſtenausgleich .

Bei dieſer Poſition haben wir vom Finanzausſchuß ein

Anliegen , das wir zur Sprache bringen müſſen : Wenn Sie

auf Seite 6 die Erläuterung zu dieſer Poſition leſen , dann

wird Ihnen dort mitgeteilt :

„Die Finanzämter liefern das geſamte Aufkommen an

Kirchenſteuer vom Einkommen unter Abzug von 47 Ver

waltungskoſten an die Evang . Kirchenſteuerkaſſe ab, welche
die auf die Evang . Kirchengemeinden entfallenden Anteile

an dieſe überweiſt “

und Sie ſehen auf der Gegenſeite Seite 7 unter Ziffer Ib „die

dobige Hebegebühr der Finanzämter für den Einzug der

Kirchenſteuer . . “ verzeichnet mit 280 000 DM .

Der Finanzausſchuß iſt der Auffaſſung , ſo dankbar wir

ſind, daß der Staat ſeine Bereitwilligkeit erklärt hat , den

Einzug der Kirchenſteuer mit der Einkommenſteuer gleich

zeitig vorzunehmen und durchzuführen , daß dieſe Hebegebühr
von 4 % als zu hoch anzuſprechen iſt . Und wir möchten an
die Staatsſtellen die dringende Bitte richten , angeſichts der

ſchweren finanziellen Lage , in der wir ſind , angeſichts eines

Deſizits von 1 % Millionen Mark doch zu prüfen , ob hier
der Kirche gegenüber nicht ein größeres Entgegenkommen

gegeben werden könnte . Wir ſind überzeugt , daß der Staat
an dem Einzug der Kirchenſteuer ſicherlich nichts verdienen
will. Wir wären dankbar , wenn die Herren Vertreter der
beiden Staatsverwaltungen dieſe Frage prüfen ließen und

möglichſt entgegenkommend entſcheiden könnten .

Ich weiſe kurz noch auf OZ . 5 hin „ Aufwendungen für
Gebäude “ mit 80 200 DM .

Hier begegnen wir ſchon gleich der Tatſache , daß unſer
Haushalt für Wiederinſtandſetzung von Gebäuden , Kirchen ,

Gemeindehäuſern , Pfarrhäuſern und auch Wohnhäuſern in

kirchlichem Beſitz außerordentliche Aufwendungen machen

muß. Es iſt nicht ſo, daß die Kirche einen Baufimmel hätte ,

ſondern es iſt eine Tatſache , daß bei den teilbeſchädigten Ge⸗

bäuden der Zeitpunkt erreicht iſt , daß ein weiteres Liegen⸗
laſſen der Ruinen eine Zerſtörung und Vernichtung weiterer

Verte mit ſich bringt , und daß hier ein nicht raſches Handeln

einen völligen Verluſt bringen kann . Aus dieſem Grunde

müſſen wir verſtehen , wenn in unſerem Haushalt und an
berſchiedenen Stellen recht beträchtliche Wiederaufbauſummen
nun vorgelegt werden .

Bei „ Zweckaus gaben “ wird Ihnen auffallen , daß
beim „Verwaltungsaufwand “ unter Ziff . eine Teilung vor⸗

genommen wurde , während früher eine Geſamtſumme ein⸗

eſetz war: a) für den Oberkirchenrat im engeren Sinn und

00 uüm übrigen “, wie es heißt , d. h. die zentrale Verwaltung ,

die mit dem OK zuſammenhängt . Die Erläuterung ſteht auf
Seite 7:

Ldie Dienſtbezüge der Mitglieder , Beamten und Ange —
ſtellten des Oberkirchenrats ,

2. Dienſtreiſe⸗ und Umzugskoſten ,
3. Aufwand für die Neuanſchaffung eines Kraftwagens und

für den Betrieb der vorhandenen Kraftwagen . “

Ich kann verraten , daß der FA mit dieſer Kraftwagen —

256
eingehend befaßt hat . Man verwehrt dem

80 5
er nun auch daran denken muß, ſich ſo auszu⸗

6s iſt nicht z1 ſein bei den vielſeitigen Aufgaben .

5 15 ein Armutszeugnis , ſondern ein ſehrſchlecht
häft , wenn der OK einen alten DKW mieten

muß 2 2 ◻ 2 77 2·uUm z. Zt. ſeine Fahrten noch ausführen zu können .
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Wir haben Verſtändnis, daß ein neuer Kraftwagen ange⸗
ſchafft wird , nicht ganz , daß es ausgerechnet ein Mereedes ſein
muß. Ich möchte zur Erklärung der Meinung des Ausſchuſſes
kurz folgendes berichten , was mir ſelbſt einmal paſſiert iſt ;
als ich im letzten Jahr in den Zehner⸗Ausſchuß nach Karls⸗

85 fuhr , und die anderen Herren alle mit ſchönen großen

Wagen mit Chauffeuren angefahren kamen , ich aber meine

beſcheidene Flohkiſte , den Volkswagen , dazwiſchenſtellte , hat
einer mir zugerufen : endlich kommt auch einer , der noch im

Volkswagen ſitzt ! Ich könnte mir denken , — und das war die
Stimmung unſeres Finanzausſchuſſes —daß man im 2. Jahr ,
wo dieſe Anſchaffung auch noch einmal enthalten iſt , wenn
an eine Neuanſchaffung gedacht wird , man ſtatt eines Mer⸗
cedes einen Volkswagen kaufen könnte .

Weiter Seite 2: Hier iſt als Hauptpoſition unter OZ . V
der „ Aufwand für die Gemeindeſeelſorge im allgemeinen “
der Betrag von 4380 200 DM eingeſetzt . Und Sie finden in
der Erläuterung S. 8 eine Aufſchlüſſelung dieſes Geſamt⸗
betrages . Es iſt dies eine Summe , die faſt ausſchließlich für
die Vergütung an die aktiven Geiſtlichen , Gemeindehelfe —
rinnen und dergl . eingeſetzt wurde . Vielleicht darf darauf
hingewieſen werden , daß die Poſ . 6, S. 8 unten , „Betriebs⸗
zuſchüſſe für Motorräder und Kleinautos “ eine beſondere
Beachtung finden wird , wenn wir einen diesbezüglichen An⸗

trag nachher noch behandeln werden .

Dann möchte ich noch auf Poſ . III hinweiſen für „künftige
Geiſtliche “. In dieſer Ziffer ſind 50 000 DM für einen 2. Vor⸗

ſchuß für die Errichtung eines Predigerſeminars vorgeſehen
und 25 000 DM als Stipendien für bedürftige Theologie⸗
ſtudenten . Der FA hat es ausdrücklich begrüßt , daß ſelbſt in

der heutigen Notzeit für dieſe außerordentlich wichtige Auf⸗

gabe einer dem Weſen der Kirche entſprechenden Ausbildung

unſerer Geiſtlichen , wie ſie eben in einem Predigerſeminar
erſt einmal möglich ſein kann , eine ſolche Summe gewidmet
werden ſoll .

Seite 3 möchte ich darauf hinweiſen , daß bei Poſ . VII für

Religionsunterricht ein Aufwand von 422 500 DM , dem⸗

gegenüber unter den Einnahmen eine Rückvergütung des

Staates ( Ziff . 7) „ Einnahmen aus der Erteilung von Reli⸗

gionsunterricht “ nur ein Betrag von 160 000 DM ſteht . Es

trägt leider unſere Landeskirche den größeren Teil der Laſt

der Erteilung eines ordentlichen Religionsunterrichts . Wir

wollen aber daran nicht ſparen , ſondern freuen uns , daß die

Entwicklung der Zeit durch eine ÜUberwindung der Raum⸗

und der Lehrernot eine weitere gründlichere Religionsunter⸗

richtserteilung ermöglicht hat .

Für die nachfolgenden Poſitionen möchte ich darauf hin —

weiſen , daß ſowohl für die Jugend - , Männer - und Frauen⸗

arbeit , wie für Wohlfahrtsdienſt Erhöhungen notwendig ge⸗

worden ſind . Bei dem Dienſt an der Gemeindejugend iſt erſt⸗

mals nun auch eine feſte Summe für die Vergütung der Be⸗

zirksjugendwarte eingeſetzt . Es iſt dabei daran gedacht , daß

die Hälfte dieſer mit 60000 DM pauſchalierten Summe von

den Bezirksſynoden wieder zurückvergütet werden ſoll . Ich
möchte mit aller Klarheit es hier ſagen , daß der FA drin⸗

gend den OK bittet und auch die Synode zu dieſer Stellung⸗
nahme aufruft , daß feſtgehalten wird an dem Beſchluß der
Synode , daß unter allen Umſtänden die Kirchenbezirke die
Hälfte dieſer Vergütung der Bezirksjugendwarte aufzubrin⸗
gen haben . Ich möchte dabei wiederholen , daß es ſich nicht um

ein finanzielles Problem handelt , ſondern um den Grundſatz,
daß auch unſere Jugend ſelbſt wiſſen ſoll und ſelbſt darum
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ringen ſoll , denen , die ihr dienen , wenigſtens einen Teil des
Einkommens zu geben undzu ſichern .

Unter „ Allgemeiner Aufwand “ der Ziff . XVII bitte ich, die

Erläuterung noch nachzuleſen . Dieſer Poſten mit 1138 680
Deutſche Mark wird auf Seite 10 entziffert . Sie finden als
1. Poſten „Beihilfen an evang . Kirchengemeinden zur Wie —

derinſtandſetzung von Gottesdienſträumen und Pfarrwoh⸗
nungen Hier iſt der Betrag von 1 ) Millionen vorgeſehen ,
um von der Kirche aus den Gemeinden , die daran gehen und
daran gehen müſſen , ihre Gottesdienſtſtätten wieder aufzu⸗
bauen , eine wirkſame Hilfe zu leiſten . Das iſt , was vom OK
aus und vom Haushalt aus getan werden kann . Wir werden
uns heute noch mit einem Antrag über eine Bruderhilfe in
der Geſamtkirche , der zu einer Wiederaufbauwoche aufruft ,
zu beſchäftigen haben . Es ſoll als Anfang dieſe Hilfe hier , auf
der anderen Seite die freiwillige Bruderhilfe treten ; keine
ſchließt die andere Hilfe aus . Darum haben wir auch dieſe
Poſition gelaſſen .

Dann Seite 11: 2 Poſten mit je 150 000 DM , die auch
außerordentlich dieſes Mal im Haushalt ſtehen müſſen . Hier
handelt es ſich um Rückzahlungen der von ſtädt . Behörden —
hier handelt es ſich nur noch um Karlsruhe ; Südbaden hat
in gleicher Weiſe mit Kredit nach der Währungsumſtellung
geholfen — erhaltenen überbrückungsgelder , die ſ. Zt . ge⸗
geben worden ſind , um in den erſten Monaten nach der
Währungsumſtellung überhaupt die kirchlichen Verpflichtun⸗
gen erfüllen zu können . Sie müſſen , weil kurzfriſtige Kredite ,
noch im Laufe des Haushaltsjahres zurückbezahlt werden .

Ich möchte an dieſer Stelle Gelegenheit nehmen , um beiden
Staatsregierungen herzlich zu danken dafür , daß ſie in der
erſten Zeit nach der Währungsumſtellung , wo unſere Kaſſe
völlig leer war , und wo es einige Monate brauchte , um die
erſten Einnahmequellen wieder zu erſchließen , ſo bereitwillig
und ſo verſtändnisvoll durch Kredithergaben in einem be⸗
trächtlichen Umfange der Kirche halfen , über dieſe erſten
Monate hinwegzukommen . Ich darf die Herren Vertreter
bitten , doch den betreffenden Herrn Miniſtern des Kultus
und Unterrichts und dem Herrn Staatspräſidenten bzw.
Landesbezirkspräſidenten den Dank übermitteln zu wollen .

Ich komme noch auf lit . o ebenfalls bei Erläuterungen
S. 11 Hilfe für Oſtpfarrer mit 225 000 SM „ Unterſtützungen
an nicht verwendete Oſtpfarrer und an Hinterbliebene von
ſolchen , ſowie für den Oſtpfarrer⸗Finanzausgleich “ zu ſpre⸗
chen. Ich glaube , wir brauchen hierüber kein Wort zu ver⸗
lieren , daß wir trotz unſerer ſchweren eigenen Notlage dieſen
Dienſt an den Bruderkirchen oder an ſolchen Brüdern , die
von drüben vertrieben zu uns kommen und noch nicht ver⸗
wendet werden konnten , voll und ganz billigen.

Ich darf bitten , noch kurz den II . Teil des Voranſchlages
zur Hand zu nehmen . Im Vorbericht wird hier ſehr ein⸗
gehend begründet , warum die Ausgaben dieſes Teiles des
Voranſchlages , der die Fonds betrifft , und damit vor allen
Dingen die Stellen betrifft , welche den kirchlichen Grundbeſitz
verwalten , warum in dieſem Voranſchlag in dieſem Jahr
ein ſo beträchtlicher Betrag entſtanden iſt . — ( Vergleiche
3. Abſatz . ) Dazu kommt der Aufwand für die Unterhal⸗
tung und den Wiederaufbau derjenigen Gebäude , die für
die Unterbringung der Verwaltung und die Bereitſtellung
von Dienſtwohnungen erforderlich ſind , oder die ſeinerzeit als
Vermögensgrundlage erworben wurden . ( Vgl . 4. Abſ . ) Wäh⸗
rend in wirtſchaftlich normalen Zeiten die kirchlichen Fonds
dieſe Ausgaben ohne weiteres tragen konnten und darüber
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hinaus noch einen Überſchuß abwarfen , der dem Vermögen
zugeſchlagen werden konnte , iſt jetzt das Bild inſofern ein
ganz anderes , als die Bauverpflichtungen in einem Übermaß
angewachſen ſind . Seit mehr als 10 Jahren war eine ord⸗
nungsmäßige Bauunterhaltung nicht möglich oder iſt unter⸗
blieben .

Der Finanzausſchuß war der Meinung , daß an dem Vor⸗
anſchlag nichts geändert werden ſoll . Man hätte da und dort
noch 10 000 oder 20 000 DM ſtreichen können , wenn man
Reparaturen uſw . rückſichtslos zurückgeſtellt hätte . Wir ließen
uns von den Sachreferenten davon überzeugen , daß es ſich
bei dieſen Bauvorhaben nur um die dringendſten Fälle han⸗
delt , und daß doch ein Übermaß von anderen Fällen , die es
ertragen können , von ſeiten der Verwaltung aus vollſtändig
zurückgeſtellt ſind , weil man erkannt hat , daß man dieſe erſt
in den nächſten Jahren in Angriff nehmen kann . Was heute
gefordert iſt , iſt zum Beiſpiel ſchon im Vertrag feſtgelegt oder
verlangt unter allen Umſtänden eine raſche Inangriffnahme ,
um weitere Schäden zu vermeiden . Wir haben deshalb in
dieſem Voranſchlag nichts geändert , als daß wir grundſätzlich
in Erwägung gezogen haben , daß eigentlich dieſe Fonds , als
der wertbeſtändigſte Teil des Voranſchlages , unſerer Landes⸗
kirche für die allgſemeinen Laſten etwas abzuwerfen haben .
Wir haben deshalb dieſe 100 000 . — DM eals Mehrausgaben
und dafür im Hauptvoranſchlag als entſprechende Mehrein⸗
nahmen eingeſetzt . Wir haben noch einmal gebeten and zum
Ausdruck gebracht , daß auch in dieſem II . Teil , ähnlich wie
es im I. Teil geſchehen iſt , die rechneriſchen Ergebniſſe der
Vorjahre gegenübergeſtellt würden . Ich glaube , damit ganz
kurz ſtreifend einen Geſamtüberblick gegeben zu haben und
bin bereit , in den Einzelberatungen evtl . auf einzelne Dinge
noch zurückzukommen .

Abgeordneter Trautmann : Meine Herren ! Es iſt davon
die Rede geweſen , daß der Erhebungsſatz von 40 , den die

Finanzämter erheben , zu hoch ſei . Außerdem ſpricht man
draußen auf dem Lande und in jeder kleinen Gemeinde da⸗
von , daß unſer Apparat , der öffentliche Apparat , zu koſt⸗
ſpielig ſei . Man wird bis in das kleinſte Dorf hinein von
dieſem 4 igem Hebeſatz ſprechen . Ich glaube , daß wir die
Forderung des Herrn Schneider doppelt und dreifach unter⸗
ſtreichen müſſen , daß die ſtaatlichen Stellen hier etwas tun ,
damit man auch draußen in den Gemeinden ſieht , die jetzige
Regierung iſt bemüht , ſparſam zu arbeiten . Ich möchte dies
zuerſt ſagen . Dann zu einem anderen Punkt . Beim Studieren
des Voranſchlags habe ich mich ſehr gefreut zu ſehen , daß der
Oberkirchenrat im Zeitalter des raſchen Verkehrs , wo man in
wenigen Stunden die Ozeane überquert und von einem
Kontinent zum anderen gelangt , ſich endlich einen Perſonen⸗
wagen zugelegt hat . Wir haben in Weinheim die Erfahrung
gemacht , daß Mercedeswagen den höheren Anſchaffungspreis
gegenüber dem Volkswagen durch längere Lebensdauer recht⸗
fertigen . Ich halte daher die Anſchaffung eines Mercedes⸗
wagens für durchaus richtig .

Abgeordneter Frank : Anſchließend an den eben ausgeſpro⸗
chenen Punkt möchte ich die Frage ſtellen , ob die Möglichkeit
beſteht , Diaſporapfarrern , die draußen für ihre weiten Ge⸗
biete große Wege zurückzulegen haben , nicht nur Darlehen
zur Anſchaffung von Motorrädern zu geben , ſondern eben
auch feſte Beträge zu gewähren , die nicht zurückbezahlt werden
müſſen ?

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Dieſe Anträge wurden ſchon
von vielen Pfarrern geſtellt . Wir haben dieſen Anträgen bis
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jetzt nicht entſprochen , weil die Erfahrung zeigt , daß der Um

gang mit einem Dienſtwagen ſorgloſer iſt als mit einem

eigenen Wagen . Die Pfarrer , die einen ſolchen Dienſtwagen
in die Hände bekämen , haben ja im keinen

Chauffeur , der in der Lage iſt , dieſen Wagen ordnungsgemäß

zu behandeln . Es beſteht dann die Gefahr , daß dieſe Wagen
nicht ſo behandelt werden , wie das bei einem eigenen Wagen
der Fall iſt. Das iſt eine Erfahrungstatſache , über die wir
nicht hinwegſehen können . Wir haben es deshalb bis jetzt
immer unterlaſſen , derartigen Anträgen zu entſprechen , ſind
aber ſehr weitherzig in der Göwährung von Darlehen für
die Anſchaffung von Krafträdern oder Kraftwagen und ſind
auch bis jetzt bei der Gewährung von Beihilfen für die Unter

haltung und den Betrieb des Wagens immer an die äußerſte

Grenze des Möglichen gegangen . Die Synode wird ſich ja ,
wie Herr Bürgermeiſter Schneider angedeutet hat , mit einem
weiteren Antrag zu befaſſen haben , der eine Verbeſſerung
der Beihilfen, wie ſie bis jetzt gewährt wurden , plant .

Präſident Dr. Umhauer : Ich nehme an , daß keine weiteren
Wortmeldungen mehr vorliegen , und daß die allgemeine Be

allgemeinen

ratung geſchloſen werden kann . Wir

Spezialberatungen . Ich bitte Sie , die
kirchenrates in die Hand zu nehmen .

Bevor wir abſtimmen , müſſen wir die einzelnen Poſten
über Einnahmen und Ausgaben anſehen .

Ahgeordneter Odenwald : Die Städtekonferenz der Groß
ſtadtkirchengemeinden hat in einer Zuſammenkunft den
Wunſch ausgeſprochen , daß man den Anteil der Kirchenſtadt
gemeinden in ein feſtes prozentuales Verhältnis zum Steuer
aufkommen ſetzt. Der Finanzausſchuß hat den Erörterungen
des Herrn Oberkirchenrates Dr . Bürgy zugeſtimmt , die dahin
gingen, daß das Steueraufkommen mit 6 Millionen ſchon
reichlich hoch bemeſſen ſei , jedenfalls an der Grenze des Ver
tretbaren ſtünde und daß deswegen bei einem Steueranteil
von 15 , dieſe Summe würde 900 000 . — DM ausmachen ,
recht gut berückichtigt ſei , ſo daß mit einem Mehraufkommen
in der Einkommenſteuer nicht gerechnet werden kann . Da
durch würden ja auch die Großſtadtkirchengemeinden dann

keinen Vorteil haben , wenn ein Höchſtprozentſatz feſtgeſetzt
würde, weil die Landeskirche nicht in der Lage iſt , eine höhere

Ausſchüttung für die Kirchengemeinden vorzunehmen . Dieſem
Wunſche konnte daher leider nicht ſtattgegeben werden .

Präſident Dr. Umhauer : A. Laſten .

gehen übe r zu den

Vorlage des Ober

Voranſchlag
Kirchenſteuer vom Einkommen 908 0⁰0⁰

2. Abgänge 110 000
3. Zinſen von Schuldigkeiten 7000⁰
4 Sffentliche Abgaben 4000
5. Aufwendungen für Gebäude 80 2⁰⁰
6. Leiſtungen aus beſonderen Rechtsver —
Iflictungen der Landeskirche 10000

Prozeßkoſten 5 000
8. Sonſtige Laſten 2000

Summe 1189 200

B. Zweckausgaben .
J. Verwaltungsaufwand

a) des Oberkirchenrats
b) im übrigen .

II. Perſönl. Aufwand für den Bezirksdienſt der landes

1I
lirchlichenVermögensverwaltung.
Aufwand für die Ausbildung der künftigen Geiſtlichen .

Die einzelnen Poſitionen finden keine Beanſtandungen .
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Abgeordneter D. Hupfeld ſtellt die Frage , wieweit die Vor⸗
bereitungen für die Errichtung des Predigerſeminars ſind .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Ich kann nur über die finan⸗
zielle Vorbereitung dieſes Predigerſeminars berichten . Wir
hatten in dem letzten Haushaltsplan dafür bereits 50000 . —
DM eingeſetzt , haben in dieſem Haushaltsplan dafür wie⸗
der 5⁰ 000 . — DM vorgeſehen und werden auch in den näch⸗
ſten Haushaltsplan 50 000 . — DM dafür vorſehen . Wir haben
100 000 . — DM bereits aus den allgemeinen Mitteln dieſes
Voranſchlags herausgenommen und auf Sonderkonto an⸗
gelegt und werden auf dieſes Sonderkonto auch alle übrigen
im Haushaltsplan jeweils vorgeſehenen Beträge anlegen ,
damit , wenn der Plan der Erſtellung eines Predigerſeminars
realiſiert werden kann , das Geld jederzeit greifbar iſt .

Abgeordneter D. Hupfeld : Es tut mir ſehr leid , daß die
Einrichtung des Kirchlichen Predigerſeminars ſich ſo ver⸗
zögert . Ich habe ſ. Zt . die Bitte an die Regierung ausge⸗
ſprochen , meine Emeritierung , die an und für ſich ſchon
früher fällig war , bis zum 1. 4. 1950 hinauszuſchieben , unter
dem Geſichtspunkt , daß mein Nachfolger nicht wieder in die
jetzige kombinierte Tätigkeit , ſondern in die Tätigkeit eines
gewöhnlichen Profeſſors für Praktiſche Theologie berufen
werden ſollte . Es iſt natürlich für einen Mann , der ſich neu
einarbeiten muß , ſehr unangenehm , wenn er ſich auf alle
Fälle auf Vorleſungen vorbereiten muß , die nachher für ihn
kaum mehr in Frage kommen . Es tut mir ſehr leid : ich habe
den Verſicherungen geglaubt , daß man bis zum 1. 4. 1950 ſo
weit ſein würde . Es tut mir auch in meinem Intereſſe leid .

Ich bin ja immer noch verhältnismäßig friſch und würde

gern mein Amt noch etwas länger verſehen haben . Aber es tut
mir vor allem für meinen Nachfolger leid : für ihn entſtehen
daraus Schwierigkeiten .

Jedenfalls muß jetzt daran gegangen werden , einen völlig
neuen Aufbau der Ausbildung für den praktiſchen Beruf zu
planen . Es ſollten in der Ausbildung befindliche Studenten
nicht wie bisher unmittelbar im Anſchluß an das Studium ,
ſondern erſt nach einer Lehrvikariatszeit das künftige Pre⸗
digerſeminar beſuchen . Es wäre wünſchenswert , wenn in die⸗
ſem Winter von der Kirchenregierung zuſammen mit der

Fakultät ein neuer Studienplan beraten würde , der unſer
Syſtem dem angleicht , was in anderen Landeskirchen üblich
iſt . Dabei müßte die Einrichtung des Predigerſeminars zu
einem Termin feſtgeſetzt werden , der eine Stockung in der

neuzuordnenden Vorbildung unſerer zukünftigen Geiſtlichen

verhindert . Ich halte dieſe Regelung für dringlich .

Landesbiſchof D. Bender : Es wurde darauf hingewieſen ,

daß die Verzögerung der Errichtung des Seminars bedauer⸗

lich ſei . Aber dieſe Verzögerung hat einen einfachen Grund :

Selbſt wenn wir das Predigerſeminar fix und fertig hätten ,

hätten wir nicht die Leute , um ſie hineinzuſchicken . Bei den
geringen Jahrgängen von Theologieſtudenten iſt es einfach

unmöglich , aus der heutigen Zahl 15 Vikare — und das

wäre die Mindeſtzahl , über die ein Predigerſeminar ver⸗

fügen müßte — herauszuziehen . Ich glaube , die Amts⸗
brüder hier , vor allem aus den Städten, werden uns R8
vollauf beſtätigen . Es iſt im Gegenteil ſo, daß wir uns
ernſtlich fragen müſſen , wann wir das Predigerſeminar mit

15 Vikaren anlaufen laſſen können . Vorläufig müſſen noch
Lücken in den Städten ausgefüllt werden . Denn unſere Amts⸗
brüder in den Städten ſind am Ende derphyſiſchen Kräfe
angekommen . Wieviel Arbeit kann nicht getan werden , ein⸗

fach weil die Vikare nicht da ſind !
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Denken Sie , es waren hier in Karlsruhe vor 1933 nie

unter zehn Vikare , und heute haben wir zwei . Das iſt das

Verhältnis . In Mannheim iſt es noch ſchlimmer , dort iſt nur

ein Vikar ; in Freiburg und anderen Städten dasſelbe Bild .

Wir dürfen alſo dieſen Raubbau , der mit den Kräften unſerer

Großſtadtpfarrer leider getrieben werden muß , nicht länger

anhalten laſſen . Und darum werden wir , ſo leid es uns tut ,
aus dieſem ſehr praktiſchen und für mich ſehr unüberwind —

lichen Grund mit dem Predigerſeminar erſt dann anfangen

können , wenn wir mit einigermaßen gutem Gewiſſen 15 Vi —

kare herausziehen können .

Abgeordneter D. Hupfeld : Nach einer Zuſammenſtellung
der Heidelberger Theologenſchaft hat der 1945 einſetzende
Theologenzuſtrom die letzten Semeſter erreicht . Es zeigt ſich
das jetzt ſchon darin , daß zu dem letzten Examenstermin ſich
22 Studenten meldeten , ſtatt wie bisher zwei oder drei . Dieſer

Zuſtand wird ſich noch verſtärken . Für die künftige Planung
aber möchte ich doch nun folgendes ſagen : Ich gebe zu, daß
wir augenblicklich in einer Zwangslage ſind . Wir müſſen jetzt
die in einer Schnellbleiche ausgebildeten Theologen in die

Praxis hineinwerfen . Ich weiß zwar nicht , wie wir das

gegenüber dieſen jungen Leuten verantworten ſollen . Wir

helfen den alten Pfarrern und ſind in der Gefahr , die jungen
Kräfte , die wir ſchlecht vorgebildet ins Amt werfen , uns noch

zu verderben . Gott wolle es verhüten . Immerhin können wir

damit rechnen , daß dieſe augenblickliche Stockung ſehr ſchnell
vorbeigeht . Ich nehme an, daß ſchon in einem Jahr die Lage

völlig anders iſt . Es könnte ſein , daß der nächſte Examen⸗
termin ſchon 30 umfaßt und der übernächſte 35. Darum ſollte
man mit einer die Ausbildung retardierenden Umorgani⸗

ſation der Kandidatenvorbildung ſchnell einſetzen , damit man

dieſen Leuten eine vollwertige Ausbildung gibt und wir die⸗

ſen behelfsmäßigen Zuſtand ſchnell überwinden .

Oberkirchenrat Dürr : Ich möchte die Gelegenheit gerne
wahrnehmen , um den Synodalen noch einmal einfach an

Zahlen die gegenwärtige Lage zu ſchildern .

Der Wille , ein Predigerſeminar ſobald wie möglich zu
ſchaffen , iſt ſeit Jahren in der Kirchenleitung lebendig und
wurde in keinem Augenblick aus den Augen gelaſſen . Die

Erwägungen , wann die ausgebildeten Theologen in das Pre⸗
digerſeminar einrücken ſollen , decken ſich mit dem Vorſchlag
des Herrn Prof . Hupfeld . Auch wir meinen , daß erſt einmal
ein Lehrvikariat durchgemacht werden ſoll , ehe ſie in das

Predigerſeminar einberufen werden .

Nun ſind von den 120 Vikariatsſtellen — zu den 118 ſind
inzwiſchen noch einige hinzugekommen , ſo daß es rund 120

ſind — z. Zt . 20 oder 21 beſetzt . Die jüngſten Vikare auf
dieſen Vikariatsſtellen ſind 30 Jahre alt . Wir haben etwa
eine Hand voll lediger Vikare . Die anderen unſtändigen Geiſt —
lichen ſind bis zu 40 Jahre alt und haben zwei , drei und vier
Kinder . Sie ſind noch auf unſtändigen Stellen , zum Teil auf
Vikariaten , zum Teil verſehen ſie Pfarreien . Sie können nicht
herausgenommen werden , obgleich ſie längſt nach Alter und

Dienſtalter den Anſpruch darauf hätten , eine Pfarrei zu be⸗

kommen , weil dieſe wenigen noch beſetzten Vikariate unbe—⸗

dingt beſetzt bleiben müſſen . Auf meiner Liſte ſtehen außer —
dem z. Zt . mindeſtens 12 bis 15 vordringlichſt zu beſetzende
Vikariate , die bis jetzt nicht beſetzt ſind . Wir haben in dieſem
Spätjahr zwei Kandidaten , die das 2. Examen machen ; im

nächſten Frühjahr werden wir vier haben für das 2. Examen .
Im nächſten Spätjahr erſt werden wir 17 bekommen für das

2. Examen , wenn es in der Weiſe geht , wie es jetzt angelaufen
war . Wir ſehen alſo voraus , daß wir in einem Jahr noch
nicht einmal die Möglichkeit haben , alle die überalterten
Vikare abzulöſen und in Pfarreien zu ſtecken . Wir haben auch
ſo viele freie Pfarreien , daß dieſe Vikare ſofort eine Pfarr⸗
ſtelle bekommen können . Aber das iſt nicht möglich in einem
Jahr . Es kommt dazu , daß wir bei dem jetzigen Zugang an
Kandidaten mindeſtens zwei Jahre brauchen , bis wir im⸗

ſtande ſind , etwa Lehrvikariate zu beſetzen , denn die nächſten
Kandidaten , die Examen machen , werden dringendſt benötigt
für Vikariatsſtellen . Das bedeutet , daß wir vor drei Jahren
vorausſichtlich kein Predigerſeminar werden eröffnen können ,
wenn wir eine genügende Anzahl von Leuten hineinbringen
wollen .

Das iſt die Urſache der Verzögerung bisher . Wenn anders ,
hätten wir jetzt zugegriffen , ein Haus , das ausgebaut wird ,
zu erwerben , um für die nächſten Jahre die Möglichkeit zu
haben , in dieſem durchaus als Behelfslöſung anzuſprechenden
Gebäude dieſe Arbeit durchzuführen . Das iſt die Urſache der

Zurückhaltung .

Noch ein Letztes : Wir haben zu erwarten , daß im nächſten
Jahr und dann an drei folgenden Jahren jeweils Frühjahr
und Spätjahr zuſammengerechnet etwa 40 Kandidaten , wenn
ſie das Examen beſtehen , in Vikariate einrücken . Um zu be⸗
urteilen , wie die Situation ausſieht , eine letzte Rechnung :
Wir brauchen in normalen Zeiten durchſchnittlich 26 Vikare
als Nachwuchs , um die Abgänge auszugleichen . Das bedeutet ,
daß wir in einem Zeitraum von fünf Studienjahren je 130
Studenten brauchten , um etwa unſeren Bedarf zu füllen .
Wir haben z. Zt . etwa 170 —ich rechne das neue Semeſter
noch nicht dazu , das überſehe ich nicht — 170 Studenten , etwa
25 Studentinnen , das macht etwa 145 Theologieſtudenten
männlichen Geſchlechts . Das bedeutet , daß wir in fünf Jahren
15 mehr haben , als wir eigentlich brauchten . Wir müßten
aber 100 mehr haben . In fünf Jahren wären dann ſtatt 100

unbeſetzten Vikarſtellen nur noch 85 oder 80. Alſo ein lang⸗
ſamer Zuwachs nur . Darum müſſen wir mit der Schaffung
eines Predigerſeminars noch zuwarten .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich darf noch fragen , wie es mit
den ſachlichen Vorbereitungen des Predigerſeminars ſteht .
Da kann doch zweifellos , ſagen wir , für die Errichtung der
Bibliothek etwas geſchehen . Es wird wohl nicht weſentlich
ſein , Herr Oberkirchenrat Bürgy , ob wir die Gelder einer
geringen Verzinſung ausſetzen , oder ob wir ſie bar anlegen
in der Beſchaffung der Bibliothek . Die Perſonenfrage braucht
ja nicht gelöſt zu ſein , aber das , was wir für das Seminar
an Wünſchen für die Ausſtattung der Bibliothek noch haben ,
kann zweifellos befriedigt werden . Und es wird wichtig ſein ,
jetzt ſchon Bücher zu beſchaffen , die ſich darbieten . Sie werden
zweifellos nicht brachliegen . Ich denke , ſie könnten einſtweilen
der Bibliothek des Oberkirchenrates einverleibt werden und
damit doch weſentliche Dienſte leiſten . Ich hoffe , daß ſie nach
wie vor ausgiebig benützt wird .

Landesbiſchof D. Bender : Abgeſehen von allen anderen
Fragen des künftigen Predigerſeminars , darf man nicht
überſehen , daß zur Arbeit des Predigerſeminars eine wiſſen⸗
ſchaftliche Hausbibliothek gehört . Nun iſt aber die Bibliothek
des Predigerſeminars in Heidelberg Eigentum des Staates .
Es iſt eine Frage — ich glaube nicht , daß wir auf eine poſi⸗
tive Löſung hoffen dürfen — ob wir dieſe frei bekommen .
Wir hoffen aber , daß dieſe Bibliothek für die höheren Se⸗
meſter , die die praktiſchen Fächer hören , zur Verfügung ge⸗
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ſtellt wird . Mit der Errichtung des Predigerſeminars wird
eine neue Studienordnung Hand in Hand gehen müſſen .

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich möchte doch glauben , daß bei
einer Verhandlung mit dem Staat ein Teil der Bibliothek
des Praktiſch⸗Theologiſchen Seminars für die Bibliothek eines
zu gründenden Kirchlichen Predigerſeminars verwendbar ge
macht werden könnte . Das Praktiſch⸗Theologiſche Seminar
iſt ein von dem Wiſſenſchaftlich - Theologiſchen Seminar völlig
getrenntes ſelbſtändiges Inſtitut . Es hat neben einer ſehr
umfaſſenden Bücherei auf dem Gebiete der praktiſchen Diſzi —
plinen eine große dogmatiſche , ethiſche , exegetiſche und kirchen —
hiſtoriſche Bibliothek . Zu einem Teil ſind das Bücher , die
auch im Wiſſenſchaftlich⸗Theologiſchen Seminar vorhanden
ſind, nur daß natürlich dieſe Abteilungen dort viel vollſtän
diger ſind, als dies bei der Bibliothek des praktiſchen Semi
nars der Fall iſt . Es war gut , daß man bisher beide Biblio
theken ſelbſtändig aufgebaut hat ; denn auf dieſe Weiſe hatten
die Mitglieder des Praktiſch⸗Theologiſchen Seminars den
ganzen wiſſenſchaftlichen Apparat jederzeit zur Verfügung .
In dem Augenblick , wo ein eigenes Kirchliches Prediger⸗
ſeminar geſchaffen wird , könnte man eventuell mit dem Staat
in Verbindung treten und zu einem annehmbaren Preis den
Teil der Bibliothek , der in Duplikaten vorhanden iſt , zu über⸗
nehmen verſuchen . Ich weiß freilich nicht , ob der Staat dazu
willig ſein wird oder ob vielleicht auch die Univerſität ſelbſt
Einwände dagegen erheben könnte , weil ja immerhin ein
Verkauf von ſolchen Büchern eine Minderung des Wertes
des Univerſitätsbeſitzes wäre . Aber vielleicht ſteht Staat und
Univerſität dieſer Regelung nicht verneinend gegenüber .
Dann ſollten wir zugreifen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich kann ſagen , daß wir dieſer
Frage der Bibliothek ſchon lange unſere Aufmerkſamkeit ge⸗
widmet haben und verſuchen , nach dem Maß unſerer Kräfte
aus alten Bibliotheken heimgegangener Pfarrer , das , was
brauchbar iſt , jetzt ſchon aufzukaufen , um einen kleinen Grund⸗
ſtock für die kommende Bibliothek des Predigerſeminars zu
beſchaffen . Es iſt die Bibliothek eine eminente Frage des
Predigerſeminars . Sie wiſſen , daß durch die Verluſte , die wir
in bibliothekariſcher Hinſicht hatten , jedes Inſtitut auf ſeinen
Beſitz beſonders ſtolz und habhaft iſt . Ich hoffe , daß die nicht
leichte Frage einer Bibliothek für das Predigerſeminar ſich
löſen läßt .

Poſition V, Aufwand für die Kirchenbezirke , findet keine

Beanſtandung . Zu Poſition V, Aufwand für die Gemeinde
ſeelſorge im allgemeinen fragt

Abgeordneter Kühlewein , wieweit jener Bitte der Synode
vom März 1948 entſprochen iſt , die Altersverſorgung der
Gemeindehelferinnen in die Wegezu leiten .

Präſident Dr . Umhauer : Herr Oberkirchenrat , es iſt vom
Herr Pfarrer Kühlewein die Frage an Sie gerichtet , inwie —
weit der Oberkirchenrat die Auflage oder den Wunſch der

Synode realiſiert hat , die Altersverſorgung der Gemeinde —
helferinnen in die Wege zu leiten .

„Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Die Löſung dieſer Frage
iſt ſehr ſchwierig . Wir ſind in Vorarbeiten begriffen . Und
zwar zuerſt einmal nach der Seite hin , daß bei der gewöhn —

lichenAngeſtelltenverſicherung eine Zuſatzverſicherung irgend⸗
welcher Art noch hinzukommt , die es dann ermöglicht , daß

die Gemeindehelferinnen , wenn ſie invalide werden , oder in
den Ruheſtand kommen , von der Angeſtelltenverſicherung eine
erhöhte Rente beziehen . Wir haben aber auch nach der an —
deren Seite hin noch Prüfungen angeſtellt , ob es nicht möglich
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iſt , mit der Egid hier in irgend eine Gemeinſchaft einzu⸗
treten und irgendwie eine eigene Kaſſe aufzutun , ob man
nicht von der Seite her eine Beſſerung und Linderung ſchaffen
kann. Es muß hier ſehr ſorgfältig vorgegangen werden und
erfordert eine Menge Rechnerei und Prüfung , und ob man
ſich mit einem größeren Konzern ins Benehmen ſetzt . Das
iſt zur Zeit im Gange . Wir ſind noch nicht zu einem Abſchluß
gekommen . Vielleicht iſt es möglich , bei der Frühjahrstagungder Synode einen endgültigen Vorſchlag zu machen .

Präſident Dr . Umhauer . Eine Beanſtandung der Poſition
iſt nicht erfolgt . Wir gehen über zu Poſition VI , Aufwand
für die Studentenſeelſorge .

Es liegen keine Wortmeldungen hierzu vor .
Poſition VII , Aufwand für den Religionsunterricht .
Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Ich darf vielleicht zur

Poſ . VII etwas ſagen , Aufwand für den Religionsunterricht
mit 422 500 . — Daq , der ſich etwas mindert , durch eine ge⸗
wiſſe Einnahme . Dieſer Aufwand kommt zum Teil daher ,
daß wir beſonders in den Volksſchulen gezwungen ſind , durch
kirchlich bezahlte Kräfte Religionsunterricht zu erteilen . Die
ſtaats⸗kirchen⸗ſchulrechtliche Lage iſt dieſe , daß der Unterricht
an den Volksſchulen zum Teil von Lehrern erteilt wird . Es
iſt eine alte gut badiſche Überlieferung , die rechtlich verankert
iſt , daß der Staat ſeinen Lehrern die Auflage macht , bis zu
6 Stunden wöchentlich Religionsunterricht zu erteilen . Dieſe
Stundenzahl wird nun zu einem guten Teil und in vielen
Gemeinden nicht erreicht .

Bisher war das verſtändlich , zum Teil war es Lehrer⸗
nangel , und zum Teil iſt es Raummangel geweſen , der hier

Hemmungen gebracht hat . Nun dürfte es aber eher möglich
ſein . Es geſchieht aber trotzdem nicht . Wir haben nun die
Frage aufgeworfen : Wäre nicht eine Regelung dahin möglich ,
daß dieſer Religionsunterricht zwar von kirchlichen Kräften
erteilt wird , daß der Staat aber in einem Umfange , in dem
er bisher realiter Arbeitskräfte zur Verfügung geſtellt hat ,
künftig an Stelle der realiter zur Verfügung geſtellten Ar⸗
beitskräfte der Kirche eine Geldunterſtützung zuweiſt ? Ob der
Staat auf Grund der derzeitigen geſetzlichen Rechtslage dies
tun kann , das laſſe ich dahingeſtellt . Darüber will ich nicht
reden . Er hat es bisher eigentlich einwandfrei getan , und es
iſt jetzt ſchon zu einem feſten Gewohnheitsrecht geworden : Ich
helfe Dir im Religionsunterricht durch die Zurverfügung⸗
ſtellung von Lehrern . Und wenn nun aus beſtimmten Grün⸗

den, die hier auch nicht weiter ventiliert werden ſollen , das

jetzt nicht mehr ſo ſein kann , dann will ich Dir helfen durch
einen Zuſchuß , den ich zu dieſem Religionsunterricht gebe .
Wir werden uns wohl vornehmen müſſen , einmal dieſe Frage
in perſönlichen Verhandlungen ſowohl mit der nordbadiſchen
wie auch mit der ſüdbadiſchen Kultus - und Unterrichtsver⸗

waltung zu ventilieren . Meine Bitte geht dahin , daß die
Synode dem dann beitritt , daß hier auf der anderen Seite,
auf der ſtaatlichen Seite , ein Entgegenkommen bewieſen
wird .

Präfident Dr . Umhauer . Ich darf aus Ihrem Schweigen
die Zuſtimmung zu den Ausführungen des Herrn Ober⸗
kirchenrats Dr . Friedrich entnehmen . Die Synode ſchließt ſich

alſo dem Wunſch und der Bitte des Herrn Oberkirchenrats
an , daß die Staatsregierungen erwägen , ob ſie nicht anſtelle
der Zurverfügungſtellung der Arbeitskräfte entſprechende
Geldzuſchüſſe an die Kirche leiſten . Wir können natürlich nicht
erwarten , daß die Herren Vertreter der beiden Staatsregie⸗

rungen jetzt ſchon irgendwelche Antwort geben , ſondern wollen
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früher einmal war , daß auch den Organiſten eine Weiter⸗
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nur bitten , daß ſie das ad notam nehmen und zu gegebener

Zeit dem Oberkirchenrat entſprechende Mitteilung machen .

Ziff . VIII : Gemeindejugend , keine Beanſtandung .

Ziff . IX : Männerwerk .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich möchte dazu nur das eine

ſagen : Wir Synodalen , die in dieſer Arbeit ſtehen , haben

damit ſchon unſere Teilnahme an dieſer Arbeit bekundet ,

und es iſt für uns ſelbſtverſtändlich , daß die Landeskirche für

dieſe Arbeit auch in ihrem Voranſchlag ſorgt . Es ſollte ihr

hier aber auch gedankt werden . Die Tätigkeit des Männer⸗

werkes iſt — das darf man wohl ſagen — wohl bisher zum

Segen geweſen , und unſer Wunſch iſt es, daß ſie das immer

ſein werde .

Präſident Dr . Umhauer : Eine Beanſtandung der Poſition

erfolgt nicht .

Ziff . X: Für die Frauenarbeit der Landeskirche .

Abgeordneter Hauß : Ich vermiſſe , daß die volksmiſſiona⸗

riſche Arbeit unſerer Kirche hier nicht aufgeführt wird , etwa

nach Männerwerk , Frauenarbeit , „Volksmiſſion “ . Die Auf⸗
wände für die Volksmiſſion ſind unter Ziff . XVII „Allge⸗
meiner Aufwand “ verſteckt . Das entſpricht nicht der Bedeu⸗

tung dieſer Arbeit , und ich bitte , in einer neuen Voranſchlag⸗

drucklegung die volksmiſſionariſche Arbeit mit ihren 6000 . —

Deutſche Mark , die ihr zugebilligt ſind , namentlich in einer

beſonderen Rubrik aufzuführen .
Weiter möchte ich noch ſagen : Es erſcheint im Stellenplan

unter i) für Pfarrſtellen Seite 27 die Stelle des „Leiters der

Evang . Akademie “ unter „Volksmiſſionariſche Arbeit “ . Dieſe

Rubrizierung iſt nicht ganz zutreffend . Wir bitten , dieſe Ab⸗

teilung i) im Stellenplan für Pfarrſtellen Seite 27 „ Evang .
Akademie in Herrenalb “ zu nennen .

Der Antrag liegt vor .

Abgeordneter Bernlehr : Ich möchte noch ein kurzes Wort

zur Frauenarbeit ſagen . Auf der vorletzten Synode wurde

angeregt , Freizeiten für Landfrauen durchzuführen . Dieſe

Freizeiten ſind angelaufen und in verſchiedenen Heimen durch⸗

geführt worden . Aus der Erfahrung , die ich darüber beſitze ,
kann ich feſtſtellen , daß dieſe Freizeiten für Landfrauen ſich

für die einzelnen Gemeinden ſehr ſegensreich ausgewirkt

haben . Ich möchte ſpeziell für dieſe Einrichtung als Land⸗

pfarrer ſehr herzlich danken und bitten , daß dieſe Arbeit

weitergeführt wird . Ich möchte überhaupt danken für all das ,
was die Frauenarbeit für unſere Kirche tut und wie ſie auch

unſere Frauen zurüſtet in ihrer Bibelarbeit , in ihren Frauen⸗

kreiſen und mithilft , das geiſtliche Leben der Gemeinde zu
fördern .

Präſident Dr . Umhauer : Beanſtandung der Poſition iſt

nicht erfolgt .
XI . Für den Wohlfahrtsdienſt .
XII . Für die Pflege kirchlicher Muſik .

Abgeordneter Kühlewein : Die Poſition für die Pflege kirch⸗

licher Muſik , die ja verhältnismäßig hoch iſt , müßte uns ſchon

recht ſein . Ich vermiſſe nur , daß an den Organiſten , die

draußen im Land ſind , eine weitere Förderung und Pflege

wirklich geſchieht . Soweit ich ſehen kann , iſt dieſe Poſition

ganz für das kirchenmuſikaliſche Inſtitut in Heidelberg . Aber

zur rechten Pflege der kirchlichen Muſik der ganzen Landes⸗

kirche gehört doch ohne Zweifel , daß auch die Organiſten und

auch die Chorleiter weitergebildet werden . Die Freizeit , die

etwa für Chorleiter einmal im Jahr ſtattfindet , iſt ja wohl

dazu noch nicht genügend . Könnte es nicht geſchehen , wie es

bildung , nicht in Heidelberg , ſondern draußen im Lande er—

möglicht wird ?

Oberkirchenrat Dürr : Ich habe mit dem Direktor des

kirchenmuſikaliſchen Inſtituts über dieſe Aufgabe ſchon im

Herbſt geſprochen , und meine Wünſche begegnen ſich durch —
aus mit den Zielen und den Plänen des Leiters des kirchen —
muſikaliſchen Inſtituts . Es beſtehen ja zwei Verbände : ein
Verband für Kirchenmuſiker in Baden und ein Verband der

Kirchenchöre . Wir ſind z. Zt . daran , die Ordnung neu zu
faſſen , und es wird , wenn die Vorarbeiten fertiggeſtellt ſind ,
ein Antrag an den OK dahin erfolgen , daß alle , die etwa als

Kirchenchorleiter oder als Organiſten in einer Gemeinde

tätig ſind , dieſen beiden Verbänden angeſchloſſen ſein müſſen .
Und ſie werden auch mit den Verpflichtungen , die mit dieſem
Amt verbunden ſind , bekannt gemacht . Darunter iſt eine

weſentliche Verpflichtung die, an den in den Bezirken etwa

für zwei bis drei Bezirke gemeinſam durchzuführenden Kurſen

für Organiſten einerſeits und Kirchenchorleiter andererſeits

teilzunehmen . Es iſt durchaus richtig , daß wir darauf ſehen

müſſen , daß in den einzelnen Bezirken in größeren Gemein⸗

den hauptamtlich angeſtellte Kantoren vorhanden ſind , die in

der Lage ſind , dieſe Kurſe durchzuführen . Dieſes Ziel iſt zum
Teil bis jetzt auch deshalb nicht erreicht worden , weil ein

großer Teil der Gemeinden , die früher in der Lage geweſen

wären , einen hauptamtlichen Kantor anzuſtellen , dies vor⸗

läufig nicht können . Ich habe in dem Finanzausſchuß kurz
die Zahlen angegeben , die zeigen , wie die Arbeit des kirchen⸗

muſikaliſchen Inſtituts verlaufen iſt . Seit der Begründung

dieſes Inſtituts im Jahre 1931 haben 546 Studierende das

Inſtitut beſucht — nein , Verzeihung , unter dieſen 546 ſind
88 bloß Teilnehmer — alſo zwiſchen 4 —500 Studierende .

Darunter 69, die ſich für das hauptamtliche Kirchenmuſik⸗

examen vorbereitet haben . Der größere Teil ſind ſolche , die

das nebenamtliche Organiſtenexamen gemacht haben . Wir

haben alſo in dieſen Jahren bereits einen ſchönen Zuwachs
von kirchenmuſikaliſch vorgebildeten Kräften , ſo daß wir hof —

fen , daß durch dieſe Arbeit , vor allem durch die jährlich mehr⸗
fach durchzuführenden Kurſe in den Bezirken eine gemein⸗

ſame Ausrichtung und Schulung unſerer Organiſten und

Chorleiter ſtattfindet . Wie nötig es iſt , daß der Organiſt ſich
als ein dienendes Glied der gottesdienſtlichen Gemeinde ver

ſteht , bedarf keiner Begründung . Bei den Prüfungen im

kirchenmuſikaliſchen Inſtitut verſäume ich niemals die Ge—

legenheit des Schlußwortes , um gerade auf dieſen liturgiſchen

Dienſt des Organiſten hinzuweiſen . Das muß aber durch die

Kurſe unterſtützt werden . Dasſelbe gilt faſt noch in erhöhtem
Maße für die Kirchenchorleiter . Es iſt nicht ſelten , daß gerade
der Kirchenchor ein Element der Beunruhigung und Gegen⸗

wirkung gegen den geiſtlichen Gemeindeaufbau iſt . Die Er⸗

fahrung der letzten Monate zeigte uns das immer wieder .

Es iſt unbedingt notwendig , daß das Amt eines Kirchenchor —
leiters als ein kirchlich verpflichtendes Amt an der gottes —
dienſtlichen Gemeinde verſtanden wird und die Leiter darauf

verpflichtet werden . Es iſt ein Unding , daß viele Kirchen⸗
chöre noch heute in der Vereinsform nicht anders als ein

Geſangverein auftreten , der ſtatt weltlicher Lieder religiöſe
Lieder ſingt , aber nicht wirklich das Organ der gottesdienſt⸗
lichen Gemeinde iſt und ſich als ſolches weiß . Hier ſind viele

Aufgaben , die wir erkennen , an deren Verwirklichung das

kirchenmuſikaliſche Inſtitut mit ſeinen Kräften arbeitet . Und

ich hoffe , daß wir in Bälde auch etwas von den Wirkungen

dieſer Arbeit zu ſpüren bekommen .



Abgeordneter Kühlewein : Darf ich noch einmal etwas

ſagen : Es iſt ſehr ſchwer für eine Gemeinde , einen haupt —
amtlichen Kirchenmuſiker anzuſtellen , und es ſcheint mir doch,
als ob die Ausbildung in Heidelberg mehr in dieſer Richtung

ginge . Wir aber brauchen mehr ſolche Kirchenmuſiker , die
nebenamtlich ihren Dienſt ausüben . Es iſt ja ſo, daß hier ein

großer Betrag für das kirchenmuſikaliſche Inſtitut ausgegeben
wird, aber den abgehenden Studierenden eigentlich kaum die

Möglichkeit gegeben iſt , ihren Dienſt in Baden aufzunehmen .
Wäre vielleicht das ein Weg , daß im Sinne unſerer früheren
Kantoren die Kirchenmuſiker noch viel mehr eine katechetiſche
Ausbildung bekommen und daß es auf dieſe Weiſe möglich
ſein wird , auch in mittleren Gemeinden wirklich Kantoren

anzuſtellen , die dann dieſen Dienſt als Religionslehrer und
Leiter der Kirchenmuſik tun .

Oberkirchenrat Dürr : Das geſchieht ſchon ſeit einigen Se
meſtern . Jetzt erſt wieder ſind 12 Studierende des kirchen —

kaliſchen Inſtituts für den Religionsunterricht geprüft
worden . Selbſtverſtändlich iſt es eine völlig freie Entſcheidung
derer , die am kirchenmuſikaliſchen Inſtitut ſtudieren , ob ſie
dabei eine Ausbildung als Religionslehrer mitübernehmen
und als Kantoren in eine Gemeinde hinausgehen wollen .
Wir würden das ſehr begrüßen , wenn das in der jetzigen Ent⸗

wicklung ſo weitergeht . Es bedeutet ſchon etwas , wenn etwa
von den 22 Vollſtudierenden ſich 12 als Kantoren ausbilden

laſſen , denn es müſſen Vollſtudierende ſein , die mindeſtens
zwei Jahre dort in der Ausbildung ſind . Dann erſt können
ſie für die Erteilung des Religionsunterrichts in Frage
kommen. Damit würden auch Leute heranwachſen , die ihn in
den Gemeinden übernehmen können , auch das Choralſingen
in der Schule , ſowie das Singen in den Jugendkreiſen ,
Männerkreiſen uſw . Sie könnten auf dieſe Weiſe mitarbeiten ,
daß das neue Singen in der Gemeinde Eingang findet und

daß etwa auch das neue Geſangbuch , das vor der Tür ſteht ,
wirklich als ein freudig begrüßtes Geſangbuch gebraucht wer —
den kann. Wir halten das für ſehr wichtig und ſind dankbar
für jeden Studenten am kirchenmuſikaliſchen Inſtitut , der zu⸗
gleich aus innerlicher Überzeugung ſich für den ſchönen Dienſt
als Religionslehrer vorbereiten läßt .

Abgeordneter Frank : Zuſätzlich zu dem , was wir jetzt ge⸗
hört haben , möchte ich die Herren Vertreter der Kultusmini⸗
ſterien bitten , veranlaſſen zu wollen , daß Lehrern , die an
ſolchen Kurſen in Heidelberg teilnehmen möchten , hierfür Ur⸗
laub gewährt wird .

Abgeordneter Bernlehr : Ich dürfte als Stimme aus der

Synode heraus die Herren der Unterrichtsverwaltung für
Nord⸗ und Südbaden bitten , daß ſie ihre Aufmerkſamkeit bei

der Ausbildung der jungen Lehrer auch auf die Ausbildung
auf der Orgel richten , damit auch dieſe gepflegt wird . Ich

weiß wohl, daß verhältnismäßig wenig junge Lehrer darin

über eine gute Ausbildung verfügen . Ich weiß das aus einer
beſtimmten Not heraus , die nach dieſer Richtung in den Ge⸗
meinden herrſcht .

Präſident Dr . Umhauer : Eine Beanſtandung der Poſition
iſt nicht erfolgt . Ich darf übergehen zu

O3 . XIII . Für die Ev. ⸗ſoz. Frauenſchaule , keine Bean⸗

ſtandung .

O3 . XIV : Ruhegehälter , keine Beanſtandung .
O8 . XV: Unterſtützungen , keine Beanſtandung .
O8 . VXI . Hinterbliebenenverſorgung , keine Beanſtandung .
O3 . XVII : Allgemeiner Aufwand .
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Abgeordneter D. Hupfeld : Wenn wir ſchon einmal anläß⸗
lich der Etatsberatung zu den einzelnen Poſitionen etwas

ſagen dürfen , dann muß an dieſer Stelle von dem großen

Dienſt, den die Evangeliſche Akademie der Kirche leiſtet , ge⸗
ſprochen werden . Die Art , wie man hier in ganz neuer Weiſe ,
untergliedert nach Ständen und Berufen an Männer und
Frauen heranzukommen ſucht , ſcheint mir weſentlich zu ſein .
Sie dient in weitem Umfang dazu , kirchlich entfremdete
Kreiſe überhaupt wieder einmal an das Evangelium und an
das , was die Kirche zu geben hat , heranzuführen . Man darf
unter keinen Umſtänden dieſe Arbeit vernachläſſigen oder als
etwas zweitrangiges anſehen .

Abgeordneter Dr . Barner : Es iſt verſchiedenen Werken der
Kirche der Dank ausgeſprochen worden . Es iſtnoch nicht ge⸗
ſchehen für den Dienſt des Jugendwerkes unſerer Landes⸗

kirche . Was von dieſem geleiſtet wird , iſt ſehr viel . Ich denke

vor allem an den Ausbau des Jugendheims in Neckarzim⸗
mern , an die Veranſtaltung von Freizeiten für die Jugend
und von Rüſtzeiten für die Mitarbeiter und an die An⸗

regungen , die den Jugendkreiſen und ihren Leitern geboten
werden . Einzelne Jugendkreiſe und - arbeiter könnten von

ſich aus das gar nicht leiſten . Es muß von einer landes⸗

kirchlichen Stelle organiſiert werden . Wie notwendig der

Dienſt an der Jugend iſt und wie ſchwer ſie anzuſprechen

iſt , wiſſen wir alle . Wir danken darum von Herzen denen ,

die die Arbeit an der männlichen und weiblichen Jugend

tragen .

Abgeordneter Zitt : Ich möchte in den Kranz derer , die den

Dank der Landeskirche und der Synode verdienen , ein wei⸗

teres Glied einreihen . Seit vielen Jahren gehört dazu auch

das volksmiſſionariſche Amt der Landeskirche und deſſen

Leiter Pfarrer Hauß . Es mag die Situation am beſten be⸗

leuchten , wenn ich ſage , daß die volksmiſſionariſche Arbeit

unſerer Landeskirche für die ganze EKiD vorbildlich geworden

iſt . Die Einrichtung der Bibelwochen iſt aus dem Schoße der

badiſchen Landeskirche hervorgegangen und iſt in all den

Jahren vom Amtsbruder Hauß in einer vorbildlichen Weiſe

gefördert worden . Jeder von uns Pfarrern weiß , wieviele

Anregungen nicht nur in praktiſcher Hinſicht , ſondern auch
in geiſtlicher Hinſicht er vom volksmiſſionariſchen Amte emp⸗

fangen hat und noch empängt .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich frage mich , ob es jetzt noch

angängig iſt , wenn zu anderen Titeln als zum Titel XVII

geſprochen wird , oder führen wir eine allgemeine Ausſprache ?

Ich darf nochmals über die Akademie reden und möchte

dazu ſagen , es zeigt ſich an dieſer die allgemeine Lage , in

der ſich die Glieder unſerer Landeskirche befinden . Es iſt eine

Frage , die ſehr ernſt erwogen wird von jedem , der gerne nach

Herrenalb ginge und ſich fragt , kann ich es finanziell machen ?

Es wäre zu prüfen , ob wir hier in der Lage ſind , zu helfen .

Ich rede nicht nur aus eigener Erfahrung . Sie werden ſich

vielleicht wundern , aber es hängen von meinem Gehalt acht

Leute ab. Ich rede auch aus der Erfahrung , die ich als Alte⸗

ſter gemacht habe , wenn ich zu ſolcher Teilnahme aufforderte .

Das iſt ernſt zu prüfen . Auf keinen Fall dürfen für die

Akademie höhere Koſten der Tagungsbeiträge feſtgeſetzt

werden .

Präſident Dr . Umhauer : Damit können wir die Ausgaben

als erledigt anſehen . Wir kommen zu den Einnahmen auf



44

Seite 4 der Anlage J. ( Der Präſident lieſt die einzelnen
Poſitionen vor . )

Abgeordneter D. Hupfeld : erbittet bei der OZ . 14 um Aus⸗
kunft , ob es ſich hier auch um Schulgeld von Nichtbadenern
handelt .

Oberkirchenrat Dürr : beantwortet die Frage dahingehend ,
daß es ſich um Schulgeld von allen handelt .

Abgeordneter Eiſinger : Mir erſcheint der Betrag vom
Schulgeld 5000 . — DM jährlich reichlich gering . Das wären
bei 100 Studierenden 50 . — DM im Jahr für die ganze Aus⸗
bildung .

Oberkirchenrat Dr . Bürgy : Dieſer Betrag iſt tatſächlich
nieder veranſchlagt . Als wir den Haushaltsplan aufſtellten ,
zu Beginn des erſten Jahres im April oder Mai , verfügten
wir noch über keinerlei Unterlagen von ſeiten des Inſtituts .
Das Inſtitut führt über ſeine Einnahmen und Ausgaben
ſelbſtändig Rechnung , und zwar zuſammen mit der Evang .
Gemeindepflege Schönau in Heidelberg . Wir konnten dieſe
Unterlagen jetzt erſt im Laufe der letzten Wochen bekommen .
Aus dieſen Unterlagen iſt nun erſichtlich , daß das , was wir
ſeinerzeit auf 5000 . — DM voranſchlagt haben , durch die
Wirklichkeit etwas übertroffen wird . Die Angaben , die jetzt
vorliegen , zeigen meines Wiſſens einen Betrag von 9000 DM
auf . Damit dürfte dieſe Anfrage erledigt ſein .

Präſident Dr . Umhauer : Ich ſchlage vor , daß wir nun den
Stellenplan Seite 15ff . anſehen .

Berichterſtatter Abgeordneter Odenwald : Der Finanzaus⸗
ſchuß hat den Stellenplan des OK einer eingehenden Prü⸗
fung unterzogen und iſt zu verſchiedenen abweichenden Ein⸗
ſtufungen gekommen . Bevor ich auf die Einſtufungen im
einzelnen eingehe , möchte ich zunächſt einige allgemeine Aus⸗
führungen machen :

Der Beamtenapparat des Staates , der Gemeinden und der
öffentlichen Körperſchaften , wird eingeteilt in 3 Gruppen :
Höhere Beamte , gehobene mittlere Beamte und einfache
mittlere Beamte . Die Zahl der höheren und der gehobenen
mittleren Beamten richtet ſich nach dem tatſächlichen Bedarf
der Organiſation ; die der einfachen mittleren Beamten ſoll
je zur Hälfte beſetzt werden . Nun beſteht ſeit Jahren das Be⸗
ſtreben , möglichſt wenig Beamte in das Beamtenverhältnis
hereinzulaſſen und nur ſolche Beamte mit ſog. Beamtenſtellen
zu betrauen , die eine obrigkeitliche Tätigkeit ausüben . Durch
dieſes Beſtreben iſt die Gruppe der einfachen und gehobenen
mittleren Beamten ſehr ſtark zurückgeſchmolzen .

Für dieſe Einſtufungen beſtehen nun ſeitens des Reiches
gewiſſe Richtlinien dahingehend , daß in die Eingangsgruppe
des gehobenen mittleren Dienſtes 60 “ der Beamten einge⸗
ſtuft werden ſollen , in die ſog. Beförderungsgruppe 20 %, in
die Spitzengruppe auch 20 . Nach den Richtlinien des Kul —
tusminiſteriums für ſeinen Bereich iſt eine kleine günſtigere
Einſtufung dadurch gekommen , daß in die Eingangsgruppe
50 %, in die Beförderungsgruppe 30 ) ) gegenüber 20 ) und
in die Spitzengruppe 205 ) eingeſtuft werden . Dieſem Auf⸗
teilungsverhältnis , Schlüſſelung , entſprach der Stellenplan
des OK nicht ganz , und es war deshalb notwendig , einige
Zurückſtufungen und Streichung von Stellen vorzunehmen .

In dem Stellenplan ſelbſt iſt angegeben , daß 17 Stellen
des OK nicht beſetzt ſeien . Der Finanzausſchuß war der Auf⸗
faſſung , wenn eine Beſetzung dieſer Stellen bisher nicht not—⸗
wendig war , dieſe auch künftig nicht nötig ſei , und hat dieſe
Stellen im weſentlichen geſtrichen .
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Bezüglich der Einſtufung darf ich kurz die Abſtimmung des
Finanzausſchuſſes Ihnen bekannt geben :

In der Stellenbeſetzung des Herrn Landesbiſchofs und des
Oberkirchenrats ändert ſich nichts .

2. Oberkirchenrat ( Zentralverwaltung )

a) Stellen des höheren Dienſtes

A2b bisher 1 künft . 1

Nun eine neue Stelle für das katechetiſche Amt :
Pfarrer ( katechet . Amt ) A 2b 17

um dem OK die Möglichkeit zu geben , ein ſolches Amt,
das einem dringenden Bedürfnis entſpricht , beſetzen zu
können .

Pfarrer ( Hilfsarbeiter )

Oberfinanzrat ( Hilfsarbeiter ) A2b 1 künft . 1

Finanzrat ( Vorſteher des Rechnungsamts u. Hilfsarbeiter )
ſoll wegfallen .

Finanzräte ( Hilfsarbeiter ) A20 2 künft . 2

Finanzrat ( jur . Hilfsarbeiter ) A 20 1

Dieſe Stelle war bisher in 2d eingeſtuft , ein Juriſt , der
ſchon 20 Jahre beim OK tätig und deſſen Einſtufung in
2d wohl ſehr nieder bemeſſen war . In der Staatsver⸗
waltung ſind juriſtiſch vorgebildete Beamte in 26 ein⸗
geſtuft . Dieſer juriſtiſche Hilfsarbeiter würde künftig
nach 26 kommen , bisher war das nicht , fällt bei 2d aus .
Sonach

Finanzräte ( Hilfsarbeiter )

Kirchenarchivar
dann

A 20 Stellenzahl 3
A2d bisher 1 künftig 1

b) Stellen des gehobenen Dienſtes

Oberrechnungsräte A2d bisher 4 künftig 2
Die Schlüſſelung ergibt ein Verhältnis : Eingangsgruppe
6 Beamtenſtellen , Beförderungsgruppe 3 Beamtenſtellen
und Spitzenſtellen 2.

Berichterſtatter Abgeordneter Odenwald :

A3b ſtatt 6 künftig 2

Ada bisher 2 künftig 3

X 4b2 bisher 2 künftig 3

Finanz⸗ , Verwalt . ⸗Inſp . A4b1 bisher 6 künftig 6

Dieſe Zahl könnte erhöht werden auf 10; aber nachdem
bisher eine ſolche Zahl nicht notwendig war , braucht ſie
auch nicht eingeſtellt werden .

Regiſtratur u. Expeditur A3 b

bisher 2d.

Oberrechnungsräte

Rechnungsräte

Finanzoberinſpektoren

bisher 1 künftig 1

c) Stellen des einfachen mittleren Dienſtes :

Finanz⸗ , Verw . ⸗Sekr . Ade bisher 4 künftig 2
Es müßten 2 von der Spitzengruppe zurücktreten nach
7a bzw. 8 in die Eingangsgruppe .

Finanz⸗ , Verw . - Sekr . ATa bisher 3 künftig 3

A8 bisher 2 künftig 4

A8 bisher 1 künftig 1

Finanz⸗ , Verw. ⸗Aſſiſt .

Hausinſpektor

d) Stellen des unteren Dienſtes

Gruppe & 10a — Hausmeiſterſtelle — iſt nicht beſetzt
und kann deshalb geſtrichen werden .

3. Bezirksvermögensverwaltung
a) Stellen des höheren Dienſtes : unverändert .



b) Stellen des gehobenen Dienſtes :

Oberrechnungsrat A3b bisher 1 künftig 1

Finanzoberinſpektoren Ada bisher 3 künftig 2

Finanzoberinſpektoren A 4b2 bisher 3 künftig 3

Finanzinſpekt . ( Eingangsgr . ) A 4b1 bish . 7 künft . 6

c) Stellen desmittleren Dienſtes :

Verwaltungs⸗ und

Finanzſekretäre A40 bisher 1 künftig 1

Revierförſter A5b bisher 2 künftig 2

Finanzſekretär A7a bisher 1 künftig 1
3. Zt. nicht beſetzt .

d) Stellen desunteren Dienſtes :

Kanzleiaſſiſtent A9 bisher 1
nicht beſ. , wird geſtrichen .

4. Bauamt

Oberbaurat ( Vorſtand ) ; A 2b bisher 1 künftig 1

Baurat A2d bisher 1
nicht beſetzt , wird geſtrichen

Bauamtmann A 3b bisher 1
nicht beſetzt , wird geſtrichen

Bauoberinſpektor A4a bisher 1 bleibt

Bauinſpektor A4b1 bisher 1
nicht beſetzt , wird geſtrichen

Oberwerkführer ATa bisher 1 künftig 1

Die Inhaber derjenigen Stellen , die von dem vorgelegten
Stellenplan abweichen , behalten für ihre Perſon die
bisherigen Bezüge .
Tfof. 9 2 ＋ N 7.Dieſen Antrag hat der Berichterſtatter bereits geſtellt .

„Oberkirchenrat Katz : Berichterſtatter Schneider hat in

leinem allgemeinen Bericht angekündigt , daß ein begründen⸗
des Wort für den Antrag des OK, ein katechetiſches Amt zu
errichten , geſagt werden ſoll . Zur Begründung dieſes An⸗
trags habe ich Folgendes auszuführen :

Im Religionsunterricht der öffentlichen Schulen , der Volks⸗
ſchulen, der höheren Schulen und der Fachſchulen aller Gat —

tungen erreicht die evangeliſche Kirche faſt 100 ) ) ihrer ge⸗
tauften Jugend. Damit iſt ihr hier eine volksmiſſionariſche

e erſtenRanges gegeben , die ſie mit allen ihr zu
Bebote ſtehenden Mitteln nützen muß , wenn ſie ſich nicht

einer Unterlaſſung ſchuldig machen ſoll . Der Religionsunter⸗
richt wird namentlich an der Volksſchule in der Hauptſache
von Lehrern erteilt . Darum muß ſich die Kirche intenſiv

dieſer Lehrer annehmen . Dies geſchieht durch Arbeitsgemein —

ſcaften zwiſchen Lehrern und Pfarrern , durch Herausgabe

bbubriclenllattes, durch katechetiſche Kurſe in Beuggen
durch ſorgfältigſte Betreuung der Lehrerbildungsanſtal⸗

05 Dieſe Arbeit hat ein Ausmaß erreicht , daß ſie nebenem andern großen Referat nicht mehr in richtiger Weiſe
getan werden kann . Die Arbeit muß aber — das zeigt ſich

Ribendeutlicher —noch mehr intenſiviert und ausgebaut
kten —8——89—

können die religionspädagogiſchen Ar⸗
5 urch br Pfarrern und Lehrern in den Bezirken nicht

Peidigen 95 werden , wie dies notwendig iſt, weil die not⸗

Aß äfte, Redner uſw . fehlen . Hieran
das iſt jn 1 lichſt gearbeitet werden . Dann zeichnet ſich

—

0
1 Woihin ſchon bei den Ausführungen von Ober⸗

nrat Friedrich zum Ausdruck gekommen — immer mehr
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ab, daß die Erteilung des Religionsunterrichts , wie wir ihn

3 5 haben , zu einem ſehr ſchwerwiegenden Problem wird .

Wir haben in beiden Landesteilen als Schulform die chriſt⸗
liche Gemeinſchaftsſchule. Das bedingt doch, daß der Reli⸗

gionsunterricht die Grundlage des ganzen Unterrichts ſein
muß, wenn das Wort „chriſtlich “ nicht nur eine Faſſade ſein
ſoll. Dann muß aber jeder Lehrer in ſeiner Klaſſe den Reli⸗

gionsunterricht geben , denn hierauf muß ſich ſeine ganze Er⸗
ziehungsarbeit aufbauen . Dieſer Forderung iſt auch die
Organiſation unſeres Volksſchulweſens angepaßt . Der Reli⸗

gionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach , und die Lehrerſtellen

ſind evangeliſche und katholiſche Hauptlehrerſtellen . Infolge⸗
deſſen muß der Staat notwendigerweiſe auf die Lehrer einen
Druck ausüben , Religionsunterricht zu geben , denn er kann
mit den Lehrern , die keinen Religionsunterricht erteilen , im
Grunde nichts anfangen und es wird immer ſehr ſchwierig
ſein , dieſe Lehrkräfte unterzubringen . Auf der einen Seite
muß die Kirche an der wirklichen Ausgeſtaltung einer chriſt⸗
lichen Schule allergrößtes Intereſſe haben , auf der anderen
Seite kann ſie aber kein Intereſſe daran haben , daß Lehrer
den Religionsunterricht nur gezwungen erteilen , denn was
wird bei einem ſolch erzwungenen Religionsunterricht heraus⸗
kommen ? Hier melden ſich Probleme an , die in ihrem Aus⸗

maß und in ihrer Tragweite jetzt mit ein paar Worten nicht

angedeutet werden können . An dieſer Stelle wird die Frage
der Volkskirche entſcheidend tangiert . Und wenn vorhin die

Forderung aufgeſtellt wurde , daß der Staat in dem alten

Umfange wie vor 1933 Religionsunterricht erteilen oder die

Realleiſtung durch Geld ablöſen ſoll , dann wird hier ja , wenn

der letztere Fall eintritt , die Frage auftauchen , ob unſere

Schule eine chriſtliche Gemeinſchaftsſchule iſt . Dann wird der

Religionsunterricht , wenn er auch als ordentliches Lehrfach

auf dem Papier ſteht , doch irgendwie herausgelöſt und an

den Rand geſtellt . Er iſt dann nicht mehr Grundlage der

ganzen Erziehung , wenn die Lehrer grundſätzlich davon dis⸗

penſiert werden . Vielleicht genügt dieſer kleine Hinweis ſchon ,

um die Fragen anzudeuten , die einer ganz gründlichen Durch⸗

denkung und Bearbeitung bedürfen . All das zuſammenge⸗

nommen macht deutlich , daß dieſe entſcheidende Arbeit an

unſerer Jugend nicht in der bisherigen Weiſe von einem

Referenten neben ſeinen anderen Aufgaben mit bearbeitet

werden kann . Darum iſt der Oberkirchenrat der Meinung ,

daß hierfür ein beſonderes Amt geſchaffen werden muß und

ein Mann für dieſe Arbeit eingeſetzt werden ſoll . Der Ober⸗

kirchenrat bittet deshalb die Synode herzlich und dringend ,

der Errichtung dieſes Amtes ihre Zuſtimmung zu geben .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich darf ergänzend ſagen , daß

ich von Pfarrer Schoener , der als Vertreter unſerer Landes⸗
kirche an einer Tagung der katechetiſchen Amter der verſchie⸗

denen Landeskirchen teilnahm , weiß , daß wir in Baden mit
der Schaffung eines ſolchen Amtes noch im Rückſtand ſind .

Ich weiß zugleich , welche Menge von pädagogiſchen und late⸗
chetiſchen Fragen auf uns einſtürmt , die unmöglich von einem

Manne im Nebenamte bewältigt werden können .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf annehmen , daß dieſe

Stelle in der vorgeſchlagenen Anderung angenommen wird .

Es wird abgeſtimmt . Der Antrag wird einſtimmig ange⸗

nommen .

Nun kommen wir zum Stellenplan der Angeſtellten , S. 20,

Anlage 1. Er bleibt unverändert . — Ich ſtelle die einſtimmige

Annahme feſt .
Nun kommen wir zur Abſtimmung über die Anträge des
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Haushaltsausſchuſſes im einzelnen . Ziffer 1 iſt bereits an

genommen .
Die Ziffer 2 lautet :

„ Anforderungen von Mitteln für Neubauten , Wieder

inſtandſetzungsaufgaben , Kriegsſchädenbeſeitigung ſind
künftig in einem Aiee eite Haushalt zuſammen⸗
gefaßt , zur Vorlage zu bringen . Die Aufbringung der da⸗
für erforderlichen Mittel ſoll im Darlehenswege erfolgen ,
deren Tilgung in größeren Zeitabſchnitten durchgeführt
werden müßte . Dieſe Anregung gilt auch für Teil II des

Haushaltsvoranſchlages der kirchlichen Fonds . “
Wir müſſen alſo hier den Teil II heranziehen . Es iſt ja

vorhin von Herrn Bürgermeiſter Schneider vorgeſchlagen
worden , dieſen Voranſchlag nur mit einer einzigen kleinen
Anderung anzunehmen , nämlich , daß dieſe kirchlichen Fonds
eine Ausgabe , Mehrausgabe von 100 000 DM erwirtſchaften
ſollten , für die Zwecke des allgemeinen Haushaltes .

( Seite 4 der Druckvorlage Anlage 1 OZ . 8. Bei Überſchüſſen
kirchlicher Fonds iſt einzuſetzen 100 000 DM. )

Auch die Ziffer 2 wird einſtimmig angenommen .

Ziffer 3 betr . Schaffung eines katechetiſchen Amtes beim
Evang . Oberkirchenrat . Dieſer Antrag iſt bereits ange⸗
nommen .

Ziffer 4:

„ Der vom Finanzausſchuß für Beamte und Angeſtellte
neu aufgeſtellte , den tatſächlichen Bedürfniſſen und in den
Einſtufungen den Beſchäftigungsmerkmalen entſprechende
Stellenplan wird genehmigt . Die derzeitigen Inhaber von
Stellen , welche im neuen Stellenplan umgeſtuft ſind , be⸗
halten für ihre Perſon die bisherigen Bezüge .

Bei Perſonaländerungen iſt die Angleichung an den
neuen Stellenplan zwingend . “
Über dieſen haben wir bereits abgeſtimmt .
Wir müſſen noch beſtimmen , was mit den bisherigen

Stelleninhabern ge ſchehen ſoll . Sollen dieſe in ihren Be⸗
zügen unberührt bleiben? Ich darf die Zuſtimmung zu dieſem
Vorſchlage unterſtellen .

Ziffer 5 des Antrages des Haushaltsausſchuſſes ſtellt
zugleich die Stellungnahme des Finanzausſchuſſes der Lan⸗
desſynode zum Antrag der Gewerkſchaften auf Aufhebung der
6%% Gehaltskürzung , Ziffer 2 unſerer Tagesordnung , dar . Es
wird hierzu eine beſondere Vorlage kommen , die etwas in
dem erweiterten Sinn eingeht auf die Anfragen und An⸗
forderungen . Wir ſtellen dieſen Beſchluß des Finanzaus⸗
ſchuſſes zurück und gehen über zu

Ziffer 6:

„Sollte die allgemeine Entwicklung der finanziellen Ver⸗

hüttnile, beſonders eine ſtaatliche Steuerſenkung , eine
weitere Minderung der Einnahmen bringen , ſo wolle der
Oberkirchenrat mit allen Mitteln die ſtaatliche Genehmi⸗
gung zu einer Erhöhung des Steuerfußes betreiben . Der
Erweiterte Oberkirchenrat wird inäletis , in dieſem Falle
die Steuerfußerhöhung zu beſchließen . “
Ich ſtelle feſt , daß auch dieſer Vorſchlag einſtimmig an⸗

genommen iſt .

Ziffer 7

„ Der Evang . Oberkirchenrat wolle zur Frühjahrs⸗
Seſſion 1950 der Synode einen Bericht über die weitere
Entwicklung der kirchlichen Finanzen vorlegen . “
Auch dieſe Beſtimmung iſt angenommen .

vierte Sitzung

Und nun 8. , der Antrag betr . Wiederinkraftſetzung des
Artikels des OKStG . vom 30. 6. 1922 .

Der Finanzausſchuß beantragt :

Die Hohe Synode wolle beſchließen :
„ Die Landesſynode nahm mit Genugtuung Kenntnis von

dem Antrag des Oberkirchenrates vom 26. 10. 1949 an die

zuſtändigen ſtaatlichen Stellen von Nord - und Südbaden ,
den Artikel 13 des Ortskirchenſteuergeſetzes vom 30. 6. 1922
über Erhebung der Bauſteuer von ſog . Ausmärkern , ju⸗
riſtiſchen Perſonen uſw . wieder in Kraft zu ſetzen .

Es handelt ſich dabei um eine eindeutige Wiedergut⸗
machungsforderung , da die einſeitige Aufhebung dieſes
Steuerartikels eine einſeitige , gegen die Kirche gerichtete
Maßnahme des nationalſozialiſtiſchen Staates war und
dieſe Aufhebung ſeinerzeit auch offen damit begründet
wurde , daß er mit den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen
nicht in Einklang ſtehe .

Die Synode weiß um die wirtſchaftliche Not der Gemein⸗
den gerade zufolge ihrer notwendigſten Bauaufgaben . Sie
erſucht die ſtaatlichen Stellen dringend um beſchleunigte
Wiederherſtellung des alten Rechtes und hat das Ver⸗
trauen , daß der heutige Staat dieſe berechtigte Wiedergut⸗
machungsforderung umgehend erfüllt .

Die Synode erſucht den Oberkirchenrat , den zuſtändigen
Staatsſtellen von dieſer ihrer entſchiedenen Forderung
Kenntnis zu geben . “
Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Abgeordneter Schneider hat das
Wort über die Eingabe der Gewerkſchaften auf Aufhebung
der 6/igen Gehaltskürzung .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der Antrag der

Gewerkſchaften auf Aufhebung der 6ꝰ igen Gehaltskürzung
und Gewährung einer Sozialzulage , alſo eine Angleichung
der Bezüge der Angeſtellten der Landeskirche an die Rege⸗
lung , wie ſie der Staat eingeführt hat , Nordbaden ſchon ſeit
einigen Monaten , Südbaden ſeit kürzerer Friſt und zwar in
einer Teilung , daß die Gehälter , die unter 350 DM liegen ,
ab 1. 8. voll dieſe Kürzung geſtrichen bekommen , die Gehälter
über 350 DM je hälftig am 1. 8. und 1. 11. , der alſo eine
Anlehnung an dieſe Regelung bezweckt , gab natürlich An⸗
laß zu einer außerordentlich gründlichen und gewiſſenhaften
Prüfung dieſer Frage . Die finanzielle Seite zu prüfen , ob⸗
lag dem Finanzausſchuß ,die rechtliche Seite dem Rechts⸗
ausſchuß , der hierüber wohl beſonders berichten wird . Was
die finanzielle Seite anbetrifft , iſt der Finanzausſchuß zu
folgender Entſchließung und Vorlage an die Synode ge⸗
kommen :

Der Finanzausſchuß der Landesſynode hat anläßlich der
eingehenden Beratung des e 1949/51 ,
der mit einem Fehlbetrag von jährlich 1 566 700 DM ab⸗

ſchließt , feſtſtellen müſſen , daß bei dieſer Finanzlage eine

Aufhebung der 6Jigen Kürzung der Gehälter und die

Auszahlung einer Zulage , entſprechend der ſtaatlichen
Regelung , der evang . Landeskirche z. Zt . unmöglich iſt .

5 erkennt der Finanzausſchuß aus der Entwicklung
der Lebenshaltungskoſten grundſätzlich die ſoziale Berechti⸗
gung des Aufhebungsbegehrens an. Es darf aber nicht
überſehen werden , daß nicht nur die Büroangeſtellten des
Oberkirchenrats für eine Aufhebung in Betracht kommen ,
ſondern gerechterweiſe alle von der Kirche Beſoldeten ,
d. h. Ruheſtandsleute , auch Beamte , auch Gemeindehelfe⸗
rinnen , Religionslehrer und auch Pfarrer .



Für dieſen gleichberechtigten Perſonenkreis erfordert die
Streichung der 60igen Kürzung einen Mehrar

insgeſamt 442 356 DM . Bei dem ſchon vorhandenen Defizit
einen weiteren Mehraufwand in dieſer Hö Bewilli

gung der Synode vorzuſchlagen , iſt dem Finanzausſchuß

unmöglich .
Die Kirche iſt kein Gewerbebetrieb , welcher

gleich des Mehraufwands durch Aufſchläge auf 2
herbeiführen kann . Es iſt auch eine Deckung aus Steuer
mitteln durch Erhöhung des Steuerhebeſatzes ihr nicht in
eigener Zuſtändigkeit möglich , ſondern ſie f

Staatsgenehmigung .
Die Finanzkommiſſion empfiehlt der Hohen

den erſten Teil des H Sshaltsabſchnittes vom 1. 4.
31. 3. 1950 von einer Streichung der 6i

abzuſehen. Dagegen aber ſoll ſie für
alſo vom 1. 4. 1950 —31 . 3. 1951 beſchlief
vom Evang . Oberkirchenrat Wege zur Deckur
derlichen Betrages von 442 356 DM gefi
wenn es ſein muß durch Beantragung ei
Steuerhebeſatzes bei den zuf
um ab1 . 4. 1950 für alle Mitarbeiter und Gehaltsemp
fänger die 6 %ige Kürzung au

Die Gewährung der Sozialzulage
D9⁰DMerforderlich machen wür

inden werden , —

ner Erhöhung des
StaagtshohgrdoStaatsbehörden

zu können .

möglich.
Der Ti ＋ 8 ＋. 8 b„ 4Der Finanzausſchuß erhielt davon Kenntnis , daß für

den Geſamtbereich der Ex D eine neue , dem Weſen und
den finanziellen Möglichkeiten der Kirche entſprechende
Regelung des Tarifweſens in Kürze erfolgen wird .

Damit wird auch für den Bereich der badiſchen Landes
kirche eine entſprechende Neuordnung erfolgen müſſen
Bis zu deren Inkrafttreten halten wir neue direkte Tarif
abmachungen für unzweckmäßig .

Wer in der Kirche mitarbeitet , gleichgültig an welcher
Stelle ſoll , ſoweit als irgend möglich , ſeine volle Ent
lohnung bekommen . Denn jeder Arbeiter iſt ſeines Lohnes

wert . Er muß aber auch ſich ſchickſalhaft mit der Kirche

ſo verbunden wiſſen , daß er bereit iſt , in ſchweren Zeiten
die gemeinſame Not gemeinſam zu tragen .
Ich muß zu dieſem geſtern gefaßten Beſchluß noch ergän

zend berichten, daß auf Antrag des Rechtsausſchuſſes noch

einmal eine kurze gemeinſame Beſprechung ſtattgefunden hat

3 Rechtsausſchuß war der Auffaſſung , ob wir nicht doch

prüfen ſollten, ob eine Gewährung der Sozialzulage an
Angeſtellte und Beamte mit einem geringen Einkommen
eiwa einer oberen Grenze von 200 DM wenigſtens bewilligt
werden ſoll In eingehenden Ausſprachen ſind wird darüber

eingekommen, daß auch dieſes Erſuchen in dieſer Form nicht
erfüllt werden kann . Weniger wegen der finanziellen Aus⸗

wirkungen als darum , nicht hier , während noch eine Kürzung
des Grundgehalts beſteht , einem kleinen begrenzten Kreis
eine Zulage zu gewähren . Das iſt ein innerer Widerſpruch .
Und zum andern , weil wir , nachdem eine grundſätzliche

tegelung im Raum der Evang . Kirche erfolgen wird , hier

reie Abmachungen irgendwie vorgreifen möchten .ir ſind aber der Auffaſſung , daß wir unſeren guten Willen
zu einer Hilfe doch dokumentieren ſollten , und ſchlagen des
halb der Synode vor , den Angeſtellten , welche auf Grund der

e Regelung in den Beſitz einer ſozialen Zulage ge—

erre wären, zu Weihnachten eine Sonderzuweiſungzuatten in Höhe von 2 dieſer monatlichen Sozialzuſchläge
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in der wir ſind. Über das hinaus wollen und können

vom Finanzausſchuß eine Zuſtimmung zur Zuweiſungder Sozialzulage in irgendeiner Form nicht empfehlen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Die Eingabe der Gewerk⸗
ſchaft Sffentliche Dienſte , Transport und Verkehr vom
24. 10. 1949 iſt auch dem Verfaſſungsausſchuß der Landes⸗
ſynode zugewieſen worden . Wir haben mit dem Finanzaus⸗
ſchuß und in internen Beratungen uns gründlich damit
befaßt . Ich werde jetzt das Ergebnis unſerer Beratungen
vortragen in einer Formulierung , die ich jetzt während der
Sitzung erſt feſtgelegt habe . Ich hoffe , von allen oder den
meiſten Mitgliedern , ſoweit ſie noch hier ſind , — Prof .

link iſt nicht mehr anweſend ; ich habe ſie ihm vorlegen
können — die Zuſtimmung dazu zu erhalten . Falls eine
abweichende Auffaſſung noch beſtehen ſollte , bitte ich ſie zur
Sprache zu bringen und hoffe , daß wir eine beſondere Aus⸗
ſchußſitzung vermeiden können .

Der Verfaſſungsausſchuß hat die Eingabe gründlich ge⸗
prüft und gemeinſam mit dem Finanzausſchuß beraten . Zu
den ſchwierigen Rechtsfragen kann der Verf . ⸗Ausſchuß ſich
nicht endgültig äußern , zumal eine richterliche Entſcheidung
nahe bevorſteht und eine baldige Neuregelung für die ge⸗
ſamte Evang . Kirche in Deutſchland zu erwarten iſt .

Der Verf . ⸗Ausſchuß ſtimmt der Stellungnahme des
Finanzausſchuſſes zu der 6igen Gehaltskürzung und zur
Gewährung einer Sozialzulage zu. Er empfiehlt in über⸗

einſtimmung mit dem Finanzausſchuß , den gering beſoldeten
Gehaltsempfängern der Landeskirche eine einmalige , beſon
dere ( nachträglich ausdrücklich beigefügt ) Weihnachtsgrati⸗
fikation im Geſamtbetrage von etwa 12 000 DM ezu ge⸗
währen .

Der Verf . ⸗Ausſchuß ſchlägt weiter vor :

die genannte Eingabe wird dem Evang . Oberkirchenrat
mit der vorſtehenden Empfehlung überwieſen ;

der Präſident der Landesſynode möge der Gewerkſchaft in

einem Antwortſchreiben den Inhalt der Stellungnahme
des Finanzausſchuſſes und des Verf . ⸗Ausſchuſſes mitteilen

und hinzufügen :
Die Landesſynode hat die Lage , die nicht durch grundſätz

liche Gegenſätze , ſondern durch die finanzielle Bedrängnis
der Landeskirche verurſacht iſt , mit dem Evang . Ober⸗

kirchenrat gründlich erörtert . Sie hat ſich überzeugt , daß
der Evang . Oberkirchenrat pflichtgemäß gehandelt hat . Sie

hat Anlaß zu der Erwartung , daß der Evang . Oberkirchen

rat demnächſt Vertreter der Gewerkſchaft zu einer münd⸗

lichen Beſprechung bitten und einen Vertreter der Landes⸗

ſynode zu dieſer Beſprechung hinzuziehen wird .

Präſident Dr . Umhauer : Da ſich niemand zu Wort meldet ,

darf ich annehmen , daß Sie alle mit den Vorſchlägen des

Finanzausſchuſſes und des Verfaſſungsausſchuſſes einver⸗

ſtanden ſind .

Wir werden alſo die Eingabe an den Evang . Oberkirchen⸗
rat unter Beifügung der Beſchlüſſe , der Anträge des Finanz
und Verfaſſungsausſchuſſes überweiſen und werden gleich
zeitig die Gewerkſchaft im Sinne des Vorſchlags des Ver⸗

faſſungsausſchuſſes verſtändigen . 8
Als beſchloſſen darf ich annehmen den Antrag des Finanz⸗
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ausſchuſſes auf Gewährung einer Weihnachtszulage an Be⸗

amte und Angeſtellte .
Nun kehren wir zurück zu dem Entwurf des kirchlichen

Geſetzes , an die Einnahmen und Ausgaben für 1949/50 ,

deſſen Artikel 1 wir bereits angenommen haben .

Ich bitte Anlage I, Artikel 2 vorzunehmen . — Ich darf

einſtimmige Annahme feſtſtellen .

Anlage 1, Artikel 3. — Ich darf auch hier einſtimmige

Annahme feſtſtellen .
Anlage I, Artikel 4. Ich darf annehmen , daß niemand

dagegen iſt . Einſtimmig angenommen .

Anlage 1, Artikel 5. Beanſtandung erfolgt nicht . Die Be⸗

ſtimmung iſt einſtimmig angenommen .
Anlage I, Artikel 6. — Da keine Wortmeldung vorliegt ,

ſchließe ich auf einſtimmige Annahme .

Anlage 1, Artikel 7 mit dem abgeänderten Abſ . 2:

„. . . Die Geſamtſumme der auf Grund geſetzlicher Er⸗

mächtigungen übernommenen und noch gültigen ſowie
weiter zu übernehmenden Bürgſchaftsverpflichtungen darf
den Betrag von 1,5 Millionen Deutſche Mark nicht über⸗

ſteigen . “
Auch dieſe Beſtimmung wird einſtimmig angenommen .
Anlage I, Artikel 8. — Ich ſtelle einſtimmige Annahme

feſt .
Anlage I, Artikel 9. — Einſtimmig angenommen .
Anlage 1, Artikel 10. — Auch dieſe Beſtimmung iſt ein⸗

ſtimmig angenommen .
Wir kommen zu der Geſamtabſtimmung über dieſen „ Ent⸗

wurf eines kirchlichen Geſetzes “ nebſt Haushaltungsvoran —
ſchlag und Stellenplan . Ich bitte abzuſtimmen über das

geſamte Geſetz mit Anlagen und die Anträge des Finanz —
ausſchuſſes . —

Ich ſtelle die einſtimmige Annahme in zweiter Leſung feſt .
Abgeordneter Schneider : Der Finanzausſchuß empfiehlt

der Synode , über die finanziellen Sorgen und Nöte der

Landeskirche folgendes Wort an die Gemeinden zu beſchließen :
Die Landesſynode hat in eingehenden Beratungen des

Haushaltes 1949/50 ein ſehr ernſtes Bild von der äußerſt
unſicheren finanziellen Lage der Landeskirche erhalten .
Die Tatſache , daß trotz ſorgſamſter Uberprüfung und Ein⸗

ſparung ein Fehlbetrag von 1 566 700 DM bleibt , iſt ein

ernſtes und eindringliches Zeichen der Notlage der Kirche .
Dabei konnten ſehr wichtige und kaum aufſchiebbare

Aufgaben nur begrenzt im Haushalt berücktſichtigt wer⸗
den . Z. B. ſind die vorgeſehenen Wiederaufbauleiſtungen
im Verhältnis zu den Zerſtörungen an Kirchen , Gemeinde —

häuſern nur ungenügend . Bei aller Anerkennung der

Dringlichkeit des Wohnungsbaues muß klar ausgeſprochen
werden , daß in gleicher Weiſe die baldige Wiederbeſchaf —
fung von Gottesdienſtſtätten , beſonders in den zerſtörten
Großſtadtgemeinden für den inneren Aufbau unſeres
Volkes unerläßlich iſt .

Die Not der Zeit läßt der Kirche immer neue Aufgaben
zuwachſen und macht eine weitere Ausgeſtaltung und Be —

treuung ihrer verſchiedenen Werke unabweisbar .

Zu der Flüchtlingsnot im eigenen Land iſt uns die Not
der Oſtkirche beſonders aufs Gewiſſen gelegt .

Den Mitarbeitern und Angeſtellten unſerer Landes⸗

kirche baldmöglichſt ihre Bezüge ohne Kürzung zukommen
laſſen zu können , erſcheint uns notwendig und gerecht .

Alle dieſe Aufgaben muß die Kirche trotz ſtarker Be —

grenzung ihrer Einnahmemöglichkeiten zu erfüllen ſuchen .
Die Landesſynode dankt allen Gemeinden für die bisher

erwieſene Hilfsbereitſchaft und Opferwilligkeit . Sie muß
aber aufrufen , nicht müde zu werden und bei allen ge⸗

gebenen Anläſſen wie Notopfer der Landeskirche , Kollekten ,

Hausſammlungen auch weiterhin und noch mehr wie

bisher freudig wirkliche Opfer zu bringen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich eröffne die Ausſprache über

dieſen Antrag . Da ſich niemand zum Wort meldet , betrachte

ich den Antrag als einſtimmig angenommen .
Von Seiten des Vorſitzenden des Finanzausſchuſſes wird

gebeten , daß wir den Antrag betr . Bruderhilfe zum Wieder⸗

aufbau ſchwerkriegsbetroffener Gemeinden , der unter Ziffer
III der Tagesordnung für die 4. Plenarſitzung vorgeſehen

iſt , jetzt im Anſchluß hieran gleich erledigen .

Abgeordneter Schweikhart bringt den Antrag zur Ver⸗

leſung :
Der Finanzausſchuß betont grundſätzlich die dringende

Notwendigkeit einer Bruderhilfe zum Wiederaufbau

ſchwerkriegsbetroffener Gemeinden . Er iſt der Auffaſſung ,

daß es eine innere Pflicht unſerer Gemeinden iſt , durch

eine einmalige tatkräftige Hilfe am beſchleunigten Wieder⸗

aufbau von Kirchen und kirchlichen Gebäuden mitzu⸗
arbeiten . Der Finanzausſchuß ſtimmt der Stellungnahme
des Hauptausſchuſſes in den Punkten 1, 2, 4 und 5 zu.

Dagegen iſt der Finanzausſchuß der Auffaſſung , daß die

Einführung eines Zwangs - Kopfgeldes von 20 Pfg . nicht
den gewünſchten materiellen Erfolg haben wird und auch

dem Weſen einer echten Bruderhilfe nicht entſpräche .
Er ſchlägt der Synode folgende Entſchließung vor :

1. Die Landesſynode anerkennt die dringende Notwendig⸗
keit einer Bruderhilfe zum Wiederaufbau ſchwerkriegs⸗

betroffener Gemeinden .
2. Der Evang . Oberkirchenrat wolle baldmöglichſt eine ge⸗

naue Aufſtellung der ſchwerkriegsbetroffenen Gemeinden

und eine Zuſammenſtellung ihrer notwendigſten Bau⸗

bedürfniſſe fertigen und den Synodalen zuleiten .
3. Als Bruderhilfe für die ſchwerkriegsbetroffenen Ge—

meinden wird eine Wiederaufbauwoche durchgeführt .

Dieſelbe ſoll durch einen beſonderen Gottesdienſt , bei

welchem Pfarrer kriegsbetroffener Gemeinden ( Paten⸗

gemeinden ) predigen , eingeleitet werden . Hausſamm⸗

lungen , Bazare , Gemeindeabende uſw . ſollen in der

folgenden Woche al hñe Kreiſe der Gemeinde zu erreichen

ſuchen , nachdem vorher durch Flugblatt und Preſſe ein —

gehende Aufklärung über die Aufbauaufgaben gegeben
wurde . Der Finanzausſchuß regt an , zur Geſamtleitung

dieſer Aufbauwoche zwei oder drei in der Organiſation
von Sammlungen bewährte Perſönlichkeiten zu berufen .
Als Zeitpunkt wird die 2. Woche nach Oſtern empfohlen .

4. Um eine lebendige und perſönliche Fühlungnahme

zwiſchen ſpendenden und empfangenden Gemeinden zu

erreichen , wird die Herſtellung von Patenſchaftsbezie⸗

hungen empfohlen .
5. Der Herr Landesbiſchof wird gebeten , in einem Wort

an die Gemeinden dieſen die Pflicht ſolcher brüderlichen

Aufbauhilfe ans Herz zu legen unter dem Hinweis

darauf , daß die Fürſorge für die Menſchen der Fürſorge

für Sachen ( Glocken ) voranzugehen habe .
Abgeordneter Schneider : Ich will nur kurz bemerken , daß

wir von dem Beratungsergebnis des Hauptausſchuſſes die

Punkte 1, 2, 4 und 5 übernommen haben . Das werden Sie

auch wohl gemerkt haben und haben nur den Punkt 3, der

die Frage , in welcher finanziellen Art dieſe Bruderhilfe
hier geſtaltet und organiſiert werden ſoll , umgewandelt . Von

E
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einer feſten Abgabe von 20 Pfg . zu einer ſolchen Wiederauf⸗
bauwoche haben wir abgeſehen . Wir glauben , daß wir an
Kreiſe herankommen , die leiſtungsfähig ſind und daß wir
auch durch dieſe Wiederaufbauwoche die ganze Sffentlichkeit
und auch unſere Glieder der Landeskirche in weiteſtgehendem
Maße erreichen und auffriſchen können . Aus dieſem Grunde

haben wir die Wiederaufbauwoche empfohlen .

Abgeordneter Hauß : Es war vom Hauptausſchuß nicht
daran gedacht , 20 Pfg . als Zwangskopfgeld zu erheben . Wir

dachten, das ſoll ein Richtſatz ſein für die Gemeinden , wieviel
wir von der Gemeinde erhoffen . Wir erwarten z. B. von
einer Gemeinde wie Lahr bei dem Satz von 20 Pfg . 1600 DM
im Jahre . Wie nun dieſe Gemeinde das aufbringt , ob ſie
es dürch einen Baſar aufbringt , durch Kollekte oder Opfer⸗
wochen, oder durch Mittel , die ſie in ihrem Ortskirchenſteuer⸗
vorſchlag erübrigt , das iſt ihre Sache . So war es im Haupt⸗
ausſchuß gedacht .

Abgeordneter Kühlewein : Diejenigen Gemeinden , die durch
den Krieg ſchwer getroffen worden ſind , verdienen es wohl ,
von den Gemeinden unterſtützt zu werden , die ihre kirchlichen
Gebäude durch den Krieg hindurch gerettet haben . Der Vor⸗

ſchlag einer ſolchen Woche ſcheint mir aber nicht glücklich zu
ſein. Wer in der Gemeindearbeit ſteht und dort neben all den
kirchlichen Sammlungen und Kollekten die 2 großen Wochen
im Jahre für die Innere Miſſion und das Hilfswerk durch⸗
führen muß , der iſt etwa durch eine 3. Wiederaufbauwoche
überfordert . Ich weiß nicht , ob, wenn wir mit einem Erfolg
rechnen , das möglich iſt , und das bei der ganzen ſonſtigen
Opferwilligkeit den Gemeinden zugemutet werden kann . Ich
meine , wenn die Gemeinden die Mittel haben , innerhalb ver⸗
hältnismäßig kurzer Zeit Glocken anzuſchaffen , Orgeln zu er⸗
neuern und koſtet es noch ſo viel , ſolche Ausgaben zu machen ,
die nicht dringend notwendig ſind , daß dann alle Mittel , die
ihnen zur Verfügung ſtehen , auch zu einer ſolchen Hilfe für
kriegsgeſchädigte Gemeinden herangezogen werden ſollen . Ich
meine , daß da ſchon eine geſetzliche Maßnahme dahinter⸗
ſtehen muß , wenn wir etwas erreichen wollen . Wir dürfen
uns nicht einem falſchen Idealismus hingeben .

Abgeordneter Günther : Aus Erfahrungen heraus , die wir
in Beziehung auf die Gemeinde Dühren im Amtsbezirk
Sinsheim machten , kann ich dem nicht zuſtimmen , die Mittel
durch freiwillige Beiträge zu erheben , denn die Erfolge waren
ganz minimal . Ich würde dem , was Herr Pfarrer Kühle⸗
wein ausgeführt hat , voll zuſtimmen . Wir werden durch

Freiwilligkeit oder Baſare und wie es auch geſchehen mag
kaum etwas erreichen , wenn wir es nicht durch eine Umlage ,
wie es Herr Pfarrer Hauß vorgeſchlagen hat , erheben .
Abgeordneter Zitt : Ich darf wohl als Pfarrer einer völlig

ausgebombten Gemeinde dazu ſprechen . Ich bitte alle Mit⸗
glieder der Synode , dieſe brennende Not aufs Herz und Ge⸗
wiſſen zu nehmen . Wiſſen Sie , was es bedeutet , wenn faſt

Sonntag für Sonntag Gemeindeglieder im Gottesdienſt
ſtehen müſſen , wenn ein Pfarrer keine Predigt zu Ende

bringt, ohne daß ihm in der ſchlecht gewordenen Luft der

niedrigen Baracke der Schädel brummt , wenn man bei
einer Konfirmation Platzkarten und die Vorſchrift ausgeben
muß, daß pro Konfirmand nicht mehr als drei Angehörige

am Konfirmationsgottesdienſt teilnehmen dürfen ? Wiſſen
Sie , was es bedeutet , wenn der Pfarrer außerhalb ſeiner

Gemeinde zehn Minuten Radfahrt entfernt wohnt ? Wiſſen

Sie, was es bedeutet , wenn jegliche Räumlichkeit , die Ge⸗

meinde zu ſammeln , entweder nicht vorhanden oder un⸗
genügend iſt ? Wiſſen Sie , was es bedeutet , wenn in einer
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Gemeinde von 4500 Seelen kein Kindergarten unterhalten
wird, keine Nähſchule uſw . ? Das ſind nur einige Streif⸗
lichter . Das alles in der heutigen Zeit , wo uns Pfarrern in
Freiburg noch heute das Telefon fehlt ! Und dazu wohnen
Pfarrer , Kirchendiener , Gemeindehelferin und Kranken⸗
ſchweſtern jedes an einem anderen Ort mit einer Laufzeit
von mindeſtens 10 bis 15 Minuten voneinander entfernt .
Wir müſſen einen Weg finden , daß dieſe Bruderhilfe in
Gang kommt . Ich habe ſchon auf der letzten Synode angeregt,
durch Geſetz dieſe Aktion in Gang zu bringen . Es wurde
mir aber geſagt , daß es mancherlei Schwierigkeiten habe ,
dieſen Geſetzesapparat zu mobiliſieren , auch hätte eine geſetz⸗
liche Regelung den Nachteil , daß es dann keine echte Bruder⸗
hilfe wäre . Ich verſchließe mich dem nicht , aber ich bin tief
betrübt , wenn mir hier geſagt wird , für eine derartige
Bruderhilfe werde wohl wenig Echo in unſeren Landge⸗
meinden zu finden ſein . Ich bin überzeugt , daß ſelbſt in
meiner ausgebombten Gemeinde , wenn dieſe Sammlung
ſtattfindet , eine unerhörte Opferwilligkeit vorhanden ſein
wird . Und wenn ſie in meiner eigenen Gemeinde vorhanden
ſein wird — dafür ſtehe ich ein —, dann muß ſie auch in
den Gemeinden zu erwarten ſein , die ohne Not und Schaden
durch dieſen Krieg hindurchgekommen ſind , oder mindeſtens
jetzt wieder ſo weit ſind , daß ſie ihre bisherigen Einrichtun⸗
gen benützen können und hergeſtellt haben . Ich weiß als

Großſtadtpfarrer ſehr gut , wie wir Pfarrer ſeufzen , wenn
eine neue derartige Aktion geſtartet wird . Ich weiß es als

Pfarrer einer Gemeinde , die überhaupt erſt wieder innerlich
aufgebaut werden muß , wie ſchwer es iſt , die Hilfskräfte
heranzuziehen und ihre Freudigkeit zu erhalten und zu
mehren . Das weiß ich alles , und doch iſt dieſe Not ſo groß ,
daß dieſe Mehrbelaſtung einer weiteren Sammlung , bei der

wirklich etwas herauskommen muß , aufgenommen werden

muß .
Liebe Brüder ! Denkt daran , es geht um Seelen ! Es geht

noch um mehr als um das , worum wir kämpfen bei einer

Sammlung für die Innere Miſſion oder das Evang . Hilfs⸗
werk . Es geht um Seelen , die uns vor der Türe liegen . Wenn

älter werdende Menſchen einem ſagen : Herr Pfarrer , ich
kann nicht mehr in die Kirche kommen , weil es mir ſchlecht
wird Sonntag für Sonntag in dieſen engen Verhältniſſen ,
in dieſer ſchlechten Luft , dann brennt einem dieſe Not doch

auf der Seele . Ermeſſen Sie , was es heißt , wenn an den

hohen Feſten , obwohl man zwei oder drei Gottesdienſte an

dieſen Tagen hält — ich bitte , an den Kraftaufwand zu
denken ! —es dann trotzdem ſo iſt , daß man faſt beten muß :

Lieber Gott hilf , daß nicht ſo viel Leute kommen , damit ich

nicht vor einer Wand ſtehe , die nicht zu meiſtern iſt , oder

daß die Unentwegteſten vor den Fenſtern am Gottesdienſt

teilnehmen . Aber dieſe Unentwegten in Chriſto ſind natürlich

zu zählen . Andere werden das für einen leichten Grund
nehmen , eben nicht zu kommen und werden auf dieſe Weiſe

völlig dem kirchlichen Leben entfremdet . 5
Wenn man dieſe Not weiß , dann bin ich überzeugt , daß

man dieſe Aufgabe ernſt nimmt und alle Mühe und Laſt,
die für die Amtsbrüder vor allem auch auf dem Land damit

verbunden iſt , auf ſich nimmt .

Ich möchte nur noch eine Anregung geben: es müßte
veranlaßt werden , daß in dem erſten Vierteljahr, bis dieſe

Sammlung für den Wiederaufbau beendet iſt , keine Samm⸗

lungen in den Gemeinden ſein dürfen für Glocken , Degel
uſw . Denn ſonſt kommen wir in die Lage, daß uns ein
Pfarrer erklärt : Ich muß in meiner Gemeinde jetzt für die
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eigenen Glocken ſammeln uſw. , und dann kann ich dieſe Aktion

nicht durchführen ; oder er hält 14 Tage oder drei Wochen

vorher eine Sammlung für die Glocken , Orgel uſw. , und
dann kann ich mir natürlich denken , daß bei dieſer kirchlichen

Wiederaufbauwoche nicht mehr viel herauskommt , weil die
Gemeinde begreiflicherweiſe erſchöpft iſt .

Präſident Dr . Umhauer : Ich darf nun zunächſt einige
Formalitäten erledigen . Es ſind noch drei Telegramme und
ein Eilbrief vom Kirchengemeinderat Neunſtetten , vom Kir⸗

chengemeinderat Schweigern und Epplingen , vom Kirchen —
gemeinderat Bobſtadt und vom Kirchengemeinderat Dainbach
eingegangen . Sie befaſſen ſich alle mit der Feſtſetzung des

Buß⸗ und Bettages . Ich nehme an , daß Sie mit mir einig
gehen , dieſe Telegramme durch die geſtrige Beſchlußfaſſung
als erledigt anzuſehen .

Ich habe dann noch bekanntzugeben : Ich habe Herrn Pro —
feſſor Schlink geſtern abend und die Herren Trautmann und

Pfarrer Mondon heute beurlaubt . Die beiden Herren ſind
von heute abend ab beruflich anderweit dringend benötigt .

Wir fahren nun fort in der Beſprechung des Antrags betr .

Bruderhilfe .
Abgeordneter Dr . Barner : Wir verſtehen durchaus , auch

wenn wir in nicht zerſtörten Städten leben , die große Not
der Gemeinden , die vom Krieg in Mitleidenſchaft gezogen
worden ſind . Auch möchten wir alles tun , um ihnen zu helfen .
Ich möchte aber zwei Dinge geltend machen . Auch wir in
den nicht zerſtörten Städten ſind , was den Voranſchlag an⸗
belangt , finanziell ſehr gebunden . Wir haben z. B. in Heidel⸗
berg⸗Neuenheim eine Kirche mit 1000 Sitzplätzen baulich zu
unterhalten . Wir konnten dafür nur 500. — DM ein den

Voranſchlag aufnehmen , desgleichen für ein Gemeindehaus
mit zwei Sälen , Pfarr⸗ und Schweſternwohnung nur
1200 . — DM und für ein Pfarrhaus mit 10 Zimmern
400 . — DM . Alle anderen kirchlichen Einrichtungen wie Kin⸗
dergärten und Krankenpflegeſtationen ſind darauf angewieſen ,
ſich durch Sammlungen in ihren Freundeskreiſen durchzu⸗
bringen . Das iſt die Lage der Gemeinden , die zwar nichts
Neues zu bauen , aber das Vorhandene zu erhalten haben .

Ganz anders liegt es natürlich bei Gemeinden , diees ſich
leiſten können , koſtſpielige Glocken anzuſchaffen . Dieſe ſollten
den Gemeinden mit zerſtörten Kirchen eine beſondere Hilfe
leiſten . Wir müſſen aber auch von den Gemeinden mit zer⸗
ſtörten Kirchengebäuden verlangen , daß nur die dringendſten
Bauvorhaben durchgeführt werden . Tatſache iſt , daß dieſe
unſere Generation nicht alle Schäden , die der Krieg ver —

urſacht hat , beſeitigen und ihre Laſten tragen kann . Wir
werden gezwungen ſein , Darlehen aufzunehmen , um dadurch
auch ſpätere Generationen an der Bezahlung der Kriegs⸗
ſchäden teilnehmen zu laſſen . Wir wollen helfen und zwar
in der Form einer Sammlung , und nicht in der einer Be⸗
ſteuerung der vom Kriege verſchonten Gemeinden . Wir
wollen helfen im Glauben an Gott und den Herrn Chriſtus ,
die in unſeren Gemeinde Liebe und Gebefreudigkeit wecken
können und werden .

Landesbiſchof D. Bender : Dieſe Bruderſchaftshilfe , die an⸗
geregt worden iſt , muß meiner Meinung nach unter allen

Umſtänden in Angriff genommen werden . Es geht nicht , daß
die Gemeinden , die erhalten geblieben ſind , ſich darauf be—

ſchränken , das Erhaltene zu bewahren und auszubauen und
den Blick verlieren für die Gemeinden , die in eine große
Not geraten ſind . Ich kann verſtehen , daß unſere Pfarrer ein
wenig ſeufzen bei dem Gedanken an die Arbeit , die jede
rechte Sammlung und ihre Vorbereitungen mit ſich bringt ,

und vielleicht auch bei dem Gedanken an das zu erwartende

Echo aus der Gemeinde ſchon bei der Ankündigung . Aber
das alles darf uns nicht abhalten , zu tun , was wir können ;
denn dieſe Bruderſchaftshilfe iſt nicht ein ſchöner Gedanke ,
den man einmal durchexerziert , er iſt geboten durch das

Faktum der vor uns ſtehenden Not . Wir haben den Pfarrern
und den Gemeinden gegenüber ein gutes Gewiſſen , wenn
wir ihnen noch einmal dieſe Not unſerer zerſtörten Gemein⸗
den oder Stadtgemeinden mit zerſtörten Gotteshäuſern aufs
Herz und auf die Seele legen . Ich glaube , jeder ſchlichte und

einfältige Chriſt wird das verſtehen . Wir ſollten von vorn⸗

herein überhaupt nicht reflektieren auf die materiellen oder

pſychologiſchen Schwierigkeiten , die jedes Unternehmen im

Reiche Gottes im Gefolge hat . Eine Bruderſchaftshilfe ſoll
es ſein und keine Umlage . Das Wort Bruderſchaftshilfe
widerſpricht eigentlich ſchon in ſeinem Wortlaut dem Ge⸗

danken , daß hier etwas erwartet wird oder zuſammengebracht
werden ſoll , das dann doch wieder auf die normierte Umlage
hinzielt , womöglich in der letzten Hand auf die Ortskirchen⸗
ſteuer . Der Segen des freien Opfers beruht ja gerade in der

Freiwilligkeit , d. h. in der Einübung der Opfermuskulatur
unſerer Gemeinden . Wir würden uns hier betrügen und
würden einer falſchen geiſtlichen Tendenz huldigen , wenn wir

verſuchten , auf dem Wege einer Umlage den Betrag , den wir
uns vorgenommen haben , zu erheben .

Ich habe noch einen beſonderen Grund , warum ich auf
das freie Opfer abhebe . Liebe Brüder ! Nur die paar großen
Sammlungen , die wir haben , ſind noch ein Zeichen dafür ,
daß unſere Kirche nicht nur auf den Stützen der Kirchen —
ſteuer einhergeht , welche ja im Grunde eine Art von Zwangs⸗
umlage für die Kirchenglieder iſt , ſolange dieſe den Anſpruch
erheben , Glieder der Kirche zu ſein . Ich verkenne nicht , daß
wir Gott danken ſollen , daß wir noch die Volkskirche haben ,
damit die großen miſſionariſchen Möglichkeiten , die unſerer
Kirche gegeben ſind , ausgeſchöpft werden . Aber dieſe Art , die

kirchlichen Mittel aufzubringen , wird nicht die letzte und

höchſte ſein . Das iſt meine gewiſſe Uüberzeugung . Und darum
ſei geſegnet jede Einübung zum freien Opfer . Ein letztes
noch : Gern werde ich ein Wort an unſere Gemeinden richten .
Nur erwarte man nicht von mir , daß ich hineinſchreibe , es

müſſe dieſe Bruderſchaftshilfe der Glocken⸗ oder Orgelſpende
vorgehen , oder daß ich dem weiteren Vorſchlag folge , eine

Stoppverordnung bis zur Erfüllung dieſer Bruderſchaftshilfe
zu befürworten , und zwar aus einer merkwürdigen Wahr⸗
nehmung , die ich in dieſem Punkte gemacht habe . Es iſt
unerklärlich und geheimnisvoll , wie unſere Gemeinden , die

ſonſt vielleicht nicht gerade willig und anſprechbar ſind , wenn
es an den Geldbeutel geht , für Glocken und Orgeln große
Opfer bringen . Es ſind da eine Menge Imponderabilien , die
man ſchwer faſſen kann . Aber täuſchen wir uns nicht : eine

verhinderte Glockenſpende kommt niemals in den Opfer⸗
beutel für die Bruderſchaftshilfe . Darum gibt es nicht ein

Entweder⸗oder , fondern ein Sowohl⸗als⸗auch . Gerade einer

Gemeinde , deren Kirche ihr volles Geläute wieder hat , kann

ich ſagen : Liebe Gemeinde , haſt Du dieſes große Opfer auf⸗
gebracht — ein Zeichen , daß man opfern kann , obwohl jeder
mit ſich zu ſchaffen hat — dann biſt Du doppelt verpflichtet ,
nun auch , nachdem Du Dein Haus mit all dem nötigen
Schmuck verſehen haſt , denen zu helfen , die noch nicht einmal
ein Haus haben . Ich bitte , zu verſtehen , daß , wenn ich den

Brief an die Gemeinden ſchreibe , er ungefähr in dieſem
Tenor verlaufen wird . Ich will es lieber gleich ſagen , damit
die Sache rechtzeitig präziſiert iſt . Ich glaube , was hier



zuviel geſagt werden könnte , würde im Gegenteil eine ent —

gegengeſetzte Wirkung haben . Jedes freie Opfer beruht auf
dem Anruf ohne Druck und Zwang . Wir glauben nicht , ſelbſt
wenn ſolche Erfahrungen ſich einſtellen ſollten wie im Kir⸗

chenbezirk Sinsheim , daß ein Aufruf vergeblich wäre . Denn

es gibt noch geheimnisvolle Geſetze , nach denen Gott arbeitet ,
wonach er aus vielem und ſcheinbar Impoſantem einen er

ſchreckenden Minuserfolg machen kann , und umgekehrt glaube
ich, daß die Geſchichte der 5000 Mann mit zwei Broten ſich

fort und fort vollzieht auf Erden , ſolange die Gemeinde

ſteht. Daß er mit ſcheinbar armen Gaben und Schärflein
der Witwen ganz Großes ausrichtet , das gebe uns auch die

Freudigkeit , nicht enttäuſcht zu ſein , wenn eine Gemeinde

nur eine kleine Gabe darreichen könnte . Ich würde das
Vaterunſer über dieſer kleinen Gabe beten und bei der
vierten Bitte beſonders daran denken .

Abgeordneter Schneider : Ich will zunächſt als Vorſitzender
des Finanzausſchuſſes darauf hinweiſen , die Vaterſchaft an
dieſer Glockenſperre iſt wahrhaftig nicht bei uns zu ſuchen ,
ſondern im Hauptausſchuß . Ferner aber möchte ich vielleicht
doch anregen , daß entſprechend den Ausführungen des

Hauptausſchuſſes , wir etwa als einen gewiſſen Anhaltspunkt
ſagen könnten , wir hoffen , daß die Gemeinde wenigſtens zu
einer Spende kommt , die dem entſpricht und ſoundſoviel
ausmachen würde . Das wäre eine vertretbare Kombination
mit dem Gedanken des Hauptausſchuſſes . Aber das kann

nachher die Kommiſſion oder die Leitung , ein 2- oder 3Män⸗

nerkollegium , das wir vorgeſchlagen haben , im einzelnen
ausrichten . Dann möchte ich als einfacher chriſtlicher Bruder
noch ein Wort ſagen zu dem Gedanken dieſer Bruderhilfe .
Wir haben im Finanzausſchuß —vielleicht iſt das merk⸗

würdig bei dem trockenen Zahlenerrechnen —dieſe Erſchei —

nung zutage getragen , einfach aus dem Geſchehen , hier gilt
es, etwas Außerordenliches zu tun und zu bewahren . Wir

haben das Vertrauen dazu , daß , wenn man dieſen Gedanken
recht anpackt , wir wollen unſere Kirche wieder aufbauen ,
daß wenn wir dieſen Gedanken in unſer Kirchenvolk hinein⸗
rufen werden , dieſer auch zünden wird . Ich bin nicht klein⸗

gläubig , zu meinen , daß man nicht einmal dieſes Wagnis
unternehmen kann , einmal ſo vor das Volk unſerer Landes
kirche zu treten . Wir müſſen etwas mehr von dieſer urchriſt —
lichen Freudigkeit haben und ich glaube , dann werden wir
auch ein entſprechendes Echo finden . Aus dieſem Geiſt und
Sinn heraus wollten wir eben dieſen Vorſchlag machen . Ich
könnte für Konſtanz auch all dieſe Wenn und Aber bringen .
Wir wollen aber einmal darüber ſpringen und einen Aufruf
zur Tat und Liebe der Bruderſchaft verſuchen . Wir ſollten
alle mit Freudigkeit unſere Hand dazu bieten .

Abgeordneter Hauß : Ich möchte ein Wort zu dieſer Frage

ſagen als Leiter des Volksmiſſionariſchen Amtes und als

Gemeindepfarrer . Ich denke an den Kirchenbarackenſaal der

Mannheimer Trinitatiskirche , in den ſich drei Gemeinden
teilen . Eine von dieſen Gemeinden hat 100 Konfirmanden .

Wenn nun dieſer Gemeinde einfiele , einmal in den Gottes —
dienſt gehen zu wollen — wenn dieſe ſchon jahrelang 100

Konfirmanden hat — dann müßten nach 50 Jahren für 5000

Menſchen Plätze vorhanden ſein . Wenn aber alle drei Ge —

meinden in dieſem Umfang kommen wollten , müßte man

einen Raum für 15000 Menſchen haben , und dabei iſt es

eine Baracke für 250 Leute . Das ſind untragbare Verhält —
niſſe auch vom volksmiſſionariſchen Geſichtspunkte aus . In

der großen Trinitatiskirche war früher für 3000 Menſchen
Platz . Dieſe ausgebombten und zertrümmerten Gemeinder
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haben nicht die Kraft , dieſe Räume zu ſchaffen . Ihnen muß
geholfen werden . Darf ich noch ein Wort von meiner Ge⸗
meinde ſagen , die zu 60 Prozent zertrümmert iſt . Unſere
Kirche war ein Trümmerhaufen . Unſere Leute haben eine
geheimnisvolle Liebe zum Gotteshaus , meiſtens Arbeiter ,
Eiſenbahner , genau ſo wie ſie vorhin als Liebe zu den

Glocken feſtgeſtellt worden iſt . Wenn auch die Parole heißt ,
ſchafft zuerſt Wohnräume , ſo bringt ſie unſere Leute nicht
davon ab, daß ſie für ihre Kirche opfern . Mit unſerem
Männerkreis und unſerer Jugend haben wir unſeren Schutt⸗
haufen enttrümmert und 30 000 RM der Kirchengemeinde
erſpart . Gegenwärtig ſammeln wir für unſeren Kirchenbau
und haben im Januar einen Opferring gegründet . „ Jeden
Monat einen Stundenlohn “ und dafür haben wir 1600 Mit⸗
glieder gefunden , die ſich allmonatlich beteiligen , was auch
etwas bedeutet . Es ſind jeden Monat Leute da, die dieſe
Beiträge einſammeln . Von Januar bis Juli haben wir
20 000 . — DM geſammelt . Das in dieſer armen Gemeinde ,
die noch in den kümmerlichſten Höhlen wohnt , wo die Fenſter
mit Holz und Pappdeckel zugenagelt ſind und wo es hinein⸗
regnet . Mit dieſen 20 000 . — DM haben wir gleich ange⸗
fangen wieder zu bauen , und die Beiträge gehen regel⸗
mäßig ein und werden regelmäßig geſammelt . Dahinter
ſteckt eine große Liebe und Treue . Was eine ſolche Gemeinde

kann , können andere Gemeinden , deren Gebäude intakt ſind ,
auch , und ihrerſeits ein Opfer bringen .

Abgeordneter Trautmann : Ich begrüße die Bruderhilfe
aufs wärmſte und fördere ſie , wo und wie ich kann . Ich
möchte wünſchen , daß erkleckliche Summen auf dieſe Weiſe
zuſammenkommen . Ich bin mir aber auch klar darüber , daß
angeſichts der rieſigen Ruinen und Trümmerfelder dieſe
Bruderhilfe nur einen Tropfen auf einen heißen Stein be⸗
deutet . Durchgreifende wirkliche Hilfe kann nach meiner

Auffaſſung nur auf allerbreiteſter Baſis erreicht werden .

Die Kirche allein dürfte dazu nicht imſtande ſein . Angeſichts
der Notzuſtände , wie ſie in den Ausführungen der verſchie⸗
denen Redner hier zutagegetreten ſind , mit ihren erſchrecken⸗
den Folgen für die Zukunft unſeres Volkes erhebt ſich die

Frage , ob der Wiederaufbau der zerſtörten kirchlichen Ge⸗

bäude nicht im allgemeinen , ja ich möchte weitergehen , nicht
im ſtaatspolitiſchen Intereſſe liegt . Deshalb die Anfrage :

Beſteht die Möglichkeit , hierfür von ſtaatlicher Seite Hilfe

zu mobiliſieren , ſei es auf dem Wege der Wiedergutmachung ,

ſei es durch den Laſtenausgleich , ſei es durch langfriſtige

zinsloſe Darlehen .

Falls dieſe Möglichkeiten z. Zt . nicht gegeben ſind , wäre zu

erwägen , ob ein gemeinſames Vorgehen der Evang . Kirche

in Deutſchland mit der katholiſchen Kirche , die ja in derſelben

Notlage iſt wie wir , die Staatsſtellen in dieſer Frage mobi⸗

liſieren könnte .

Abgeordneter Joeſt : Wenn ich die Abſicht gehabt hätte , in

das Bild , das mein lieber Amtsbruder Zitt der Synode ge⸗

zeichnet hat , noch einige dunkle Drucker hineinzuſetzen , dann
würde mich jetzt das Erlebnis dieſer Diskuſſion daran hin⸗

dern . Ich möchte etwas ganz anderes tun : Ich möchte danken ,

der Synode danken , daß dieſe Diskuſſion überhaupt einen

ſolchen Nachhall unter ihr gefunden hat . In den knappen
Pauſen , in den Geſprächen hinüber und herüber, hat es ſich

ergeben , daß die Wellen nicht bloß hoch gingen , ſondern
daß es geradezu Steilwellen waren , wo man hinunter

ſchauen konnte auch in Tiefen des Peſſimismus Und darum
geht nun mein Dank auch in die andere Richtung , dorthin ,
von wo wir eben das ſeelſorgerliche und ermutigende Wort
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gehört haben , den Appell an die Einfalt des Glaubens . Da
wurde vor unſeren Augen der Vorhang vor dem Geheimnis
des eigenartigen Wirkens Gottes bewegt . Ich meine , das
wäre nun das ſchönſte und auch das hilfreichſte Reſultat
unſerer Beratung , wenn wir uns von dem Gehörten zu
einer wirklichen Bruderſchaft des Geiſtes bewegen ließen
und nun froh und vertrauend aus der Synode hinausgingen
in unſere Gemeinden und durch uns hindurchſtrahlen ließen ,
was uns hier geſchenkt wurde , die Gewißheit , daß Gott in

ſeinem verborgenen Wirken realiſieren kann , was gegen all

unſer Denken und Vermuten geht .
Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte abſtimmen laſſen über

den Antrag des Ausſchuſſes betr . Bruderhilfe , der ja bereits

verleſen wurde . — Der Antrag wird einſtimmig angenom⸗
men .

Abgeordneter Schneider : Ich bin während der Mittags⸗
pauſe darauf aufmerkſam gemacht worden , daß in der Neu⸗
formulierung im Entwurf des kirchlichen Geſetzes , vielleicht
eine kurze Umſtellung vorgenommen werden ſollte im Abſ . 2
des Art . 7, damit Mißverſtändniſſe völlig ausgeſchloſſen ſeien .
Und zwar wurde ich aufmerkſam gemacht durch Herrn Mini⸗
ſterialdirektor Fleig ; denn wir haben ſchon eine poſitive
Unterſtützung in Südbaden erfahren .

Es heißt : „ . . der . . übernommenen und weiter zu
übernehmenden und noch gültigen . . . “ Es iſt ſinnſtörend ,
wenn wir „noch weiter zu übernehmenden “ zuerſt ſetzen und
dann „noch gültigen Bürgſchaftsverpflichtungen “ . Dieſes
„noch gültig “ kann ſich nur auf die früheren beziehen . Wir
müſſen umſtellen , ſodaß der 2. Abſatz heißen würde :

„ Die Geſamtſumme der auf Grund geſetzlicher Ermäch⸗
tigungen übernommenen und noch gültigen ſowie weiter
zu übernehmenden Bürgſchaftsverpflichtungen darf den
Betrag von 1,5 Millionen DM nicht überſteigen . “

Präſident Dr . Umhauer : Ich nehme an , daß Sie mit dieſer
redaktionellen Anderung einverſtanden ſind und wir unſeren
Beſchluß von vorhin in dieſem Sinn korrigieren .

Damit ſind wir am Ende der Vorlagen und Anträge , die
in der Steuerſynode zu behandeln ſind . Ich ſchließe deshalb
die Steuerſynode , um gleichzeitig die Weiterberatung für
die neue Tagesordnung zu eröffnen .

*

Hier zunächſt eine Anregung , die ich ſelbſt geben möchte ,
nämlich die Frage , einen 2. Stellvertreter des Präſidenten
zu beſtellen . Die Situation iſt die : Herr Pfarrer Mondon ,
mein Stellvertreter , war am 1. Tag der Synode verhindert
und iſt ab heute abend wiederum verhindert , ſodaß , falls auch
ich verhindert ſein ſollte , — und man weiß ja nie , ob nicht
einem etwas zuſtößt bei ſo langen Verhandlungen , wie wir
ſie pflegen — wir keinen Vorſitzenden hätten . Dieſe Situa⸗
tion möchte ich nicht herbeiführen .

Ich mache darauf aufmerkſam , daß in § 101 KV nicht etwa
vorgeſchrieben iſt . einen Stellvertreter zu wählen , ſondern
es heißt in der Faſſung vom Jahre 1932 :

„ ) Die Synode wählt zu Beginn jeder ordentlichen
Tagung in geheimer Abſtimmung aus ihrer Mitte einen
Präſidenten und einen bzw. mehrere Stellvertreter , ſowie
mehrere Schriftführer . Jede Wahl kann durch Zuruf er⸗
folgen , wenn auf entſprechenden Vorſchlag niemand wider⸗
ſpricht . “

Wir brauchen alſo keinerlei Anderung der Verfaſſung oder
ſonſtige Beſchlußfaſſung herbeiführen . Wir können lediglich

einen 2. Stellvertreter des Präſidenten wählen , wenn Sie
die Gründe , die ich angeführt habe , als ſtichhaltig erachten .

Abgeordneter Trautmann : Wenn Vorſchläge erlaubt ſind ,
möchte ich eine Namensnennung vorſchlagen : Abgeordneter
Schneider .

Abgeordneter Rücklin bittet , durch Zuruf abzuſtimmen .
Präſident Dr . Umhauer : Es wird kein weiterer Vorſchlag

gemacht ? Es bleibt alſo bei dem einzigen Vorſchlag , Herrn
Schneider zum 2. Stellvertreter des Präſidenten zu ernen⸗
nen . Es iſt weiter beantragt , nicht ſchriftlich abzuſtimmen ,
ſondern durch Zuruf .

Herr Schneider iſt einſtimmig gewählt .
Ich bitte nun um den letzten Bericht „ Antrag auf Er⸗

höhung der Entſchädigung für die Benützung eigener Kraft⸗
wagen auf Dienſtreiſen “ .

Berichterſtatter Abgeordneter Schneider : Der Synode lag
ein Antrag über „ Entſchädigung für Benützung eigener
Kraftwagen auf Dienſtreiſen betr . “ vor , der von 4 Synodal⸗
mitgliedern unterzeichnet war . In demſelben war angeregt :

„ Die Landesſynode bittet den Evang . Oberkirchenrat ,
das Geſetz über die „ Entſchädigung für die Benützung
eigener Kraftwagen auf Dienſtreiſen “ ( GVBl . 1937 Nr .5
S. 37ff . ) den heutigen Verhältniſſen anzupaſſen . “
unterzeichnet : Kühlewein , Zitt , Bernlehr , Dr . Lüdemann⸗
Ravit .
Wir haben eingehend über den Antrag uns ausgeſprochen .

Es iſt ja eine Tatſache , daß ſeit dem Erlaß dieſes Geſetzes ,
das die Richtlinien für die vorgeſehenen Vergütungsſätze
gibt , 1937 , eine entſcheidende und zwar verteuernde Bewe⸗

gung auf all den Gebieten , die mit der Unterhaltung eines

Kraftwagens zuſammenhängen , zuſtandegekommen iſt . Wir
wollten aber von uns aus nicht eine feſte Neufeſtſetzung ,
etwa einen Kilometer - Preis , wie er vorgeſchlagen war , etwa
30 —40 Pfg . , hier ſchon beſchließen , ſondern wir möchten
vorſchlagen :

„ Die Synode wolle beſchließen :
Der Evang . Oberkirchenrat wolle baldmöglichſt eine neue

Anordnung über die Entſchädigungs - Sätze für die Benüt⸗

zung eigener Kraftwagen auf Dienſtreiſen erlaſſen . Dabei
wolle eine Anpaſſung der Kilometer - Vergütungsſätze an
die ſeit der letzten 1937 erfolgten Regelung weſentlich ge⸗
ſtiegenen Betriebskoſten wohlwollendſt berückſichtigt wer⸗
den . “
Es ſoll alſo der Oberkirchenrat nach eingehender Prüfung

der Möglichkeiten dann durch eine Anordnung dem Antrag
wohlwollendſt entſprechen .

Präſident Dr . Umhauer : Es meldet ſich niemand zum
Wort . Ich ſtelle feſt , daß der Antrag einſtimmig angenom⸗
men iſt⸗

Nun kommt der Bericht des Hauptausſchuſſes . Zunächſt
die Vorlage des Erweiterten Evang . Oberkirchenrats betr .
„ Die Einführung einer neuen Bibliſchen Geſchichte “ ( An⸗
lage IV) .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Hohe Synode !
Der Erweiterte OK hat der Landesſynode die Bibliſche Ge⸗
ſchichte „Schild des Glaubens “ von Jörg Erb , im Johannes
Stauda⸗Verlag Kaſſel , mit Bildern verſehen von Paula
Jordan , vorgelegt , mit dem Ziel , daß dieſes Buch mit den
vorgeſehenen Anderungen im kirchlichen Unterricht wie
auch im Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen
zur Einführung kommt . Der HA hatte ſich demgemäß mit
der Vorlage des Erweiterten OK an die Landesſynode ( Anl .
IV ) und dem Buch ſelbſt zu befaſſen . Wir haben uns im



Hauptausſchuß die Ausführungen der in Ihren Händen be—

findlichen Vorlage im weſentlichen zu eigen gemacht . Mein

Bericht gliedert ſich in :

I. ) Grundſätzliche Stellungnahme zu der Bibliſchen Ge—

ſchichte „Schild des Glaubens “ von Jörg Erb .

II ) Anderungen , die am Probeband durchzuführen ſind .

III . ) Beſchluß der Landesſynode .

5

Grundſätzliche Stellungnahme :
1. Notwendigkeit einer neuen Bibl . Ge⸗

ſchichte . Ein Neudruck der bisherigen Bibl . Geſchichte , die
nun ſeit 70 Jahren ihren wichtigen Dienſt getan hat , kommt

nicht in Frage ; neben zahlreichen anderen Bedenken ließ
der hiſtoriſtierende und nicht ſo ſehr heils - und endgeſchicht —
liche Charakter dieſes Buches vor allem das prophetiſche Gut
der Bibel zu kurz kommen . Schon ſeit über 20 Jahren iſt die

Neuabfaſſung einer Bibl . Geſchichte ein dringendes Anliegen
der Kirche !

2. Vorgeſchichte des vorl . Probebandes :
Zur Richtigſtellung einiger aufgetretenen irrigen Meinungen
hat der HA die Erklärung des Referenten im OK, Herrn
OK Katz, entgegengenommen , wonach die Bezirksſynoden
zu dem frühſtmöglichen Termin zur Stellungnahme gegen⸗
über dem Probeband aufgefordert worden ſind . Erſt als der
Verfaſſer , der ſchon am 17. 5. 1938 erſtmalig den Auftrag
vom OK erhalten hatte , eine neue Bibl . Geſchichte zu ſchaf⸗
fen, ſein Werk fertiggeſtellt hatte , aber eben nicht früher ,
konnten die vorbereitenden Arbeiten in Angriff genommen
werden . Nun erſt , mit Fertigſtellung dieſes Probebandes ,

konnten die Bezirksſynoden an die Beurteilung herangehen .

Ein anderer modus procedendi war nicht gut möglich bei

einem Buch, das die Arbeit eines Mannes darſtellt und
darſtellen ſollte ! Zu dieſem Punkt wurde auch der Verfaſſer
Jörg Erb ſelbſt vom HA gehört . Er berichtete , daß die Ver⸗

handlungen nach 1938 bald wieder auf Grund der Zeitent⸗
wicklung ins Stocken geraten ſind . Erſt nach Kriegsende

konnte er ſich wieder damit befaſſen und hat nun , nachdem
ein 15jähriges inneres und formales Mühen um die Form
und den Wortlaut des Buches vorausging , dieſen Entwurf
vorgelegt .

Aus finanziellen Gründen war es nicht möglich , jedem

Bezirksſynodalen ein Exemplar des Probebandes zur Ver—⸗
fügung zu ſtellen . ( 800 Exemplare hatte die Kirchenleitung
bezogen. ) Es war aber die ausdrückliche Anweiſung ergan⸗

gen, ſie ſo raſch als möglich den Synodalen zur Kenntnis zu

bringen . Mit großem Bedauern wurde feſtgeſtellt , daß an⸗
ſcheinend einige Pfarrämter dieſe Weiſung nicht rechtzeitig

befolgt haben, ſodaß da und dort Verſtimmungen eintreten

mußten, als gebe man den Bezirksſynoden nicht genügend
Zeit zur Beurteilung . Einige Bezirksſynodale ſahen in der
Tat den Probeband zum erſten Mal in der Sitzung der

Bezirksſynode.

3. Stellungnahme der Bezirksſynoden .

Die Tatſache , daß alle Bezirksſynoden bis auf eine dem

Vorſchlag des Erweiterten OK zugeſtimmt haben , iſt ge⸗

— den wertvollen Dienſt herauszuſtellen , den dieſes
uch zu leiſten in der Lage iſt ! Auf der Bezirksſynode

Karlsruhe⸗Landhatte ein Oberlehrer das Referat ; als eifri —

ger Verfechter der bisherigen Bibl . Geſchichte und durch ſeine

ün uhnungen, vor allem durch ſeine Ablehnung der Be⸗

rung des neuen Buches erreichte er die Ablehnung der
Vorlage mit der Begründung , das neue Buch ſei viel zu
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ſchade, als daß man es zu einem Schulbuch als Bibliſche Ge⸗
ſchichte degradieren dürfe !

4. Grundſätzliche undpraktiſche Schwierig⸗

keiten . Allerdings wurde auf ſämtlichen Bezirksſynoden
die Zuſtimmung zu dem neuen Buch an die Erfüllung ge⸗
wiſſer Bedingungen geknüpft , deren Zahl faſt unüberſehbar
geworden iſt . Auch in der Ausſprache des HA trat eine Fülle
von Vorſchlägen , Bedingungen und Wünſchen zutage .

Alle dieſe Bedingungen und Anregungen begegnen aber
ſehr großen Schwierigkeiten ! Zum erſten iſt das neue Buch
das „ Kunſtwerk “ aus der Hand eines einzelnen und nicht
ein Kommiſſionsprodukt . Deshalb konnten dem Verfaſſer
keine ihm unerträglichen Bindungen und Bedingangen auf⸗
erlegt werden , ſondern es konnte lediglich der Weg beſchritten
werden , in gründlichen Ausſprachen mit dem Verfaſſer viele
weſentlichen und auch unweſentlichen Punkte zu klären und
ſich auf gewiſſe Wortlaute und Ausdrucksmöglichkeiten zu
einigen . Dies iſt , wie der HA am Ende ſeiner bis in kleinſte
Einzelheiten gehenden Beſprechungen dankbar und erfreut
feſtſtellte , in den Sitzungen , zu denen der Verfaſſer zugezogen
wurde , weithin gelungen ! Deshalb hat der Hauptausſchuß
die von einigen Bezirksſynoden geforderte Einſetzung einer
weiteren Kommiſſion zur endgültigen Überarbeitung des

Buches abgelehnt .
Zum andern aber ſah ſich der HA der größeren und oft

heftigſtes Bedauern auslöſenden Schwierigkeit gegenüber ,
daß aus drucktechniſchen und finanziell zeitbedingten Grün⸗
den der Verlag hinſichtlich der neu zu druckenden Seiten

nicht über / der Geſamtſeitenzahl hinausgehen kann , wenn

nicht von ihm der ganze Auftrag der Drucklegung in einem

neuen Gewand abgelehnt werden ſoll . Denn jede , auch die

kleinſte Anderung , bedeutet im letzten Grund die Herſtellung
einer neuen Druckplatte .

Hierdurch waren auch der Arbeit des HA Grenzen geſetzt .
Da die in der Vorlage vorgeſehenen Anderungen und Be⸗

richtigungen gerade etwa 60 Seiten , alſo / des geſamten

Buches umfaſſen werden , konnte der HA darüber hinaus

nur noch einige ſehr ſpärliche Vorſchläge machen . Ja , er

mußte im Gegenteil einige ihm mehr unweſentlich erſchei⸗
nenden Anderungsvorſchläge ſogar noch zurückſtellen , um

innerhalb der gebotenen Grenzen aber das Beſtmögliche an

Anderungen , Berichtigungen und Neuformulierungen zu er⸗

reichen . Im Blick auf den Geſamtwert , den das Buch aber

darſtellt , glaubte der HA, dieſe Schwierigkeit in Kauf nehmen

zu ſollen , zumal die weſentlichſten Abänderungsvorſchläge ,

dank des großen Entgegenkommens des Verfaſſers , voll be⸗

rückſichtigt werden können .

Noch eine Schwierigkeit ſei genannt : An einer Reihe von

Stellen kann erſt nach nochmaliger Drucklegung geſagt wer⸗

den , ob der vom HA an dieſer Stelle vorgeſehene Wortlaut
in vollem Umfang zeilen⸗ und ſilbenmäßig eingefügt werden

kann ; aus dieſem drucktechniſchen Grund mußten deshalb

einige wenige Wünſche unſererſeits dem Verfaſſer zu treuen

Händen übergeben und in deſſen eigenes Ermeſſen geſtellt

werden . Wir glaubten dies tun zu dürfen , da in der Aus⸗

ſprache mit Jörg Erb deutlich wurde , daß es ihm ein ver⸗

pflichtendes Anliegen iſt , unſere Anregungen, wenn irgend⸗

möglich , bei der endgültigen Faſſung zu berückſichtigen .
Es gibt bei dieſen vorliegenden Schwierigkeiten nur eine

Entſcheidung , entweder Annahme des Buches , mit

Berückſichtigung der noch zu nennenden Anderungen, oder
Ablehnung ! Der HA ſchlägt der Synode einſtimmig die An⸗

nahme vor .
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5. Sprachgeſtaltung . Der HA machte ſich in länge —

ren Ausſprachen den Standpunkt der anweſenden Pädagogen

zu eigen , wonach im großen und ganzen das Buch ſprachlich
dem Kind gemäß und den verſchiedenen Altersſtufen des

Kindes gerecht werdend bezeichnet werden darf . Während an

einigen Stellen der philologiſche locus elaſſicus nach dem

Luthertext erhalten bleiben muß , wird in anderen Fällen ein

Mittelweg freier Üübertragung gegangen werden können . Wo

gegenüber dem Lutherdeutſch geändert worden iſt , da iſt es

begründet . Schließlich bleibt jede üUberſetzung aus der Ur⸗

ſprache zunächſt nur Sinn deutung des urſprünglich Ge⸗

ſagten .
6. Titel : Der HA hat ſich für die Beibehaltung dieſes

Titels entſprechend der Vorlage des Erweiterten OK ausge⸗
ſprochen . Der Titel trifft das , was die Beſchäftigung mit
der Bibliſchen Geſchichte zum Ziel hat .

7. Bild auf der Buchdecke : Der HA ſprach ſich
einſtimmig für Beibehaltung dieſes Titelbildes aus , das

größte Freude bei den Kindern auslöſt und bereits einen
kleinen ſyſtematiſchen Hilfsdienſt zu leiſten geeignet iſt .

8. Bilder . Zu den Ausführungen in der Vorlage des
Erweiterten OK wurde noch hervorgehoben : Sie zeigen eine
radikale Abkehr von den bisherigen Darſtellungensverſuchen
in ſolchen Büchern . Zunächſt verblüffen ſie , man ſteht vor
neuen Wegen ! Aber nach gründlicher Prüfung kann man
dem Grundwillen der Künſtlerin , mit einigen Strichen durch
ein Bild „ Verkündigung “ werden zu laſſen , ſeine Zuſtim⸗
mung nicht verſagen . Das Buch hat nun keine Illuſtrationen
mehr im herkömmlichen Sinn , ſondern bringt den Verſuch ,
Glauben im Bild zu geſtalten . Wie wir meinten , iſt dieſer
Verſuch in den meiſten Bildern glücklich oder befriedigend
gelöſt worden . Die Kinder werden vor allem nicht auf Un⸗

weſentliches abgelenkt . Faſt jedes Bild läßt den Grundwillen
eines Moments in der Bibl . Geſchichte erkennen und gut
herausarbeiten .

Es iſt zuzugeben , daß bei Befragen viele Kinder ſelbſt den
Schnorr v. Karolsfeld ' ſchen Bildern den Vorzug geben wür⸗
den . Aber dies könnte weder künſtleriſch noch pädagogiſch zur
Richtſchnur gemacht werden . Und ſelbſt wenn man hier ſeine
Bedenken aufrechterhalten wollte , ſo muß geſagt werden ,
daß die neuen Bilder mehr Verkündigung an das Kind in

ſeiner heutigen ernſten Situation darſtellen , als die früheren
oft weichlich anmutenden Bilder . Vielmehr ſei herausgeſtellt ,
daß auf vielen Bildern die majeſtätiſche Chriſtusgeſtalt , oder

da, wo ſie fehlt , gerade das Schreien der ganzen Bildſituation
nach dieſer Perſon recht deutlich geworden iſt .

Der HA begrüßt deshalb die Ausſtattung der neuen Bibl .

Geſchichte mit dieſen Bildern und wünſcht keine Kürzung der

Anzahl derſelben .
9. Drucktype . Der HA hat ſich einſtimmig für Bei⸗

behaltung der Fraktur ausgeſprochen . Die Sorge mancher
Religionslehrer , daß der Ubergang von Antiqua zu Fraktur
für die Kinder heute zu ſchwierig ſei , dürfte nicht weſentlich
ſein . Dieſe Beſorgnis rührt daher , daß es Religionslehrer
gibt , die meinen , ſie müßten vom 2. Schuljahr an vom Buch
aus ihre Unterweiſung bieten . Jedoch ſoll das Kind vom
Hören des Wortes Gottes her die Geſchichte vom Heil aller
Welt begreifen lernen , und nicht vom mühſamen Leſen eines
dem Kind noch gar nicht bekannten Stoffes .

10. Druckbild . Die Anordnung des Druckbildes ſoll
entſprechend den Ausführungen in der Vorlage des Erweit .
OK und entſprechend dem Probeband , der in Ihren Händen
iſt (3. Aufl . ) erhalten bleiben . Zwar könnte ſich eine geglie⸗

derte , unterſchiedliche Schrift dem Gedächtnis und der viſuel⸗
len Veranlagung vieler Kinder leichter einprägen . Aber
unter Berückſichtigung des Ausgangspunktes dieſes Buches ,
ein Buch auch für die Familie und nicht nur ein Lernbuch

zu ſein , und unter dem Hinweis darauf , daß aus drucktech⸗
niſchen Gründen etwaigen Wünſchen in dieſer Richtung leider

nicht mehr entſprochen werden kann , glaubte der HA, auch
hier die jetzige Anordnung des Druckbildes der Synode zur
Annahme empfehlen zu dürfen . Einige Wünſche werden ,
nachdem man in der kommenden Zeit Erfahrungen geſam⸗
melt haben wird , in einer ſpäteren verbeſſerten Auflage be⸗

rückſichtigt werden können . Entſcheidend bleibt auch über

dieſem Fragengebiet das im Hören und Reden ſich darſtel⸗
lende Zeugnis von den großen Taten Gottes , auch im Reli⸗

gionsunterricht !
11. Buchausſtattung . Der eingetroffene Probeband

läßt erkennen , daß er als ein feſter Halbleinenband ausge⸗
ſtattet iſt . Der Leinenrücken iſt anſcheinend das für den

Augenblick und bei dieſer Preislage allein Mögliche . Das

Anbringen von verſteiften Leinwandecken würde den Preis
des Buches weſentlich erhöhen . Der HA würde bei einer

Verſtärkung und Verbeſſerung der Haltbarkeit des Buches
eher einer geringen Preiserhöhung von ca. 20 Pfg . das
Wort reden , als daß in kurzer Zeit den Familien unſeres
Landes das Neubinden des Buches zugemutet werden müßte .

12. Der Preis . Eine Herabſetzung des an ſich ſehr zu
bedauernden hohen Preiſes unter 4,20 DM iſt , wie der Ver⸗

lag neuerdings erklärt hat , und wie die abſchließenden Be⸗

ſprechungen gezeigt haben , nicht möglich . Im Vergleich zu
anderen Schulbüchern aber , deren mehrfache Einzelausgaben
zuſammengefaßt einen weſentlich höheren Preis ergeben
würden , kann dieſer Preis für das wertvolle Buch und ſeine
gute Ausſtattung in Kauf genommen werden . Schließlich ſei
auch auf die vom Staat in Ausſicht geſtellte und wohl auch

ſchon geplante Befreiung von den Lehrmittelkoſten hinge⸗
wieſen .

Eine etwaige Zweiteilung des Buches für eine Vor - und

Hauptſtufe oder Unter⸗ und Oberſtufe würde , abgeſehen von
einer Reihe anderer Geſichtspunkte , die dagegen ſprechen , das
Buch nur verteuern .

13. Handbuch . Da das Buch nicht ohne ſehr empfind⸗
liche Preisſteigerung erweitert werden kann , ſchlug der HA
vor , einige Anliegen in das von Jörg Erb vorgeſehene und

angekündigte Handbuch für die Lehrer und Erzieher hinein —
zunehmen . Hierzu gehören u. a. neben einigen katechetiſchen
Anliegen : die Beſprechung der Bilder und ihrer Zielge⸗
danken , eine Erklärung der bibliſchen Namen .

L.

Anderungen , die am Probeband durchzu⸗
führen ſind .

Hier wären nun die über 50 Abänderungen vorzutragen ,
die der HA in langen Beſprechungen erarbeitet hat . Dieſe
Anderungen enthalten die Stellungnahme zu den in der

Vorlage des Erweit . OK gemachten Vorſchlägen und zum
anderen deren Berückſichtigung oder Ergänzung und zum
dritten weitere Ergänzungen , die darüber hinaus im Lauf
der Sitzungen gemacht worden ſind . Um einen genügenden
Einblick in die vorl . Probleme und Schwierigkeiten zu be⸗

kommen , müßte nun jeder Abänderungsantrag einzeln vor⸗

getragen werden . Mit Rückſicht auf die kurze zur Verfügung
ſtehende Zeit bittet der HA, daß der über dieſen Abſchnitt
( 1 im einzelnen ſchriftlich erſtattete Bericht , der vom Vor⸗



ſitzenden des HA und dem Berichterſtatter unterſchrieben

wird, ohne Vortrag desſelben an dieſer Stelle genehmigt
werden möge. Zur Begründung dieſer Bitte und zuſammen

faſſend weiſt der HA nur generell auf folgendes hin :

1. Den Hauptanſtoß auf vielen Bezirksſynoden erregte die

Darſtellung und Ausdeutung einiger Bilder . Der HA hat
eine Anderung oder Neukompoſition dieſer Bilder beantragt .

2. Sämtliche theologiſchen und ſtiliſtiſchen Anmerkungen ,
die in der Vorlage ſchon genannt ſind , und die ſich daraus

ergebenden Formulierungen bzw. ſämtliche Vorſchläge hin
ſichtlich der Neuaufnahme uns unentbehrlich erſcheinender

bibliſcher Geſchichten wurden nach der Vorlage des Erweit .
Oberkirchenrats verarbeitet und können , trotzdem ſtändig
bei jedem Vorſchlag und bei jedem Bild überlegt werden

mußte, ob die drucktechniſche Möglichkeit hierzu überhaupt
vorhanden ſei, durchgeführt werden . Dadurch wurden die

weſentlichen Einwände aus der Legion von Bedenken , An

regungen und Abänderungsvorſchlägen , die in den Bezirks
ſynoden zutage traten , berückſichtigt und richtiggeſtellt .

3. Einige Einzelheiten der in den Bezirksſynoden genann
ten Anliegen werden in dem Handbuch Aufnahme finden .

Ich unterbreche . Ich weiß nicht , ob jetzt an dieſer Stelle

abgeſtimmt werden ſoll , nämlich ob der Vorſchlag des Haupt —
ausſchuſſes , die Berichterſtattung im einzelnen wegzulaſſen ,
geſtattet wird .

Präſident Dr. Umhauer : Wie ich höre , ſollen etwa 76

Anderungen vorgeſchlagen werden . Wenn wir dieſe im ein

zelnen vortragen und beſprechen , brauchen wir unverhältnis
mäßig viel Zeit , und die Erfahrung lehrt , daß dann doch
keine große Anderung herauskommt . Ich möchte deshalb die

Anfrage an Sie richten , ob Sie nicht den Hauptausſchuß er
mächtigen wollen , die Anderungen im einzelnen zu präzi⸗
ſieren . Es müßte eine Ermächtigung der Landesſynode zu
dieſer Präziſierung gegeben werden .

Abgeordneter Schneider : Wenn ich recht unterrichtet bin ,
ſollte doch getrennt werden zwiſchen Anderungen , die in der

Vorlage bereits angeregt worden ſind , die wir alſo wahrſchein⸗
lich teilweiſe wenigſtens kennen und einmal verglichen und

nachgeleſen haben — für dieſe könnten wir , wenn der Haupt⸗
ausſchuß dieſer Vorlage beitritt , ohne weiteres die Ermäch⸗
tigung geben — und zwiſchen anderen Abänderungen , die neu

hinzugekommen und erſt im Hauptausſchuß angeregt und

beſchloſſen worden ſind . Für dieſe möchte ich bitten , daß zum
mindeſten uns darüber ein kurzer Überblick gegeben wird .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Ich bin gerne

bereit dazu, wenn das der Wille der Synode iſt . Nur daß es

nicht ſo geht wie heute morgen und in dem Augenblick , wo

wir in einen Punkt eintreten , die Generaldebatte wieder

erbffnet wird . Ich kann nur ſporadiſch , wie zudem vorge⸗

ſchlagen wurde , vortragen und die Bitte hinzufügen , daß
wir dann uns nicht zu lange dabei verweilen .

Abgeordneter Kühlewein : Ich würde doch den Antrag des

Hauptausſchuſſes befürworten und bitte , daß darüber abge⸗

ſtimmt wird . Ich meine , wenn ſich der Hauptausſchuß dar⸗
über klar geworden iſt , daß wir uns dann im Plenum nicht
mehr über 70 oder mehr Einzelheiten informieren müßten .

Abgeordneter Siegel : Ich wäre der Anſicht , man könnte

wenigſtens die neu hinzugekommenen Anderungen vorleſen ,

ohne in eine Debatte einzutreten , damit wir im Lande dar —
über Bericht geben können .

Berichterſtatter Abgeordneter Hammann : Ich nenne nun
die über die Vorlage des Evang . Oberkirchenrats hinaus —
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gehenden Berichtigungsvorſchläge des Hauptausſchuſſes . Wir
folgen dem Blatt der Anlage :

Unter II . Bilder :

S. 88: Der Vorlage wurde nicht ſtattgegeben , da dieſe
zeichneriſche Geringfügigkeit belanglos bleiben wird .

S. 94: Der Vorlage wurde nicht ſtattgegeben . Das Bild
ſtellt einen Moment im Kult der Baalsprieſter dar , der
außerordentlich packend in ſeinen Kontraſten zu der ruhigen
Prophetengeſtalt wirkt . Das unzerſtückelte Opfertier auf dem
einen Altar kann deshalb in Kauf genommen werden .

S. 356 : Was die Zeittafel betrifft machte ſich der HA die
Ausführung der Vorlage mit dem Unterſchied zu eigen , daß
die Angabe über den Märtyrertod des Petrus und Paulus
in Rom nicht mit einem „wahrſcheinlich “ zu verſehen iſt,
ſondern dahingehend zu formulieren iſt :

64 Kaiſer Nero ; neroniſche Chriſtenverfolgung .
um 64 Märtyrertod des Paulus und des Petrus .
Unter III . Theologiſches :

S. 13: 5. Moſe 18, 15 ſoll hier nicht aufgenommen werden ,
da er nicht im Zuſammenhang einer Geſchichte ſteht , ſondern
S. 64 als Spruch hinter der Geſchichte von Moſes Tod ſtatt
der im Probeband dort vorgeſehenen beiden Sprüche Ver —

wendung finden .

S. 351 : Der HA hat einſtimmig beſchloſſen , daß Offb . 1,7
„ Siehe er kommt mit den Wolken “ , und „es werden ihn ſehen
alle Augen “ einzufügen iſt .

Über die vorgeſchlagenen Anderungen hinaus hat der HA
auf S. 93 in der Eliasgeſchichte die Verbeſſerung vorgeſehen :
„ Wie lange hinket ihr auf beide Seiten ? “

S. 319 , 4. Zeile von oben muß es heißen : „entbietet der

Gemeinde Gottes zu Korinth “ .
S. 110 : Das Problem des Deutero⸗Jeſaja ergab eine

lange Ausſprache . Der HA hat geglaubt , den Abſchnitt des

Deutero - Jeſaja in Verbindung mit Jeſaja laſſen zu dürfen .
Aber zunächſt muß eine neue Überſchrift geſetzt werden :

„Troſt für die Gefangenen “ .
Der Text dieſer Geſchichte beginnt folgendermaßen : „ Im

2. Teil des Buches finden ſich herrliche Troſtworte und köſt⸗

liche Verheißungen für die Gefangenen in Babel . Es heißt
da : So ſpricht der Herr : Fürchte dich nicht . .

Die letzte Entſcheidung hierüber muß vom Plenum der

Synode getroffen werden .

Damit ich dem Wunſch , der vorhin ausgeſprochen worden

iſt , voll und ganz nachkomme , ſei auch zu IV. Druckfehler :

ergänzt :
Seite 151, 14. Zeile von unten : „ . . . auf der rechten

Seite des Altars . “

Seite 195 in der Vorlage : ſtatt S. 195 muß es heißenS . 295.

Das ſind die Ergänzungen , die der Hauptausſchuß für

nötig befunden hat .
III .

Beſchluß der Landesſynode :

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden , daß mit dieſer
neuen Bibliſchen Geſchichte unſerer Landeskirche ein Ge⸗

ſchenk von großer Tragweite für die nächſten Jahre gemacht
wird , das , wie wir alle hoffen und erbitten, der Herr der
Kirche an ſeiner Jugend zum Segen ſetzen möge! „Laſſet die

Kindlein zu mir kommen “ . Aus dem Geiſt dieſer Einladung
iſt dieſes Buch entſtanden . Dieſe Feſtſtellungſei der ſchlichte
Ausdruck unſeres tiefſten Dankes an den Verfaſſer, Herrn

Jörg Erb . Der Geiſt Gottes wirke es, daß dieſer Einladung
im Glauben gefolgt werde ! Herzlichen Dank ſprechen wir
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allen Bezirksſynoden aus für die fleißigen , keine Mühe ſcheu⸗

enden Arbeiten , deren Referenten , beſonders guch den Mit⸗

arbeitern aus unſerer Lehrerſchaft . Dem Referenten , Herrn

Oberkirchenrat Katz , ſagen wir beſonders herzlichen Dank

für ſeine große Vorarbeit , ohne die in dieſer Sitzung der

umfangreiche Stoff nicht hätte bewältigt werden können !

Der Hauptausſchuß bittet die Landesſynode auf Grund

ſeines einſtimmig gefaßten Beſchluſſes :

Hohe Synode wolle beſchließen :

„ Die Landesſynode genehmigt gemäß §S 106 KV, daß

anſtelle der jetzt im Schulunterricht verwendeten „ Bib⸗

liſchen Geſchichte der Evang . ⸗prot . Kirche in Baden “ , Ver⸗

lag Moritz Schauenburg⸗Lahr , mit ſofortiger Wirkung

„Schild des Glaubens “ , dritte weſentlich erweiterte und

neu bearbeitete Auflage , von Jörg Erb , im Johannes⸗

Stauda⸗Verlag zu Kaſſel , mit den aus der Anlage und

dem Bericht des Hauptausſchuſſes erſichtlichen Anderungen
im kirchlichen wie auch im Religionsunterricht in den

öffentlichen Schulen zur Einführung kommt . “

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich möchte zu dem Titel des

Buches ſprechen . Es iſt hier das Wort aus dem Epheſerbrief
verwendet worden als Buchtitel und wie mir ſcheint , in einer

Bedeutung , die nicht ganz dem pauliniſchen Sinn entſpricht .
Nach meinem Empfinden kann ein ſolches Buch , auch das

vorzüglichſte Buch , immer nur eine Hilfe zum Glauben ſein
und niemals ſelbſt der Schild des Glaubens ſein . Ich halte

eine , auch aus beſtimmter Abſicht vorgenommene , nicht ganz
richtige Verwendung eines Bibelwortes doch für ſo bedenklich ,
daß ich hier dieſen Punkt noch einmal zur Sprache bringen
möchte . Es kommen dazu zwei Erwägungen . Die eine iſt ,
daß mit dieſem Buche in den Schulen ja nun auch ſicherlich
mancher Gebrauch gemacht werden wird von Kindern , der

nicht gerade von Hochachtung erfüllt iſt und wenn man ſich
ausmalt , was es bedeutet , wenn da nun immer dieſes Bibel⸗
wort für dieſen Mißbrauch herangezogen wird , wird das
Bedenken verſtärkt . Schließlich noch folgendes : Es handelt
ſich hier um einen Buchtitel für den Verkauf . Selbſtverſtänd⸗
lich iſt jeder Verleger darauf bedacht , einen möglichſt zug⸗
kräftigen Titel zu finden und die meiſten Verfaſſer ſind es

ja auch . Es geht mir ſelbſt ſo. Und wenn da auch keine

ſchäbige und ſonſt irgendwie verwerfliche Abſicht dabei vor⸗

liegt , und hier ſicherlich nicht vorliegt , es widerſtrebt mir

doch, wenn hier ein Bibelwort , nicht eben in der ganzen
ſeinem urſprünglichen Sinn entſprechenden Bedeutung mit
verwendet wird , um den Abſatz eines Buches zu fördern . Ich

kann , obwohl der Hauptausſchuß ja auch dieſe Bedenken ſchon
erörtert hat , ſie doch nicht bei mir als überwunden anſehen
und fühle mich daher verpflichtet , ſie hier im Plenum noch
einmal zur Sprache zu bringen . Ich beantrage eine Ande —

rung des Titels .

Präſident Dr . Umhauer : Können Sie einen Vorſchlag
machen , etwa Bibliſche Geſchichte ?

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : An einem Titel hänge ich
nicht . Darf ich noch einfügen , was ich vergeſſen habe und noch

zum Ausdruck bringen möchte . Wir wiſſen , daß nicht alle

dieſes Buch ſo lebhaft begrüßen , wie es hier in unſerem
Kreis der Fall iſt , und daß der eine oder andere vielleicht
Bedenken hat , dieſer oder jener Art , vielleicht ernſte , eigene
innere konfeſſionelle Bedenken oder auch nur pädagogiſche
Bedenken . Je anſpruchsvoller der Titel iſt — und die Wahl
eines Bibelwortes iſt das Anſpruchsvollſte —, um ſo mehr
werden diejenigen , die irgendwelche Bedenken haben , dadurch
verletzt oder gereizt . Ich würde alſo bitten , einen nicht der

Bibel entnommenen Titel zu wählen . Sonſt habe ich keinen

beſtimmten Vorſchlag .

Oberkirchenrat Katz : Ich darf in der Hoffnung , daß das die

Debatte abkürzen wird , ſagen , daß das Buch mit dem Titel

ſteht und fällt . Wenn die Synode ſich dazu verſtehen könnte ,
den Antrag auf Anderung des Titels anzunehmen , würde

das Buch nicht zur Einführung kommen . Ich glaube nicht,

daß irgendwelche merkantilen Geſichtspunkte bei der Wahl

dieſes Titels auch nur die leiſeſte Rolle geſpielt haben . Es

iſt ja nicht in dem Titel zum Ausdruck gebracht , daß das der

Glaube ſei , ſondern wie Herr Prof . v. Dietze ja ſelbſt geſagt

hat , eine Hilfe zum Glauben . Denn der Schild iſt ja eine

Hilfe . Wir müſſen uns darüber klar ſein , daß , wenn wir

dieſen Titel ablehnen , Verfaſſer und Verleger ihr Buch zu⸗

rückziehen .
Landesbiſchof D. Bender : Vielleicht hilft uns und auch

Ihnen , Herr Profeſſor , ein einfacher exegetiſcher Hinweis :
Dieſes Wort ſtammt ja doch aus dem 6, Kapitel des Epheſer⸗

briefes , wo vom Schild des Glaubens und Helm des Heils
die Rede iſt . Und wenn man dieſe Stelle lieſt , wird deutlich ,
der Schild iſt nicht der Glaube ſelber , ſondern es iſt von dem

Schild für den Glauben die Rede , „welches iſt das das Wort

Gottes “ . Es iſt eigentlich die Umſchreibung für „Bibliſche

Geſchichte “, für das Wort Gottes . In dieſem Buch wird den

Kindern Gottes Wort in ihrer Weiſe dargeboten
Berichterſtatter , Abgeordneter Hammann : Alle Stimmen

und Wünſche und Gründe haben den Hauptausſchuß ſehr

lange beſchäftigt . Ich kann jetzt zu dem , was geſagt worden

iſt , nur noch hinzufügen : Der Hauptausſchuß glaubte , aus

folgenden 2 Gründen auch noch , ſein Placet zu dieſer Über⸗

ſchrift geben zu können : Einmal ſteht auf dem Innentitel⸗

blatt unter dem Wort „Schild des Glaubens “ „Geſchichten
der Bibel Alten und Neuen Teſtaments “ . Der Hauptausſchuß
war der Meinung , daß dieſe Formulierung eine glücklichere

ſei als „Bibliſche Geſchichte “. Und zweitens , wir ſagten uns ,

daß dieſes Buch in den 8 Volksſchuljahren für die meiſten
Kinder eben das grundlegende Buch wäre , aus dem ſie das

Wort Gottes empfangen dürften , und nur verhältnismäßig
wenige werden darnach wirklich auch noch regelmäßig zu dem

„ Buch der Bücher “ ſelbſt greifen . Und deshalb glaubten wir ,
dem Anliegen des Verfaſſers , der mit dieſem Titel ein

Schibbolet aufgerichtet hat für ſein ganzes Werk , damit

einigermaßen gerecht werden zu können .

Abgeordneter D. Dr. v. Dietze : Ich bin dankbar für die

Hilfe , aber ich kann ſie noch nicht als voll wirkſam empfinden .
Es heißt ja im Epheſerbrief : „welches iſt das Wort Gottes “ ,

nämlich das Schwert des Geiſtes ; und es heißt bei „Schild
des Glaubens “ : „ mit welchem ihr auslöſchen könnt alle

feurigen Pfeile des Böſewichts “ . Wir löſchen ſie aus mit dem

Glauben und nicht mit dem Buch .

Abgeordneter D. Hupfeld : Es kommt in dieſem Fall wirk⸗

lich auf den Titel an : „Schild des Glaubens “ . Damit iſt ein

Wort vor das Ganze geſtellt , das den Inhalt charakteriſiert .
Dieſe Bezeichnung iſt weit vielſagender , als die Bezeichnung :
„Bibliſche Geſchichte “. Es wird damit von vornherein auch
den Lehrern , die das Buch behandeln , die Möglichkeit ge⸗
geben , den Kindern zu ſagen , in welchem Zuſammenhang die

bibliſchen Geſchichten heute gehören , nämlich in den des

Glaubenskampfes . Schild im Kampf kann dabei den Kindern

nur der Glaube ſein , der aus dem Wort Gottes erwächſt .
Und für dieſen Kampf wird ihnen eine Waffe gegeben . Der

Ernſt der Situation , in der wir ſtehen und in die auch

unſere ganze Jugend hineinwächſt , wird durch dieſes Bild
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ſo ins Licht geſetzt , wie es durch kein anderes Bild geſchehen
kann. „Bibliſche Geſchichte “ das iſt eine Bezeichnung , die
mir unter den heutigen Verhältniſſen zu harmlos erſcheinen
würde , weil daran ſich der Gedanke knüpfen
dies Buch enthält , ſind Geſchichten . Nein es
ſchichten, es wird eine Waffe gereicht : dend .

Abgeordneter Siegel : Es wird vielleicht die Debatte ver
einfachen , wenn wir daran denken , daß es im Pſalm 84 heißt :
„Der Herr iſt Sonne und Schild “. i

dern das Wort Gottes gezeigt . Der Name Schild
nicht auf das Buch an ſich, ſondern

könnte : was
ticht Ge

iſt der

Synode ſei Wor
einſtel Ich

dieſe

ihre

aß es
bis an die äußerſte Grenze d „ daß ich aber
in dieſem Punkt des Titels ſönlich im Tiefſten getroff
wäre und es geradezu an meine Exiſten
Buch in der ſchwerſten Zeit des Kirchenkampfes unter ſchwe
ren äußeren und inneren Anfechtungen und
—nicht ohne einiges Riſiko geſchrieben als eine Wehr und
Waffe zur Verteidigung des Glaubens hängt daran ein
Stück Leben, und ich bin vielleicht im ſelben Maße wie mein
Buch Frucht dieſer Arbeit am Wort . Ich weiß nicht , in
welchem Maß — ich ſpüre das — man hier eine Anmaßung
ſehen könnte , als ob ich mir einen Schein leihen wollte , der
mir perſönlich nicht zukäme . Ich meine weniger , daß der

Tragbaren geht

˖ h Babe dasIch habe das

arf ſagen

Eindruck entſtehe , als ob es auf den Verfaſſer ginge . Was
ſteht in dieſem Buch ? Ich meine hier ſagen zu dürfen , daß
kein Wort von mir drin ſteht , ſondern das Wort Gottes .

Ich könnte auch auf eine praktiſche Erwägung hinweiſen ,
daß ich es für unmöglich halte , daß ein Buch , das dieſen
Weg und dieſe Geſchichte hinter ſich hat , nun den Kopf
abgehauen bekommt . Ich kann mich dazu weder verſtehen
noch kann ich das als beglückend erachten . Ich mache weiter
keine Worte , ſondern glaube deutlich gemacht zu haben , wie
tief dieſe Frage geht , und wie wenig ich hier , ſo gern ich es
täte, nachgeben könnte .

Abgeordneter D. Dr. v. Dietze : Ich verſtehe es durchaus ,
wenn ein Verfaſſer am Titel hängt , gerade wenn ſo viel
eigenes Erleben daran iſt . Aber wenn dann jemand anderes
den Eindruck hat , daß der Titel gerade für dieſen Gebrauch
unter den Schulkindern mit ihren alltäglichen Ungezogen

Weneemem zu ſchade iſt , zu hoch iſt , dann ſoll ſich doch derrfaſſer nicht perſönlich getroffen fühlen ; das hat mir
durchaus fern gelegen . Ich bin durch das Gehörte nicht

andererMeinung geworden .
Präſident Dr. Umhauer : Wir ſchreiten zur Abſtimmung ,auch über den Vorſchlag v. Dietze , ob der Titel durch einen

anderen erſetzt wird . — Gegen drei Stimmen ohne Ent⸗
altung wird der Antrag abgelehnt .
Ich bitte abzuſtimmen über den Antrag des Hauptausſchuſſes . — Bei zwei Enthaltungen wird der Antrag ange —nommen .

Präſident Dr. Umhauer : Wir beſprechen jetzt den Antrag
des Abgeordneten Dr. Schmidt betr . Zurücknahme bereits
gelteferter Bücher Schild des Glaubens “ .
Oberkirchenrat Katz : Ich kann dazu erklären , daß der Ver
9 ſehr gerne bereit iſt , die Exemplare zurückzunehmen undes deswegen in dieſer Sache keine Schwierigkeiten gibt .
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Präſident Dr . Umhauer : Wir nehmen dieſe Erklärung des
Herrn Oberkirchenrat Katz entgegen , die durchaus dem ent⸗
ſpricht, was der Antragſteller wünſcht , und fragen , ob bei
dieſer Sachlage der Antrag zweckmäßigerweiſe zurückge⸗nommen wird .

Abgeordneter Dr . Schmidt nimmt den Antrag zurück .
Präſident Dr . Umhauer : Als weiteren Punkt der einge⸗

gangenen Eingaben hat Ihnen Herr Pfarrer Eiſinger als
Berichterſtatter eine Entſchließung des Hauptausſchuſſes das
lirchliche Preſſeweſen betr . bekanntzugeben .

Berichterſtatter Abgeordneter Eiſinger : Zum Antrag von
Pfarrer Dr. Stürmer⸗Mannheim , das kirchliche Preſſeweſen
betr . , empfiehlt der Hauptausſchuß nach eingehender Bera⸗
tung der Synode folgende Entſchließung :

„ In der Erkenntnis , daß nur ein umfaſſendes kirch⸗liches Blatt der Aufgabe einer kirchlichen Preſſe gerecht
wird , kann die Synode keine Zerſplitterung unſeres kirch⸗
lichen Preſſeweſens gutheißen .

Wir
wünſchen , daß alle ſchriftſtelleriſch begabten Kräfte

unſerer Landeskirche zur Mitarbeit an dieſem Blatt heran⸗
gezogen werden .

Dabei ſollen die Gemeinden ihre beſondere Anliegen in
einer Beilage zu dieſem Blatt vertreten .

Die Synode will aber damit nicht beſonderen Begabun⸗
gen , die den heutigen Menſchen in neuer Sprache und auf
neuen Wegen anzuſprechen verſuchen , in ihren Bemühungen
in den Weg treten . “

Nach längerer Ausſprache , in der betont wurde , daß die
Synode nicht zuſtändig ſei , lokale Verhälniſſe zu klären , ſon⸗
dern daß ſie nur eine prinzipielle Ausſage zu machen habe ,
wurde die Entſchließung des Hauptausſchuſſes einſtimmig
angenommen .

Präſident Dr . Umhauer : Wir kommen zum Punkt 3 der
Tagesordnung , die Eingabe von Pfarrern des Kirchenbezirkes
Schopfheim die Konfirmationsordnung betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Müller : Fünf Pfarrer des
Bezirks Schopfheim haben der Landesſynode einen Vorſchlag
zur Anderung der Konfirmationsordnung unterbreitet . Darin
wird gebeten , daß anſtelle des Konfirmationsgelübdes oder
mindeſtens neben dieſem ein ähnliches Formular , wie es
Biſchof Marahrens in Hannover im Jahre 1940 veröffent⸗
lichte , freigegeben werde . In dieſem Formular ſtellt der
Paſtor an die Kinder 3 Fragen , welche von den Konfirman⸗
den mit Bibelſtellen beantwortet werden .

Als weiteres Anliegen wird die Bitte ausgeſprochen , den
Pfarrern freizuſtellen , evtl . einen geſchloſenen Abendmahls⸗
gang der Neukonfirmierten völlig zu unterlaſſen und es der
freien Entſcheidung der Konfirmanden anheim zu ſtellen , in
der Karwoche zum Tiſch des Herrn zu gehen . Neben dieſem
Antrag vom 17. 10. 49 liegt noch ein zweiter Antrag vom
1. 8. 49 der Antragſteller zur gleichen Sache vor .

Der Hauptausſchuß hat beſchloſſen , dieſen Antrag dem

Oberkirchenrat zur weiteren Behandlung und Bearbeitung zu
überweiſen . Die Synode wird gebeten , dieſem Beſchluß zu⸗
zuſtimmen .

Präſident Dr . Umhauer : Ich möchte meinen , daß wir
nicht in eine Diskuſſion über die Konfirmationsordnungs⸗
fragen eingehen . Das würde zu weit führen und bedarf einer
gründlichen Vorbereitung . Ich möchte vorſchlagen, daß wir

auf eine Diskuſſion verzichten und nur abſtimmen über den

Antrag , daß wir dem Oberkirchenrat dieſe Eingabe über —

weiſen .
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Abgeordneter Schneider : Ich möchte darum bitten , daß die

Kirchenleitung dann dieſe Frage im Laufe der nächſten Zeit

noch behandelt , bevor eine endgültige Stellungnahme erfolgt

und ſich die Synode doch noch einmal mit dieſer Materie be⸗

faßt , denn es iſt eine Anfrage !

Abgeordneter Hauß : Wäre es nicht möglich , einem ſtändig

tagenden Ausſchuß , etwa dem liturgiſchen Ausſchuß , dieſe

Frage zu übergeben zur weiteren Erörterung und Behand⸗

lung ?
Landesbiſchof D. Bender : Ich würde bitten , es dem Ober⸗

kirchenrat zu überlaſſen , in welcher Form er dieſe Dinge be⸗

arbeitet . Er wird ſelbſtverſtändlich irgendwie einen Ausſchuß

dafür einſetzen müſſen , denn dieſe Dinge erfordern ein ge⸗

waltiges Studium . Es iſt dies eine ſehr ſchwere Frage , die

die Kirche ſchon lange heftig bewegt . Darum möchte ich bitten ,

es dem Oberkirchenrat zu überlaſſen , in welcher Form er

mit dieſer Materie bis dahin fertig wird , um es auf der

nächſten Synode vorzulegen .

Oberkirchenrat Katz : Es iſt mir mitgeteilt worden , daß die

Amtsbrüder des Schopfheimer Bezirks offenbar erwarten ,

daß ſchon bei der Konfirmation im kommenden Jahr nach

dieſem Antrag verfahren werden möchte . Ich muß ausdrück⸗
lich feſtſtellen , daß das nicht möglich iſt . Der Antrag iſt am

Samstag früh in unſere Hände gekommen . Es iſt nicht mög⸗

lich, ſo raſch Stellung dazu zu nehmen . Vielleicht iſt es aber

gut , wenn man das dieſen Pfarrern , die die Eingabe unter⸗

zeichnet haben , von dem Herrn Präſidenten aus mitteilt .

Präſident⸗Stellvertreter Mondon : Wir ſind gebeten , den

Antragſtellern mitzuteilen , daß jetzt auf der Synode die

Frage nicht entſchieden werden kann , ſondern daß der An⸗

trag dem Evang . Oberkirchenrat zur weiteren Behandlung
vorgelegt wird , und daß keinesfalls die Frage noch vor der

nächſten Konfirmation entſchieden werden kann .

Landesbiſchof D. Bender ergänzt : Und daß bis dahin die

bisherige Konfirmationsordnung in Geltung bleibt .
Präſident⸗Stellvertreter Mondon : Wir ſtimmen ab über

dieſen Antrag , die genannte Frage an den Evang . Ober⸗

kirchenrat zu überweiſen . — Der Antrag wird einſtimmig
angenommen .

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung : Eingabe von

Kirchenälteſten der Gemeinde Schopfheim „ das Elternrecht “

betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Müller : Der Landesſynode
ging ein Schreiben des Schopfheimer evang . Männerkreiſes

und ſeiner Pfarrer zu, in welchem verſchiedene Gedanken zum

Thema „Elternrecht “ unterbreitet werden . Es iſt darin die

Rede von dem Elternhaus und ſeinen Pflichten als wichtig⸗

ſtem Faktor chriſtlicher Erziehung . In der ſtaatlichen Schule

ſoll kein Lehrer gezwungen werden , Religionsunterricht er⸗

teilen zu müſſen . Die Kirche möchte ihr Augenmerk beſonders

auch auf die Ausbildung der künftigen Lehrer für den Reli⸗

gionsunterricht lenken . Sodann ſind Fragen der Simultan⸗

ſchulen und Bekenntnisſchule erörtert und was etwa geſchehen

müßte , wenn die katholiſche Kirche die Bekenntnisſchule ein⸗

führte .
Im Hauptausſchuß wurde darauf hingewieſen , daß

die Simultanſchule in Südbaden durch die Verfaſſung feſt⸗

gelegt ſei , und wir an der chriſtlichen Simultanſchule feſt⸗

halten .
Im übrigen hat der Hauptausſchuß beſchloſſen , auch dieſe

Vorlage dem Oberkirchenrat — zur Kenntnisnahme , wie

nachträglich ergänzt wurde — zu überweiſen .

Die Synode wird gebeten , auch dieſem Beſchluß des Haupt⸗

ausſchuſſes zuſtimmen zu wollen .

Präſident Dr . Umhauer : Da ſich niemand zum Wort
meldet , darf ich annehmen , daß dieſer Antrag angenommen

wird .

Wir kämen zum nächſten Punkt , Ziff . 5 der Tagesordnung :

„ Die Eingabe der Bezirksſynode Weinheim betr . Sport und

Tanz am Sonntag . “

Berichterſtatter Abgeordneter Eiſinger : Die Bezirksſynode

des Kirchenbezirks Ladenburg - Weinheim hat folgende Ein⸗

gabe an die Landesſynode gerichtet :

„ Die Bezirksſynode des Kirchenbezirks Ladenburg⸗Wein⸗

heim bedauert , daß immer wieder Jugendliche durch Sport⸗
veranſtaltungen vom Beſuch der Gottesdienſte und Chri⸗
ſtenlehre abgehalten werden . Sie befürchtet eine Wieder⸗

kehr von Zuſtänden , die ſie überwunden glaubte . Die Kirche

iſt dem Sportbedürfnis ſo weit entgegengekommen , daß die

Ehriſtenlehre faſt überall vom Nachmittag auf den Vor⸗

mittag verlegt worden iſt . Sie hält aber auch ihre Arbeit
an der Jugend für ſo wichtig , daß ſie die Sportverbände

dringend bitten möchte , dafür Sorge zu tragen , daß Ju⸗

gendſpiele nur am Nachmittag ſtattfinden und zeitlich ſo

gelegt werden , daß auch auswärtige Spieler am Vormittag
ihre Chriſtenlehre beſuchen können . “

Die Ausſprache über den Antrag ergab , daß ſich der Haupt⸗

ausſchuß von einem entſprechenden Schreiben an die Sport⸗

verbände nicht viel verſpricht . Die Sportverbände würden

vermutlich antworten , daß ihre Wettſpiele jeweils an den

Sonntagnachmittagen ſtattfinden , daß ſie aber die Aus⸗

ſcheidungsſpiele am Sonntagvormittag nicht verhindern

können .

Es wurde darauf hingewieſen , daß noch mehr als durch die

ſportlichen Veranſtaltungen durch Tanzvergnügungen und

Wirtshausbeſuch der Sonntag entheiligt werde . Die Jugend⸗
lichen , die kaum aus der Schule entlaſſen , an dieſen Veran⸗

ſtaltungen teilnehmen , ſeien dadurch ſtark gefährdet . Außer

den beſtehenden Geſetzen zum Schutz der Sonn⸗ und Feiertage

ſeien die ſ. Zt . ergangenen Verordnungen zum Schutz der

Jugend noch in Kraft . Kontrollen der Bezirkspolizei in Wirt⸗

ſchaften und Tanzſälen und Schul - und gerichtliche Strafen ,
die über die Betroffenen verhängt wurden , hätten Erfolge

gezeitigt . Die entſcheidende Einwirkung auf die Jugendlichen

müſſe jedoch vom Elternhaus ausgehen .

Der Hauptausſchuß ſchlägt daher der Synode vor :

1. ein Schreiben an die beiden Innenminiſterien , das folgen⸗

den Wortlaut hat :

„ Auf der derzeitigen Tagung der Landesſynode der Ev.

prot . Landeskirche wurde darüber Klage geführt , daß durch

ſportliche Veranſtaltungen am Sonntagvormittag die Ju⸗

gendlichen vom Beſuch des Gottesdienſtes und der Chriſten⸗

lehre abgehalten werden .

Vor allem aber ſieht die Synode mit Sorge die wach⸗

ſende Gefährdung vieler Jugendlicher , die kaum aus der

Schule entlaſſen , Wirtshäuſer beſuchen und an öffentlichen
Tanzveranſtaltungen teilnehmen .

Die Landesſynode bittet daher das Innenminiſterium

dringend , die zuſtändigen Stellen an die beſtehenden Ge—

ſetzesbeſtimmungen „ zum Schutz der Sonn⸗ und Feiertage “
und die „ Verordnungen zum Schutz der Jugend “ nachdrück⸗
lich erinnern und ihre genaue Beachtung überwachen laſſen
zu wollen . “
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2. Ein Wort an die Eltern folgenden Inhalts :

„ In einer ernſten Sorge wendet ſich die Landesſynode

an die Eltern unſerer heranwachſenden Jugend . Wir ſtehen
in den Nachkriegsjahren in der großen Gefahr , daß nach
dem Zerbrechen der Macht und Autorität des Staates auch
alle anderen Autoritäten zu zerbrechen drohen , und daß
junge Menſchen bindungslos und hemmungslos werden . Es
iſt in Stadt und Land zu beobachten , daß ſich ſchon die

ſchulpflichtige Fugend unbeaufſichtigt herumtreibt und be—

ſonders in den Abendſtunden zu allerlei Unfug und Ge—

ſetzesübertretung verführt wird . Auch die ſchulentlaſſene

Jugend iſt großen Gefahren ausgeſetzt . Überall locken
Stätten des Vergnügens und des Genuſſes . Mit Verboten
und polizeilichen Verordnungen allein kann nicht erreicht
werden, daß unſere Jugend ſich wieder an Zucht und Ord —

nung gewöhnt . Hier kann nur das Elternhaus helfen . Ihr
Väter und Mütter , denkt daran , daß ihr vor Gott die Ver

antwortung für eure Kinder tragt und daß ihr dazu be⸗

rufen ſeid, ſie zur Ehrfurcht vor Gott und Menſchen zu er—

ziehen. Nur in einem chriſtlichen Elternhaus können für

die Jugend die Grundlagen gelegt werden , auf denen ſich
ſpäter ein Leben nach den heiligen Ordnungen Gottes auf⸗
bauen kann . “

Abgeordneter Hauß : So wertvoll das Wort an die Mini⸗
ſterien und an die Eltern ſein wird , ſo wird es natürlich

nicht an die tiefſten Urſachen der Not hinreichen . Da möchte
ich nun ein Wort ſagen , was ſchon längſt geſagt werden ſollte ,
und das ich bei dieſer Gelegenheit anbringen möchte , ein

Wortüber unſere Volksmiſſion . Das iſt eine Aufgabe der

Volksmiſſion , an die Eltern und an die Jugend heranzu⸗

kommen. Die Volksmiſſion wird in ihrer Arbeit ſehr oft nicht

geſehen und in ihrer Notwendigkeit wenig beachtet . Volks⸗
miſſion haben wir in Baden ſchon in den 50er Jahren ge—

habt. Da hat Samuel Hebich etwa in 50 badiſchen Kirchen je

Tage lang geſprochen und gepredigt . In den 8ber und 90er

Jahren war Elias Schrenk oft in Baden . Seine Nachwir⸗

kungen habe ich noch in meiner Gemeinde beobachten dürfen .

Im Anfang des Jahrhunderts war ein Evangeliſationsaus⸗

ſchuß tätig , der in treuer Weiſe die Arbeit trug , geführt von

dem alten Pfarrer Diemer . Da haben die Miſſionare Auten⸗

rieth und Moninger gearbeitet . Aber das war eine Arbeit in

der Stille, die immer nur einem kleinen , begrenzten Kreis
von dafür offenen Gemeinden zugutekam .

Im Jahre 1934 iſt dann die eine große volksmiſſionariſche
Sache von der Bewegung der deutſchen Chriſten geſtartet

worden, die wir natürlich nicht gutheißen konnten . Aber dieſe

Arbeithat dann dem Vorſitzenden der Bekenntnisbewegung ,

mſerem jetzigen Oberkirchenrat Dürr , Anlaß gegeben , die

volksmiſſionariſche Arbeit der Bekennenden Kirche ins Leben
zu rufen und mich mit dieſer Aufgabe zu betrauen . Und wir

50 nun durch Helmut Kern , der für die ganze EKD

aacſc⸗Arbeit führt , angeregt, ſodaß unſerer

Alſen feiner Aufbruch beſchieden war . Ich habedie

5 richte noch daliegen und wieder durchſtudiert. Es
vor, die etwas von dieſer Arbeit

8 5 5 3875 Aufbruch im Jahre 1935 war es wohl ,

enee Sieg der Bekenntnisbewegung unſerer Bad.
biſch — . —5 5 Jahr ſpäter hat dann Landes⸗
Ant N19 mir die Leitung des Volksmiſſionariſchen

es der Landeskirche übertragen .
im 1. Berichtsjahr 174⁴ Evangeliſationswochen ,

ochen und 63 Vortragsreihen gehalten . Wie war

das möglich obwohl wir keine hauptamtlichen Leute hatten

für dieſen Dienſt ? Das war nur möglich durch die ſelbſtloſe ,

opferfreudige Mitarbeit unſerer Amtsbrüder . Dieſer Dienſt

iſt nicht nach einem einmaligen Aufbruch wieder erlahmt ,
ſondern er iſt bis zum heutigen Tag weitergeführt worden ,
obwohl 6 Kriegsjahre und die Nachkriegsjahre dazwiſchen

3 und die Arbeit weiterhin gelähmt haben , ſind doch in
12 Berichtsjahren 877 Evangeliſationen , 1156 Bibelwochen

und 225 Vortragswochen gehalten worden . Es entſtanden bei
dieſer Arbeit , ſoweit mir das ſtatiſtiſch zuging , 259 Männer⸗

und Jungmännerkreiſe . Aus dieſer Arbeit heraus wurde auch

die Männerarbeit in Gang gebracht , und es wurde die Be⸗

rufung eines hauptamtlichen Mannes für die Männerarbeit

erbeten vom Oberkirchenrat und dann auch erlangt . Von die⸗

ſer volksmiſſionariſchen Arbeit aus wurde der Theologendienſt

gegründet , und es wurden jedes Jahr Pfarrer - und Pfarr⸗

frauenfreizeiten gehalten , um auch hier eine geiſtliche Hilfe
und Belebung zu erlangen .

Für dieſe Arbeit wurden die Mittel durch die Kollekten

und durch die Opfer unſerer Brüder zuſammengebracht . Die

Finanzabteilung hat gleich nach ihrem Auftreten der volks⸗

miſſionariſchen Arbeit der Landeskirche alle Mittel geſperrt ,

die Kollekten , die Beiträge der Inneren Miſſion und auch die

Summe , die im Etat der Landeskirche ſtand . Seit den 20er

Jahren ſtanden 6000 Mark im Etat der Landeskirche für die

Volksmiſſion , die aber anderweitig verwendet wurden und

unſerer Arbeit erſt ſeit Herbſt letzten Fahres zugebilligt wor⸗

den ſind .

Man frägt hier im Kreiſe , wie kann dieſe Arbeit , die doch

im letzten Fahr wieder 153 Evangeliſationswochen und 190

Bibelwochen und 29 Vortragswochen gehalten hat , mit den

6000 Mark , die im Voranſchlag unter Poſ . XVII namenslos

drinſtecken , bewältigt werden ? Ich will darauf eine Antwort

geben :

Dieſe Arbeit wird getragen von dem ſelbſtloſen nebenamt⸗

lichen freiwilligen Dienſt unſerer Amtsbrüder . Wir haben

nur einen hauptamtlich angeſtellten Evangeliſten . Und ich

möchte bei dieſer Gelegenheit den Dank ausſprechen an meine

Amtsbrüder für dieſen ſtillen von der Welt her nicht be⸗

achteten , manchmal ſogar verachteten oder verkannten Dienſt .

Und ich möchte dann auch dazu ſagen : Wir wollen doch die

Kirchenleitung bitten , daß ſie dieſen freiwilligen Dienſt un⸗

ſerer Amtsbrüder ermöglicht . Natürlich iſt er auch mit Opfern

erkauft , daß die Brüder je und dann vielleicht 2 oder Zmal

im Jahr von den Gemeinden fern ſein müſſen , aber die Ge⸗

meinden , die ſie ausſenden , tragen dieſen Dienſt mit für⸗

bittendem Gebet und mit Opfer , daß ſie ſolange auf ihre

Pfarrer verzichten . Und der Dienſt fließt doch wieder als

Segen in die ſendenden Gemeinden zurück . Man möge dieſen

fveiwilligen Dienſt unſerer Amtsbrüder nicht irgendwie

unterbinden , indem man ſagt , ihre eigene Gemeinde komme

dadurch zu kurz . Ich möchte weiter auch danken dafür , daß

der OK ſich nun entſchloſſen hat , unſerer Arbeit eine Landes⸗

kollekte einzuräumen . Wir hoffen , mit dieſer Landeskollekte

unſeren Jahresetat von 21000 DM beſtreiten zu können .

Abgeordneter Dr . Barner : Ich bin ſchon öfter den Grün⸗

den nachgegangen , weshalb die Jugendlichen die Chriſten⸗

lehre am Sonntagmorgen nicht beſuchen . Es iſt verhältnis⸗

mäßig ganz wenig vorgekommen , daß ſie durch eine ſportliche

Veranſtaltung verpflichtet waren , wegzubleiben . Es gibt

allerdings ſogenannte Schlachtenbummler , die aus freien

Stücken zu Sportkämpfen am Sonntagmorgen gehen , wozu
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ſie aber von den Sportverbänden nicht aufgefordert werden .
Viele bleiben dagegen am Sonntagmorgen zu Bett oder ſtehen
nicht rechtzeitig auf . Die jungen Lehrlinge werden werktags
ziemlich ſtark beanſprucht und benutzen den Sonntagmorger
zum Ausſchlafen . Oft befolgen die Burſchen das ſchlechte Bei —

ſpiel ihrer Väter . Auch bei den Mädchen iſt es nicht anders .
Die Mütter ſchonen ihre Töchter in falſcher Rückſichtnahme
und verrichten die notwendige Arbeit allein . Der Geiſt des
Elternhauſes und ſeine Stellung zum Kirchenbeſuch müßte
zuerſt ein anderer werden , ſollte hier Abhilfe geſchaffen wer⸗
den . Die Gemeindehelferinnen und Glieder der Frauenkreiſe
ſollten die Eltern der ſäumigen Mädchen und dieſe ſelbſt auf
ſuchen und ſie zum Chriſtenlehrbeſuch anhalten . Die Kirchen —
älteſten und aktiven Männer der Gemeinden ſollten ſich der
Burſchen und ihrer Eltern annehmen . Wo dies geſchah , ſind
ſchon ſchöne Erfolge gezeitigt worden . Die Eltern und die
Jugendlichen erſehen aus ſolchen Beſuchen , daß die Chriſten
lehre und die Teilnahme daran nicht nur ein Anliegen der
Pfarrer , ſondern der ganzen Gemeinde iſt . Darum bitte ich
die Alteſten , die Glieder unſerer Männer - und Frauenkreiſe
ſich doch darin dem Pfarrer helfend zur Seite zu ſtellen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich bitte die Synode , daß ich ein
ganz kurzes Wort zu dem Bericht von Bruder Hauß , den wir

ſagen
eben über die volksmiſſionariſche Arbeit gehört haben ,f
darf . Es gehört an und für ſich nicht zu dieſem Punkt ,
es wird wohl keine andere Gelegenheit mehr gegeben ſein ,
doch hier ein notwendiges Wort zu ſagen . Und das iſt nur ein
Wort des Dankes , ſoweit wir von der Kirchenleitung aus
überhaupt autoriſiert ſind zu danken . Aber es ſoll einmal
hier ausgeſprochen werden , damit die Brüder , die in der
volksmiſſionariſchen Arbeit ſtehen , nicht das Ge hl haben ,
die Kirchenleitung ſehe über dieſe Arbeit hinweg . Ich bin der
Meinung , daß die beſte Arbeit , die in der Kirche geſchieht , die
ſtille und geräuſchloſe Arbeit iſt , wo die eine Hand nicht weiß ,
was die andere tut . Das Beſondere in unſ volks
nariſchen Arbeit iſt , daß ſie , wie wir eben hörten , nur eine
hauptamtliche Kraft hat und getragen wird von unſeren
Brüdern ſelber . Darin liegt ein doppelter Segen : einmal für
die Gemeinde , die dann das Evangelium aus dem Munde
eines anderen hört —es ſoll ja bekanntlich das eugnis auf
zweierlei beruhen — und zum anderen : dieſen Segen ge⸗
nießen die Brüder ſelber , die dieſen wirklich oft ſehr an⸗
ſtrengenden Dienſt tun . Wenn ich das überhaupt ſagen darf ,
dann möchte ich hier von der Kirchenleitung her ſagen , daß
der Dienſt der volksmiſſionariſchen Arbeit nicht ſo unbeach
iſt , wie es dann und wann den Brüdern erſcheint . Ich denke
mit Freuden daran , wie wir die Volksmiſſionswoche für den
Kirchenbezirk Neckargemünd in einem Gottesdienſt mit der
Gemeinde Schönau und allen an der e be⸗
teiligten Amtsbrüdern begonnen haben . In der feinen Art der

Zuſammenarbeit liegt es auch begründet , daß die volksmiſſio —
nariſche Arbeit finanziell nicht den Aufwand benötigt hat , den
andere Werke unſerer Kirche benötigt haben und benötigen .
Aus den wenigen Zahlen , die uns Bruder Hauß gegeben hat ,
haben wir gehört , wie weit der Bogen dieſer Arbeit ſich ſpannt
und was eine ſolch einzelne Zahl an Arbeit , an Gebet und an
Vorbereitung — und das ſehen wir nicht — an Segen in ſich
birgt , dies wird die Ewigkeit offenbaren . Ich möchte hier
von der Kirchenleitung her allen unſeren Brüdern , die außer
ihrer Gemeindearbeit zuſätzlich dieſen miſſionariſchen Dienſt
auf ſich nehmen , von Herzen danken . Vor allem aber möchte
ich unſerem Bruder Hauß danken , daß er mit dieſer Aus⸗
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dauer durch die Jahre hindurch dieſes Werk getan hat zum
Segen unſerer Gemeinde und nicht zuletzt zum Segen un⸗
ſerer Brüder .

Abgeordneter Dr . Bier : Ich möchte ganz kurz etwas ſagen
wegen des Beſuchs der Gottesdienſte und der Chriſtenlehren .
In einer früheren Gemeinde waren von ſechs oder acht
Kirchenger deräten nur einer oder zwei im Gottesdienſt .

ach dem Gottesdienſt in die betreffenden Häuſer
nkenbeſuche “ gemacht . Nach kurzer Zeit waren

Kirchengemeinderäte im Gottesdienſt . Ebenſo muß
Das wirkt .

Mütter keinen Wert !

nan es bei den Chriſtenlehrpflichtigen machen .
8

uche “ legen die

rdneter Frank: Laſſen Sie mich bitte noch ein Wort
* Ich habe von einem Pfarrer gehört ,

en, die Chriſtenlehre am Samstag⸗
te Erfahrungen gemacht hat . Es iſt

3 die i am Samstag kommt , als daß

rgen die Kirchenbänke ſind , und der

eblich auf die Chriſtenlehrpflichtigen wartet . Ich

Kirchenleitung , wie ſie zu einer ſolchen Sache ſteht .
rdneter Dr . Uhrig : Ich möchte daraufhin zunächſt

intworten, daß ick bedauern würde , wenn die

ſtattfinden würde. Man kann

uns in Lahr iſt immer eine

ommen ſie zuſammen zum
Chriſtenlehre , die wird bei uns

en darf — überwacht , in dem Sinne ,
er entwickelt hat . Wir machen es ſo:

kommt die Gemeindehelferin , beim zwei⸗
ändigen Alteſten . Beim dritten Male

ſtens iſt das aber nicht mehr nötig .

1553leer

·
h — wenn ich

ſ

uns Dr.

r : Ich bringe den Antrag des Aus⸗

1. Das Schreiben an die Innen⸗

Vort an die Eltern .

r Kühlewein : Wie wird dieſes Wort an die

röffentlicht oder bekanntgegeben ? Wie iſt das ge⸗

ger : über dieſe Frage
geſprochen . Aber wir dachten

blättern , vielleicht auch Ver —

Sie 1o
oder faſt

n ich der

18
arſchließk⸗ daß wir mit

ſein ſaen, damit nicht
Denn

5109 dienſt in vielen Fällen be⸗

Haupteindruck der Predigt wieder überdecken .

indigungen muß äußerſt geſpart werden ; dennNit Kanzela
werden ſie w . Dann weiß die Gemeinde ,

eine kommt , iſt es etwas ganz beſonders Not⸗

nt Dr . Um
des Ausſchuſſes — Der

ommen .

s kommt jetzt der Antrag auf Anderung der Amtsbezeich⸗

n „ Prälat “ . Es iſt der Antrag der Herren

ö Odenwald und Ritz .

Berichterſtatter Abgeordneter Frank : Der Hauptausſchuß
empfiehlt der Synode , es bei der Amtsbezeichnung „Kreis⸗

uer : Es wird abgeſtimmt über den

Antrag wird einſtimmig
ungen
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8 2 8 5533dekan “ zu belaſſen . Bei der großen Zahl von Prälaten auf ſtanden ? Sie iſt ſeinerzeit im Jahre 1818 entſtanden , als diekatholiſcher Seite , vor allem im ſüdbadiſchen Gebiet , würde neue badiſche Verfaſſung ins Leben trat . Durch die erſtedie Einführung der Bezeichnung „ Prälat “ anſtelle der bis deutſche

8 ratiſche Verfaſſung wurden 2 Kammern ge⸗herigen Bezeichnung „ Kreisdekan “ nicht eine beſondere Ak bild erſte Kammer kamen Standesherren , Vertreter
8

8zentuierung , ſondern eine Bedeutungs inderung der Amtseine ?
m

rganiſationen und auch die Kir chen. Und nunbezeichnung in der Offentlichkeit darſtellen man Staat ſehr übel dran . In der evangeliſchen
Abgeordneter 98 wein : Es iſt ſchon daß auf der Kirche war etwas ſprechendes gar nicht vorhanden wie

katholiſchen Seite ſ
ſehr viele Prälaten vorl

i
liſchen Kirche , die ja ihre eigene Organiſations⸗

ich glaube doch, daß bei der Tradition bei . Und da ſagte der Staat : Ich wberde einem Mit
deutſchland auch auf evangeliſcher Krwcheriſektion des Miniſterium des Innern , —ſo
viel verſtändlicher wäre als Kreisd

ka Kirchenbehörde — die Titel und die Rechte eines
verleihen , damit er mit dieſem Titel und dieſer

in der 1. Kammer ſitzen kann , gleichwertig an der

dekan“ iſt ſo unglücklich , daß ich den
wirkſamer und richtiger hielte .

Abgeordneter Schneider : Ich muß ſagen , ichbin erſch üttert
Biſchofs , damals von Konſtanz , Freiburg beſtand

über dieſe trags , wie ſie iſt t Staatsakt geweſen , der den Prä⸗
der Hauptausſ wartet . Nun latentite beige führt hat . Für die 5Lirche ſelbſt hhat das gar
ſchiebt man es Kirche, um den ke enrat — das war damals
Titel Prälat hera nd wir ſollen darum den zeichnung beliehen
Titel nicht führen . D

ch kein Verſtändnis r 1J. Kammer ge⸗
Ich möchte aber doch von Au ck

Abgeord ieter Hauß : ch möchte nur ſagen , daß wir im
Hauptausſchuß kaum Zeit hatte

135 8 Sache nachzu —
A

eicht Wir

daß der Titel „ Kr
Jahre ſchon beſteht

trag iſt uns erſt ſpä
haben uns erinnert an die Geneſis

8dieſen beſcheideda.und i

man wahrhaftig nicht
Moment

als mit A bſichti
oll nicht eine repräſer tative Erſcheinung für

seelſorger der Pfarrer

tragen und nicht der

in, die Seelſorger ſein

gi
längerer
nun der

och auch die

können und das Ve
1hat

Dann möchte ich darauif Fin daß leider wir Evan
geliſchen es nicht verſtehen , w enigſte ſch
dem Weſen unſerer Kirche entſpr 8
in dere chkeit etwas in ErſchU

eidenen und

auch

daß wir doch in ier Kirche auch ein
Leitung nicht nur in der oberſten Sz
dieſer Zwiſcheninſtanz haben , die E noch

und der

erhalten .

ſagen :
uns etwas ſein kann und ett
iſt begründet und iſt mit Dank
unſer Antrag iſt

beſt
rebt , den eren

auch dem Kirchenvo
und ſo — ich mochenung ihn für un Sinnbild einer 3 f
Perſönllichkeit ;zu machen , wie das notwendig iſt und wie das

das Kirchen olk erwartet .
Ich bitte des halb die Synode dringend darum trotz dieſer

Pehründung
der Ablehnu ng, die gegeben worden war , wirk

lich von Herzzen aus dies zu überlegen und unſerem Antrag
doch zu zuſtimmen .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Wenn Sie entgegen dem
Antrag des Hauptausſchuſſes entſcheiden , dann möchte ich
zweierlei ſagen , eine klleine hiſtoriſche Reminiſzenz , und wei
ter, daß die durch ein Geſetz erfolgen muß . And
lann es nicht ſein . Das Geſetz über die Kreisdekane müßte

ann eine entſprechende Abänderung erfahren . Es müßt
alſo noch ein Geſetzesentwurf nach dieſer Seite hin ausge
arbeitet werden . Und nun werden Sie ſagen : Baden hat jaeinen Prälaten gehabt ? Wie iſt die badiſche Prälatur ent- uns

gegenüber ſo
20 Die Kirceiſt1n im

eine 90
eine neue wäh

des Am
dient .

Ich finde,
aus ſeinem

e Kirchenrat Herrmann gekannt 9
üin

Baf
Dankbarkeit an ihn .

n von dem Eindruck , den der Titel

emacht hat , die Rede iſt , ſo darf ic
Kreisdekan “ auf

h nur darauf hin0
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weiſen , daß unſer lieber Kreisdekan den Saal fluchtartig ver⸗

laſſen hat vor dem „ Prälaten “ . — Er iſt hinausgegangen . —

Im übrigen , was unſer Freund Pfarrer Hauß ausgeführt

hat , das entſpricht dem, was in der evangeliſchen Kirche ſein

ſoll : nicht der Titel macht es, ſondern das Amt wird geprägt

durch den Träger . Und unſere Kreisdekane haben es geprägt ,
Kreisdekan Hof und Kreisdekan Maas . Das ſind Begriffe ;
das ſind mehr als Begriffe , das ſind Perſönlichkeiten , die mit

ihrer Perſönlichkeit den Eindruck machen und das Amt ge—
ſtaltet haben ſo, daß es wirkt . Das ſollten wir wünſchen , das

fordern , und unſeren Brüdern , die in dieſem Amt ſtehen , in
der Hinſicht helfen . Der Titel bedarf es nicht . Ich möchte alſo
bitten , den Antrag des Hauptausſchuſſes anzunehmen .

Oberkirchenrat Dürr : Wir haben mit großem Bedacht , als
wir das Amt des Kreisdekans ſchufen , die Frage des Titels

erwogen und glaubten , zumal wir noch ſelber gar nicht wuß⸗
ten , wie dieſe Aufgabe ſich in der Landeskirche praktiſch ge⸗

ſtalten wird . einen anſpruchsloſeren Titel wählen zu ſollen
als den Titel Prälat . Es liegt nicht an dem, daß die Freudig⸗
keit , ſeinen Dienſt zu tun , davon abhängig wäre , daß die

Gemeindeglieder mit dem Titel , den der Mann trägt , einver⸗

ſtanden ſind . Auch wenn die Gemeinde mit dem Titel nichts
anzufangen weiß , wird der Dienſt des Kreisdekans dankbar

aufgenommen .

Oberkirchenrat Katz : Ich möchte zuerſt zu dem, was ich
ſagen will , bemerken , daß die Ausführungen gänzlich un⸗

abhängig von den derzeitigen Trägern unſerer Kreisdekanate

ſind und ſich lediglich mit der grundſätzlichen Seite dieſer
Inſtitution befaſſen . Wir haben nun einige Erfahrungen mit

dieſem Amt geſammelt . Ich möchte Ihnen einmal zur Über⸗

legung folgende Gedanken mitgeben : Es gehört für ein geiſt⸗
liches Mitglied des Oberkirchenrats zu ſeinem Lebenselement ,
daß es die lebendige Verbindung mit den Gemeinden , mit
den Amtsbrüdern , mit den Kirchenbezirken draußen hat .
Wenn einer Pfarrer nicht aus Zufall geworden iſt , ſondern
ſich dazu berufen weiß , dann gehört die Verkündigung und
die Seelſorge unaufgebbar zu ſeinem Dienſt . Aus der Ein⸗

richtung der Kreisdekanate in unſerer verhältnismäßig kleinen

Landeskirche ergibt es ſich zwangsläufig , daß die geiſtlichen
Oberkirchenräte zu reinen Verwaltungsbeamten werden

müſſen . Das iſt ihr geiſtlicher Tod . Darum müſſen ſie ſich

gegen dieſe Entwicklung wehren und damit haben wir eine

Zweigleiſigkeit des Dienſtes , die wir uns nach meiner Auf⸗

faſſung weder nach der inneren , geiſtlichen noch nach der

äußeren , finanziellen Seite hin leiſten können . Wie proble⸗

matiſch die ganze Einrichtung der Kreisdekanate iſt , geht auch
daraus hervor , daß wir den 3. Kreisdekan bis heute noch nicht

haben . Wenn bis heute die Arbeit gut und ungeſtört gelaufen
iſt , ſo hängt das m. E. mit 2 Dingen zuſammen :

1. iſt das menſchliche und brüderliche Verhältnis der beiden
Kreisdekane zu den zuſtändigen geiſtlichen Oberkirchen —
räten ein ausgezeichnetes , das keinerlei Schwierigkeiten
aufkommen ließ .

2. Zum andern aber hat ſich dieſes Amt ganz anders ent⸗

wickelt , als es urſprünglich konzipiert war .
Es war nicht geplant als ein kirchenregimentliches , repräſen⸗
tatives Amt , ſondern ausdrücklich als ein rein ſeelſorgerliches .
Entſtanden iſt es wohl aus dem Ruf einiger Pfarrer , daß ſie
ſeelſorgerlich nicht die Hilfe hätten , die ſie eigentlich not —

wendig bräuchten . Es hat ſich jedoch herausgebildet , daß der
Kreisdekan auch ausgeſprochene Leitungsgeſchäfte , z. B. Kir⸗
chenviſitationen , Erhebungen bei Beſchwerden uſw . durch⸗

führt . Dadurch wird dieſes Amt jedoch verfälſcht , denn der

Pfarrer draußen muß in dem Kreisdekan wiederum einen

Vertreter des Oberkirchenrats ſehen , bei dem das , was man

ihm ſagt , irgendwelche kirchenregimentlichen Konſequenzen

haben muß . Dieſe Entwicklung birgt nach der verwaltungs⸗

mäßigen Seite die Gefahr in ſich, daß der geiſtliche Ober⸗

kirchenrat ſeinen Bezirk nicht ſo kennt , wie dies für die zu

treffenden Entſcheidungen notwendig iſt . So iſt dieſes Amt

ein Doppel , das die Arbeit erſchwert und das nicht bewirkt ,

was es bewirken ſollte , ganz abgeſehen davon , daß es die

geiſtlichen Oberkirchenräte in ihrem Dienſt beſchwert .

Ich habe dieſe Gelegenheit benützt , um einmal von meiner

und wohl auch von Bruder Heidlands Sicht aus die Dinge

zu zeigen , um aus meinem Herzen keine Mördergrube zu

machen . M. E. wäre die richtige Konſtruktion die, daß noch

ein geiſtlicher Oberkirchenrat ernannt und dadurch die Mög⸗

lichkeit geſchaffen würde , daß die geiſtlichen Referenten ihren

Bezirk intenſiver bearbeiten und die Aufgaben des Kreis⸗

dekans miterfüllen könnten . Wichtig iſt dabei , daß die Dekane

verantwortungsfreudig ſind , die rechte Ausrüſtung für iht

Amt mitbringen und mit ihren geiſtlichen Referenten gut zu⸗

ſammenarbeiten . Hier entſteht keine Doppelgleiſigkeit , wäh⸗

rend beim Amt des Kreisdekans nur ein neuer Gang ein⸗

geſchaltet wird , der das Getriebe komplizierter und empfind⸗

licher macht .

Wenn Sie dieſe Gedanken in Ihrem Herzen bewegen , wäre

ich Ihnen ſehr dankbar .

Landesbiſchof D. Bender : Liebe Brüder ! Sie haben dieſen

Herzensſeufzer eines meiner Brüder vom Oberkirchenrat ge⸗

hört . Ich will nicht verheimlichen , daß mich die ganze Frage ,

die wir eben gehört haben , ſchon länger bewegt . Die Synode

hat 1945 dieſes Amt , als es geſchaffen wurde , abſichtlich nicht

genau umgrenzt , denn dieſes neue Amt ſollte erſt auf dem

Wege der praktiſchen Erfahrung ſeine endgültige Ausgeſtal⸗

tung erhalten . Die Erfahrungen in den drei Jahren weiſen

in eine beſtimmte Richtung ; nun müſſen wir dieſe Erfahrun⸗

gen ſich weiten und zur Reife kommen laſſen , ehe an der

Konſtruktion des Kreisdekanatsamtes Anderungen vorge —
nommen werden . Es könnte ſein , daß die Entwicklung in die

Richtung des eben von Oberkirchenrat Katz ausgeführten geht .

Gerade weil die Dinge in einer Entwicklung ſich befinden ,

würde ich perſönlich für dieſen Augenblick am Amtstitel ſo

wenig ändern als am Amte ſelbſt . Entſcheidend bleibt ,

welches Gewicht die Perſönlichkeit dem Amt zu geben ver⸗

mag .

Abgeordneter Schneider : Ich habe mich nur deshalb noch
einmal zum Wort gemeldet , um einiges richtigzuſtellen . Zu⸗

nächſt freue ich mich , daß die Regierungsbank faſt geſchloſſen
auf einen ſolchen Antrag hin reagiert hat und zwar reagiert
unter Offenbarung ihrer geheimſten Gedanken . Das iſt ein

gutes Zeichen , wenn eine Synode das fertig bringt .
Aber nun : Ich war dankbar , daß OK Friedrich die hiſto —

riſchen und rechtlichen Gedanken dazu geäußert hat . Bezgl . der

rechtlichen ſind auch wir ſelbſtverſtändlich der Meinung , daß,
wenn der Antrag zur Annahme kommt , das auf dem nor⸗

malen Weg über eine Prüfung durch den Oberkirchenrat
über eine Geſetzesvorlage , die die Abänderung des urſprüng⸗
lichen Geſetzes dann ja ſanktionieren müßte , erledigt wird .

Das iſt ſelbſtverſtändlich .

Was die hiſtoriſche Sache anbetrifft , möchte ich doch ſagen :
Wir haben doch auch den Titel des Landesbiſchofs in unſerer

Kirche eingeführt , obwohl er früher nicht da war . — Es wird
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darauf hingewieſen , daß früher der Großherzog der Landes

biſchof war . ) — Das war ein Ehrentitel , heute iſt er Amt

und Wirkſamkeit .

Nun aber , worum es mir vor allem geht : Es iſt hiſtoriſch

feſtzuſtellen , daß wir nicht heute erſt das verfechten , daß für

dieſes Amt der Titel Prälat genommen werden muß . Ich er

innere , daß bei Beratung dieſes Geſetzes zur Schaffung dieſer

Zwiſchenſtelle damals von einer nicht unbeachtlichen Minder

heit von Anfang an für den Titel „ Prälat “ geſprochen wor

den iſt. Und ich glaube , daß das in Erinnerung gerufen

werden darf . Nun iſt eigentlich in der Debatte zum Ausdruck

gekommen, als ginge es uns , den Antragſtellern nur darum ,

einen äußeren Titel für Repräſentationen zu ſchaffen , als

ob wir nicht wüßten, - daß nicht der Titel das Amt ſchafft ,

ſondern die Perſönlichkeit , die dahinter ſteht . Aber wir haben

heute eben dieſen Antrag gebracht , weil wir der Überzeugung

ſind, daß die Erfahrung dieſer 3 Jahre und das nicht ge
kommene Echo aus der Gemeinde in Bezug auf die Aufgaben

dieſes Amtes und des Verſtehens dieſes Amtes eben nun

da iſt und genügt , um hier der Gemeinde und dem Kirchen

volk gegenüber durch dieſe Anderung den Begriff des Amtes

und der Perſönlichkeit anders zu untermauern . Das iſt der

Grund, weshalb wir ſprechen , und weshalb wir den Antrag

ſtellen. Ich bitte doch ſehr , dieſe Beweggründe zu beachten und

nicht mißzuverſtehen . Uns geht es nicht um den Titel , ſon⸗

dern darum , der Gemeinde gegenüber das Verſtändnis für

dieſes Amt und für die Träger desſelben zu ſchaffen . Es iſt

ſo, daß mit dem „ Kreisdekan “ die Leute eigentlich nichts an

fangen können . Übrigens iſt auch bei der damaligen Beratung
über das Weſen dieſes Amtes wohl mit in erſter Linie geſagt

worden, daß es ein ſeelſorgerliches Amt für die Geiſtlichen

ſein ſoll. Aber es iſt ebenſo geſagt worden , daß es damit auch

ein Amt iſt der engeren Verbindung von Gemeinden und

Kirchenregierung . Und die Praxis hat es eben gezeigt , —

woran das hängt , weiß ich nicht , ob die Pfarrer ſich nicht

gern ſeelſorgerlich betreuen laſſen und deshalb dieſe Seite

nicht ſo zum Ausdruck kam — die Berührung mit der Ge⸗

meinde hat es gezeigt , daß ſie das Bedürfnis hat , einen Ver⸗

treter der Kirche bei den verſchiedenen Gelegenheiten bei ſich

zu ſehen, und damit ſind nun auch dieſe nach außen hin wir⸗

kenden Verpflichtungen verbunden . Alſo aus der Praxis , wie

das Amt ſich entwickelte , und aus der Tatſache , wie die Ge—

meinde auf dieſen Titel und dieſes Amt unter dieſem Titel

reagiert hat, aus dieſen Gründen heraus war unſer Antrag

erfolgt Ich wäre ſehr damit einverſtanden , daß unſer Antrag

zunächſt dem Oberkirchenrat überwieſen wird , daß er etwa
bis zut nächſten Synode ſich nun ſelbſt noch darüber Ge —

danken machen kann , ob und inwieweit er glaubt , zu dieſem

Antrag Stellung nehmen zu können , poſitive oder mit einer

Begründung unter Umſtänden auch negative .

Ob die Bezirksſynoden eingeſchaltet werden ſollten ? Ich bin

dafür, nachdem den Bezirksſynoden halbjährlich die kirchlichen

Fragen zur Beratung gegeben werden . Ich bin dankbar , daß
das veranlaßt worden iſt .

Die Frage, die die geheimſten Gedanken von OK Katz
und auch des Herrn Landesbiſchofs zum Ausdruck gebracht

hat, dieſes Amt wieder abzuſchaffen , würde ich empfehlen ,

nicht in die Debatte zu werfen . Ich bin nicht dafür , daß dieſe

Zwiſcheninſtanz genommen wird aus ganz beſtimmten Grün —

den. Wir waren ſehr dankbar in Südbaden , daß wir wenig⸗
ſtens einen Kreisdekan hatten , der bei uns unſere Kirche ver —
treten hat nach außen . Ich kann nur immer wieder ſagen ,
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8 oderRepräſentation allein , ſondern

„daß unſere Kirche da iſt , wenn wir ſolche
Perſönlichkeiten auch mit der entſprechenden Amtsbezeichnung
haben .

möchte ſagen, daß dieſes
untd mnß de inchern zeldt den aug nge te geftbre
vird , daß etwa der Kreisdekan ſo angeredet wird , ſondern

er hat dort den Titel Oberkirchenrat , was bei uns nicht

günſtig wäre . Ich möchte aber doch meinen , daß für den

Augenblick dieſer Antrag zurückgezogen werden ſollte ; denn

nicht nur , was vorhin in bewegender Weiſe vom OK aus

geſagt worden iſt , weil die Frage problematiſch iſt , ſondern ich

weiß auch von Kreisdekan Hof , daß da allerlei Gedanken in

ſeinem Herzen ſind in derſelben Richtung . Wir ſollten jetzt
nicht in eine Beſprechung eintreten , die weit über das hin⸗
ausgreift , was im Antrag ſteht und ſich auf das Amt ſelber
und den Inhalt des Amtes erſtrecken würde . Ich würde
meinen , die Brüder , die den Antrag geſtellt haben , mögen ihn
zurückziehen . Und man könnte da und dort über die Sache
weiterſprechen , bis ſie reif iſt . Für die Bezirksſynode eignet
ſich dieſe Sache m. E. gar nicht .

Abgeordneter Rücklin : Herr Uhrig hat vorhin geſagt , daß
Kreisdekan Maas ein Begriff ſei und ebenſo Kreisdekan Hof .
Wir in Mittelbaden haben noch keinen ' Begriff , was ein
Kreisdekan iſt , trotzdem ſchon Jahre ſeit Faſſung dieſes Ge⸗

ſetzes vergangen ſind . Daher meine ich, daß der Antrag dem

ſtändigen Verf . ⸗Ausſchuß zu übergeben iſt , der ſich mit der

Neuordnung der Kirche zu befaſſen hat und möchte dies be⸗

antragen .

Landesbiſchof D. Bender : Ich möchte nur bitten , die Frage

des Amtes des Kreisdekans noch nicht dem Verfaſſungsaus⸗

ſchuß zu überweiſen . Es gibt eine lebendige Entwicklung , und

wir ſehen , daß ſich dies Amt ſeinen Weg ſucht . Ich bitte , daß

wir das nicht zu früh zu einer Neuformierung werden laſſen .

Liebe Brüder ! Da iſt etwas anderes , was mich bedrückt ,

und wo ich gern helfen möchte , daß nämlich unſere Brüder

im OK nicht in dieſer oberkirchenrätlichen Höhe oder Ferne

gehalten werden von unſeren Amtsbrüdern und Gemeinden .

Meine Brüder wollen es nicht , ſie ſtreben darnach , das , was

allerdings durch lange Tradition in unſerer Kirche geſchaffen
worden iſt — denn unſer Oberkirchenrat kommt aus der

Bürokratie , und die Bürokratie haftet in der Vorſtellung der

Gemeinde — wieder abzulegen . Haben Sie nicht gemerkt , wie

unſere Brüder vom Oberkirchenrat verſuchen , dieſen büro⸗

kratiſchen Charakter abzuſtreifen und als Brüder ihren Dienſt

unter ihren Amtsbrüdern und den Gemeinden zu tun ? Und

ich kann verſtehen , daß es für ſie manchesmal ein Schmerz

iſt , daß man das nicht recht ſehen und annehmen will . Ich

glaube , daß der Fortgang unſerer Kirche weſentlich davon be⸗

ſtimmt iſt , ob es gelingt , das alte Problem unſerer badiſchen
Kirche neu zu beantworten , nämlich dieſe merkwürdige

chineſiſche Mauer zwiſchen Kirchenleitung einerſeits und den
Pfarrern und der Gemeinde andererſeits zu durchbrechen .

t nicht ' möglich allein von der Seite der Kirchenleitung

em Gewiſſen ſagen zu können : Meine

Brüder ringen darum , und wenn ſie es ſich ſauer werden
laſſen , nach einer Woche , die wirklich von Arbeit angefüllt

iſt , am Sonntag hinauszugehen zu den Geinemet dann

ſehen Sie darin den Verſuch , es zu demlebensvollen
Kontakt

zwiſchen Gemeinde , Pfarrer und Kirchenleitung kommen zu

icht allein von uns aus geſchehen .
laſſen . Aber das kann ni
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Helfen Sie alle mit , daß dieſe chineſiſche Mauer zwiſchen

Das iſt

her . Ich glaube , mit gut
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Oberkirchenrat und Gemeinden und Pfarrern abgetragen wird

und es zu einer rechten Zuſammenarbeit kommt , denn wir

ſind alle zuſammen Glieder an einem Leib , nur durch die

Funktionen unterſchieden , aber Glieder an einem Leib .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Ich möchte nur zu dem

geäußerten Gedanken —es iſt nur ein Gedanke einſtweilen —

daß das Amt der Kreisdekane in den Oberkirchenrat ein —

bezogen werden könnte , mit einer kleinen Erfahrung bei⸗

tragen . Sie geht in der Richtung deſſen , was Bruder Schnei⸗

der für Südbaden ausgeſprochen 1115 ſtammt direkt aus

Freiburg . Mir ſcheint es für uns in Freiburg von beſon

derem Werte, daß wir dort eine jolche Zwiſcheninſtanz haben
Es würde für uns in Freiburg ein ſchmerzlicher Verluſt ſein ,
wenn dieſe nach Karlsruhe zurückgezogen würde . Ich kann

es von unſerer Univerſität aus betrachtet bekräftigen . Gewiß
wir ſind von Herzen dankbar , daß der Herr Landesbiſchof

mehrfach , wenn er irgendwie konnte , zu feierlichen Veran —

ſtaltungen zugegen war und den Gottesdienſt an einem Tag
der Univerſitätsfeier gehalten hat . Das iſt ihm alle Tage

nicht möglich . Es geht aber nicht nur um die Univerſität , die

einmal eine Jahresfeier gerade am Sitze des erzbiſchöflichen
Ordinariates hat . Wie lange die Landesregierung noch in

Freiburg iſt , wiſſen wir nicht , einſtweilen iſt ſie noch da.

Dann würde der Wegfall des Kreisdekanats für Freiburg ein

ſchmerzlicher Verluſt ſein .

Abgeordneter Günther : Studienrat Rücklin hat bereits das

geantwortet , was ich ſagen wollte . Ich möchte aber anfragen ,
warum wir in Mittelbaden ſo ſtiefmütterlich behandelt wer —

den . Weil wir näher im Herzen an Karlsruhe liegen ?Drau —

ßen frägt man oft unter Den Amtsbrüdern : Warum kommt

niemand zu uns ? Selbſt unſere Dekane fragen . Ich möchte
dies zum Ausdruck bringen .

Landesbiſchof D. Bender : Auf dieſe Frage aus Mittel —

baden kann ich nur die Antwort geben , die ich ſchon einmal

in der Synode gegeben habe . Daß das Kreisdekanat Mittel —

baden nicht beſetzt worden iſt , lag zunächſt in der Perſonen —

frage . Wir haben nicht die Perſönlichkeit gefunden , die den

für dieſes Amt notwendigen Vorausſetzungen entſprochen

hätte , und wir hielten es für beſſer , die Stelle unbeſetzt zu

laſſen , als ſie nicht recht zu beſetzen . Erleichtert wird uns dieſe

Vakanz dadurch , daß der Bezirk Mittelbaden ein verhältnis⸗

mäßig kleiner Bezirk iſt und von Karlsruhe leicht erreicht
werden kann , ſo daß der Referent für Mittelbaden im Ober —

kirchenrat ſtellvertretend die Funktion mitzuübernehmen ver —

ſucht .

Abgeordneter Bernlehr : Als der Herr Landesbiſchof zum

erſten Male zu dieſer Sache ſprach , wollte ich ſagen — ich

habe mich nicht gemeldet —: ich möchte die Synode bitten ,
von einer überſtürzten Entſcheidung abzuſehen , ſowohl was

den Titel anbelangt und auch die Sache mit den Kreisdeka —

naten betrifft . Wir wollen uns nichts verbauen für ſpätere

notwendige Entſcheidungen .

Präſident Dr . Umhauer : Es liegt ein Antrag des Haupt⸗
ausſchuſſes vor , der folgendermaßen lautet :

„ Der Hauptausſchuß empfiehlt der Synode , es bei der

Amtsbezeichnung „ Kreisdekan “ zu belaſſen . Bei der großen
Zahl von „ Prälaten “ auf katholiſcher Seite , vor allem im

ſüdbadiſchen Gebiet , würde die Einführung der Bezeich —
nung „ Prälat “ anſtelle der bisherigen „ Kreisdekan “ nicht
eine beſondere Akzentuierung , ſondern eine Bedeutungs —
minderung der Amtsbezeichnung in der Offentlichkeit dar⸗

ſtellen . “

und vievte Sitzung

Der Antrag geht auf Ablehnung des Antrages Bier ,

Schneider , Lindenbach , Odenwald und Ritz .

Es liegt ein zweiter Antrag des Herrn Rücklin vor : Zu⸗

weiſung an den Hauptausſchuß .
eordneter Rücklin : Ich ziehe meinen Antrag zurück .

Abgeordneter Schneider : Wir könnten uns dazu verſtehen ,

daß unſer Antrag abgeändert wird , etwa in dem Sinne , der

berkirchenrat wolle prüfen , ob eine Anderung der Amts⸗

bezeichnung „ Kreisdekan “ in „ Prälat “ jetzt nach den Erfah⸗

rungen möglich und zweckentſprechend wäre . Damit wird

Zeit gewonnen , und wir könnten dann eine nicht aus dem

Handgelenk geſchüttelte , ſondern in aller Ruhe gefertigte Be⸗

urteilung des Oberkirchenrates , etwa auf der nächſten Synode

hören und werden umgekehrt unſerem - Anliegen und unſerer

Überzeugung , daß die Erfahrungen eines Zeitabſchnittes

ſchon genügen , um dieſe Anderung zu erweiſen , Rechnung

tragen . Das wäre ein Vermittlungsvorſchlag , auf den wir

uns einigen könnten .

Präſident Dr . Umhauer : Ich bin der Meinung , wir hätten

ſowieſo nach den Rechtsausführungen des Herrn Oberkirchen⸗

rates Dr . Friedrich Ihren Antrag abändern müſſen , weil die

Kreisdekane durch das Geſetz feſtgelegt ſind . Entweder Sie

müßten beantragen , ein Geſetz auf Abänderung des Kreis⸗
dekanatsgeſetzes oder den Oberkirchenrat erſuchen , zu er⸗

wägen , ob er nicht zu der nächſten Synode ein ſolches Geſetz

einbringen möchte .

Abgeordneter Schneider : Es wäre die Folge geweſen , daß

dann der Oberkirchenrat gezwungen wäre . Dies will ich da⸗

durch vermeiden , daß er von ſich aus dazu Stellung nehmen
kann . Ich würde den Antrag folgendermaßen formulieren :

„ Der Oberkirchenrat wolle prüfen , ob die Amtsbezeich⸗

nung Kreisdekan “ in geeigneter Zeit in „Prälat “ umge⸗
ändert wird . “

Abgeordneter Hauß : Ich ſchlage vor , die Sache dem dOber⸗
kirchenrat zur weiteren Behandlung zu übergeben .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich ſtelle den Antrag , den Antrag

Bier uſw . abzulehnen .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Und ich beantrage ,

zur Abſtimmung zu ſchreiten .

Präſident Dr . Umhauer : Jetzt haben wir ſchon drei An⸗

träge ; den weiteſtgehenden Antrag von Herrn Prof . Uhrig .
Es gibt noch zwei identiſche Anträge , nämlich den von Herrn

Schneider und den von Pfarrer Hauß auf Überweiſung an

den Oberkirchenrat zur Bearbeitung und gelegentlichen Vor⸗

lage .
Wer iſt dafür , daß der Antrag Bier

rung jetzt ſchon endgültig abgelehnt wird ? 7

Antrag des Herrn Uhrig iſt abgelehnt .
Nun wird über den vereinigten Antrag Schneider / Hauß

„ Die Landesſynode wolle den Oberkirchenrat erſuchen , zu

prüfen , ob der Titel eines Kreisdekans “ nicht durch Prä⸗

lat “ erſetzt werden kann , und zu gegebener Zeit eine ent⸗

Vorlage machen . “

er Antrag wird mit allen gegen drei Stimmen ange⸗

nommen .
Es liegen noch zwei kurze Eingaben , Eingabe Vierling

und Eingabe Dr . Bergdold , vor .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . von Dietze : Es han⸗

delt ſich um den Wunſch des Oberrechnungsrats Vierling in

Karlsruhe , im roten Haus beſchäftigt , um Höhereinſtufung .
Dieſer Wunſch wird mit ausgiebigen Klagen vorgetragen .

96

ſofort

„ Schneider auf Ande⸗

Stimmen . Dieſer

I



Wir ſind der Überzeugung , daß das keine Angelegenheit iſt ,

mit der ſich die Synode befaſſen ſollte , und ſchlagen vor ,

Hohe Synode wolle zur Tagesordnung übergehen .

Präſident Dr. Umhauer : Es meldet ſich niemand zu Wort .

Der Vorſchlag iſt alſo angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Die Ein⸗

gabe Bergdold : Hier handelt es ſich um den Antrag der

Kirchengemeinde Mannheim ,

„die Landesſynode möge beſchließen , daß

a) die Kirchenverfaſſung der Landeskirche ,

b) die Wahlordnung der Landeskirche ,
eine Beſtimmung enthält des Inhaltes :

Kirchengemeinden mit über 100 000 Seelen ſind an die

Höchſtzahl von 30 Kirchenälteſten nicht gebunden “ “

Damit der Antrag nicht liegen zu bleiben braucht , ſchlagen
wir vor, ihn dem ſtändigen Verfaſſungsausſchuß zu über⸗

weiſen.

Präſident Dr. Umhauer : Wünſcht jemand das Wort dazu ?
Ich ſtelle die einſtimmige Annahme des Ausſchußantrages
feſt.

Wir haben noch den einen Punkt , die Vorlage des Er⸗
weiterten Oberkirchenrats betr . Gottesdienſtordnung .

Berichterſtatter Abgeordneter Frank : Der Ausſchuß iſt
heute zum Schluß gekommen und bereit , über dieſe Vorlage
zu berichten .

Oberkirchenrat Dr. Heidland : Damit keine Mißverſtänd⸗
niſſe entſtehen : Bei der Arbeit des Hauptausſchuſſes handelt
es ſich um die Stellungnahme zu der Vorlage des Erweiterten

Oberkirchenrats , nicht zur Vorlage der Kommiſſion . Über die

Kommiſſionsvorlage hatte der Hauptausſchuß keine Zeit zu

ſprechen. Er hatte der Vorlage des Erweit . Oberkirchenrats
zugeſtimmt unter Vornahme einiger unweſentlicher Abände⸗

rungen . Da die Gemeinden eine Außerung der Landesſynode
zur Liturgie erwarten , glaube ich, daß dieſes Wort des Haupt⸗
ausſchuſſes das rechte Wort ſei .

8 Abgeordneter D. Hupfeld : Ich bin der Meinung , es ſolle

ſic an dieſen Entwurf , wie wir ihn ausgearbeitet haben ,
leine Debatte mehr anſchließen . Die Kommiſſionsberatung

war beinahe eine Plenarſitzung , die Mitglieder der Synode
ſind alle genügend informiert . Wir können ohne Diskuſſion

und können dann in die andere Ausſprache ein⸗
eten.

Präftdent Dr. Umhauer : Bevor wir mit den Verhand⸗
lungen fortfahren , möchte ich bitten , die Wahl des Synodalen

desErw. Evang . Oberkirchenrats und ſeines Stellvertreters

durchzuführen. Es iſt zu bemerken , daß die Amtstätigkeit des
Gewählten erſt beginnen kann , wenn das Geſetz Rechtskraft

hat durch die Verkündigung . Aber wir können dann nicht noch
einmal zuſammentreten , um zu wählen . Deswegen ſchlagen
wir

vor, daß jetzt die Wahl durchgeführt wird .

Wir haben im Alteſtenrat eingehend geſprochen darüber ,
ob

ein geiſtliches oder ein weltliches Mitglied der Synode

8 werden ſollte . Die Mehrheit des Alteſtenrats war

155
daß ein geiſtliches Mitglied gewählt werden ſoll und

50 als Mitglied als auch als Stellvertreter . Nach⸗

1 3 Grundabſtimmung vorgenommen war , wurde über
10 1101

idatur geſprochen . Da hat der Alteſtenrat einſtimmig
kehen

agen , als Mitglied des Erweiterten Evang . Ober⸗

Herrn Dekan Dr . Bier zu wählen und als Stell⸗

90
er

155 Herrn Dr. Bier Herrn Pfarrer Schweikhart .

90
age Ihnen vor , daß wir geheim abſtimmen und

im 1. Wahlgang lediglich über das ordentliche Mitglied
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und im 2. Wahlgang über den Stellvertreter . Ich bitte um
weitere Vorſchläge .

Abgeordneter Dr. Uhrig : Ich habe den Vorſchlag zu
machen, daß für dieſen Poſten 2 ſog. Laien gewählt werden

ſollen, für das ordentliche Mitglied und als Stellvertreter ,

und ich möchte vorſchlagen für das ordentliche Mitglied

Studienrat Rücklin und für den Fall , daß er gewählt wird ,
würde ich die Wahl zweier Stellvertreter vorſchlagen .

Präſident Dr . Umhauer : Alſo 2. Vorſchlag : Studienrat
Rücklin als ordentliches Mitglied .

8 Abgeordneter Ruſer : Wenn ich einen Vorſchlag machen ſoll ,
ich würde Herrn Pfarrer Hammann vorſchlagen , der in
Karlsruhe wohnt .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Was zunächſt die Entſchei⸗
dung betrifft , ob wir einen Pfarrer oder Nichtpfarrer in den
Erweiterten Oberkirchenrat wählen wollen , ſo bitte ich aus
meiner Erfahrung , folgendes beitragen zu dürfen :

Es hat niemals nach meiner Erinnerung im Erweiterten

Oberkirchenrat irgendeine Frage gegeben , bei der die Mei⸗

nungsverſchiedenheit , die es dort gab und gibt und immer
wieder geben muß , geteilt geweſen wäre nach der Richtung :
hie Pfarrer , hie Nichtpfarrer . Und wenn es einmal eine

ſolche Meinungsverſchiedenheit nach dieſer Einteilung geben

ſollte , dann würden wir Nichtpfarrer 1. von den Brüdern im

Erweiterten Oberkirchenrat ſicherlich nicht unbrüderlich über⸗

ſtimmt werden und 2. wenn wir an ferne Zeiten denken , wo

es vielleicht weniger einmütig ſein ſollte , würden die Nicht⸗

pfarrer die Möglichkeit haben , die Sache vor das Plenum zu

bringen , wo nicht die Pfarrer die Mehrheit haben . Eine

Zahlenarithmetik iſt für die Zuſammenſetzung des Erwei⸗

terten Oberkirchenrats nicht angebracht . Dagegen ſcheint es

mir wichtig zu ſein , daß diejenigen Pfarrer , die im Ge⸗

meindeamt ſtehen , im Erweiterten Oberkirchenrat da ſind

und zwar mehr , als es z. Zt . durch Specht und Hammann

möglich iſt .
Was nun den perſonellen Vorſchlag betrifft , ſo beſagt er

beſtimmt nicht , ſoweit ich ihn vertreten habe und mit vertrete ,

in erſter Linie , daß wir dieſe oder jene Perſon als einzig

geeignet anſehen , ſondern er iſt ſehr ſtark mit aus regionalem

Geſichtspunkt beſtimmt . Derjenige Teil des Landes , in dem

die beiden vom Alteſtenrat vorgeſchlagenen Pfarrer tätig

ſind , iſt bisher im Erweiterten Oberkirchenrat gar nicht ver⸗

treten , während Karlsruhe ſchon ſtark vertreten iſt . Ferner

wollen wir eine verfaſſungsmäßige Schwierigkeit vermeiden .

Es wäre mindeſtens eine Erſchwerung , wenn wir jetzt ein

ſchon vorhandenes ſtellvertretendes Mitglied wählen würden:
denn die jetzigen Mitglieder und Stellvertreter ſind ja noch
berufen . Und dann iſt die Frage : Wie wird für den der Nach⸗
folger beſtellt , gewählt oder berufen ? Dem gehen wir aus

dem Weg , wenn wir neue Mitglieder wählen .

Abgeordneter Rücklin : Ich kann das von Herrn v. Dietze
Geſagte vom Erweiterten Oberkirchenrat, dem ich auch an⸗

gehört habe , nur beſtätigen . Ich habe nie erfahren , daß ich

als Laie dort überfahren worden wäre .

Abgeordneter Uhrig : Es geht mir nicht um Zahlenarith⸗
metik , ſondern es bewegt mich , daß tatſächlich, wir

einen Pfarrer noch wählen , 9 Theologen gegen 6 Nüheitte
logen ſtehen , und es handelt ſich doch darum, daß wir mög⸗

lichſt mannigfaltige Berufe gerade auch aus dem Kirchenvolk
heranziehen zur Kirchenleitung .

Abgeordneter Ruſer : Wenn ich Herrn vorſ

ſchlagen habe , ſo deswegen , damit auch die Diakoniſſenhäuſer
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dort vertreten ſind . Und ich glaube , daß das Diakoniſſenhaus

Karlsruhe ein wichtiges Wort mit einwerfen kann . Deshalb
mein Vorſchlag .

Abgeordneter Hammann : Wenn ſchon Abgeordneter Ruſer

dieſe Begründung gibt , bitte ich, daran zu denken , daß unſere

Diakonie durch den Herrn Landesbiſchof in traditioneller

Weiſe genügend vertreten ſein dürfte .

Präſident Dr . Umhauer : Ich will es zuſam⸗

menfaſſen . Es ſind vorgeſchlagen an ordentlichen Mitgliedern :

vom Alteſtenrat Dekan Bier , dann Herr Studienrat Rücklin

und dann Herr Pfarrer Hammann . Das ſind alle Vorſchläge .
Es folgt die Wahlhandlung .

Es ſind 41

wurde ſpäter auf 42 berichtigt , weil ein weißer

war . )

Das Ergebnis der Wahl iſt folgendes :

Dekan Dr. Bier 21 Stimmen

Pfr . Hammannn 9 7
Stud . ⸗Rat Rücklin

Pfr . Hauß
Pfr . Schweikhart
weißer Zettel

ungültig 1 „

Ich frage Herrn Dekan Dr. Bier , ob er die Wahl annimmt ?

Abgeordneter Dr . Bier : Ich nehme an , wenn es ſein muß .

Präſident Dr . Umhauer : Nun bitte ich, den Stellvertreter

zu wählen . Der Alteſtenrat hat vorgeſchlagen , Herrn Pfarrer
Schweikhart als Stellvertreter zu wählen .

Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich ſchlageß den Hauptlehrer
Müller von Heidelberg vor .

Präſident Dr . Umhauer : Ich wiederhole meinen Vorſchlag
Pfarrer Dr . Barner aus Heidelberg .

Abgeordneter Frank : Ich ſchlage
Freiburg vor .

Präſident Dr . Umhauer : Ich nocheinmal die

Vorſchläge : Schweikhart , Müller , Barner und Kühlewein .

Es folgt die Wahl des Stellvertreters für den Erweiterten

Oberkirchenrat . Das Reſultat iſt folgendes :

Stimmzettel abgegeben worden . ( Dieſe Zahl

Zettel dabei

—

-
0

Pfarrer Kühlewein⸗

Pfarrer Schweikhart 21 Stimmen

Hauptlehrer Müller 6 „
Pfarrer Dr . Barner 4 15
Pfarrer Kühlewein 4 5
Studienrat Rücklin 1 35
weiße Zettel 2 55

Präſident Dr . Umhauer : Mit derſelben Mehrheit wie Herr
Dekan Dr. Bier , nämlich mit 21 gegen 20 Stimmen , iſt Herr

Pfarrer Schweikhart gewählt — Ich frage Herrn Pfarrer
Schweikhart , ob er die Wahl annimmt .

Abgeordneter Schweikhart bejaht .

rgelangen zur Beratung des Antrags von Bürger
meiſter Schneider über Teilung der Synode . Ich bitte ihn ,
den Antrag zu ſtellen .

Abgeordneter Schneider :Der Antrag iſt kurz :
Die Synode wolle beſchließen , daß künftighin pro Jahr

2 Seſſionen der Synode einberufen werden , eine im Früh⸗
jahr und eine im Herbſt . “
Als Begründung möchte ich 3 Punkte aufführen :

1. Es iſt von uns allen erlebt in dieſen Tagen , daß eine

tige Arbeitshäufung vorliegt , die genügt hätte , 2 Seſ —
ſue n zu füllen , damit die Arbeit noch gründlicher getan

8
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werden kann , damit wir Zeit dazu haben und damit es keine

derartige Hetze gibt und Überbeanſpruchung . Denn das war

es zum Teil —wie wir es erlebt haben und gerne für dieſen

Fall auf uns genommen haben . Ich ſtelle mir vor , daß es

genügen ſollte , wenn die Synode täglich 8 —9 Stunden an

ihren 1b0
halte es für ein Bedürfnis aller Synodalen , daß

enkünfte dazu dienen ſollen , auch zum perſön⸗

erlichen Austauſch zu kommen ; daß wir , die wir

ander 115 im Laufe der Jahre näher kennenlernen , als

00 iſche Chriſten auch unter uns Dinge beſprechen können ,

S einis aus der Praxis unſeres Lebens wie auch aus

85
beit in den we Krlf 1

—

00 in bien Sinne können . Dazu brautt man

eit und eine gewiſſe Ruhe und Muße .

3. Ich glaube , man ſollte die Gelegenheit , daß aus dem

ganzen Bereich der Landeskirche Männer zuſammenkommen ,
die im Leben der Kirche ſtehen und wirken , nützen , um ihnen

0uch aus dem Bereich der größeren Kirche , der Geſamtkirche ,

einen Überblick oder durch irgendein behandeltes Thema auch

Schau in die Weite zu geben . Es erinnern ſich wohl

e der Synodalen , wie beglückend es war , daß wir etwa

Landesbiſchof Wurm einmal in unſerer Mitte hatten .
Und ich könnte mir denken , daß es der Kirchenleitung ſelbſt

i
liegen iſt , daß hier von der EKiD oder ſonſt von einer

ägten evangeliſchen führenden Perſönlichkeit uns an

rgend ein allgemein intereſſierendes brennen⸗

des Thema geboten wird . Wir dürfen auch von dieſer Synode
ten und müſſen nicht nur immer ausgeben .
3 Geſichtspunkten glaube ich, iſt mein Antrag

wirklich weſentlich begründet .

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich möchte bitten , dabei aber

folgendes hinzuzuſetzen . Es ſollte uns die Möglichkeit gegeben

werden , eine dieſer Tagungen als eine Freizeit zu organi⸗

ſieren , bei der wichtige kirchliche Fragen beſprochen werden .

Ich habe hier in der Hand ein ſolches Heft einer Freizeit

einer anderen evang . Landeskirche , in in 4 Tagen abgehalten
worden iſt und auf der alle möglichen Fragen , entſcheidende

rmationsfragen uſw . behan⸗

dieſen

Fragen der Verkündigung , K

delt worden ſin
Weiſe , 90 1

Das wäre für uns ſehr wichtig , auf dieſe

—

F

ängig von Frageſtellungen , die unmittel⸗

dar 1810 werden müſſen , über zentrale Probleme des

ichen Lebens in eine vertiefende Arbeit hineingeführt

zu werden , wobei zugleich eine regelrechte Bibelarbeit der

Tagung ganz beſondere Tiefe geben könnte .

ſchof D. Bender : Das war eine Anregung , die ich

h ſchon gegeben habe , eine loſe , nicht durch vorgeſchriebene
ind vorgelegte Arbeit ſo zeitlich gebundene Tagung miteinan⸗

der zu haben . Ich bitte zu erwägen , wenn nicht eine Fülle von

Arbeit uns zu deren Erledigung zwingt , 2 vollſtändige ſyno⸗
dale Tagungen zu halten , daß wir eine Arbeitstagung haben
und eine Tagung , die , um es den Mitgliedern zu erleichtern ,
vielleicht nicht volle 6Tage dauert . Etwa eine erweiterte Ta⸗

gung über das Wochenende . Anreiſe Donnerstag , dann haben
wir den Freitag , Samstag und Sonntag und könnten dann

Montags wieder nach Hauſe fahren . So ungefähr habe ich es

mir vorgeſtellt . Das läßt ſich eigentlich für die Mitglieder der

Synode leichter ermöglichen , glaube ich. Nun bitte ich nur ,

daß wir uns zeitlich nicht unbedingt feſtlegen . Wir wollen

ach einmal fragen , welchen Zeitpunkt im Frühjahr unſere

Mitglieder der Synode für geeignet halten .

Lande
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Abgeordneter Dr . Uhrig : Ich möchte herzlich bitten , auf die
Lage, in der wir Leute von der Schule ſind , Rückſicht zu
nehmen . Es iſt für mich außerordentlich ſchwer , in der erſten
Hälfte des JFahres abzukommen . Ich habe regelmäßig Unter⸗
richt in der Oberprima und zwar mit einer erklecklichen An —
zahl von Wochenſtunden und mehreren Stunden am Tag . Die
jungen Leute machen ja im nächſten halben Jahr ihre Reife⸗
prüfung . Ich könnte ſie nur in ganz dringenden Fällen im
Stiche laſſen . Ich würde das nur mit einem immerhin be—
drückten Gefühl und Gewiſſen tun . Ich müßte mir vorbe —
halten , mich von einer ſolchen Tagung beurlauben zu laſſen .
Es iſt von mir —ich will es einmal ſo ſagen , um es nicht
ſchärfer zu ſagen — lächerlich und merkwürdig empfunden
worden, daß wir Lehrer „ immer Zeit haben , das ganze Jahr
beſteht ja nur aus Ferien und katholiſchen Feiertagen und
an dem einen Tag , wo dann noch Schule iſt , paſſiert etwas ,
oder es iſt ein Ausflug “ . So iſt das wirklich nun nicht . In
Südbaden werden die Anforderungen an unſere Abiturienten
von Jahr zu Jahr höher geſchraubt . Wenn einer die Verant⸗
wortung hat für ein gutes Abſchneiden ſeiner Schüler , dann
empfindet er dieſen Verzicht ſehr ſtark . Und wenn in der Tat
keine Unterrichtsſtunden ausfallen würden — die Kollegen
würden ſich ſehr freuen , eine Stunde zu gewinnen — ich
würde ſie verlieren . Der Unterricht in der Oberprima iſt tat⸗
ſächlich immer eine Hetze . Man kommt nicht zur Ruhe und
muß genaueſtens ausdividieren , wie man den vorgeſchriebenen
Lehrſtoff erledigt . Bitte , nehmen ſie alſo darauf Rückſicht .
Insbeſondere auch in der Hinſicht , daß hier keine Mußbeſtim⸗
mung iſt , wäre die Sache für den Oberkirchenrat und für
uns zweifellos leichter . Ich glaubte , es wäre für die an⸗
deren, die ſich in der gleichen oder in einer ähnlichen Lage
befinden , auch erträglicher . Ich ſelbſt würde alſo , wie ge—
ſagt , darin eine ſehr ernſte Belaſtung erblicken . Ob ich
nun mit dieſer Belaſtung hierher gehe oder dieſer beruf —⸗
lichen Belaſtung folgend zuhauſe bleibe , beides würde mich
nicht ruhig laſſen . Sie verſtehen , daß ich gerne hier wäre ,
aber, ich bitte Sie , zu verſtehen , daß ich ebenſo ſtark den Zug
verſpüre , dort zu bleiben , wo ich meinen Schülern zu dienen
habe. Dieſe Synode dieſer Tage lag zeitlich ſehr günſtig da⸗
durch, daß 3 von den 6 Tagen , die ausgefallen ſind , Feiertage
waren . Dadurch war die Sache ſehr erleichtert . Auf Pfingſt⸗
ferien iſt in Südbaden nicht zu rechnen . Pfingſtdienstag oder
der Samstag vor Pfingſten wird frei , ſo daß alſo an Pfing⸗
ſten keine Zeit wäre . Am Wochenende würde es mir auch
immer 4 Tage koſten und infolgedeſſen müßte ich dann Ur⸗
laub in Freiburg erbitten . Ich fühle mich in dieſer Lage ſehr
bedrückt.

Bräſident Dr . Umhauer : Der Antrag Schneider geht da —
hin, daß die Synode 2mal im Jahre zuſammenkommen ſoll .
— Mit allen gegen eine Simme angenommen .

—N tun wird Herr Profeſſor Hupfeld über die Arbeiten des

Lebensordnungsausſchuſſes uns noch einen Bericht geben .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Hupfeld : Es wurde mir

geſagt, der Lebensordnungsausſchuß ſei wohl eingeſchlafen .
Nein ! Er iſt nicht eingeſchlafen . Ich ſelber habe ja einen Ent⸗
wurf für eine Ordnung für die Pfarrer und für die Ge⸗
meinde gemacht . Der Ausſchuß iſt zuſammengetreten und hat
ſich in drei Sitzungen bisher über einzelne Teile dieſer Ord —
nung ſchon unterhalten . Weiter ſind wir noch nicht gekom⸗
men. Das übrige wird mit der Zeit auch fertig werden . Ich
hoffe, daß wir ſoweit kommen , den größeren Ausſchuß dann
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bei der nächſten Synode zur weiteren Mitarbeit heranziehen
zu können .

Präſident Dr . Umhauer : Wird darüber eine Ausſprache
gewünſcht ? Das iſt nicht der Fall .

Nun kommen wir zu der Vorlage des Erweiterten Ober⸗
kirchenrats über die Gottesdienſtordnung , Ziffer 6 der Tages⸗
ordnung .

Berichterſtatter , Abgeordneter Frank verlieſt nach kurzen
einleitenden Ausführungen folgenden Antrag , der vom
Hauptausſchuß nach eingehender gründlicher Beratung aus⸗
gearbeitet wurde :

„ Die Landesſynode enthält ſich vorläufg einer eigenen
Stellungnahme zu dem Entwurf , den die liturgiſche Kom⸗
miſſion über die Ordnung des Gottesdienſtes erarbeitet
hat . Sie wünſcht , daß zuvor in den Gemeinden die mit
der Gottesdienſtordnuung zuſammenhängenden Fragen
gründlich durchdacht und zur Entſcheidungsreife geführt
werden . Sie beauftragt den Oberkirchenrat , die Durchfüh⸗
rung dieſer Arbeit in Alteſten - , Männer⸗ , Frauen⸗ und
Jugendkreiſen , in Gemeindeverſammlungen , Kirchenchören,
Pfarrkonferenzen und Pfarrkonventen unter Berückſichti⸗
gung der Außerungen der Bezirksſynoden zu veranlaſſen .
Die Synode wünſcht , daß in der kirchlichen Preſſe die freie
Ausſprache über dieſe Frage gefördert wird . Denn es iſt
nicht der Wille der Landesſynode , daß die ernſte Beſinnung
um die rechte Anbetung und das rechte Lob im Gottesdienſt
in unſerer Landeskirche zum Stillſtand kommt . Aber bis zum
endgültigen Beſchluß der Landesſynode ſollen die Gemein⸗
den in den Hauptgottesdienſten über ihren augenblicklichen
Stand hinaus keine Erweiterungen der Gottesdienſtord⸗
nung vornehmen . Wo der Wunſch nach liturgiſcher Be⸗

reicherung erwacht , kann ihm wie bisher bei beſonderen
feſtlichen Anläſſen und in liturgiſchen Gottesdienſten ent⸗

ſprechend den Ordnungen für erweiterte Gottesdienſte im
Kirchenbuch J S. 448 Form . 1 ergänzt durch großes Gloria
und Salutation aus Formular 5 Rechnung getragen wer⸗
den . Die liturgiſche Kommiſſion wird beauftragt , einheit⸗
liche Weiſungen für die muſikaliſche Geſtaltung der ein⸗

zelnen geſungenen Stücke der Liturgie zu geben . “
( Heinheitliche Weiſungen . . . zu geben “ wird ſpäter

geändert in „ Vorſchläge . . . zu machen “ , ſ. unten —)

Abgeordneter Mülhaupt : Ich kann mich der Notwendigkeit
nicht verſchließen , daß man , wenn man anheimgibt , die For⸗
mulare der Erweiterten Gottesdienſtordnung nach 1 448 zu
benützen , irgendwelche Anweiſungen über die zu verwenden⸗

den Töne und Melodien dabei geben muß . Nur habe ich ein

wenig die Sorge —vielleicht geht das zu weit —, daß , da

dieſe Töne nicht im Kirchenbuch angegeben ſind , die Melodien ,
die evtl . für die Zuſätze zu verwenden wären , dann bei den

für Geſangsſtücke empfindlichen Gemeinden unſeres Landes

doch etwas mißtrauiſch aufgefaßt werden könnten . Ich ge⸗

ſtehe , daß ich ſelbſt nicht weiß , wie man der Gefahr aus dem

Wege gehen kann . Ich frage mich , ob es ratſam iſt , einfach

dieſen Paſſus über die Melodien wegzulaſſen , um da keinen

Anſtoß zu erregen und es lieber der Schickung zu überlaſſen ,
wie das dann geht .

Oberkirchenrat Dürr : Ich glaube , es wäre Sache der Lan⸗

deskirche , in Verbindung mit dem kirchenmuſikaliſchen Inſti⸗
tut die Noten für dieſe Erweiterte Gottesdienſtordnung her⸗

auszugeben . Dies kann auf einem verhältnismäßig kleinen

Blatt für die Gemeinden erfolgen . Wer dieſe Stücke einübt ,

der ſoll es gleichmäßig machen , damit nicht die verſchiedenſten
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Formen durchgeführt werden . Es iſt ſo, daß eine Gemeinde ,

die hier Hemmungen hat , dieſe Form gar nicht praktiziert .
Aber wenn ſie praktiziert wird , muß ſie nach einheitlichen
Melodien praktiziert werden .

Abgeordneter D. Hupfeld : Vielleicht könnte man ſagen ſtatt

„ Weiſungen zu geben “ , „Vorſchläge zu machen “ . Ich habe

offengeſtanden Angſt davor , daß Herr Tramnitz uns ſeine

liturgiſchen Theorien aufoktroiert . Ich wäre dafür , unter

allen Umſtänden einen Mann damit zu beauftragen , der im

kirchlichen Leben Badens wurzelt . Profeſſor Poppen wäre

der Mann , der zu dieſer Arbeit etwas zu ſagen hat .
Landesbiſchof D. Bender : Es handelt ſich nicht um Ein⸗

führung , ſondern nur um Vorſchläge .
Abgeordneter D. Hupfeld : Damit iſt die Sache entgiftet .

Ich würde ſagen „Vorſchläge machen “ . Damit 1 ich einver⸗

ſtanden .
Präſident Dr . Umhauer : Dieſe Anderung 0 10 einem

Vorſchlag des Herrn Prof . Hupfeld . Ich bringe den Antrag
der Kommiſſion , der Ihnen bekannt gegeben worden iſt , mit
der Abänderung des Prof . Hupfeld zur Abſtimmung . — Ein⸗

ſtimmig angenommen .
Nun muß ich Ihnen noch mitteilen , wie ſich die Liturgiſche

Kommiſſion zuſammenſetzt : Dr . Barner , Pfarrer Dreher ,
Kirchenarchivar Erbacher , Pfarrer Hauß , Jugendpfarrer Herr⸗

mann , Lic . Mülhaupt , Dozent Tramnitz , Kreisſchulrat We⸗
ber und Dr. Heidland .

Oberkirchenrat Dürr : Ich würde doch auf Grund deſſen ,
was vorhin geſagt worden iſt , vorſchlagen , daß wir ſtatt Herrn
Dozent Tramnitz Profeſſor Poppen in die Liturgiſche Kom⸗

miſſion wählen .
Oberkirchenrat Dr . Heidland : Ich würde vorſchlagen : nicht

„ſtatt “, ſondern „zuſätzlich “. Herr Tramnitz hat große Fähig⸗
keiten , gehört zu den Autoritäten in Deutſchland , und wir
werden um ihn beneidet . Ihn auszuſchließen , bedeutete einen

erheblichen Verluſt .
Landesbiſchof D. Bender : Ich möchte ſehr darum bitten ,

daß auf Herrn Tramnitz nicht verzichtet wird . Das würde

vielleicht auch falſch verſtanden werden . Ich glaube , daß ge⸗
rade dieſe beiden zuſammen einander ergänzen können und
beide eine Hilfe für die Arbeit der Liturgiſchen Kommiſſion
ſein ſollen .

Präſident Dr . Umhauer : Es iſt vorgeſchlagen , Herrn Pro⸗
feſſor Poppen noch in den Ausſchuß mit hineinzunehmen . Iſt
jemand gegen dieſen Vorſchlag ? Das iſt nicht der Fall .
Wünſcht jemand , daß Herr Tramnitz geſtrichen wird ? Alſo
vermehrt ſich die Kommiſſion um ein Mitglied , um Herrn
Prof . Poppen .

Sitzung

Abgeordneter Lic . Mülhaupt gab die Abſicht bekannt , daß

er im nächſten Jahr ausſcheiden werde und führte weiter aus :

Ich würde mich freuen — wenn ich dies zum Ausdruck

bringen darf — wenn Herr Profeſſor Hupfeld ebenfalls in

die Liturgiſche Kommiſſion gewählt werden würde . Wir

haben doch den Eindruck gewonnen , wie wichtig das zum

Ausdruck gebrachte Anliegen Profeſſor Hupfelds iſt , daß je⸗

mand , der mehr mit unſeren badiſchen Gewohnheiten und

Traditionen vertraut iſt und der mehr mit den Dingen in

der Gemeinde eingelebt iſt , in den Ausſchuß kommt , Herr

Profeſſor Hupfeld wird mir das nicht übelnehmen . Es iſt
im ganzen Lande das von Herrn Profeſſor geſchilderte

Empfinden vorhanden . Es iſt gut , in dieſen Dingen einen

Badener , einen Vertreter badiſcher landeskirchlicher Gewohn⸗

heiten bei ſich zu haben , in dem Gefühl , er hat das rechte
Verſtändnis . Ich würde darum gebeten haben .

Präſident Dr . Umhauer : Wird gegen dieſen Vorſchlag etwas

dende
Sind Sie ( zu Prof . Hupfeld ) bereit , in die

Liturgiſche Kommiſſion einzutreten ?

Abgeordneter D. Hupfeld : Ich tue es um der Sache willen .
Präſident Dr . Umhauer : Nun haben wir außer Herrn

Profeſſor Poppen noch Herrn Profeſſor Hupfeld in der nun

beträchtlich großen Liturgiſchen Kommiſſion .

Abgeordneter D. Dr . v. Dietze : Tritt Herr Hupfeld jetzt

ſofort in die Kommiſſion ein ?

Präſident Dr . Umhauer : Schon jetzt !

Abgeordneter Dr . Kuhn : Ich würde vorſchlagen , daß auch

aus der Induſtrieſtadt Mannheim ein Pfarrer mit hinzu⸗

gezogen wird . Ich ſchlage Pfarrer Dr . Weber vor .

Präſident Dr . Umhauer : Werden Bedenken gegen dieſen

Vorſchlag geäußert ? — Das iſt nicht der Fall . Wir werden

auch Pfarrer Weber aus Mannheim noch mit dazu nehmen .

Die Abgeordneten Bernlehr , Kuhn und Rücklin wünſchen

von allen wichtigen Anträgen und Beſchlüſſen eine Abſchrift .

Präſident Dr . Umhauer ſtellt an Oberkirchenrat Dr . Fried⸗

die Frage , ob das zu machen ſei .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich : Nach Möglichkeit ſoll die⸗

ſen Wünſchen Rechnung getragen werden .

Es ſollen die Entſchließungen des Finanzausſchuſſes bögl .

der Bruderhilfe , des Wortes an die Gemeinden und der

Stellungnahme zum Antrag der Gewerkſchaften allen Syno⸗

dalen hektographiert zugeſandt werden .

Präſident Dr . Umhauer ſchließt um 22 Uhr die offizielle

Sitzung .

Abgeordneter Günther ſpricht nach Verleſung des 121.

Pſalms das Schlußgebet .
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